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Vorwort. 



Zu den strafbaren Handlungen gegen die Staatsverwaltung 
gehören die Delikte gegen die Wehrkraft des Staates. Von diesen 
sollen hier die durch eine Verletzung der Wehrpflicht began- 
genen besprochen werden. Es fallen daher die anderen Delikte 
gegen die Wehrkraft, wie z. B. die Falschwerbung, die Aus- 
spähung, die Nichteinhaltung von Lieferungsverträgen, nicht in 
den Rahmen dieser Darstellung. 

Im ersten Teile werden^ die ^dem Verwaltungsrechte ange- 
hörigen Begriffe der Wehfpfliiflit-^uni des Wehrpflichtigen, als 
des Objektes und des Subjektes der Wehrpflichtsdelikte, soweit 
erläutert, als es zum Verständnisse dieser strafbaren Handlungen 
nötig ist. Der zweite Teil enthält die Theorie der Wehrpflichts- 
delikte, jedoch mit steter Beziehung auf das positive Recht 
Österreich -Ungarns, Deutschlands, Italiens, Frank- 
reichs, Dänemarks, Schwedens und Norwegens sowie im 
Vergleiche mit der Geschichte angehörigen Rechten, der dritte 
Teil faßt, auf der so gewonnenen Grundlage bauend, das Recht 
der österreichisch-ungarischen Monarchie in handlicher, dem 
Bedürfnis der Praxis angepaßter Form zusammen. 

Ausführliche Zitate aus Schriftstellern, Entscheidungen etc. 
habe ich nach Möglichkeit vermieden, konnte sie jedoch nicht 
immer ganz umgehen, da sich die militärrechtlichen Werke 
leider keiner großen Verbreitung erfreuen und ihre Beschaffung 
dem Leser oft nur schwer möglich wäre. 
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Einleitung. 

§ 1. Begriff der bewaffneten Macht. Die allgemeine 

Wehrpflicht. 

Die Selbsthilfe, die dem Einzelindividuum nur ausnahms- 
weise im Notfalle gestattet ist, ist für den höchsten irdischen 
Organismus, für den Staat, das ausschließliche Mittel im Kampfe 
um seine Rechte. Über dem souveränen Staate steht keine 
höhere organisierte Gewalt, die er zu seinem Schutze anrufen 
könnte und darum ist er nur auf sich selbst gestellt. Er hat 
aber nicht nur sich selbst zu schützen, sondern auch die Aufgabe, 
seinen Angehörigen Schutz nach außen und nach innen zu ge- 
währen. Selbst wenn man nicht, wie manche Staatsphilosophen, 
diese Pflicht, die Bürger zu schützen, als die einzige Aufgabe 
des Staates betrachtet, muß man sie doch zu seinen vornehmsten 
Aufgaben zählen.^) Dies kann als unbestritten gelten. Zur Durch- 
führung des Selbstschutzes und des Bürgerschutzes braucht der 
Staat eine Macht, die den Kräften der als Gegner in Betracht 
kommenden anderen Staaten möglichst überlegen oder doch 
wenigstens gewachsen sein soll und die jedenfalls stark genug 
sein muß, um der inneren Gefahren jederzeit sofort Herr werden 



1) Vgl. Artikel 2 der schweizerischen Bundesverfassung vom 29. Mai 1874: 
„Der Bund hat zum Zweck : Behauptung der Unabhängigkeit des Vaterlandes 
gegen Außen, Handhabung von Ruhe und Ordnung im Inneren, Schutz der 
Freiheit und der Rechte der Eidgenossenschaft" ; auch die Einleitungen der 
Verfassungen des deutschen Reiches und der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika bezeichnen den gemeinsamen Schutz als Zweck des Bundes und der 
ungarische Gesetipartikel II ex 1722/23 (pragmatische Sanktion) begründet 
die Annahme des weiblichen Erbfolgerechtes im § 1: „damit das Königreich 
auch in allen folgenden Zeiten von auswärtigen und inneren Unruhen und 
Gefahren gesichert werde/ 
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zu können. Der letzteren Bedingung muß jedes geordnete Staats- 
wesen unbedingt entsprechen können, denn ebenso wie der 
mündige Mensch muß auch der mündige, d. i. der uneingeschränkt 
souveräne Staat fähig sein, seine eigenen Angelegenheiten allein 
zu besorgen. Hingegen wird der an Reichtum und Volkszahl 
schwächere Staat einem anderen mit Ressourcen besser aus- 
gestatteten Staate nicht immer gewachsen sein können, ohne 
daß er jedoch deshalb wegen Unfähigkeit zur Erfüllung seiner 
Aufgabe die Existenzberechtigung als selbständiger Staat verlöre, 
denn auch hier gilt: ultra posse nemo tenetur. 

Zur Erreichung dieser Zwecke schafft der Staat eine Ver- 
einigung von Menschenmassen und Kraftwerkzeugen, die durch 
ihre Organisation zur Entfaltung einer möglichst großen Kraft 
befähigt sein soll: die bewaffnete Macht. Die bewaffnete Macht 
ist also: „Schild und Schwert nach außen, sowie die Stütze des 
Thrones und der gesetzlichen Ordnung im Inneren.** (Pkt. 2, 
Dienstregl. I. T. f. d. k. u. k. Heer.) Es gehören daher nicht zur 
bewaffneten Macht jene, wenn auch mit Waffen ausgerüsteten 
Körperschaften, die ausschließlich zur Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Ordnung im Inneren des Staates, wie die Polizei und 
die Gendarmerie,^) oder zur Kontrolle und Durchführung ein- 
zelner staatlicher Verwaltungsaufgaben, wie die Finanzwache 
organisiert sind. Jedoch greifen die Verhältnisse dieser Körper- 
schaften und die der bewaffneten Macht vielfach ineinander. 
Einerseits gibt es Abteilungen der bewaffneten Macht, die aus- 
schließlich zu gewissen innerstaatlichen Diensten bestimmt sind, 
wie die Militärpolizeiwache in Krakau, Przemysl und Lemberg zum 
Polizeidienste daselbst oder das Militärwachkorps für die k. k. 
Zivilgerichte in Wien zur Versehung des Sicherheitsdienstes bei 
diesen Justizbehörden, anderseits sind die als quasi-militares gel- 
tenden Angehörigen der Gendarmerie häufig den Strafgesetzen 
der bewaffneten Macht unterstellt und in dieser Hinsicht als 
Kombattanten zu behandeln, können daher Militärdelikte begehen, 
wie in Österreich (§ 10 Gend.-G. 25./12. 94, R. 1 ex 95), Ungarn 
(§ 8 G. A. III ex 1881), Bosnien-Herzegowina (§ 10 des Statuts, 
N. V. B. 23 ex 1884), Preußen, Elsaß-Lothringen, Baden und 
Hessen, Mecklenburg - Schwerin, Waldeck, Schaumburg-Lippe 



1) Vgl. die Vorbem. zum Dienstregl. f. d. Heer, § 2 Wehrg. v. 11./4. 
89, R. 41 (ung. G. A. VI ex 1889) und § 13, letzter Abs. ung. St. P. O. (G. A. 
XXXIII ex 1896). 
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und Lippe-Detmold (§ 2 letzter Abs. des Einf.-G. Mil. St. G. 0. 
1./12. 98, vgl. hierzu die Stelle in den Begründungen des Ent- 
wurfes).^)*^) 

Die Art, wie sich der Staat die bewaffnete Macht ver- 
schafft, war und ist verschieden. Es lassen sich mehrere 
Systeme unterscheiden, die durch die politischen, volkswirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse des Staates bedingt sind. 
Im alten Babylon, wo allerdings Handel, Gewerbe und Schiff- 
fahrt schon eine gewisse Rolle spielten, das aber vorzugsweise 
ein Agrarstaat war, verpflichtete der König Freigelassene des 
Hofes (mär banü), die man als Dienstadel ansehen kann und 
vielleicht auch Freie (amelu) durch eine Belehnung mit Haus, 
Feld und Garten zum Kriegsdienste. Das Lehen konnte auf den 
Sohn vererbt oder an andere Lehensträger verkauft werden, 
von anderen Verfügungen inter vivos und mortis causa war 
es im allgemeinen ausgeschlossen. Außer dem persönlichen 
Lehen der einzelnen hatte der Lehensmann noch einen Anteil 
an dem Lehnsvieh, das dem Hauptmann und zugleich Dorf- 
schulzen als Gemeindelehen vom Könige zugewiesen war. Durch 
diese Art der Belehnung wurde die Mannschaft und das niedere 
Offizierskorps sichergestellt, während über die Besetzung der 
höheren Stellen aus dem code Hammurabi nichts zu ersehen ist 
(Winckler, Hammurabi 2, Fußnote 4 auf S. 11, Fußnote 2 
und 3 auf S. 13, §§ 26 bis 32, 35 bis 40). Ein vielfach ähnliches 
Lehenssystem finden wir nach mehr als drei Jahrtausenden im 
deutschen Mittelalter wieder, und zwar unter gleichfalls in 
mancher Beziehung ähnlichen sozialen und volkswirtschaftlichen 
Verhältnissen, die in ihrer allmählichen Entwicklung dahin ge- 
führt hatten, daß die vordem im Frankenreiche bestandene all- 
gemeine Heerespflicht») zuerst erleichternde Einschränkungen 
zu gunsten der minder Bemittelten erlitt^) und dann schließ- 



i) Auch die in Österreich-Ungarn militärisch organisierte „Gestüts- 
branche" ist eine solche Körperschaft quasi-militaris. 

2) Vgl. über diesen Gegenstisind überhaupt: Stein, Die Lehre vom 
Heerwesen 38 f. 

3) Vgl. Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte*, 153 f. 
und Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte 3, 202 ff. 

4) Die capitularia missorum Caroli Magni ex 807 und ex 808 gestatteten, 
daß sich von den kleinen Grundbesitzern und den Besitzlosen je zwei oder 
mehrere zusammentaten, von denen nur einer ins Feld ziehen mußte und die 
anderen nur finanzielle Beihilfe leisten mußten. Vgl. hierzu und zum folgenden 

1* 
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lieh aufgehoben wurde. Ja selbst bis in die neuere Zeit hat 
sich das Institut der Militärlehen in der österreichischen Militär- 
grenze erhalten, die im Anfange des 16. Jahrhunderts zum 
Schutze gegen die Osmanen gegründet, bis zum Jahre 1873 
bestand. Erst 1850 wurden die Militärlehen der kriegspflichtigen 
Grenzer zum freien Eigentume erklärt, und zwar zur Belohnung 
für die kaisertreue Haltung der Grenzer in den vorangegange- 
nen politischen Sturmjahren. Es ist hier nicht der Ort für eine 
eingehende geschichtliche Darstellung der Entwicklung des 
Heerwesens,^) es sei nur in Kürze erwähnt, daß dem Kasten- 
staate der Inder, Ägypter und — bis in die neueste Zeit — 
der Japaner die kastenmäßige Organisation eines Berufsheeres 
und den griechischen Bürgerstaaten und der römischen Republik 
ein Bürgerheer entspricht, daß sich in Rom und anderwärts eine 
den Ständen angepaßte Teilung der Waffengattungen zeigt, die 
sich im deutschen Ständestaate wiederholt und deren Spuren heute 
in den tatsächlichen Verhältnissen der modernen Heere ebenso 



De juribus ex statu militari Germanomm pendentibus, Georg Ludwig Böhmer, 
2. Aufl., Göttingen 1760, dann Boretius, Beiträge zur Eapitularienkritik, 
113 ff. und 165 ff. (Text.) 

1) Vgl. Siegel, Deutsche Rechtsgeschichte 3, 199 f. 

2) Vgl. hierüber Jahns, Heeresyerfassungen und Völkerleben 2. Dieser 
(S. 5) yerweist auf die: ,,.... fundamentale Wichtigkeit der allgemeinen 
nationalen Lebensbedingungen, yor allem . . die der Volkswirtschaft, 
welche als die eigentlich maßgebende Grundlage des Heerwesens 
erscheint. — Den großen Formen der Volkswirtschaft entspringen überall 
die Hauptformen der Eriegsyerfassung und diese lassen sich übersichtlich in 
sechs Gruppen ordnen, deren jede wieder mehrere eigenartige Gestaltungen 
umfaßt, nämlich: 

I. Heerformen wandernder und unyoUkommen seßhafter Völker. 
II. Wechselwehrpflicht, Kriegerkasten und Eriegeransiedlungen. 

III. Kriegspflicht der Grundbesitzer. 

IV. Söldnerwesen. 

V. Aushebung neben freier Werbung. 
VI. Allgemeine Wehrpflicht moderner Kulturvölker.*' 
Mit „Weohselwehrpflicht" bezeichnet Jahns jenes Wehrsystem, wobei 
abwechselnd ein Teil des Volkes dem Erwerbe nachgeht, während der andere 
Krieg führt, wie es bei den Sueven, den Nordslaven und insbesondere im 
15. Jahrhundert bei den hussitischen Taboriten der Fall war. Vgl. auch die 
Bestimmung des § 25, Abs. 6 des Tirol -Vorarlberger Landesvert.-G. und des 
§ 28 Ost. Landsturmorg.-Vorschr., wonach bei bloß teilweiser Inanspruch- 
nahme von Landsturmpflichtigen, wenn möglich, eine Ablösung durch die 
Heranziehung bisher nicht Einberufener zu erfolgen hat. 
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noch erkennbar sind wie auch außerhalb der bewaffneten Macht 
im Staate die tatsächlichen Spuren der ehemaligen rechtlichen 
Standesvorzüge. Staaten, die bei verhältnismäßig kleiner Volks- 
zahl durch Handel und Verkehr reich und politisch mächtig 
geworden sind, verschaffen sich durch Geld, was die eigene 
Bevölkerung infolge ihrer geringen Zahl und ihrer unkriegeri- 
schen Beschäftigung nicht leisten kann oder will und mieten 
Söldnertruppen, wie Karthago und die italienischen Handels- 
republiken. Und die staatsrechtliche Gestaltung Österreich- 
Ungarns hat ihr militärisches Spiegelbild im gemeinsamen 
Heere und in der Kriegsmarine einerseits und den getrennten 
Landwehren anderseits, ebenso wie der staatliche Charakter. 
Deutschlands und die Vorherrschaft Preußens in dem dem 
König von Preußen als deutschen Kaiser zustehenden Ober- 
befehle, der gemeinsamen Marine, der einheitlichen Ordnung 
und Einrichtung des Heeres, der dem Reiche gebührenden Fest- 
stellung des Rekrutenbedarfes und des Ausgabenetats einerseits 
und in der den Einzelstaaten verbliebenen Kontingentsherrlich- 
keit und Selbstverwaltung^) anderseits seinen Ausdruck findet. 
Die stramm zentralistisch organisierten Staaten Frankreich und 
Italien haben eine durchaus einheitliche Armee und die Armeen 
Rußlands und der Türkei enthalten ebenso irreguläre Truppen- 
teile wie die Bevölkerung dieser Staaten auch halbzivilisierte 
Völker in sich schließt. 

Die ursprünglich nur für die Zeit des Bedarfes geworbe- 
nen Söldnerheere begannen sich seit dem 17. Jahrhundert als 
stehende Heere zu stabilisieren, so auch in Österreich (Monte- 
cuccoli). Für Deutschland hat der Professor des Naturrechtes 
in Heidelberg Pufendorf in einer unter dem Pseudonym eines 
angeblichen Veronesers Severinus de Monzambano verfaßten 
Schrift die Errichtung eines aus Reichsmitteln zu erhaltenden, 
kleinen stehenden Heeres empfohlen (vgl. Siegel a. a. 0. 134 f.). 
Das Auftreten der stehenden Heere hat die eigentliche Armee 
geschaffen, ebenso wie die Einführung der Feuerwaffen die 
Kriegswissenschaft. ^) Ansätze zu stehenden Heeren finden sich 
übrigens schon in Sparta, in den Prätorianern seit den puni- 
schen Kriegen und in den Janitscharen seit dem 14. Jahr- 



1) VgL La band, das Staatsrecht des Deutschen Reiches« 4, 3 und 11. 

2) Stein a. a. O. 42. 
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hundert. In der Folge trat zum Werbesystem ergänzend die 
Aushebung unter den nicht privilegierten Untertanen hinzu und 
wurde dann zur grundsätzlichen Ergänzungsart. 

Die Wehrverfassung der Gegenwart beruht auf dem Prin- 
zipe der allgemeinen Wehrpflicht und dieses besagt, daß alle 
wehrhaften Bürger das Recht und die Pflicht haben, den Staat 
zu verteidigen. Es gibt hiernach prinzipiell keinen Ausschluß, 
weder unter dem Titel einer Begünstigung^) noch unter dem 
einer Zurücksetzung. Doch bestehen unbeschadet des Prinzips 
aus militärischen Rücksichten einige Erschwerungen für den 
Dienst bei solchen Heeresteilen, die eine längere Ausbildungs- 
zeit erfordern (Marine, Reiterei, reitende Artillerie), aus volks- 
wirtschaftlichen oder religiösen Gründen gewisse Erleichte- 
rungen (Studierende, Landwirte, Lehrer, Apotheker, Ärzte, 
Geistliche, Angehörige gewisser Religionsgenossenschaften, die 
mit Rücksicht auf ihre Religionslehren vom Waffendienste be- 
freit werden), endlich eine Ausschließung wegen ünwürdigkeit 
infolge schwerer entehrender Bestrafung. 

Wie oben erwähnt, bestand schon um das 9. Jahrhundert 
n. Chr. im Frankenreiche die allgemeine Heerespflicht, die aber 
nach und nach Einschränkungen zugunsten der ärmeren Klassen 
erlitt. Als nun in der Neuzeit zuerst Frankreich unter dem 
Einflüsse der politischen Ereignisse im Jahre 1792 die allge- 
meine Wehrpflicht einführte, nahm diese zunächst einen ähn- 
lichen Entwicklungsgang, indem Napoleon sie am 7. Mai 1800 
in das Konskriptionssystem umgestaltete, aber nicht um die 
Last der Armen zu erleichtern, sondern um den Besitzenden 
die Stellung von Stellvertretern zu gestatten. ^) Erst nach den 
epochalen Ereignissen von 1870/71 kehrte Frankreich zur all- 
gemeinen Wehrpflicht zurück ebenso wie in Österreich-Ungarn 
das Jahr 1866 den Anstoß hierzu gab. Preußen hat schon aus 
den bitteren Lehren der napoleonischen Kriege die Konsequenz 



1) In Deutschland sind gemäß § 1, Abs. 1 Wehr-G. die^ Mitglieder 
regierender Häuser und die Mitglieder der mediatisierten, vormals reichs- 
ständischen und derjenigen Häuser, denen die Befreiung von der Wehrpflicht 
durch Verträge zugesichert ist oder auf Grund besonderer Rechtstitel zusteht, 
von der Wehrpflicht ausgenommen. In Österreich-Ungarn bestehen weder 
diese noch andere Exemtionen (vgl. Schmid, Heeresrecht 40). 

2) Vgl. Pfister, Freiheit des Rilckens, Allgemeine Wehrpflicht, Öffent- 
lichkeit des Strafgerichtes. 
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gezogen und das Gesetz vom 3. September 1814 über die Or- 
ganisation der Armee unter Zugrundelegung der allgemeinen 
Wehrpflicht geschaffen. Allerdings hatten Stein, Gneisenau, 
Boyen, Elausewitz und Scharnhorst einen gewaltigen 
Kampf gegen die bisher privilegierten Klassen auszukämpfen. 
Aber wenn auch der Kriegsminister Boyen diesen Anfeindungen 
gegenüber seinen Ministerposten nicht behaupten konnte, so 
blieb doch sein Werk erhalten. 

Die Propheten der allgemeinen Wehrpflicht waren Machia- 
velli (Arte della guerra), der die Ausartungen des Kondottiere- 
wesens bekämpfte, Feldhauptmann Lazarus Freiherr Schwendi 
von Hohenlandsberg, Johann Graf von Nassau, Moriz 
von Hessen (Ende des 16. Jahrhunderts), dann Spinoza. 
Letzterer sagt in seinem Tractatus politicus (1670), daß das 
Kriegsheer „bloß aus den Bürgern, keinen ausgenommen und 
aus niemand anderem gebildet werden solle" (Kap. 6, § 10). Nur 
die Ehrlosen, die Wahnsinnigen und die Krüppel sollen ausge- 
nommen sein, sowie jene, welche sich durch einen sklavischen 
Dienst ernähren (Kap. 6, § 11). 

In allerdings kleinen Verhältnissen, nämlich im deutschen 
Lande Schaumburg, ist übrigens der Bückeburger Graf 
Wilhelm zur Lippe im Jahre 1751 mit der Einführung der 
allgemeinen Wehrpflicht vorangegangen, die er in der Folge mit 
allen der Jetztzeit entsprechenden Ergänzungen ausgestaltete: 
Ersatzreserve, Landwehr, Kriegsschule etc. (vgl. Jahns, a. a. 

0. 361 ff.) 

1. Teil. Objekte und Subjekte der Wehrpflicht. 

§ 2. Begriff und juristische Natur der Wehrpflicht. 

Um seine Schutzpflicht erfüllen zu können, benötigt der 
Staat eine bewaffnete Macht. Die für die bewaffnete Macht 
nötigen Menschen verschafft sich der Staat beim Werbesystem 
durch Vertrag und fordert von seinen Bürgern nur materielle 
Opfer, beim Konskriptionssystem und beim System der allge- 
meinen Wehrpflicht verhält er seine Bürger zum persönlichen 
Eintritte in die Armee und außerdem zur Tragung der Kosten. 
Mit der Kostenfrage haben wir uns hier weiter nicht zu be- 
schäftigen, sondern nur mit der Pflicht des Bürgers zur per- 
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sönlichen Dienstleistung in der Armee, die man die allgemeine 
Wehrpflicht nennt, wenn sie alle wehrfähigen Bürger gleich- 
mäßig trifft. Sie ist ein Teil der Staatsbfirgerpflichten, beruht 
auf der Staatsbürgerschaft und ist das Gegenstück des staats- 
bürgerlichen Rechtes auf Schutz.^) 

Die Wehrpflicht ist die staatsbürgerliche Verpflichtung zur 
Dienstleistung in der bewaffneten Macht, ^) und zwar in allen 
ihren Teilen.') Sie wird zur allgemeinen Wehrpflicht, wenn sie 
jeder männliche Staatsbürger persönlich erfüllen mufi. Der 
grundsätzlich wehrpflichtige Staatsbürger, der die Wehrpflicht 
wegen Untauglichkeit ganz oder teilweise nicht erfüllen kann 
oder dem sie zum Zwecke der Auswanderung ganz oder teil- 
weise erlassen wird, wird in manchen Staaten aus Billigkeits- 
gründen mit einer Abgabe belastet (Militärtaxe, Wehrsteuer), 
die mit seinen ökonomischen Verhältnissen und mit dem Um- 
fange seiner Befreiung wächst. — Sie wird zur Verbesserung der 
Lage jener Personen verwendet, die durch die Wehrpflicht, die 
sie selbst oder die ihre Ernährer erfüllt haben, einen besonderen 
Nachteil erlitten haben, und zwar der Invaliden, der hilfs- 
bedürftigen Witwen und Waisen von Gagisten und Mannschaften 
der bewaffneten Macht, die vor dem Feinde gefallen oder in- 
folge von Verwundungen oder von Kriegsstrapazen gestorben 
sind und der hilfsbedürftigen Familien von Mobilisierten.^) In 
manchen Staaten werden nicht nur die Befreiten selbst mit 
der Dienstersatztaxe, sondern auch ihre Aszendenten mit einer 
„Aszendententaxe'' belegt So auch im dermaligen österreichi- 
schen Entwürfe. (Näheres und Literatur über die Militärtaxe 
vgl. bei Schmid a. a. O. 478 ff. und im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften ^ VII unter „Wehrsteuer". Speziell zum 
österreichischen Entwürfe vgl. „Zur Reform der Militärtaxe" 
von Myrbach in der Nr. 15.063 der „Neuen Freien Presse" 
V. 30./7. 06.) 

Jene Wehrpflichtigen, die zwar nicht zum eigentlichen 
Kriegsdienste, wohl aber zu sonstigen Dienstleistungen für 



1) Laband, a. a. O. 126. 

2) Lab and, a. a. O. 126. 

3) Siehe Wehrvorschriften I. T., § 4, al. 1. 

«) Vgl. G. 13./6. 80, R. 70 und den ung. G. A. XXVII ex 80, amendiert 
durch G. A. IX ex 83, Art. 36 franz. G. v. 16./7. 89 sur le recrutement de 
Tarmee, das rumänische G. 21./3. 00 und das schweizerische Wehrsteuerg. v. 78. 



— 9 — 

Kriegszwecke geeignet sind, können im Kriegsfalle zu solchen 
Dienstleistungen beigezogen werden (§10öst. und ung. Wehr-G.). 
Dasselbe verfügt der § 5 prov. bosn. Wehr-G. und der § 1, 
al. 2 deutsches Webr-G. mit der Einschränkung, daß diese 
Wehrpflichtigen nur zu solchen militärischen Dienstleistungen 
verwendet werden können, die ihrem bürgerlichen Berufe ent- 
sprechen und anderseits mit der Erweiterung, daß ihre Heran-. 
Ziehung jederzeit, also nicht nur im Kriegsfalle erfolgen kann. 
Diese Erweiterung findet sich übrigens teilweise auch im öst 
und im ung. Wehr-Q., indem die für das gemeinsame Heer 
notwendigen Handwerker, die zum Schreibgeschäfte Verwend- 
baren, dann die erforderlichen Matrosen und Schiffshand- 
werker ohne Rücksicht auf ihre Körpergröße assentiert werden 
können (§ 19, Schlußabs.). Analoges gilt für die Honved (§ 20, 
vorletzter Abs. Wehr-G. und § 7, Schlußabs. ung. Landwehr-G.). 

Ebenso wie man den Begriff „Recht" objektiv und sub- 
jektiv fassen kann, kann man den Begriff „Wehrpflicht" objektiv 
fassen als den „Inbegriff derjenigen gesetzlichen Voraussetzungen, 
bei deren Vorhandensein der Befehl der Staatsbehörden zur 
Leistung von Militärdiensten mit rechtlicher Kraft und Giltig- 
keit erlassen werden kann" ^^^ subjektiv als die Verpflichtung 
des einzelnen Staatsbürgers, den im Rahmen dieser Voraus- 
setzungen erteilten Befehl zu befolgen, insoweit er ihn persön- 
lich betrifft. Gestatten die gesetzlichen Voraussetzungen, daß 
der Befehl zum persönlichen Militärdienste jedem wehrfähigen 
Staatsbürger erteilt werden kann, dann liegt das System der 
allgemeinen Wehrpflicht vor. 

Die §§1 öst. und ung. Wehr-G. bestimmen: „Die Wehr- 
pflicht ist eine allgemeine und muß von jedem wehrfähigen 
Staatsbürger persönlich erfüllt werden." Diese Textierung ist 
nicht glücklich gewählt, denn sie nimmt das Subjekt des Satzes 
»Wehrpflicht** zugleich in seiner objektiven und in seiner sub- 
jektiven Bedeutung. Es genügte, letztere allein auszudrücken 
und etwa zu sagen: „Jeder Staatsbürger ist persönlich wehr- 
pflichtig" oder man müßte, wenn man auch den objektiven 
Ausdruck im Gesetze haben will, sagen: „Die Wehrpflicht ist 



1) Lab and a. a. O. 128, definiert so die „allgemeine Wehrpflicht^^, 
während ich glaube, daß diese Definition dem Begriffe der Wehrpflicht 
überhaupt entspricht, da sie z. B. auch auf das EoQSkriptionssystem paßt. 
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allgemein. Jeder Staatsbürger ist persönlich wehrpflichtig.* i) 
Auch ist die Beschränkung der Wehrpflicht im Texte des öst. 
und des ung. Wehr-G. auf die „wehrfähigen" Staatsbürger nicht 
zutreffend, denn die allgemeine Wehl-pflicht umfaßt alle Staats- 
bürger, wenn auch ihre Erfüllung einigen mit Rücksicht auf 
ihre mangelnde Kriegsdiensttauglichkeit erlassen wird. Auch in 
dieser Beziehung ist der deutsche Gesetzestext ^ korrekt. Ob der 
Wehrpflichtige auch „wehrfähig" ist, wird in der Regel erst 
in einem Zeitpunkte entschieden, wo er bereits einen Teil der 
Wehrpflicht, nämlich die Stellungspflicht erfüllt hat und über- 
dies werden auch die zum eigentlichen Kriegsdienste nicht ge- 
eigneten unter Umständen zu sonstigen militärischen Dienst- 
leistungen herangezogen (§§ 10 öst. und ung., § 5 prov. bos- 
nisches, § 1, letzter Abs. deutsches Wehr-G.). M. E. kann daher 
der — offenbar durch den verfehlten österreichischen Ge- 
setzestext beeinflußten — Ansicht Myrbachs (a. a. O.) nicht 
zugestimmt werden, daß die allgemeine Wehrpflicht in der 
persönlichen Leistungsfähigkeit des einzelnen Staatsbürgers 
ihre Grenze finde und daß bei mangelnder Leistungsfähigkeit 
die Leistungspflicht aufhöre. Der Schuldner bleibt zahlungs- 
pflichtig, auch wenn er zahlungsunfähig wird. 

Die allgemeine Wehrpflicht wird als Milizsystem oder als 
System der stehenden Rahmenheere verwendet. (Stein a. a. O. 50 
nennt letzteres das „Wehrsystem", welcher Ausdruck jedoch 
wegen seiner Mehrdeutigkeit nicht empfehlenswert ist.) Beim 
Milizsystem sind alle wehrfähigen Bürger dienstpflichtig, Stell- 
vertreter daher ausgeschlossen, es gibt jedoch im Frieden keine 
Aktivdienstleistung, sondern nur Instruktionsübungen (Schweiz). 
Beim System der stehenden Rahmenheere, das alle Militärstaaten 
des europäischen Festlandes, Japan, Abessinien etc. angenommen 
haben, tritt zur allgemeinen Wehrpflicht die Aktivdienstpflicht 
hinzu, die einen Teil der Wehrpflichtigen durch eine gewisse 
Anzahl von Jahren (1 — 4) vornehmlich zur Erlangung voller 
Kriegstüchtigkeit zum aktiven Dienst verhält. 



1) Vgl. die juristisoh korrekte Textierung des § 4 der deutschen Wehr- 
ordnung: ,j Jeder Deutsche ist wehrpflichtig und kann sich in der Ausübung 
dieser Pflicht nicht vertreten lassen/' Ebenso § 1 Wehr-6. des Norddeutschen 
Bundes 9. 11. 67: „Jeder Norddeutsche*^ usw. wie in der Wehrordnung und 
Art. 1 des französischen G. 16./7. 89 sur le recrutement de Parmee: „Tout 
Fran^ais doit le servioe militaire personnel.*^ 
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Das Rahmenheer kann aber mit der allgemeinen Wehrpflicht 
allein nicht das Auslangen finden. Die gesetzliche Wehrpflicht muß 
aus volkswirtschaftlichen Gründen zeitlich ziemlich eng begrenzt 
sein und die hierbei dem wirklichen Dienst gewidmete Zeit er- 
gibt sich aus der Abwägung der Ausbildungsinteressen und der 
Volkswirtschaftsinteressen. Smith^ und Stein (a. a. O. 19) 
weisen darauf hin, daß nur reiche Nationen ein tüchtiges Heer 
erhalten können und daß der im allgemeinen Volkswohlstande 
gegründete Volksreichtum die beste Basis des wirtschaftlichen 
Heerwesens ist. Wenn es unter den verschiedenen Elementen 
des Staatsorganismus überhaupt eine Rivalität geben darf, so 
muß die Heeresverwaltung aus sozusagen egoistischen Gründen 
eine gewisse Rücksicht auf die volkswirtschaftlichen Interessen 
nehmen. Die hiernach der kriegerischen Ausbildung zur Ver- 
fügung stehende Zeit ist aber bei dem heutigen Umfange der 
zu wahren Wissenschaften emporgestiegenen militärischen Kennt- 
nisse gerade noch genügend, um die zur Erfüllung der Auf- 
gaben des miles gregarius und der niedersten Chargen er- 
forderlichen theoretischen Kenntnisse und praktischen Fertig- 
keiten zu vermitteln, während alle höheren Stellen in der 
Führung und Verwaltung nur von Männern ausgefüllt werden 
können, die den Militärdienst zu ihrem Berufe machen. So tritt 
beim Rahmenheere^ das auf der allgemeinen Wehrpflicht beruht, 
neben den Wehrmann der Berufsoffizier und der Berufs- 
unteroffizier. 

Die rechtliche Natur dieser freiwillig übernommenen 
Dienstpflicht ist bestritten. Lab and sagt, dieser Beruf sei frei- 
willig übernommen, niemand könne dazu genötigt werden; eine 
solche über die wehrgesetzlichen Grenzen hinausgehende Pflicht 
könne aber nur durch einen Willensakt, durch ein Rechts- 
geschäft begründet werden. Der durch den Konsens des Dienst- 
bereiten und des Staates zustandekommende Vertrag ist aller- 
dings kein obligatorischer Vertrag des Privatrechtes, sondern 
ein öffentlichrechtlicher Dienstvertrag, immerhin aber ein Ver- 
trag. Das juristische Fundament des Berufsdienstes ist nicht 
die Wehrpflicht, sondern der freie Wille des Individuums, das 
Rechtsgeschäft. Hingegen meint Schmid, daß die freiwillig 



1) „Untersuchungen über das Wesen und die Ursachen des National- 
reichtumg.'' 5. Buch, 1. Kap., 1. Abt. 
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übernommene Dienstpflicht allerdings eine vertragsmäßige Ab- 
machung zwischen der Heeresverwaltung und dem Aspiranten 
zur Voraussetzung habe, daß aber die Dienstpflicht selbst nicht 
durch Vertrag, sondern durch einen einseitigen Verwaltungsakt 
der Heeresbehörden begründet werde. (Gleicher Meinung mit 
Schmid, Meyer, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes ^ 
2/89.) Richtig ist m. E. die Labandsche Auffassung aus ihren 
Gründen, denen noch hinzuzufügen wäre, daß die Vertrags- 
natur auch darin zum Ausdrucke kommt, daß — wenigstens nach 
österreichisch-ungarischem Rechte — der Berufsoffizier und 
-Unteroffizier nach Ablauf der etwa übernommenen Verpflich- 
tungszeit und unbeschadet der gesetzlichen Wehrpflicht jeder- 
zeit durch seinen Austritt aus dem Berufsdienste den Vertrag 
lösen kann.^) Der rechtliche Charakter der freiwillig über- 
nommenen Dienstpflicht hat die bedeutsame Folge, daß — ab- 
gesehen von zahlreichen und einschneidenden Modifikationen 
— die für das Dienstverhältnis der Offiziere etc. maßgebenden 
allgemeinen Rechtsnormen nicht in den Grundsätzen über die 
Wehrpflicht, sondern in den Grundsätzen des Staatsbeamten- 
rechtes zu suchen sind. Dem steht nicht entgegen, daß einige 
Bestimmungen hierüber wegen ihres sachlichen Zusammen- 
hanges im Wehrgesetze vorkommen,^) aber sie gehören dort 
zur Klasse der leges vagantes.^) 

Es kann vorkommen, daß ein gesetzlich Wehrpflichtiger 
zugleich freiwillig eine gewisse Dienstpflicht übernimmt, in 



1) Vgl. J ellin ek, System der subjektiven öffentlichen Rechte 2, 221: 
„Würde eine aUgemeine Verpflichtung zur Dienstleistung als Beamter recht- 
lich fixiert werden, dann wäre selbst bei Anerkennung eines Rechtes der Ab- 
lehnung die Anstellung unzweifelhaft als reiner Verwaltungsakt zu betrachten*' 
und 222: „Die Theorie von dem streng einseitigen, den Staatsdienst begründen- 
den Verwaltungsakte könnte scheinbar ihre stärkste Stütze finden an der 
Analogie der Begründung des geistlichen Standes durch einseitigen, mit Zu- 
stimmung des zu Weihenden vorgenommenen Gnadenakt der Kirche. Aber 
gerade in diesem Punkte zeigt sich der Unterschied von Staat und Kirche. 
Nicht eine unlöschlichen Charakter zeigende Gnade, sondern ein lösbares 
Rechtsverhältnis ist es, das den Beamten mit dem Staate verbindet.'' 

2) Vgl. z. B. § 53 Ost. und ung. Wehr.-G. 

3) Der Dienst als Einjährig- Freiwilliger ist kein Berufsdienst, die 
Dienstpflicht gründet sich auf die Wehrpflicht und nur die dem Einjährigen- 
dienste eigenen Modifikationen beruhen auf einem Konsense, weshalb niemand 
zu dieser modifizierten Wehrpflichterfüllung gezwungen werden kann. (Ebenso 
Laband a. a. O. 170 f. und Schmid a. a. O. 96.) 
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welchem FalW die gesetzliche Wehrpflicht formell nicht zur 
Wirksamkeit kommt, da die vertragsmäßige Dienstpflicht stets 
weiter reichen muß. Doch wird dadurch die gesetzliche Wehr- 
pflicht nicht aufgehoben, sie besteht vielmehr virtuell fort und 
wird mit dem Wegfall der vertragsmäßigen Dienstverpflichtung 
nach Maßgabe der noch nicht abgelaufenen Restdauer wirksam.^) 
Für die strafrechtliche Behandlung der Verletzung mili- 
tärischer Pflichten ist es im allgemeinen unentscheidend, ob 
diese auf der gesetzlichen Wehrpflicht oder auf der freiwillig 
übernommenen Dienstpflicht beruhen. Beide Kategorien von 
Dienstpflichtigen haben dieselben militärischen Pflichten und 
unterliegen daher im allgemeinen denselben Strafbestimmungen 
für deren Verletzungen. Der Rechtsgrund der Dienstpflicht ist 
also im allgemeinen irrelevant. Unbedingt trifft dies dort zu, 
wo beide Rechtsgründe zusammentreffen, während ausnahms- 
weise strafpolitische Gründe für eine differenzierte Behandlung 
jener Pflichtverletzungen sprechen können, die von einem frei- 
willig Verpflichteten begangen werden. So differenziert beispiels- 
weise das geltende österreichisch-ungarische Militärstrafgesetz 
die Verpflichtung zum Nachdienen der Deserteure, worüber 
später noch eingehend gesprochen werden soll. Ein wesent- 
licher Unterschied tritt aber dort zu Tage, wo ein strafbarer 
Tatbestand laut positiver Gesetzesvorsohrift nur die Verletzung 
der gesetzlichen Wehrpflicht im Auge hat, wie dies im § 47 
Ost. und ung. Wehr-G. (§ 2 kroat. G. v. 2./12. 89, L. G. u. 
V. B. 71) der Fall ist und wovon ebenfalls später noch die 
Rede sein soll. Kleemann 2) und Weisl*) sehen den Grund 
der Unanwendbarkeit des § 47 Wehr-G. (§ 2 kroat. G. v. 2./12. 89) 
auf bereits Assentierte darin, daß das Wehr-G. die Wehr- 
pflicht und nicht den Militärdienst behandelt. Dieser Grund 
müßte aber für sich allein nicht genügen, denn das Wehrgesetz 
könnte schließlich auch Bestimmungen über die Verletzung der 
Dienstpflicht als leges vagantes enthalten und m. E. behandelt 
das Wehrgesetz auch den Militärdienst, aber nur sofern er sich 
auf die Wehrpflicht gründet; was es aber an der zitierten 
Stelle nach seinem ausdrücklieben Wortlaute nicht behandelt. 



i) Vgl. Lab and a. a. O. 180. 

>) Genesis und Tatbestand der Militärdelikte, 144. 

3) Das Heeresstrafrecht, besonderer Teil, 65. 
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ist jene Dienstpflicht, die sich nicht auf den Rechtsgrund der 
Wehrpflicht, sondern ausschließlich auf den der freiwillig über- 
nommenen Dienstverpflichtung gründet. Der Grund der Un- 
anwendbarkeit dieser Gesetzesstelle auf bereits Assentierte 
und schon Eingereihte kann hingegen darin gesehen werden, 
daß die Strafbestimmung offenbar nur auf noch Uneingereihte 
anwendbar ist, was auch der Kassationshof anzunehmen scheint. 
(Nowak 1442.) 

Einige Schwierigkeiten bietet die Entscheidung der Frage, 
ob die Dienstpflicht jener, die nach erfüllter Stellungspflicht 
oder nach voUstreckter Dienstpflicht freiwillig, und zwar in 
den Aktivdienst eintreten, als auf wehrgesetzlicher Verpflichtung 
beruhend oder als vertragsmäßig freiwillig anzusehen ist. Seh mid 
(a. a. O. 110) scheint letzteres anzunehmen, da er deren Dienst- 
pflicht ohne weiteres im Kapitel »die freiwillig übernommene 
Dienstpflicht" behandelt. Abgesehen vom positiven Gesetze 
wäre diese Auffassung gewiß zutreffend, die österreichische 
und die ungarische Wehrgesetzgebung scheint jedoch den gegen- 
teiligen Standpunkt einzunehmen. Die betreffenden Bestim- 
mungen der Wehr-G. lauten, und zwar: § 22, Abs. 7: „Die 
Dienstpflicht jener, welche ihrer Stellungspflicht Genüge ge- 
leistet haben oder nach voUstreckter Dienstpflicht (§ 8)^) frei- 
willig eintreten, erstreckt sich im Heere ^) und in der Kriegs- 
marine auf die gesetzliche Liniendienstzeit, eventuell auch^) 
auf Kriegsdauer"; dann § 23, Abs. 1: „In die Landwehr kann 
jeder Inländer freiwillig eintreten, welcher seiner Stellungs- 
pflicht Genüge geleistet hat, weder im Heere 2) noch in der 
Kriegsmarine dienstpflichtig ist und die gesetzlichen Erforder- 
nisse zum Eintritte . . . besitzt"; dann Abs. 4: „Die Dienst- 
pflicht der Freiwilligen erstreckt sich auf zwei Jahre, even- 
tuelP) auf Kriegsdauer." 

Zunächst ist zu bemerken, daß der in diesen Gesetzes- 
stellen vorkommende Ausdruck „Freiwillige" „freiwillig" für 
unsere Frage ganz unentscheidend ist, da er ebenso für die- 
jenigen Wehrpflichtigen gebraucht wird, die freiwillig vorzeitig 



1) D. h. aktive und Reserve- (nichtaktive, Ersatzreserve-) Dienstpflicht. 

2) Im ung. Texte statt „Heer" „gemeinsames Heer". 

3) Der entsprechende Text der Wehrvorsch. I. T., § 6, Pkt. 2 fügt hier 
das Wörtcheii „nur" ein, was zum klaren Verständnisse wichtig ist. 
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oder als Einjährig-Freiwillige eintreten.*) Wichtiger schon ist 
die örtliche Stellung der §§ 22 und 23 im Wehr-G. mitten 
unter den Bestimmungen über die Erfüllung der wehrgesetz- 
lichen Dienstpflicht und die Stellung des entsprechenden § 6 
der Wehrvorsch. I. T. im Abschnitte „Wehrpflicht und deren 
Gliederung'^. Hiernach kann angenommen werden, das Gesetz 
stelle die Fiktion auf, daß sich die in Rede stehenden Leute 
durch ihre freiwillige Assentierung dem Wehrgesetze unter- 
werfen und somit nicht nur eine Dienstpflicht überhaupt, 
sondern eine wehrgesetzliche Dienstpflicht auf sich nehmen. 
Damit stimmen auch die positiven Vorschriften über die Straf- 
folge des Nachdienens bei Desertion überein. Während nämlich 
Personen, die ihrer gesetzlichen Gesamtdienstpflicht genügt 
haben und darüber freiwillig fortdienen, in Desertionsfällen 
zum Nachdienen nicht verhalten werden können,^) erleiden die- 
jenigen, die sich nach vollstreckter Stellungs- oder Dienstpflicht 
freiwillig neuerlich assentieren lassen, die Folge der Verpflich- 
tung zum Nachdienen, weil sie im Gegensatze zu ersteren zu 
einer „bestimmten Dienstzeif" verpflichtet sind (§ 208, lit. e 
M. St. G,). Ausdrücklich ist dies noch für die auf Kriegsdauer 
Assentierten in der Zirk.-V. des Kriegsmin, v. 14. April 1867, 
A. 4, Nr. 502 (N. V. B. 16) gesagt. Ferner kommt noch in Be- 
tracht, daß diesen Leuten, solange sie in der durch die frei- 
willige Assentierung übernommenen Dienstpflicht stehen, die den 
freiwillig fortdienenden Unteroffizieren gebührenden Dienstes- 
prämien nicht gewährt werden,^) was nur dadurch erklärt 
werden kann, daß sie vom Staate als gesetzlich Dienstpflichtige 
betrachtet werden. Erst dann, wenn sie nach Vollendung ihrer 
durch die freiwillige Assentierung übernommenen gesetzlichen 



Vgl. Fußnote 3 auf S. 12. 

3) So zutreffend Weisl a. a. O. 61 und siehe § 10 des Statuts f. d. 
Gendarmeriekorps f. Bosnien und die Herzegowina (N. V. B. 23 ex 1884): 

„Die im Gendarmerieyerbande stehenden Personen sind den für das 

k. u. k. Heer giltigen militärischen Gesetzen . . . unterworfen, jedoch mit 
der Beschränkung, daß jene Bestimmungen, welche eine Verlängerung 
der gesetzlichen Dienstpflicht androhen, auf Personen, die nicht 
in der Wehrpflicht stehen, keine Anwendung finden.^' 

') §§ ^f ^^^' 1 ^^^ prov. Vorsch. über Dienstprämien und Abfertigungen 
der ünteroff. des k. u. k. Heeres (Zirk.-V. des R. K. M., Präs.-Nr. 6934 ex 97, 
N. V. B. 1 ex 98) und der k. k. Landw. (Zirk.-V. des M. f. L., Präs.-Nr. 3119 
ex 97, L. V. B. 3 ex 98). 
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Dienstpflicht über diese hinaus freiwillig fortdienen, sind sie 
als vertragsmäßig dienende Berufssoldaten anzusehen. 

Was soeben von den Inländern gesagt wurde, die nach 
der Erfüllung ihrer Stellungspflicht oder nach der Vollstreckung 
ihrer Dienstpflicht freiwillig eintreten, gilt ebenso von den Aus- 
ländern, die nach den §§ 22, letzter Abs. der Wehr-G. ausnahms- 
weise mit Bewilligung des Monarchen auf die gesetzliche Linien- 
dienstzeit in das Heer oder in die Kriegsmarine aufgenommen 
werden können und welche die oben angeführte Zirk.-V. des K. M. 
V. 14./4. 67, A. 4, Nr. 502 in bezug auf die Verpflichtung zum 
Nachdienen in Desertionsfällen ausdrücklich den Inländern 
gleichstellt Ebenso stellt der § 6, Pkt. 2, al. 2 Wehrvorsch. I. T. 
die Untertanen de facto im Orient in dieser Beziehung den 
Inländern gleich. 

Ist schon bei Inländern, die freiwillig eine Dienstpflicht 
auf sich nehmen, die Fiktion der Übernahme einer gesetzlichen 
Wehrpflicht theoretisch unhaltbar, so trifft dies bei fremden 
Staatsbürgern um so mehr zu. Diesen kann eine inländische 
Wehrpflicht nie obliegen, da sie auf der Staatsangehörigkeit 
beruht. Opportunitätsgründe mögen entgegengesetzte positive 
Gesetzesbestimmungen rechtfertigen. 

Zu bemerken wäre noch, daß auch der freiwillige Eintritt 
in den Landsturm zulässig ist; die Dienstpflicht erstreckt sich 
auf die Dauer der Aufbietung des Landsturmes. 



§ 3. Die Gliederung der Wehrpflicht. 
Die den einzelnen Stadien der Wehrpflicht ent- 
sprechenden Verpflichtungen. 

Um eine Evidenzkontrolle über die männlichen Staatsbürger 
bei ihrem Eintritte in das dienstpflichtige Altera zu erhalten, 
legt ihnen der Staat eine Meldepflicht^) auf. Zur Feststellung 
ihrer Tauglichkeit haben sich die Wehrpflichtigen der Stellung^) 



1) In Österreich-Ungarn das 21. Lebensjahr (§ 7, Wehr-G.), in Bosnien- 
Herzegowina das 20. Lebensjahr (§ 2 des prov. Wehr-G. ex 81), in Deutschland 
das 20. Lebensjahr (§ 6, Abs. 1 Wehr-G., § 10 R. MU.-G.). 

2) § 35 ost.-ung. W.-G., § 31 deutsches R. Mil.-G. 

3) Der deutsche Terminus ist „Gestellung^^ 
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zu unterziehen: Stellungspflicht.0 Den tauglich Erkannten 
obliegt sodann die Dienstpflicht Ihre Dauer wird in der 
Regel in zwei Zeitabschnitte geteilt; während des ersten ist der 
Wehrpflichtige zum ununterbrochenen aktiven Dienste ver- 
pflichtet: Präsenzdienstpflicht, währenddes zweiten dauert 
die Pflicht zum Dienste zwar quoad jus fort, ist aber quoad 
exercitium suspendiert,*) doch findet unter gewissen Umständen 
eine Heranziehung zum aktiven Dienste (i. w. S.) statt: Reserve- 
und Land-(See-)wehrpflicht. 

An dieser Stelle muß die eigentümliche Stellung der öster- 
reichischen und der ungarischen Landwehr zur Vermeidung 
von Mißverständnissen über den Ausdruck „Landwehr" er- 
örtert werden. Anderwärts ist die Landwehrpflicht nichts 
anderes, als eine Fortsetzung der Reservepflicht, die Dienst- 
pflicht der älteren Reservejahrgänge, wie z. B. in Deutschland. 
In Österreich-Ungarn sind jedoch die Landwehren (in Tirol 
und Vorarlberg „Landesschützen**, in Ungarn „Honved" ge- 
nannt)^) im eigentlichen Wesen die nicht gemeinsamen Teile der 
bewaffneten Macht*) Gemeinsam beiden Staaten sind das k. u. k. 
Heer und die k. ü. k. Kriegsmarine; die k. k. Landwehr ist 
jedoch ausschließlich österreichisch, wie die kgl. ung. Landwehr 
ausschließlich ungarisch. Die Landwehren erhalten ebenso, wie 
das Heer und die Kriegsmarine, unmittelbar Rekruten, haben 
wie diese einen Präsenzstand, der in Österreich „Aktivstand" 
genannt wird, und eine Reserve, in Österreich .nichtaktiver 
Stand", in Ungarn „Reserve der Landwehr" genannt. Der Ak- 
tivstand der Landwehr steht also in Österreich-Ungarn juristisch 
dem des Heeres vollkommen gleich. Die Unterschiede in der 
Dauer der Aktivdienstpflicht und die sonstigen Differenzen sind 
für die juristische Beurteilung der Konsequenzen der Wehrpflicht 
bedeutungslos. Allerdings stehen die österreichische und die 
ungarische Landwehr den Landwehren anderen Staaten insofern 



1) § 38 öst.-ung. W.-G., § 15 bosn.-herz. prov. W.-G., § 10 deutsches 
R.-Mil.-G. in der Neufassung gemäß Art. II, G. v. 6./5. 80. Der Stellungspllichtige 
heißt in Deutschland „Militärpflichtiger", die Stellungspflicht „Militärpflicht" 
und teilt sich in die „Meldepflicht" und die „Gestellungspflicht". 

2) Laband a. a. O. 157 f. Meyer a. a. O. 76 und Sohmid a. a. O. 71. 

3) Nebst den Landsturminstitutionen. 

*) In Bosnien und der Herzegowina gibt es keine Landwehr, dafür 
ist die Reservepflicht von entsprechend längerer Dauer. 

Lelewer, Wehrpdiclit. 2 
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gleich, als die zwei letzten Jahre der Dienstpflicht auch von 
den Angehörigen des gemeinsamen Heeres (nicht aber der 
Kriegsmarine) nicht in der Reserve des Heeres, sondern im 
nichtaktiven (Reserve-)Stande der Landwehr jenes Staates zu 
erfüllen sind, dessen Staatsbürger der Wehrpflichtige ist Die 
Landwehrpflicht dieser aus dem ältesten Heeresreservejahr- 
gange in die Landwehren Übersetzten ist also allerdings auch 
in Österreich und in Ungarn nur eine fortgesetzte Reserve- 
dienstpflicht, wie z. B. in Deutschland. 

Unter den Präsenzdienstpflichtigen besteht eine Kategorie^ 
die sich gewisser Begünstigungen erfreut und dafür auch ge- 
wisse Mehrleistungen auf sich nehmen muß. Um nämlich einer- 
seits den volkswirtschaftlichen Interessen und dem langwierigen 
Bildungsgange einiger Berufszweige Rechnung zu tragen, ander- 
seits der bewaffneten Macht den im Kriege erforderlichen 
Mehrbedarf an Offizieren, Kadetten, Ärzten und Militärbeamten 
zu sichern, wird Wehrpflichtigen, die ein gewisses Mindestmaß 
an Bildung und einen moralischen Lebenswandel nachweisen, 
in manchen Staaten des auf der allgemeinen Wehrpflicht be- 
ruhenden Systems der stehenden Rahmenheere die Begünsti- 
gung des nur einjährigen Präsenzdienstes zuerkannt, so 
in Österreich (§§ 24 ff. W.-G.), Ungarn (§§ 24 ff. W.-G.), Bosnien 
(§26 prov. W.-G.) und Deutschland (§11 W.-G.). Die Dienst- 
pflicht dieser „Einjährig-Freiwilligen" ist eine modifizierte ge- 
setzliche Dienstpflicht, weshalb sie unter den Normen für die 
wehrgesetzliche Dienstpflicht behandelt wird. Ob der Berechtigte 
von den Modifikationen Gebrauch machen will, beruht auf 
seinem freien Willen, weshalb sie niemandem aufgezwungen 
werden können. Der zum Einjährig-Freiwilligendienste Berech- 
tigte kann also auf dieses Privilegium verzichten. 

Dem Institute der Reserve (nichtaktiven Landwehr) ist 
das Institut der Ersatzreserve (Ersatzreserve der Landwehr) 
verwandt. In die Ersatzreserve 2) kommen : Die Mindertauglichen, 
die Überzähligen, die Priester und Priesteraspiranten, die Lehrer 
und Lehramtskandidaten an unteren Schulen, die Besitzer er- 
erbter mittelgroßer Landwirtschaften, die Familienerhalter (ähn- 
lich in Deutschland). 



1) Vgl. Schmid a. a. O. 96 und Laban d a. a. O. 170 f. 

2) In Bosnien und der Herzegowina gibt es keine Ersatzreserve. 
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Der Unterschied zwischen den Instituten der Reserve und 
der Ersatzreserve liegt darin, daß die Reserveangehörigen 
vordem Angehörige des Präsenzstandes waren, während die 
Ersatzreservisten grundsätzlich vom Präsenzdienste enthoben 
sind. Sie werden in der Regel nur einer mehrwöchentlichen 
militärischen Ausbildung unterzogen und dann ähnlich wie die 
Reservisten im Frieden zu Übungen einberufen. Lab and 
(a. a. O. 167) bezeichnet die Ersatzreservedienstpflicht als eine 
„eventuelle Dienstpflicht", was für Deutschland zutrifft, da dort 
nicht alle Ersatzreservisten zur militärischen Ausbildung ein- 
berufen werden; die Grenze liegt im Reichshaushaltsetat. Hin- 
gegen kann nicht zugestimmt werden, wenn Schmid (a. a. O. 79) 
dasselbe von der öst.-ung. Ersatzreserve im allgemeinen be- 
hauptet. Bei dieser trifft es nur auf die Priester und Priester- 
aspiranten zu, weil diese im Frieden von jeder Dienstleistung 
enthoben sind und im Kriege nur nach Maßgabe des Bedarfes, 
der weitaus überdeckt ist, herangezogen werden (§§ 18, lit. a 
und 31 Wehr-G.). Alle anderen Kategorien der Angehörigen der 
öst.-ung. Ersatzreserve sind jedoch zur Dienstleistung im Kriege 
und zur militärischen Ausbildung und zu Waffenübungen ver- 
pflichtet. Wenn ihnen also auch in der Regel — die Ausnahme 
folgt unten — keine ununterbrochene Präsenzdienstpflicht ob- 
liegt, so obliegt ihnen doch nicht nur eventuell, sondern un- 
bedingt die Pflicht zu tatsächlichen Dienstleistungen, daher man 
ihre Dienstpflicht nicht eine „eventuelle" nennen kann. Die Er- 
satzreservepflicht ist vielmehr eine quoad exercitium begünstigte 
Dienstpflicht. 

Unter den Titeln der Überweisung zur Ersatzreserve ist 
hier der der „Überzähligkeit" hervorzuheben. Er beruht auf 
der Tatsache, daß die Zahl der Präsenzdiensttauglichen die Zahl 
jener übersteigt, die mit den Mitteln des parlamentarisch be- 
willigten Militärbudgets im Präsenzstande erhalten werden 
können. Der so entstehende Überschuß kommt als „überzählig" 
in die Ersatzreserve und genießt hierdurch eine wesentliche 
Erleichterung in der Erfüllung der Dienstpflicht. Die Auswahl 
der als „überzählig" zu Behandelnden kann auf verschiedene 
Art geschehen, insbesondere: 

a) durch eine behördliche Entscheidung. Dieser Modus 
bietet die Möglichkeit, die individuelle Rücksichtswürdigkeit 

1) Wehrordiiung § 117, Ziff. 10, Heerordnung § 41, Ziff. 3, 4. 

2* 
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fallweise zu prüfen und somit die in der Behandlang als Über- 
zähligen liegende Begünstigung den am meisten Berücksieh- 
tigungswürdigen zuzuwenden. Deshalb wird dieser Modus viel- 
fach als der beste bezeichnet und gewünscht. Da aber aus 
technischen Gründen die Entscheidung oder wenigstens eine 
einflußreiche Mitwirkung in die Hände der untersten Behörden, 
bis zum ländlichen Ortsältesten hinab, gelegt werden muß, sind 
Ungleichartigkeiten unvermeidlich. Letztere entfallen oder 
werden wenigstens nicht als absichtlich oder leichtfertig zu- 
gefügt empfunden beim 

b) System der Losung. Dieses ist in Österreich, ^) Ungarn, ^) 
Bosnien, 2) ferner auch in Deutschland^) und in Frankreich^) 
eingeführt und besteht darin, daß die Stellungspflichtigen be- 
zirksweise vor der ersten Stellung Losnummern ziehen. Der 
Rekrutenbedarf wird nun in der Art gedeckt, daß die Ange- 
hörigen der jüngeren Altersklassen vor denen der älteren 
Altersklassen und innerhalb derselben Altersklasse die Inhaber 
der niederen Losnummern vor denen der höheren Losnupimern 
als Rekruten zum Präsenzdienste bis zur Deckung des Be- 
darfes herangezogen werden und der Rest der als tauglich 
Assentierten der Ersatzreserve als „Überzählig*" überwiesen 
wird. Die Mängel des Losungssystems sind die Vorzüge des 
Systems der behördlichen Entscheidung und umgekehrt. In 
großen Verhältnissen, wie sie bei den großen europäischen 
Militärmächten bestehen, hat die mechanische Entscheidung 
durch das Los den Umstand für sich, daß eine Zentralisierung 
der Entscheidung und, was noch wichtiger, der Sammlung des 
Entscheidungsmaterials praktisch undurchführbar ist und so- 
nach eine einheitliche, gleichartige Behandlung bei der behörd- 
lichen Entscheidung nicht erzielt werden kann. Von dieser 
praktischen Erwägung abgesehen wäre freilich der Modus der 
behördlichen Entscheidung vorzuziehen. Übrigens verringert 
sich die Bedeutung des gewählten Systems mit der kleineren 
Anzahl der Überzähligen und diese wird um so geringer, je 



1) § 15, Abs. 2, Wehr-G. 

2) § 13, Abs. 2 und 3 und § 16, Abs. 1 prov. Wehr-G. In Bosnien und 
der Herzegowina, wo keine Ersatzreserve besteht, werden die Überzähligen 
der Reserve zugewiesen. 

3) § 13, Abs. 1 R. MiL-G. 

*) Art. 10 ff. loi 16./7. 89 sur le recrutement de l'arm^e. 
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größer das Rekrutenkontingent ist. Dieses wird um so großer, 
je kürzer die Präsenzdienstpflicht ist, denn wenn diese bei- 
spielsweise 3 Jahre dauert, beträgt das jährliche, zur Erhaltung 
des budgetmäßig bewilligten Präsenzstandes erforderliche Re- 
krutenkontingent — roh gerechnet — ein Drittel des Präsenz- 
standes, wenn aber die Präsenzdienstpflicht nur 2 Jahre dauert, 
die Hälfte desselben Präsenzstandes. ^) 

Die übrigen Kategorien der Ersatzreserve werden auf 
Grund behördlicher Entscheidung eingeteilt; hier ist nur dieser 
Modus durchführbar, weil die Entscheidung auf Grund des 
Nachweises gesetzlich genau fixierter Bedingungen zu er- 
folgen hat. 

Außer der der Ersatzreserve obliegenden Pflicht der 
militärischen Ausbildung obliegen ihr und der Reserve: Die 
Pflicht, sich zur Einrückung bereitzuhalten, zum Zwecke ihrer 
Evidenthaltung gewisse Meldungen zu erstatten, gewisse Be- 
schränkungen bei Reisen auf sich zu nehmen, zur Kontroll- 
versammlung (zum Hauptrapporte) zu erscheinen und die 
.Waffenübung mitzumachen. 

Zur aktiven Dienstleistung sind die Reservisten und Er- 
satzreservisten in der Regel nur im Kriege verpflichtet, doch 
können sie ausnahmsweise auch im Frieden hierzu verhalten 
werden.2) In Deutschland geschieht dies in der Form, daß die- 
jenigen, welche ihre regelmäßige Aktivdienstpflicht vollstreckt 
haben, nicht in die Reserve übersetzt werden müssen, sondern „im 
Falle notwendiger Verstärkungen auf Anordnung des Kaisers* 
im aktiven Dienste zurückbehalten werden können.^) Sie bleiben 
also de jure et de facto aktivdienstpflichtig. Anders in Österreich, 
Ungarn und Bosnien, wo die Linien dienstpflichtigen nach Be- 



1) Beispiel: Der budgetmäßige Präsenzstand beträgt 300.000 Mann. Roh 
gerechnet, erfordert dies ein jährliches Rekrutenkontingent von 100.000 Mann 
bei dreijähriger und von 160.000 Mann bei zweijähriger Präsenzdienstpflicht. 
Ergibt die jährliche Stellung 160.000 Taugliche, so kommen bei dreijähriger 
Präsenzdienstpflicht (160.000 — 100.000 =) 60.000 Mann, bei zweijähriger 
Präsenzdienstpflicht (160.000 — 150.000 =) 10.000 Mann als „Überzählige" in 
die Ersatzreserve. 

^ Diese Aktivdienstleistung der Nichtaktiven ist von den Waffenübungen 
und von der militärischen Ausbildung der Ersatzreservisten wohl zu unter- 
scheiden. Letztere gelten im strafgesetzlichen Sinne nicht als wirk- 
liche aktive Dienstleistung. 

») G. V. 1Ö./4. 05, Art. II, § 1 und Wehrordg. § 6, Z. 4 und 6. 
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endigung ihrer gesetzlichen Aktivdienstpflicht unbedingt in die 
Reserve übersetzt werden.^) Jedoch können folgende Kategorien 
Nichtakt^rer zum aktiven Dienste herangezogen werden: Die 
Reserve des Heeres, der Kriegsmarine und der Honved, die 
Seewehr und die Ersatzreserve der Honved auf kaiserlichen 
(königlichen) Befehl zur teilweisen Ergänzung des Heeres 
(der Kriegsmarine, der Honved) auf den Kriegsstand,^) die 
Mannschaften des ersten Jahrganges der Reserve des Heeres, 
der Kriegsmarine und der Honved, der drei jüngsten Jahr- 
gänge der Ersatzreserve des Heeres und der zwei jüngsten 
Jahrgänge der Ersatzreserve der Honved, .wenn besondere 
Verhältnisse es erfordern,* 2), 3) endlich die bosnisch-herzego- 
winische Reserve „nach Bedarf".*) 

Zur vollen Ausnutzung der Wehrkraft der Bevölkerung 
besteht endlich noch die Landsturmpflicht, eine allgemeine, 
subsidiäre und eventuelle Dienstpflicht, die nur im Bedarfs- 
falle ihre Wirkung äußert, kein fortdauerndes dienstliches Ver- 
hältnis erzeugt und keine aktive Dienstpflicht in normalen 
Zeiten begründet.^) Es besteht nur eine beschränkte Meldepflicht. 
Im Falle und für die Dauer einer kriegerischen Bedrohung 
oder eines ausgebrochenen Krieges wird der Landsturm auf- 
geboten, worauf die Aktivdienstpflicht quoad ius und in der 
Regel zugleich auch qüoad exercitium entsteht. 

Landsturmpflichtig sind in Österreich, Ungarn und Deutsch- 
land alle wehrfähigen Staatsbürger, die keinem anderen Teile 
der bewaffneten Macht angehören, und zwar in Österreich und 
Ungarn vom Beginne des Jahres, wo sie das 19. Lebensjahr 
vollenden, bis zum Ende des Jahres, wo sie das 42. Lebensjahr 
vollenden,^) in Deutschland vom vollendeten 17. bis zum vollen- 
deten 45. Lebensjahre.') Außerdem sind in Österreich und in 

1) §§ 62 Ö8t. und ung. Wehr-G., § 30 prov. Wehr-G. f. B. u. H. 

2) §§ 12 Ö8t. und ung. Wehr-G., § 10 ung. Landw.-6. (G.-A. V ex 90.) 

3) G. V. 81./Ö. 88, R. 77 und G.-A. XVIII ex 88. 
*) § 28 prov. W;ehr-G. f. B. u. H. 

^) An diesem Grundsatze ändert die für Tirol und Vorarlberg be- 
stehende Ausnahmsbestimmung nichts, daß die in den ersten beiden Jahren 
der Landsturmpflicht Stehenden zur Ausbildung mit der SchieBwaffe übungs- 
pfiichtig sind (§ 27 des Landes vert.-G. f. Tirol u. Vorarlberg ex 95). 

«) G. V. 6./6. 86, R. 90, Tirol-Vorarlberger Landesvert.-G. v. 10./3. 9ö, 
L.-G. u. V. B. V, G.-A. XX ex 86. 

7) § 24 G. ▼. U./2. 88. 
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Ungarn landsturmpflichtig: ^ nach Maßgabe ihrer Wehrfähig- 
keit alle aus dem Stande der Offiziere und Militärbeamten in 
den Ruhestand oder in das Verhältnis außer Dienst versetzten 
Personen des Heeres, der Kriegsmarine oder der Landwehren 
bis zum vollendeten 60. Lebensjahre, insofern sie nicht in den 
vorbenannten Teilen der bewaffneten Macht verwendet werden, 
das Personal der Gendarmerie, der Finanzwache und der Staats- 
forste nach Maßgabe der Kriegsbedürfnisse und nach Zulaß der 
Dienstverhältnisse, außerdem in Österreich korporativ alle Körper- 
schaften mit militärischem Charakter oder mit militärischen Ab- 
zeichen, insbesondere die bewaffneten Bürgermiliz- und Schützen- 
korps und die Militärveteranenvereine. Die Mannschaften der 
österreichischen Landwehr, die zum dreijährigen aktiven Dienste 
verhalten wurden, sind nur bis zum vollstreckten 40. Lebens- 
jahre landsturmpflichtig 2) (die regelmäßige aktive Dienstzeit in 
der österreichischen Landwehr beträgt 2 Jahre). 

Im Frieden obliegt den Landsturmpflichtigen in Österreich 
und Ungarn eine beschränkte Meldepflicht und in Tirol und 
Vorarlberg die schon früher erwähnte beschränkte Übungs- 
pflicht, während in Deutschland, solange der Landsturm nicht 
aufgerufen ist^ die Landsturmpflichtigen keiner militärischen 
Kontrolle oder Übung unterworfen werden dürfen. 3) 

In Bosnien-Herzegowina ist das Institut des Landsturmes 
nicht eingeführt. 

Einer besonderen Hervorhebung bedarf noch die Aus- 
wanderung, die naturgemäß die Wehrkraft des Staates be- 
einträchtigt und daher vom Staate beschränkt wird. Daß Be- 
schränkungen der Auswanderung Wehrpflichtiger überhaupt 
geboten und berechtigt sind, steht wohl außer Frage und die 
Erörterung hierüber kann sich nur auf das Maß der Beschrän- 
kungen erstrecken. In früheren Zeiten, wo die Menschen als 
Früchte des Bodens betrachtet wurden und dieser als im 
Obereigentume des Staatsoberhauptes stehend galt^ war das 
Ausscheiden aus dem Staatsverbande und somit eine Aus- 
wanderung schlechterdings unzulässig. Auf diesem Standpunkte 

1) G. V. 6./6. 86, R. 90, Tirol-Vorarlberger Landesvert-G. v. 10./3. 96, 
L.-G. u. V. B. V., G.-A. XX ex 86. 

2) § 1 Ost Landw.-G. v. 26/12. 93, R. 200, § 9 Tirol- Vorarlberger 
Landesvert.-ö. 

8) § 31 G. V. 11./2. 88. 
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stand England bis zürn Jahre 1870 und steht Rußland noch 
heute. Letzteres bestraft eigenmächtige Handlungen zum Er- 
werbe einer fremden Staatsbürgerschaft mit der Entziehung 
aller bürgerlichen Rechte und lebenslänglicher Verbannung, i) 

Waren es ursprünglich hauptsächlich Erwägungen volks- 
wirtschaftlicher Natur, die die Aus.wanderung beschränken 
hießen, 2) so wurden es später mehr und mehr militärische 
Rücksichten, je wichtiger und hervorstechender die Wehrpflicht 
unter den staatsbürgerlichen Pflichten wurde und heute ist die 
Entwicklung dahin gediehen, daß die Wehrpflicht der einzige 
Beschränkungsgrund der Freiheit der Auswanderung geblieben 
ist. So ist es in Österreich-Ungarn und in Deutschland. 

Das Maß der Beschränkungen ergibt sich aus einer Ab- 
wägung der Interessen des Staates an der ungeschmälerten 
Erhaltung seiner Wehrkraft einerseits und anderseits der 
berechtigten Interessen des Einzelnen, die er mit seiner Aus- 
wanderung verfolgen will. Auf den ersten Blick könnte es 
scheinen, daß hier zwei unvereinbare Gegensätze gegenüber- 
stehen. Bei näherem Zusehen ergibt sich jedoch, daß schon 
Gründe rein praktischer Natur dafür sprechen, nicht am Extrem 
festzuhalten. Wir haben schon darauf hingewiesen, daß ein ge- 
sundes Heerwesen nur auf der Grundlage einer blühenden 
Volkswirtschaft gedeihen kann und darum soll der Staat jenen 
Auswanderern möglichst wenig Hindernisse in den Weg legen, 
die aus Erwerbsrücksichten zum Verlassen des Heimatbodens 
genötigt sind. Ihr Verbleiben im Vaterlande drückt das Durch- 
schnittsniveau des Volkswohlstandes herab, belastet mittelbar 
oder unmittelbar Einkommenqüellen des Staates mit ihrer Er- 
haltung und ihr persönlicher militärischer Wert ist gering, 
denn der notleidende Staatsbürger ist selbst kein Material zum 
guten Soldaten, wie auch seine Nachkommenschaft die Er- 
fordernisse der Tauglichkeit nur selten erfüllen wird. Hiermit 
ist zugleich festgestellt, daß der Staat der Auswanderung gegen- 



1) Foinitzki Iwan, Das russische Straf recht in Liszts, Die Strafgesetz- 
gebung der Gegenwart I. 300. Doch ist seit der Abänderung des Kontumaz- 
verfahrens die Anwendung dieser Strafe praktisch nicht mehr möglich. 

2) Vgl. z. B. das Edikt Friedrich Wühelm I. ex 1721 und die herr- 
schenden Lehren der Nationalökonomie des 18. Jahrhunderts, deren eine 
Kardinalforderung die möglichste Vermehrung der Bevölkerungszahl des 
Staates war. 
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über eine ziemlich weitgehende Toleranz üben soll, denn in 
der weitaus überwiegenden Mehrzahl der Fälle ist die Unmög- 
lichkeit, in der Heimat einen entsprechenden Erwerb oder die 
Aussicht, anderwärts einen besseren zu finden, die Ursache der 
Auswanderung.^) Daß in manchen Fällen die Befreiung von 
der Wehrpflicht als willkommene Nebenwirkung der Aus- 
wanderung empfunden werden mag, ist allerdings zuzugeben, 
aber der einzige oder auch nur der vorwiegende Grund ist die 
Absicht,- sich der Wehrpflicht zu entziehen, erfahrungsgemäß 
nicht, am allerwenigsten aber beim Gros der Auswanderer, den 
Reservisten, die ihre Liniendienstpflicht bereits erfüllt haben. 

Außer der eben erwähnten rein praktischen Erwägung 
sprechen auch Billigkeitsgründe gegen eine unbedingt ab- 
lehnende Haltung des Staates gegenüber der Auswanderungs- 
bewGgung: der Staat soll die Wohlfahrt der Bürger fördern, 
die Organisierung der Wehrmacht ist eines der Mittel hierzu, 
keineswegs aber Selbstzweck, kann er seine Hauptaufgabe ein- 
zelnen gegenüber nicht erfüllen und ihnen in der Heimat keine 
entsprechenden Existenzbedingungen bieten, dann soll er sie 
nicht hindern, anderwärts auf ehrliche Weise ihr Brot zu 
suchen. Die Statistik beweist, daß die Zahl der Auswanderer 
mit der Armut der Gegend wächst, während Örtlichkeiten mit 
günstigen Erwerbsbedingungen einen Überschuß an Ein- 
wanderern haben. Die Auswanderungsfrage ist heute — wenig- 
stens in geordneten Kulturstaaten — eine Brotfrage und ihre 
die Wehrkraft schädigenden Folgen können dauernd nicht 
durch Maßregeln gegen die Auswanderer, sondern nur durch 
eine systematische Bekämpfung der Ursachen der Auswanderung, 
also nur durch ein werktätiges Bemühen um die Hebung des 
heimischen allgemeinen Volkswohlstandes vermieden werden. 

Von dem wehrpflichtigen Staatsbürger muß aber auch 
verlangt werden, daß er seine persönlichen Interessen für das 
Wohl des Staates bis zu einem gewissen Grade, im Falle der 



i) Charakteristisch ist, daß in Österreich-Ungarn die stärkste Aus- 
wanderung aus Galizien und aus den südslawischen Ländern stattfindet und 
daß der durchschnittliche Taglohn des landwirtschaftlichen Arbeiters in den 
Jahren 1900 bis 1905 in Galizien 98 h, hingegen z. B. in Böhmen und 
Mähren etwa l K 40 h betrug (diese Daten sind dem Artikel „1^05. Eine 
ökonomische Rundschau" in Nr. 14.856 der Neuen Freien Presse vom 31. De- 
zember 1905 entnommen). 
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Not auch bis zur Selbstaufopferung zurückstelle. Diese Bürger- 
pflicht muß der Staat fordern und hat sie auch jederzeit ge- 
fordert, denn er ist ein lebender und lebensberechtigter, daher 
mit einem Selbsterhaltungstriebe ausgestatteter Organismus, 
und zwar höherer Ordnung als das Einzelindividuum. Daher 
gehen seine Selbsterhaltungsinteressen im Kollisionsfalle denen 
des Einzelnen vor. Nur muß zur Vermeidung unnötiger Härten 
erwogen werden, ob es im einzelnen Falle wirklich zur Kolli- 
sion kommen muß oder ob der Staat zu seiner Selbsterhaltung 
hinreichend andere Mittel besitzt, um auf den in Betracht 
kommenden Einzelnen verzichten zu können. So soll der Staat 
seine Haltung in der Auswanderungsfrage rationellerweise 
auch von dem Verhältnisse der wehrfähigen Bevölkerung zum 
Kriegsbedarf e abhängig machen und die Auswanderung um so 
weniger beschränken als er an wehrfähigem Henschenmateriale 
reicher ist. 

Der Staat kann nun entweder die Auswanderung bis zur 
Erfüllung eines gewissen Teiles der Wehrpflicht unbedingt 
verbieten und für den Rest der Wehrpflicht freigeben oder für 
den ganzen Zeitraum der Wehrpflicht die Auswanderung an 
gewisse Bedingungen knüpfen, die nach der Erfüllung gewisser 
Teile der Wehrpflicht leichter werden können, ohne die Aus- 
wanderung für irgend eine Periode ganz zu verbieten. Das 
erste System hat Deutschland gewählt, letzteres Osterreich und 
Ungarn. 

Deutschland bindet die Gestattung der Auswanderung an 
die Erfüllung der aktiven Dienstpflicht, jedoch nicht über das 
25. Lebensjahr hinaus. ^ Ersatzreservisten sind also in der 
Auswanderungsfreiheit nicht beschränkt. Die Entlassung aus 
der Staatsangehörigkeit darf nach § 15 des deutschen Reichs- 
angehörigkeits-G. nicht erteilt werden: 

„I.Wehrpflichtigen, welche sich in dem Alter vom vollen- 
deten siebenzehnten bis zum vollendeten fünfundzwanzigsten 
Lebensjahre befinden, bevor sie ein Zeugnis der Kreisersatz- 
kommission darüber beigebracht haben, daß sie die Entlassung 



1) § 15, Ziff. 1 und § 17 des Staatsangehörigkeits-G. y. 1./6. 70. Ob 
mit dem vollendeten 25. Lebensjahre die Auswanderungsberechtigang auch 
solchen Leuten zusteht, die sich der GesteUung entzogen haben, war strittig, 
kann aber nach dem letzten Stande der verwaltungsgerichtlichen Praxis als 
bejahend entschieden gelten (vgl. hierüber La band a. a. O. 130, Fußnote 1). 
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nicht bloß in der Absicht nachsuchen, um sieh der Dienstpflicht 
im stehenden Heere oder in der Flotte zu entziehen; 

2. Militärpersonen, welche zum stehenden Heere oder zur 
Flotte gehören, Offizieren des Beurlaubtenstandes ^) und Beamten^ 
bevor sie aus dem Dienste entlassen sind; 

3. den zur Reserve des stehenden Heeres und zur Land- 
wehr, sowie den zur Reserve der Flotte und zur Seewehr ge- 
hörigen und nicht als Offiziere angestellten Personen, nachdem 
sie zum aktiven Dienst einberufen worden sind/^) 

Aus anderen als im § 15 angeführten Gründen darf nach 
§ 17 die Entlassung nicht verweigert werden. In Kriegs- 
zeiten kann jedoch durch kaiserliche Verordnung die Erteilung 
der Auswanderungserlaubnis an Wehrpflichtige ganz untersagt 
werden (ebenda). 

In Österreich hat das Auswanderungspatent v. 24./3. 1832 
die Auswanderung den Militärpflichtigen und denjenigen ver- 
wehrt, die in einer besonderen Standes- oder öffentlichen Amts- 
verpflichtung stehen, bis zur Erbringung des Beweises, daß 
von Seite dieser Verpflichtungen keine Hindernisse obwalten. 
Die unbefugte Auswanderung war mit schweren öffentlich- und 
privatrechtlichen Folgen verknüpft. Das Auswanderungspatent 
ist nunmehr aufgehoben und heute ist in Österreich 3) und in 
Ungarn*) die Auswanderungsfreiheit gleichfalls nur durch die 
Wehrpflicht beschränkt, jedoch gilt das zweite der oben be- 
zeichneten Systeme. 

Die Erteilung der Auswanderungsbewilligung (die Ent- 
lassung zum Zwecke der Auswanderung) ist in Österreich 



1) Diese dienen, selbst wenn sie noch in der gesetzlichen Wehrpflicht 
stehen, jedenfalls in ihrer Eigenschaft als Offiziere — ebenso wie die Ein- 
jährig-Freiwilligen in dieser ihrer Eigenschaft — auf Grund freiwillig ein- 
gegangener Modifikationen, die ihnen Ehren und sonstige Vorzüge gewähr- 
leisten. Die obige Auswanderungserschwerung ist eines der ihnen für diese 
Vorzüge auferlegten onerosen Privilegien. 

3) Mannschaften, die nach einer zweijährigen Aktivdienstleistung ent- 
lassen worden sind, kann gemäß Art. II, § 2, Abs. 1, G. v. 3./8. 93 im ersten 
Jahre nach ihrer Entlassung die Erlaubnis zur Auswanderung auch in der 
Zeit verweigert werden, wo sie nicht zum aktiven Dienste einberufen sind. 

3) St.-G.-G. über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger v. 21. /12. 67, 
R. 142, Art. 4, al. 3. 

*) G.-A. L ex 1879 über den Erwerb und den Verlust der ung. Staats- 
bürgerschaft, § 22. 
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(§ 64 Wehr-G.) in Friedenszeiten bis zur Beendigung der Wehr- 
pflicht an die Bewilligung der militärischen Zentralstellen ge- 
knüpft, jedoch in keinem Stadium ganz unzulässig. Die Strenge 
der Bedingungen, unter denen die Erlaubnis erteilt werden 
kann, kulminiert im Lebensalter der Stellungs- und der Linien- 
dienstpflicht und ist um so geringer, je weiter von diesem die 
Altersstufen noch oder schon entfernt sind. Die aus der Wehr- 
pflicht fließende Beschränkung der Auswanderungsfreiheit be- 
ginnt nach dem Wortlaute des öst. Wehr-G. mit der Geburt, 
da § 64 sagt: Abs. 1: „Die Entlassung zum Zwecke der Aus- 
wanderung kann den Angehörigen des Heeres (Kriegsmarine) 
vor vollendeter Dienstpflicht vom Reichskriegsminister erteilt 
werden." Abs. 2: „Die Auswanderung von sonstigen Wehr- 
pflichtigen, dann derjenigen, welche noch nicht in das 
Stellungspflichtige Alter getreten sind, hängt von der 
Bewilligung des Ministers für Landesverteidigung ab/ 

Das k. k. Ministerium f. Landesvert. hat jedoch mit dem 
Erl. V. l./ll. 82, Z. 1465 (aufrechterhalten mitdemErl. V.7./11. 89, 
Z. 12.686) für die noch nicht Stellungspflichtigen Knaben und 
Jünglinge allgemein gültige Erleichterungen gestattet, die um 
so geringer werden, je mehr sich das Alter des Auswanderers 
dem Stellungspflichtigen Alter nähert und wobei die Alters- 
stufen bis zum 14., vom 15. bis zum 16. und vom 17. bis zum 21. 
Lebensjahre unterschieden werden. Die Details fallen außerhalb 
des Rahmens dieser Darstellung. 

Den eben bezeichneten noch nicht Stellungspflichtigen, den 
Stellungs- und den Liniendienstpflichtigen kann die Auswande- 
rungsbewilligung nur dann erteilt werden, wenn sie zugleich 
mit ihren Eltern (mit ihrem überlebenden Elternteil) auswandern 
(§ 64, Abs. 3 Wehr-G.) und wenn sie — ausgenommen die Knaben 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahre — entweder zweifellos 
militärdienstuntauglich sind oder aus Erwerbsrücksichten aus- 
wandern wollen.^) 

Für die nur oder nur noch im nichtaktiven Stande Dienst- 
pflichtigen oder für die nur noch Landsturmpflichtigen ist keine 
gesetzliche Bedingung vorgeschrieben, jedoch ist im Verord- 
nungswege die Erwerbsrücksicht zur regelmäßigen Bedingung 
gemacht. Anderseits aber ist mit dem Erl. v. J. 1889 (siehe 



1) Erl. k. k. M. f. L. v. l./ll. 82, Z. 1466 und v. 7./11. 89, Z. 12,686. 
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Fußnote 1 auf S. 28) den Landstur mpf lieh tigen, die das 33. Lebens- 
jahr zurückgelegt haben, eine allgemeine Auswanderungsbewilli- 
gung erteilt. 

Schmid (a. a. O. 44) zweifelt mit Unrecht, ob auch die 
Landsturmpflichtigen zu den in der Auswanderungsfreiheit be- 
schränkten, in dem oben zitierten 2. Abs. des § 64 Wehr-G. be- 
zeichneten „sonstigen Wehrpflichtigen^ gehören, da sich weder 
das Wehr-G. noch das Landsturm-G. darüber aussprächen. Das 
österreichische Wehr-G. versteht jedoch unter Wehrpflicht auch 
die Landsturmpflicht, wie § 4, Pkt. 3 der Wehrvorsch. I. T. aus- 
drücklich sagt: „Die Wehrpflicht zerfällt in die Dienstpflicht 
und in die Landsturmpflicht." 

Die ungarische Gesetzgebung weicht von der österreichi- 
schen einigermaßen ab. Zunächst beginnt die Beschränkung 
der Auswanderungsfreiheit erst mit dem erreichten 17. Lebens- 
jahre.^) Ferner unterliegen die nur noch Landsturmpflichtigen 
keiner Beschränkung der Auswanderungsfreiheit. 

Während der Mobilität und im Kriege darf in Österreich 
(§ 64, Abs. 5 W.-G.) und in Ungarn (§ 64, Abs. 4 W.-G.) keiner 
Person der bewaffneten Macht die Bewilligung zur Aus- 
wanderung erteilt werden. Sonstige in der Auswanderungs- 
freiheit beschränkte Personen können in Ungarn in Kriegs- 
zeiten die Bewilligung fallweise vom König erhalten (§25 
G.-A. L ex 1879). 

Die Bestimmungen des deutschen Gesetzes sind einer- 
seits zu beschränkend, indem sie die Auswanderung Aktiver 
oder einberufener Nichtaktiver unbedingt untersagen, ander- 
seits vielleicht zu liberal, indem sie die Auswanderung Nicht- 
aktiver vollkommen frei geben. Am meisten scheint das un- 
garische Gesetz allen Anforderungen gerecht zu werden, in- 
dem es die Auswanderungsbeschränkung mit dem erreichten 
17. Lebensjahre beginnen und bis zur vollstreckten aktiven 
und nichtaktiven Dienstpflicht, jedoch nicht bis in die Zeit der 
bloßen Landsturmpflicht dauern läßt, ohne für irgendeinen 
Zeitraum die Erteilung der Auswanderungsbewilligung ganz 
auszuschließen, so daß die Verwaltungsbehörden je nach den 
Verhältnissen der Zeit und der Person alle Rücksichten des 
einzelnen Falles abwägen können. Das österreichische Gesetz, 



G.-A. L ex 1879 und § 64, Abs. 5 ung. Wehr-G. 
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das wohl in der Beschränkung zu weit geht, indem es die 
Auswanderungsfreiheit von der Geburt bis zum Ende der Land- 
sturmpflicht beschränkt, hat im Verordnungswege die wün- 
schenswerten Milderungen erfahren, so daß es in seiner An- 
wendung im großen und ganzen dem ungarischen Gesetze 
gleichkommt. 

Endlich wäre noch zu bemerken, daß zur Hintanhaltung 
fiktiver, bloß zur Entziehung von der Wehrpflicht vorgeschützter 
Auswanderungen in Österreich, Ungarn und Deutschland ver- 
langt wird, daß die Auswanderung tatsächlich vollzogen werden 
müsse, widrigens die Bewilligung unwirksam und der Be- 
treffende zur Erfüllung der Wehrpflicht wieder herangezogen 
wird. Hierüber bestimmen: § 18, Abs. 2 des deutschen Staats- 
angehörigkeits-G. : „Die Entlassung wird unwirksam, wenn der 
Entlassene nicht binnen sechs Monaten vom Tage der Aus- 
händigung der Entlassungsurkunde an seinen Wohnsitz außer- 
halb des Bundesgebietes verlegt . . . ." § 64, Abs. 4 öst. und 
§ 64, Abs. 3 ung. Wehr-G.: „Die Auswanderung ist nur dann 
als vollzogen zu betrachten, wenn der Betreffende innerhalb 
eines Jahres aus der Monarchie in das Ausland mit der Ab- 
sicht, dort seinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen, tatsächlich 
übersiedelt ist. Unterbleibt die Auswanderung, so hat der Be- 
treffende den Rest der durch seine Entlassung aus dem Militär- 
(Landwehr-)verbande unterbrochenen Dienstzeit nachzutragen.** 

Ausländer, die die Staatsangehörigkeit erwerben, haben 
die ihrem Lebensalter entsprechende Wehrpflicht zu erfüllen.') 
Aus dieser Bestimmung, die zweifellos berechtigt ist, können 
sich dennoch unter Umständen für den Einzelnen Pflichten - 
kollisionen ergeben, z. B. für einen ehemaligen französischen 
Bürger, der durch die Wehrpflicht in seinem neuen Vaterlande 
verbunden ist, gegen Frankreich die Waffen zu tragen, während 
nach dem französischen Dekrete von 1811 kein ehemaliger 
Franzose jemals gegen Frankreich die Wajffen führen darf. Es 
ist fraglich, ob es völkerrechtlich zulässig ist, daß Frankreich 
auf solche Art in die Rechte fremder Staaten eingreift, indem 
es diejenigen fremden Staatsbürger, die ehemals Franzosen 
waren, gegebenenfalls in der Erfüllung der Wehrpflicht in der 



1) So §§ 11 ÖBt. und ung. Wehr-G. und § 21, Ziff. 1 der deutsohen 
Wehrordg. 
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neuen Heimat beschränkt und sie eventuell außerhalb der 
Kriegsgesetze stellt, wenn sie in der Erfüllung der Pflichten 
ihrer nunmehrigen Staatsbürgerschaft betreten werden.^) 

Personen, die sich im wehrpflichtigen Alter im Inlande 
aufhalten, werden zur Erfüllung der Wehrpflicht herangezogen, 
wenn sie keine ausländische Staatsbürgerschaft nachweisen 
können.^) Dies beruht sowohl auf Gerechtigkeitsgründen wie 
auf der Tendenz des Staatenrechtes, das Vorkommen heimat- 
loser Individuen (Apoliden) zu vermeiden. Insbesondere gilt 
dies von Personen, die ehedem einheimische Staatsbürger waren, 
ausgewandert und dann wieder eingewandert sind. 3) Lab and 
(a. a. O. 133) sagt hierüber: »In diesem Falle lebt die Wehr- 
pflicht wieder auf und mithin auch die Militärpflicht, gleichviel 
ob der zurückkehrende Auswanderer die Reichsangehörigkeit 
wieder erworben hat oder „staatenlos" den Aufenthalt in 
Deutschland genommen hat." Zum Worte „staatenlos" macht 
Laband eine Fußnote folgenden Inhalts: „Siegel, Annalen 
1893, S. 789, macht mit Recht geltend, daß von einem „Wieder- 
aufleben" der Wehrpflicht in diesem Falle nicht gesprochen 
werden könne, da die Wehrpflicht eine Folge der Reichs- 
angehörigkeit ist; die Ausdehnung der Wehrpflicht auf solche 
staatenlos gewordene Deutsche sei vielmehr durch die aus- 
gleichende Gerechtigkeit geboten. Eine praktische Bedeutung 
hat dies nicht; der staatenlos zurückkehrende Deutsche wird 
so behandelt, als wäre er reichsangehörig. Es ist dies gewisser- 
maßen ein Gegenstück zum jus postliminii. Jedoch schützt 
seine Wehrpflicht ihn nicht davor, ausgewiesen zu werden; 
ergeht eine Landesverweisung, so erlischt die militärische Ge- 



i) Vgl. dagegen die vom modernsten Geiste getragene Bestimmung des 
§ 86 des norwegischen Ziv. St.-G. ex 1902, wonach selbst norwegische Staats- 
bürger, die im Auslande ihren Wohnsitz haben, wegen Förderung einer 
feindlichen Macht straflos bleiben, wenn sie durch die Gesetze ihres Wohn- 
ortes hierzu verpflichtet sind. 

2) In der Schweiz und in Deutschland ist dies gesetzlich begründet 
(vgl. Art. XXIX des Einf.-G. zum deutschen bürg. Gesetzbuche). 

^) Vgl. § 11 deutsches R.-Mil.-G. und § 21, Ziff. 2 der Wehrordg.; sie 
können jedoch in Deutschland im Frieden nicht über das vollendete 
31. Lebensjahr im aktiven Dienste zurückgehalten werden. Obwohl das 
R.-Mil.-G. im allgemeinen nur das Landheer betrifft, gilt § 11 auch für die 
Marine, weil er einen gemeinsamen Grundsatz regelt; vgl. hierüber Meyer 
a. a. O. 76, Fußnote 7. 
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Stellungspflicht von selbst. E. des preuß. Oberverwaltungs- 
gerichtes v. 21./4. 99 . . .."i) Was nun die Zulässigkeit einer 
Ausweisung eines , Staatenlosen" betrifft, so scheint sie zu- 
mindest dann unbillig, wenn er bereits zur Erfüllung der 
Wehrpflicht herangezogen und ihm so die Staatsbürgerpflicht 
auferlegt wurde, denn er hat durch deren Leistung wenigstens 
tatsächliche Staatsbürgerrechte erworben.*) 

Da die Unterbringung, die Versorgung der Angehörigen, 
die Versetzung etc. verheirateter Militärpersonen dem Staate 
erhöhte Lasten aufbürdet und da der Staat die große Masse 
der Liniendienstpflichtigen nicht so besolden kann, daß diese, 
die wahrend ihrer Aktivdienstzeit einem Erwerbe nicht nach- 
gehen können, in der Lage wären, eine Familie zu ernähren, 
ergibt sich die Notwendigkeit, die Verehelichung der Wehr- 
pflichtigen gewissen Beschränkungen zu unterwerfen, woraus 
sich eine weitere Einschränkung der Handlungsfreiheit der 
Staatsbürger ergibt. Die Bestimmungen hierüber, deren Einzel- 
heiten nicht hieher gehören, sind für Österreich, Ungarn, Bos- 
nien Herzegowina und Deutschland enthalten in den §§ 50 
und 61 Ost. und ung. Wehr-G., im § 64 A. B. G. B., im § 26 
ung. Ehe-G. (G.A. XXXI ex 94), im § 24 prov. Wehr.-G f. Bosnien 
und die Herzegowina, in den §§ 40 und 60, Ziff. 4 deutsches 
R.-Mil.-G. und im § 1315, Abs. 1 deutsches B. G. B. Die Be- 
schränkung erstreckt sich übrigens wegen der teilweisen Gleich- 
heit der Gründe auch auf diejenigen, denen keine wehrgesetz- 
liche, sondern nur eine freiwillig übernommene Dienstpflicht 
obliegt. 

Überblicken wir das bisher Dargestellte, so charakterisiert 
sich die Wehrpflicht an sich als ein durch ein bestimmtes 
Lebensalter — nach dem positiven österreichischen Rechte 
eventuell phne Rücksicht auf das Alter durch die Zugehörig- 
keit zu gewissen Korporationen — bedingter Zustand des 

1) Vgl. die Entscheidungsgründe des deutschen R.-M.-G. 7, 271 ff. 

^) Vgl. §§ 44 und 69 öst. Mil.-St.-G., wonach Ausländer wegen Ver- 
brechen und wegen Vergehen dann ausgewiesen werden können, wenn sie 
nach ausgestandener Strafe zum Militärdienste nicht verpflichtet oder nicht 
geeignet sind. Unter diesen „Ausländern'' sind m. E. hier aber nur solche zu 
verstehen, die eine nachweisbare fremde Staatsbürgerschaft besitzen, nicht aber 
„Staatenlose'^, die, weil in terrltorio, als de territorio und daher als ge- 
setzlich Wehrpflichtige behandelt worden sind. 
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männlichen Staatsbürgers, der gewisse Beschränkungen mit 
sich bringt, zu positivem Tun jedoch nur in einzelnen quali- 
fizierten Stadien verpflichtet (Melde-, Stellungs-, Dienstpflichten). 
Sie besteht aus der Stellungspflicht, aus der Dienstpflicht und 
aus der Landsturmpflicht, welch' letztere eine subsidiäre Pflicht 
ist, die jenen Zeitraum der Wehrpflicht ausfüllt, wo keine 
Dienstpflicht besteht In dem österreichischen, ungarischen, 
bosnischen und deutschen Gesetze ist nirgends eine solche 
ausdrückliche Einteilung enthalten, wohl aber in den Aus- 
führungsbestimmungen, und zwar sagen der § 4, Pkt. 3 öst-ung. 
Wehrvorsch. I. T. und der § 6, Ziff. 1 deutsche Wehrordg. über- 
einstimmend: „Die Wehrpflicht zerfällt in die Dienstpflicht und 
in die Landsturmpflicht." 

Es ist auffallend, daß diese erschöpfend gedachte oder 
wenigstens gesagte Einteilung der Wehrpflicht die Stellungs- 
pflicht picht nennt^) Dies ist vielleicht auf den zufälligen und 
äußerlichen Umstand zurückzuführen, daß die Landsturmpflicht 
zeitlich früher als die Dienstpflicht beginnt und so die un- 
mittelbar vor der Dienstpflicht stehende Stellungspflicht zeit- 
lich mit der Laudsturmpflicht zusammenfällt. Sie hat aber mit 
dieser weder nach ihrem Begriffe noch nach ihrer juristischen 
Natur etwas gemein. Die Landsturmpflicht ist die subsidiäre 
und eventuelle Pflicht, mangels einer Dienstpflicht in einem 
anderen Teile der bewaffneten Macht für den Kriegsbedarfs- 
fall Militärdienste zu leisten und die Stellungspflicht die Pflicht, 
sich auf die Tauglichkeit zu Diensten in den anderen Teilen 
der bewaffneten Macht, nicht aber auf die Tauglichkeit zu 
Landsturmdiensten untersuchen zu lassen. Mit der Landsturm- 
pflicht hat also die Stellungspflicht gar nichts zu tun, aber auch 
nicht mit der Dienstpflicht. Diese ist die Pflicht zum Dienste 
in der bewaffneten Macht mit Ausnahme des Landsturmes. Die 
Erfüllung der Stellungspflicht soll erst die Entscheidung bringen. 



1) Der deutsche Terminus ist ..Militärpflicht", die in eine „Meldepflicht" 
und in eine „Gestellungspflicht" zerfällt (Wehrordg., Absch. III). M. £. ist der 
Ausdruck „Militärpflicht" nicht genügend eindeutig und der österreichisch- 
ungarische Ausdruck „Stellungspflicht" korrekter. Auch ist die Meldepflicht 
der Stellungspflichtigen nicht von so selbständiger Wichtigkeit, daß sie als 
abgesondertes Stadium der Wehrpflicht behandelt und aufgefaßt werden soll, 
sie ist, wie in Osterreich und Ungarn, mit unter der Stellungspflicht zu be- 
greifen und auch zu bezeichnen. 

Lelewer, Wehrpflicht. 3 
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ob und welche Dienstpflicht zur Entstehung kommen soIl.O 
So lange die Stellungspflicht besteht, kann keine Dienstpflicht 
bestehen und ist diese entstanden, so bedeutet dies zugleich 
das natürliche Ende des ersteren. Da also die Stellungspflicht 
weder mit der Landsturmpflicht noch mit der Dienstpflicht 
irgendetwas gemein hat, scheint es widerspruchsvoll, daß § 16, 
Pkt. 1, al. 1 öst.-ung. Wehrvorsch. I. T. sagt: „Die Stellungs- 
pflicht ist ein Ausfluß der Wehrpflicht," wenn dieselben Wehr- 
vorschriften im § 4, Pkt. 3, 1. T. dieselbe Wehrpflicht erschöpfend 
in die Landsturmpflicht und in die Dienstpflicht einteilen. Was 
nicht aus den Teilen fließen kann, kann ebensowenig aus der 
Summe dieser Teile fließen. Die deutsche Wehrordg. drückt 
sich im § 22, Ziff. 3 äußerlich korrekter aus: „Während der 
Dauer der Militärpflicht heißen die Wehrpflichtigen militär- 
pflichtig." Dies ist zwar an sich richtig, aber da § 5, Ziff. 1 
sagt: „Die Wehrpflicht zerfällt in die Dienstpflicht und in die 
Landsturmpflicht,** kann der Wehrpflichtige auch nur ein Dienst- 
pflichtiger oder ein Landsttirmpflichtiger sein und begrifflich 
ist weder der eine noch der andere stellungs-(militär-)pflichtig. 
Völlig klar wird die Unzulänglichkeit dieser Einteilung, wenn 
man sich vor Äugen hält, daß die Landsturmpflicht ebensogut, 
wie sie zeitlich früher als die Dienstpflicht beginnt, auch erst 
später als diese beginnen könnte. Nach dem Begriffe und nach 
der juristischen Natur muß also die Wehrpflicht in drei Haupt- 
stadien eingeteilt werden, und zwar in die Stellungspflicht, in 
die Dienstpflicht und in die Landsturmpflicht. Daß die Stellungs- 
pflicht und die Landsturmpflicht zeitlich zusammenfallen können, 
steht dieser Einteilung nicht entgegen. 

Nun könnte man allerdings sagen, daß die positiven Ge- 
setze die Stellungspflicht nicht zur Wehrpflicht rechnen, sondern 
als eine selbständige Staatsbürgerpflicht betrachten. Dagegen 
wäre aber der Wortlaut der Wehrgesetze selbst anzuführen: 
„Jeder Wehrpflichtige ist . . . stellungspflichtig ..." (§§ 38 öst. 

und ung. Wehr-G.) und: „Alle Wehrpflichtigen sind der 

Aushebung unterworfen (militärpflichtig) . . ." (§ 10 R.-Mil.-G.). 
Der Wortlaut dieser Gesetzesstellen scheint also die Stellungs- 
pflicht zur Wehrpflicht zu rechnen. Sachlich ist darauf hinzu- 
weisen, daß die Stellungspflicht anders nicht erklärt und ge- 



^) Vgl. § 22, Ziff. 2 deutsche Wehrordg. 
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dacht werden kann, als aus der Wehrpflicht und daß sie 
außerhalb dieser nicht bestehen kann. In der Literatur ist dieser 
Frage nicht ausdrücklich nähergetreten worden; gleichwohl 
scheint Schmid die Stelltingspf licht auch als einen Teil der 
Wehrpflicht aufzufassen, indem er sie „eine verstärkte oder 
qualifizierte Form der Wehrpflicht« nennt (a. a. O. 45) und 
Lab and sagt (a. a. O. 135): „..Die Militärpflicht ist eine 
Potenzierung oder Qualifikation der Wehrpflicht" und: „Die 
Militärpflicht ist . . . ein vorübergehendes Stadium der Wehr- 
pflicht", betrachtet sie somit auch als einen Teil der Wehr- 
pflicht. 

Eben darin, daß die Stellungspflicht ein Teil der Wehr- 
pflicht ist, liegt die Rechtfertigung für die positiven Gesetzes- 
bestimmungen, die die Auswanderung und Verehelichung der 
Stellungspflichtigen beschränken. Allerdings ist gegenwärtig 
der Stellungspflichtige zugleich schon landsturmpflichtig und 
daher schon durch die Landsturmpflicht ein Wehrpflichtiger 
aber dies ist, wie oben erörtert, ein zufälliges und nicht not- 
wendiges Zusammentreffen. 

§ 4. Der strafrechtliche Schutz der Wehrpflicht und 

der Fahneneid. 

So notwendig und förderlich die Wehrpflicht für die Ge- 
samtheit der Staatsbürger ist, so bedeutet sie für den einzelnen 
Wehrpflichtigen unstreitig eine Last, die sich ihm in vielen 
und wichtigen Lebensbeziehungen hemmend fühlbar macht. Es 
ist daher begreiflich, daß unter dem Drucke dieser Last die im 
Individuum wirksamen selbstsüchtigen Triebe in der Richtung 
des Bestrebens tätig werden, sich ihr zu entziehen. Selbst in 
jenen Staaten und zu jenen Zeiten, wo die Bürgertugenden ihre 
höchste Blüte erreichen, genügen sie allein nicht, um alle Ver- 
suche, sich der Wehrpflicht zu entziehen, zurückzudrängen. 
Darum muß der Staat Zwangsmittel vorkehren, die die aUseitige 
Erfüllung der Wehrpflicht möglichst sicherzustellen geeignet 
sind und diese Zwangsmittel müssen mit Rücksicht auf die 
große Wichtigkeit des zu schützenden Gutes und im Interesse 



1) Erwähnenswert ist der in den Entscheidungsgründen E.-H. 2886 
vorkommende Satz: „Es ist selbstverständlich, daß die Stellungspflicht bloß 
einen Teil der Wehrpflicht überhaupt bildet.'^ 

3* 
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einer gleichmäßigen Verteilung dieser fühlbaren Last auf alle 
Bürger die wirksamsten sein, die dem Staate zu Gebote stehen: 
dies sind heute die gerichtlichen Strafen. Außer der Drohung 
mit dem Übel der Strafe zieht der Staat zur Sicherung des 
wichtigsten Teiles der Wehrpflicht, nämlich der Erfüllung der 
militärischen Dienstpflicht, noch die Ethik und die Religion 
herbei, indem er den Dienstpflichtigen die Erfüllung der 
soldatischen Pflichten durch einen feierlichen Eid (Fahneneid, 
Soldateneid, Eid auf die Kriegsartikel, Landwehreid, Landsturm- 
eid) bekräftigen läßt. Dies ist gewiß berechtigt, denn ohne 
Ethik kann das Heer nicht bestehen und die feierliche eidliche 
Bekräftigung ist ohne Zweifel geeignet, das Pflichtgefühl zu 
erwecken und zu stärken. Beim geworbenen Söldner kann man 
im Fahneneide auch den feierlichen Abschluß des freiwillig 
eingegangenen Dienstvertrages und somit den Rechtsgrund der 
Bestrafung der Militärdelikte erblicken und ebendasselbe könnte 
auch in einem Staate der staatsbürgerlichen Wehrpflicht von 
jenen gelten, die, ohne gesetzlich wehrpflichtig zu sein, frei- 
willig in den Kriegsdienst treten, insbesondere also von Aus- 
ländern. Juristisch völlig bedeutungslos ist aber der Fahneneid 
dort, wo die Dienstpflicht nicht auf einem Vertrage, sondern 
auf der gesetzlichen Wehrpflicht beruht und wo die Tatsache, 
daß ein Staatsbürger auf Grund der gesetzlichen Voraus- 
setzungen zur militärischen Dienstleistung herangezogen wird, 
den Rechtsgrund der Bestrafung der Militärdelikte bildet. 
Demgemäß ist auch in fast allen positiven Gesetzgebungen der 
W^ehrpflichtstaaten dem Fahneneide keine juristische Bedeutung 
beigemessen und er findet seinen Platz nicht in den Militär- 
strafgesetzbüchern, sondern in den Dienstvorschriften. Dort 
nimmt er mit Recht den ersten Platz im militärischen Zere- 
moniell ein und stellt in monarchischen Staaten insbesondere 
jene engere Verbindung zwischen dem Herrscher und dem 
Herrsoherhause und den Angehörigen der bewaffneten Macht 
her, durch die sich der Militärdienst von jedem anderen Staats- 
dienste unterscheidet. In Österreich-Ungarn gilt jedoch, wahr- 



^) Brauner, «Grundiftge der deutschen Reehtsgeschiehte*' > 129 be- 
tont, dat) das bis tum 13. Jahrhundert übliche Beschworen der Reichsheer- 
fahrten auf den Hof- und Reichstagen die Heerpfüeht nur bestirkle, nicht 
aber begründete« weshalb sie auch Ton solchen gefordert werden konnte, 
die ferngi^liheben waren und nicht geschworen hatten. 
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scheinlich unter dem nachwirkenden Einflüsse früherer Gesetz- 
gebung, der Eid auf die Kriegsartikel als der Rechtsgrund der 
Bestrafung der Militärdelikte, indem der Art. III, K.-M.-P. v. 
15./1. 55, R. 19 zum M.-St.-G. bestimmt: „Den Bestimmungen 
dieses Gesetzes über Militärverbrechen und Militärvergehen 
unterliegen bloß diejenigen Personen, welche durch den ab- 
gelegten Militärdiensteid die besonderen Pflichten des Militär- 
standes i) zu erfüllen feierlich zugesichert haben.** Diese Kon- 
struktion wird von der Theorie übereinstimmend als unhaltbar 
bezeichnet, so insbesondere von Damianitsch (Studien über 
das Militärstrafrecht 9) und von Dangelmaier (Philosophie 
des Militärrechts 24 ff.). Bemerkenswert ist, daß das öster- 
reichische Militärstrafgesetz den Eid auf die Kriegsartikel als 
den Rechtsgrund der Militärdelikte statuiert hat, obwohl schon 
der Motivenbericht 2) zum § 706 s) des ersten, von Hofrat 
Bergmayr verfaßten Entwurfes*) anerkennt, daß die soldati- 
schen Pflichten ihren Rechtsgrund in der Untertanenpflicht 
haben, indem er dort (Abs. 2) sagt: „Mit dem Gehorsam in 
engster Verbindung ist die Pflicht der Treue, welche zugleich 
die Grenzen des Gehorsams schärfer bestimmt und dem 
Krieger, sofern er ein Untertan dieses Staates ist, 
gegen seinen obersten Feld- und Landesherrn zwar 
schon als Untertanspflicht obliegt, insbesondere aber 
noch durch einen feierlichen Eid verstärkt wird, den er beim 
Eintritt in den Militärdienstverband abzulegen hat und durch 
den auch der Ausländer, der sich dem Kriegsdienste des 
Staates freiwillig anbietet, eine gleiche Verbindlichkeit über- 
nimmt.*' 

Die Unzuträglichkeiten, die sich in der Praxis aus der 
Verweigerung der Eidesabiegung oder aus der nachträglichen 
Ableugnung der Eidesabiegung ergeben können, machen die 
Aufstellung von Fiktionen nötig. So wird dem Assentierten, 



Unter „Militärstand" versteht das Gesetz hier nach der heutigen 
Terminologie nur den „Soldatenstand'', die Kombattanten, nicht aber die 
sonstigen, zur Militärverwaltung gehörigen, Militärpersonen. Diese können 
daher in der Regel nicht Subjekt eines Militärdelikts sein, wenn sie auch 
anderseits der ordentlichen Militärstrafgerichtsbarkeit unterstehen. 

2) Lithographiert t842. 

3) Wörtlich übereinstimmend mit § 142 M.-St.-G. 
*) Wien 1841/42. 
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der die Eidesabiegung verweigert, der Eid vorgelesen (§ 100, 
Pkt. 2, Wehrvorsch. I. T.), was dieselbe Wirkung haben soll, 
wie die Eidesabiegung selbst. Maßgebend für die Anwendung 
eines Strafgesetzes soll, wie Damianitsch a. a. O. bemerkt, 
doch nur die gehörige Kundmachung sein.^) 

Die Geschichte des Fahneneides reicht weit zurück. Seit 
dem Beginnen des 16. Jahrhunderts wurden die Söldner und 
dann auch die Äusgehobenen auf die sogenannten »Kriegs- 
artikul" beeidet, wodurch sie die Pflicht übernahmen, deren Be- 
stimmungen Folge zu leisten und wodurch der Kriegsherr die 
Berechtigung erlangte, sie für Außerachtlassungen dieser Be- 
stimmungen zu bestrafen. Wenn nun die Kriegsartikel oft auch 
die gemeinen Delikte neben den militärischen enthielten, kann 
doch das Beschwören der Kriegsartikel als Rechtsgrund der 
Bestrafung der Militärdelikte deshalb angesehen werden, weil 
es nur für diese von Bedeutung war, denn die Strafbarkeit 
der gemeinen Delikte war schon durch die allgemeinen Straf- 
gesetze gesichert. Der Artikulsbrief Kaiser Maximilian II. für 
die Teutschen Knechte vom Jahre 15702) nimmt zwar den Eid 
als den Rechtsgrund der Militärdelikte, läßt aber deren Zu- 
rechnung auch bei jenen Söldnern zu, die unbeeidet geblieben 
sind, sobald sie sich einschreiben und in Sold nehmen ließen. 
(Art. 2 13.) Dasselbe ist der Fall in Kaiser Ferdinand III. Artikuls- 
brief für die kaiserliche Miliz vom 6. Oktober 1642 (Art. 78, 
Lünig a. a. O. 81 ff.), im Neuen Artikulsbrief vor die Teutschen 
Knechte des Niedersächsischen Kreises vom Jahre 1591 (dritt- 
letzter Abs., Lünig a. a. O. 653 ff.), im Artikulsbrief der Kur- 
Mainzschen Landmiliz zu Fuß vom 18. Oktober 1700 (Art. 58, 
Lünig a. a. O. 750 ff.), im Artikulsbrief des Kurfürsten Josef 
Klemens, Erzbischof zu Köln vor Dero Miliz (Jahreszahl nicht 
angegeben, zirka 1700, Artikel 84, Lünig a. a. O. 760 ff.), in 
den Artikulsbriefen Herzogs Maximilian in Bayern für die 
Reuter (Art. 38, Lünig a. a. O. 774 ff.) und für die Hoch- 
Teutschen Knechte zu Fuß (Art. 72, Lünig a. a. O. 778 ff.), 
in dem Artikulsbrief des Kurfürsten Ferdinand Maria in Bayern 



1) über das Wiederaufleben der Wirksamkeit des Soldateneides bei 
solchen Personen, die aus dem Soldatenstande in den Nichtkombattanten- 
stand und dann später aus diesem wieder in den Soldatenstand übertreten 
sind, vgl. Kleemann a. a. O. 27 f. 

2) Enthalten in Lünig, corpus iuris miiitaris. 58 ff. 
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vom 12. Mai 1672 (Aft. 38, Lünig a. a. O. 788), des Kurfürsten 
Maximilian Emanuel in Bayern für die Reuter (Art. 38, Lünig 
a. a. O. 791 ff.), für die Miliz zu Fuß (Art. 38, Lünig a. a. O. 794), 
für sämtliche Soldateska vom 25. Mai 1717 (Art. 64, Lünig 
a. a. O. 796 ff.), in dem Artikulsbrief König Christian V. in 
Dänemark vom Jahre 1683 (Art. 191, Lünig a. a. O. 1297 ff.), 
in dem Artikulsbrief Friedrich Augusts, Königs in Polen und 
Kurfürsten zu Sachsen vom 30. November 1700 (Art. 23, Lünig 
a. a. O. 816) und in des Kürfürsten Friedrich Wilhelms zu 
Brandenburg Seekriegsrecht und Artikulsbrief der Kriegsmarine 
(Art. 65, Lünig a. a. O. 876 ff.). 

Aus Boehmer (a. a. O. 85 f.) entnehmen wir, daß bei der 
Dienstverpflichtung der deutschen Burgmannen auf ihren Eid 
hingewiesen wird: „Ad hoc officium der Burghude iurisiurandi 
religione obstricti sunt." Er zitiert den Text des « Burgfriedens** 
Ludwig des Bayern vom Jahre 1337: ...... versitzet (= ver- 
säumt) er (sc. der Burgmann) das Gebot (sc: „daz er Burghuet 
tue, als er geschworen hat") drei Stund (= dreimal), der tete 
sinem Ayd unrecht . ." und den Text des „Burgfriedens" Karl IV. 
vom Jahre 1849: „Ist is ouch, daz den Kayser oder die Burg 
Not aneget, daz man Burghude bedarf, wes dan der Burggreve 
und die Burgmeistere mit den Burgmannen Überkomment, die 
die Kundschaft wissent umb Burghude: welch Burgmann dan 
der in dem Land ist, ses Tage vor verbodet wird um Burghude, 
als er geschworen hat, versetze et das Gebot, der tede sinem 
Eide unrecht . . ."i) Sehr öder 2) bezeugt, daß auch in der ger- 
manischen Urzeit das versammelte Heer nicht selten vor Be- 
ginn des Kampfes feierlich durch väpnatak oder Eid auf die 
Waffen verpflichtet wurde. Es spricht aber nichts dafür, daß 
dieser Eid von rechtlicher Bedeutung gewesen wäre. Einer be- 
merkenswerten Auffassung des Soldateneides begegnen wir bei 
den Römern. Er machte den Schwörenden nicht nur in bezug 
auf seine Pflichten, sondern vor allem in bezug auf seine Rechte 
zum Soldaten, zum Kombattanten. Nach heutigem Völkerrechte 
darf nur der Kombattant im Kriege kämpfen, dieselbe Auf- 
fassung finden wir bei Cicero, was merkwürdig genug ist, weil 
das Altertum kein Völkerrecht kannte, da zu jener Zeit jedes 



Es handelt sich beidemale um die Burg Friedberg. 
'^) Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte 4. 
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Volk nur sich allein eine rechtliche Existenz zuschrieb und allen 
anderen Völkern, den Barbaren, nur aus praktischen Gründen 
ein tatsächliches Dasein zugestand. Cicero erzählt seinem 
Sohne Markus im 11. Kapitel des I. Buches de officiis: ,,Popilius 
Imperator tenebat provinciam, in cuius exercitu Catonis filius 
tiro militabat. Cum autem Popilio videretur unam dimittere 
legionem, Catonis quoque filium, qui in eadem legione mili- 
tabat, dimisit. Sed cum amore pugnandi in exercitu remansisset, 
Cato ad Popilium scripsit, ut, si eum patitur in exercitu rema- 
nere, secundo eum obliget militiae sacramento, quia 
priore amisso iure cum hostibus pugnare non poterat.^^) 

Die Römer gründeten übrigens die Strafbarkeit der Militär- 
delikte auch auf den Soldateneid, den der Rekrut bei der Aus- 
hebung, bei der Einreihung und der eingereihte Soldat noch- 
mals beim Beziehen des Lagers abzulegen hatte.^) Auch bei 
den Spartanern und bei den Athenern finden wir den Soldaten- 
eid.') So stellten die Griechen und die Römer die Erfüllung 
der militärischen Pflichten unmittelbar unter den Schutz der 
Götter. Bei ihnen hatte der Soldateneid mehr diesen sakralen 
als einen juristischen Charakter. 

Um nun nach diesen geschichtlichen Abschweifungen wieder 
zum Thema zurückzukehren, wiederholen wir, daß in den Ländern 
der staatsbürgerlichen Wehrpflicht der Rechtsgrund der Militär- 
delikte die Staatsbürgerschaft, hingegen der Fahneneid eine zwar 
wünschenswerte, jedoch nur moralische Verstärkung der Siche- 
rung der Pflichterfüllung ist Je wirksamer er sich erweist, 
desto geringer sind die Ansprüche, die der Staat an die Einfluß- 
nahme der Strafandrohungen stellen muß und desto weniger 

1) Die Echtheit dieser Steile ist übrigens bestritten, doch schließt im 
Texte eine zweifellos echte Erzählung ähnlichen Inhalts an, so dai5 jedenfalls 
der Inhalt, wenn auch vielleicht nicht der Autor der oben zitierten Stelle als 
richtig angesehen werden kann. 

Dangelmaier („Das Militärstraf recht des Altertums und der Gegenwart'' 
in Streffleurs öst. mil. Zeitschrift, 1882, 1, 148) scheint sonach den Romern 
Unrecht zu tun, wenn er in Übereinstimmung mit der herrschenden Meinung 
ganz allgemein behauptet, daß „im Altertum der Krieg der Staaten ein Krieg 
aller Einwohner der kriegführenden Mächte untereinander war"^. 

2) Dangelmaier, Geschichte des Militärstraf rechtes (Sonderabdruck 
aus Band LXXIX der „Jahrbücher f. d. deutsche Armee und Marine' 11) 
und Szilägyi, Abhandlungen aus dem Bereiche des Militärrechtes, 3 (Text 
des Legionseides) und 8 f. 

3) Dangelmaier, Geschichte deä Miiitärdtraf rechtes, 6. 
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intensiv können letztere sein oder, wie v. Bar Handbuch 1 
sagt: „Je befestigter die moralische Ordnung, mit desto 
schwächerem Ausdrucke der Mißbilligung, mit desto milderen 
Strafen kann sie sich begnügen." Dies zu erreichen, ist ein 
wünschenswertes Ziel, denn nicht die Möglichkeit, viele und 
strenge Strafen zu verhängen,^) sondern die zwangsfreie und 
tadellose Erfüllung der Soldatenpflichten liegt im staatlichen 
Interesse. Der eingesperrte Soldat fehlt nicht nur selbst in der 
Front, sondern entzieht ihr auch die zu seiner Bewachung not- 
wendigen Kräfte. Die wahre Aufgabe des Fahneneides ist also 
nicht, daß er die Strafbarkeit der Militärdelikte begründe, 
sondern, daß er ihre Begehung einschränke. Darum ist er eine 
wichtige Ergänzung des Militärstraf rechtes, dessen wie jedes Straf - 
rechtes letzter Zweck es ist, sich selbst überflüssig zu machen. 
Kann auch dieses Ziel, wie jedes Ideal, nicht erreicht werden, 
so ist doch die möglichste Annäherung daran anzustreben. 

IL Teil. Die Verletzungen der Wehrpflicht. 

§ 5. Zur Geschichte der Delikte gegen die Wehrpflicht. 

So lange es eine Wehrpflicht und eine freiwillig über- 
nommene Dienstpflicht gibt, so lange gibt es Verletzungen dieser 
Pflichten und Strafandrohungen gegen diese Pflichtverletzungen. 
Die Geschichte der Wehrpflichtdelikte ist also ebenso alt wie 
die der Wehrpflicht. 

In dem ältesten bekannten Gesetzbuche, im code Ham- 
murabi finden wir die Nichtbefolgung der Einberufungs- 
befehle und die Fahnenflucht mit Strafe bedroht: § 26: „Wenn 
ein Hauptmann oder ein Mann, der auf den Weg des Königs 
(sc. in den Krieg) zu ziehen aufgeboten ist^ nicht geht und 
einen Mietling mietet, sein Ersatz mitzieht, so soll der Haupt- 
mann oder der Mann getötet werden; derjenige, der ihn ver- 
treten hat, sein Haus in Besitz nehmen." § 33: „Wenn ein ^) 

oder ein . . . .^) sich auf Dienstentziehung (Fahnenflucht) ein- 
läßt und für den „Weg des Königs" einen Mietling als Ersatz 
stellt und dieser mitzieht, so soll jener ... .2) oder jener ... .2) 

^) Lisztii 56: „Die Strafe ist gerecht, wenn und soweit sie notwendig 
und zweckmäßig ist." (Im folgenden ist die 14. und 15. Auflage zitiert.) 

2) Es handelt sich hier nach Win ekler (a. a. O. Fußnote 1 auf S. 14) 
offenbar um höhere Krieger als der „Hauptmann", 
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getötet werden.^ Man beachte den Zusammenhang der Strafe 
mit den sozialen Einrichtungen und mit dem Rechtsgrunde 
der Dienstpflicht: der durch eine Belehnung zum Kriegsdienste 
Verpflichtete verliert seinen Erben das Lehen zugunsten des 
Vertreters. Auch in der Periode der deutschen Lehensheere 
findet sich der Lehensverlust als die Strafe der Nichterfüllung 
der Kriegsdienstpflicht wieder.') 

In Griechenland gab es mannigfache Strafen gegen 
Wehrpfiichtverletzungen. Im heroischen Zeitalter war unter der 
Herrschaft der allgemeinen Wehrpflicht die Verpflichtung zur 
Heeresfolge unbedingt, ihre Nichterfüllung zog schwere und 
schimpfliche Strafen nach sich. 2) In Sparta wurde nach der 
Gesetzgebung des Lykurgos das Auswandern eines Spartiaten 
der Heeresflucht gleichgehalten und mit dem Tode bestraft 
Die äözQaxsiay d. i. die Fahnenflucht vor dem Auszuge ins Feld 
und das XsmoexQdxiov^ d. i. die Flucht vom mobilisierten Heere 
wurden mit dem Verluste der bürgerlichen Rechte, mit Ver- 
mögenseinziehung und nach Umständen mit dem Tode be- 
straft. 3) Der Versuch des schlauen Ithakerffirsten Odysseus, sich 
durch Simulierung von Irrsinn von der Teilnahme am Feldzuge 
gegen Troja zu befreien, gehört zwar der Sage an, ist jedoch 
als der älteste überlieferte Fall listiger Umtriebe, um sich, 
wenn auch nicht der Wehrpflicht, so doch einer vertrags- 
mäßigen Kriegsdienstpflicht zu entziehen, erwähnenswert. 

Die Römer als das größte Juristen volk und zugleich das 
größte Soldatenvolk des Altertums haben das Militärstrafrecht 
auf eine hohe Stufe gebracht und viele Bestimmungen des 
römischen Militärstrafrechtes finden sich, zum Teile sogar ganz 
unverändert, noch in den modernen Militärstrafgesetzbüchern.*) 
Vor allem haben sie als scharfsinnige Juristen den Unterschied 
zwischen Militärdelikten und gemeinen Delikten klar erfaßt 
(1. 2, 49, 16: „Militum delicta sive admissa aut propria sunt, 

1) Vgl. Schröder, Lehrbuch 421 und 616 f. 

2) Jahns a. a. O. 76. 

3) Vgl. Dangelmaier, Geschichte des Militärstraf rechtes, 5. 

^) Vgl. Weisl, Heeresstraf recht, AUg. Teil, 29 ff.; Carcani, dci reati, 
delle pene e dei giudizi militari presso i Romani; v. Brauer, Das Militär- 
strafrecht der Römer; Dangelmaier, Das Militärstraf recht des Altertums 
und der Gegenwart; Derselbe, Die Literatur des Militärrechtes, 7 ff.; Der- 
selbe, Geschichte des Militärstraf rechtes; Szilägyi, Abhandlungen aus 
dem Bereiche des Militärrechtes 1 ff. 
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aut oum ceteris communia") und auch schon die dritte Kate- 
gorie der Delikte erkannt, die ein Soldat begehen kann, nämlich 
die der sogenannten militärisch qualifizierten gemeinen Delikte 
(1. 14,-48, 19: ,,Quaedam delicta pagano aut nuUam aut 
leviorem poenam irrogant^ militi vero graviorem/), als deren 
Schulbeispiel der Kameradschaftsdiebstahl gelten kann, von dem. 
Polybius berichtet (1. VI. § 36), daß er mit dem Tode be- 
straft wurde. 

Was nun insbesondere die Verletzungen der Wehrpflicht 
betrifft, finden wir schon unter den römischen Königen, und 
zwar in der servianischen Heeresverfassung, die Androhung von 
Vermögens- und Freiheitsstrafen gegen das Ausbleiben von der 
Aushebung.^) Nach dem justinianischen Rechte wurde das Nicht- 
erscheinen zur Aushebung mit der Versetzung in die Sklaverei 
bestraft (1. 4, § 10, 49, 16). Die entwichenen Assentierten wurden 
in desertores und in emansores unterschieden. „Emansor est, 
qui diu vagatus ad castra regreditur" (1. 3, § 2 h. t.) „Desertor 
est, qui per prolixum tempus vagatus reducitur* (§ 3, h. 1.). 
Hiernach schiene der Unterschied zwischen eigenmächtiger 
Entfernung und Desertion in der Dauer des Ausbleibens und 
in der Art des Zurückkommens (Selbstmeldung oder Einbringung) 
zu liegen. Dennoch ist in Übereinstimmung mit Brauer (a. a. 
O. 50), Weisl (a. a. O. 36), Dangelmaier (a. a. O. 143) und 
Kleemann (a. a. O. 116) aus den noch anzuführenden weiteren 
Bestimmungen der Schluß gerechtfertigt, daß auch nach römi- 
schem Rechte zur Desertion die Absicht bleibender Dienst- 
entziehung erforderlich war und bei deren Mangel nur eigen- 
mächtige Entfernung vorlag. 2) Schlagend spricht für diese An- 
sicht 1. 4, § 14, 49, 16: „Levius itaque delictum emansionis 
habetur, ut erronis in servis, desertionis gravius, ut in fugitivis.* 
Hier wird also zwischen der eigenmächtigen Entfernung des 
Soldaten und seiner Desertion derselbe Unterschied aufgestellt, 
wie er zwischen dem bloßen Herumvagieren des Sklaven und 
dessen gänzlichem Entlaufen besteht. Auch 1. 3, § 7 h. t. scheint 
dasselbe zu bestätigen, indem die Frage, ob desertio oder 
emansio vorliegt, nach den Umständen des Falles beurteilt 



1) Mommsen, Römisches Strafrecht, 44, Fußnote 4. 
3) Hingegen war nach dem älteren deutschen Rechte das Motiv der 
Heeresfiucht unerheblich (Brunn er, Rechtsgeschichte, 687). 
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werden soll, nämlich nach der Dauer der Urlaubsüberschreitung, 
dem Gewichte der etwa vorliegenden Hindernisse gegen eine 
rechtzeitige Rückkehr u. dgl. Aus 1. 4, §§ 13 und 14 h. t. ent- 
nimmt Kleemann (a. a. O. 115), daß der Unterschied zwischen 
desertio und emansio in der Art der Rückkehr liege, daß näm- 
lich derjenige desertor gewesen sei, der es habe auf die Ein- 
bringung ankommen lassen und emansor der, welcher sich 
selbst gemeldet habe. Die Stelle lautet: § 13: »Edicta Germanici 
Caesaris militem desertorem faciebant, qui diu afuisset, ut inter 
emansores haberetur, sed sive redeat quis et offerat se, sive 
deprehensus offeratur, poenam desertionis evitat: nee inter- 
est, cui se offerat vel a quo deprehendatur/ § 14: „Levius 
itaque delictum emansionis habetur, ut erronis in servis, 
desertionis gravius, ut in fugitivis/ So wie die Stelle über- 
liefert ist und hier steht, gibt sie keinen befriedigenden Sinn, 
man muß vielmehr, wie dies Mommsen^ tut, im § 13 nach 
„afuisset" einschalten: „sed postea constitutum est, si animum 
revertendi aliquando habuisset." Hiernach ist aber klar, daß 
der animus revertendi die emansio und sein Mangel die desertio 
ausmacht. 2) 

Die Strafbestimmungen zeigen eine kasuistische Differen- 
zierung. 



^) Corpus juris civilis, Krüger-Mommsen, Vol. I. 

2) Jungmeister übersetzt in der von Sintenis redigierten Ober- 
setzung des corpus iuris civilis, 4b, 1121: „Die Verordnungen des Cäsar 
Germanikus bezeichneten denjenigen Soldaten als Deserteur, welcher lange 
abwesend gewesen, so daß er [jetzt] unter die Wegläufer gezählt werden 
würde. Allein es mag nun ein solcher zurückkehren und sich freiwillig 
stellen oder ergriffen und eingeliefert werden, so entgeht er der Strafe der 
Desertion und es begründet keinen Unterschied, wem er sich stellt oder von 
wem er ergriffen wird. Man nimmt also [jetzt] das Verbrechen des Weg- 
laufens als das leichtere, gleichwie jenes des Herumstreifens bei Sklaven, das 
der Desertion als das schwerere, gleichwie jenes des Fltlchtigwerdens [bei 
Sklaven]/' Hierzu ist in Redaktionsfußnoten bemerkt, daß mit dem ersten 
Satze gesagt werden soll, daß die militärische Disziplin lange nicht mehr so 
streng sei, wie zu Germanikus Zeiten. 

Auch diese Auffassung läßt sich m. E. am ungezwungensten dahin 
deuten, daß die Unterscheidungen des älteren Rechtes nach der Dauer des 
Ausbleibens und der Art der Rückkehr weggefallen sind und sich jetzt der 
desertor vom emansor so unterscheidet, wie bei den Sklaven der erro von 
dem fugitivus, also durch die Absicht, zurückzukehren oder für immer zu 
entfliehen. 
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Die Desertion zum Feinde wurde mit den, sonst auf Militär- 
personen nicht anwendbaren, Todesstrafen des Verbrennens, des 
Galgens oder des Kampfes mit Bestien bestraft (1. 8, § 2, 1. 38, 
§ 1, 48, 19 und 1. 3, § 11, 49, 16), auch der Versuch zog die 
Todesstrafe nach sich (1. 3, § 11 h. t). Im allgemeinen war 
eine sorgfältige Erhebung der Entweichungsgründe vorge- 
schrieben, es sollte Rücksicht genommen werden auf die Motive 
der Entweichung (Krankheit, Verwandtschaftsgefühl) und dem 
Rekruten, der die Disziplin noch nicht kannte, sollte Gnade 
zuteil werden^) (1. 4, § 1 5 h. t). Nicht alle Deserteure waren gleich 
zu bestrafen, sondern unter Bedachtnahme auf Rang, Dienst- 
zeit, Dienstposten, Vorleben, auf den Umstand, ob einer allein 
entwichen oder in kleinerer oder größerer Gesellschaft, ob er 
außerdem noch ein Verbrechen begangen, auf die Dauer des 
Ausbleibens, auf die etwa freiwillig erfolgte Rückkehr (1. 5 in 
pr. h. t.). Die Desertion in Friedenszeiten wurde mit Versetzung 
in eine mindere Truppe, die in Kriegszeiten mit dem Tode be- 
straft (1. 5, § 1, h. t), ebenso die Desertion von der Wache in 
der kaiserlichen Burg (1. 10 in pr. h. t.) und der Deserteur, der 
so unverfroren war, sich in Rom betreten zu lassen. Außerdem 
wurde erst der rückfällige Deserteur getötet (1. 5, § 3, h. t). 
Die Vorteile der Selbstmeldung, nämlich die gnadenweise Be- 
rücksichtigung, blieben auch dem gewahrt, der die beabsichtigte 
Selbstmeldung nicht ausführen konnte, weil er unvermutet 
verhaftet wurde (1. 6, § 5, h. t). Die Flucht aus der Verwahrungs- 
oder Straf haft wurde nicht als Desertion betrachtet, weil Me- 
nander lehrte, daß die Absicht eines solchen Flüchtlings nicht 
darauf hinausgehe, sich dem Militärdienste zu entziehen (1. 13, 
§ 5, h. t.). Der vom Vater eingebrachte Deserteur wurde nicht 
mit dem Tode, sondern mit der Versetzung zu einer minderen 
Truppe bestraft „ne videatur pater ad supplicium filium ob- 
tulisse** (1. 13, § 6, h. t.). 

Daß das römische Strafrecht auch die Vermögenseinziehung 
bei der Desertion und eine Belohnung für den Einbringer (Taglia) 

1) Vgl. Art. 231, Pkt. 1 franz. M.-St.-G., wonach die im aUgemeinen 
auf den vollendeten sechsten Tag der Abwesenheit festgesetzte Grenze zwischen 
Desertion und eigenmächtiger Entfernung (in Friedenszeiten im Inlande) bei 
Soldaten, die noch nicht drei Monate gedient haben, auf einen Monat erstreckt 
Ist, dann § 114, lit. 1 öster. M.-St.-G., wonach es bei Militärdelikten ein all- 
gemeiner Milderungsgrund ist, wenn der Soldat in den Standespflichten noch 
nicht hinlänglich unterrichtet war. 
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kannte, weist Szilägyi ^) nach. Im codex Jnstinianns, YII. Buch, 
13 Titel, L 4 wird dem Sklaven, der einen Deserteur meldet, 
die Freiheit zugesichert. 

Aus der germanischen Urzeit erwähnt Schröder (a. a. 
O. 39), daß die Niehtbetolgnng des Aufgebotes und die Flucht 
vom Heere (herisliz) entweder als Feigheit mit der Strafe des 
Lebendigbegrabens oder als Landesverrat mit dem Strange 
geahndet wurde. Letztere Strafe traf auch den Überläufer zum 
Feinde, wie auch Tacitus^) erzählt. In den Kapitularien Karl 
des Großen wird wiederholt bestimmt, daß sich niemand dem 
Kriegsdienste entziehen dürfe. Wer durch triftige Gründe ver- 
hindert war, konnte sich loskaufen. Sowohl der Loskauf als 
auch die Strafe für die Nichtbefolgung des Einberufungsbefehles 
hieß „Heribannum" der „Königsbann" und betrug 60 Solidi,») 
eine für Minderbemittelte unerschwingliche Summe. ^) War der 
Comes mit der Wehrpflichtentziehung eines Untergebenen ein- 
verstanden, so hatte er selbst das ^Heribannum'' zu bezahlen. 
Im Kapitulare II vom Jahre 812, cap. 9 bestimmt Karl der 
Große: „Quicunque liber homo inventus fuerit, anno prae- 
sente cum senior e suo in hoste non fuisse, plenum heri- 
bannum solvere cogatur. Et, si senior vel comes illius eum 
domi dimisit, ipse pro eo eundem heribannum persolvat." Das 
verspätete Erscheiuen zur Heerfahrt war im Capitulare von 
Bologne von 811, cap. 3 mit der Entziehung von Fleisch und 
Wein durch ebensoviel Tage bedroht als die Verspätung be- 
trug.^) Die Desertion aus dem Lager, die , Herisliz* wurde 
mit dem Tode und der Vermögenseinziehung bestraft*,'') 



a. a. O. 27. Vgl. außerdem Cod. Just. XII. Buch, 35. T., 1. 4. „De- 
functorum in desertione bona confiscari divus Marcus et Antoninus pater 
mens constituit.^^ 

2) Tacitus, Germania cap. 12: „transfugas arboribus suspendunt.^' 

3) Lex Ripuaria, cap. 66: „Si quis legibus in utilltatem regis sive in 
hoste seu in reliquam utilitatem bannitus fuerit, et minime adimpleverit, si 
egritudo eum non detenuerit, 60 solidos multetur.'^ Vgl. auch Schröder, 
Lehrbuch, 114. 

4) Vgl. Brunn er II., Der Reiterdienst und die Anfänge des Lehnwesens 
in der Zeitschrift der Savigny -Stiftung für Rechtsgesohichte, VIII, Ger- 
manistische Abt., 84. 

6) Vgl. Bore ti US a. a. O. 122 und 160 (Text). 
«) Capit. Caroli Magni ex 801, c. 8. 

7) Jfthns a. a. O. 147. 
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Boehmer^) sagt: „Capitalem poenam ex moribus Francorum 
repetiit Carolus M/ und führt als Beleg die Stelle im Kapi- 
tulare II aus dem Jahre 812 an, wo die Todesstrafe eine con- 
stitutio antiqua genannt wird.^) Herisliz fiel unter den Begriff 
der Infidelität und wurde als solche in der Regel mit dem Tode 
und mit Vermögenseinziehung bestraft. 3) Eine durch die An- 
nahme des Rückfalles als Strafzumessungsgrund interessante 
und den Militärjuristen bekannt anmutende Anordnung enthält 
das langobardische Kapitulare Lothar I. aus dem Mai 825, 
wonach für säumige Heerespflichtige im ersten Falle die lango- 
bardische Stammesbuße von 20 Schillingen, im Rückfalle die 
Heerbannbuße von 60 Schillingen und im wiederholten Rück- 
falle Vermögenseinziehung oder Verbannung angedroht ist>) 

Für die Zeit der letzten Babenberger gibt das (früher 
dem Herzog Leopold dem Glorreichen zugeschriebene) soge- 
nannte österreichische Landrecht (vgl. Meynert, 1, 96 ff.) Auf- 
schluß: Das Nichterscheinen zum allgemeinen landesfürstlichen 
Aufgebote wird an dem Vasallen mit einem halbjährigen Lehens- 
zins, am Bürger und Bauern mit jenem Betrage gestraft, den 
ihr Haus als ganzjährigen Zins abwerfen könnte. Der Straf- 
betrag gehört dem Gutsherrn, der an die Stelle des früheren 
Grafen getreten war. Der selbst säumige Gutsherr verlor das 
Recht, von seinen Untertanen Heersteuer oder Rüstgeld zu 
empfangen, hatte aber keine weitere Ahndung seines Unge- 
horsams zu fürchten. Darin drückt sich das Sinken der landes- 
fürstlichen Macht und das Erstarken der des Adelsstandes 
deutlich aus. Der Ritter und der Knappe, der sich nicht immer 
nach Maßgabe seines Vermögens gerüstet und beritten hielt, 
wurde rechtlos (d. h. er verlor das Recht zu klagen, nicht aber 
die Fähigkeit geklagt zu werden) und außerdem zur Zahlung 
einer Geldstrafe verhalten. 

Für die Zeit der ritterlichen Lehensheere ist charak- 
teristisch, daß besondere Heeresgesetze für die einzelnen Heer- 
fahrten erlassen wurden, die jedoch nicht alle Militärdelikte 
enthielten und vielfach auf das Gewohnheitsrecht Bezug nahmeu, 
was übrigens auch in den späteren Kriegsartikeln der Söldner- 



1) a. a. O. 14. 

2) Vgl. Boretius a. a. O. 122 und 160 (Text). 

3) Brunner, Rechtsgesohichte a. a. O. 216. 
*) Boretius a. a. O. 137 und 167 (Text). 
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beere noch der Fall ist (siehe unten). Das bedeutendste dieser 
Heeresgesetze ist das Friedrich I. für den Krieg gegen Mailand, 
erlassen in Brescia 1158. Die Desertion ist darin nicht erwähnt 
und wurde offenbar gewohnheitsrechtlich gestraft (ebenso 
Weisl, Heeresstraf recht, Allg. Teil, 46). 

In den im vorigen Paragraphen erwähnten „Burgfrieden" 
des 14. Jahrhunderts ist der Verlust der Burgmanneigen- 
schaft als Strafe des Nichterscheinens zur Burghut angedroht. 
In der Schweiz des 14. Jahrhunderts verwirkte der Heeres- 
flüchtige nebst strenger Strafe sein Bürger- oder Landrecht.*) 

Zur gleichen Zeit war in Italien durch die großartige 
Entwicklung des Handels die Bevölkerung unkriegerisch ge- 
worden und hatte sich gewöhnt, die erforderliche bewaffnete 
Macht durch geworbene Söldnerscharen zu beschaffen. So war 
in den Bürgern der reichen italienischen Handelsstädte das 
Bewußtsein erloschen, daß dem Staatsbürger die Wehrpflicht 
obliege, weshalb es barbarischer Strafandrohungen bedurfte, 
um im Notfalle die Bürger zu den Waffen zu bringen. Das 
neapolitanische Aufgebot von 1283 und das florentinische von 
1326 bedrohten die Nichtbefolgung des Einberufungsbefehles mit 
dem Abschneiden eines Fußes.^) Solchen ebenso furchtbaren 
wie trotzdem wirkungslosen Strafdrohungen begegnen wir 
immer dort, wo der kriegerische Volksgeist geschwunden ist. 
So wurde in Rom nach der Schlacht im Teutoburgerwalde 
(9 n. Chr.) die Nichteinrückung der Ausgehobenen mit Ver- 
mögenseinziehung und Ehrloserklärung, ja fallweise sogar mit 
dem Tode bestraft, ohne daß der gewünschte Erfolg erzielt 
werden konnte, 3) Konstantin der Große zu Anfang des 4. Jahr- 
hunderts*) ließ die Rekruten brandmarken, um ihnen die 
Desertion zu erschweren und nach vierzehnhundert Jahren kam 
Peter I. von Rußland auf dasselbe Mittel zurück, als die trost- 
losen Zustände im russischea Offizierskorps den Soldatendienst 
zu einem schrecklichen Mißgeschick gestaltet hatten.^) Die Re- 
kruten wurden, um ihr Entlaufen zu verhindern, in Ketten ge- 
schlossen an ihre Truppenkörper abgesendet, die Deserteure 



1) Jahns, a. a. O. 171. 

2) Jahns, a. a. O. 203. 

3) Jahns, a. a. O. 298. 
*) Jahns, a. a. O. 308. 

^) Jahns, a. a. O. ;iiJ2 f. 
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gebrandmarkt, später ihnen die Todesstrafe angedroht und als 
trotzdem die Desertionen immer zahlreicher wurden, so daß 
die Menge der Deserteure den Vollzug der Todesstrafe untun- 
lich erscheinen ließ, die Praxis eingeführt, daß von drei Deser- 
teuren einer gehängt und die beiden anderen geknutet und 
zur Zwangsarbeit verwendet wurden. Diese Grausamkeit hatte 
eine Landflucht von Hunderttausenden zur Folge und die 
Rekrutierungsergebnisse besserten sich nicht dadurch, sondern 
erst infolge der Besserung der inneren Heereszustände. 

Durch das allgemeine Auftreten der Söldnerheere und 
auch später unter dem Konskriptionssysteme, das eine lang- 
jährige Aktivdienstzeit, jedoch keine Reserveverpflichtung 
statuierte, war für das Delikt der Nichtbef olgung von Einbe- 
rufungsbefehlen kein Raum geblieben. Erst mit der Einführung 
der Reserve- und Landwehrverpflichtung ergab sich die Not- 
wendigkeit, für diesen Tatbestand Vorsorge zu treffen. So be- 
stimmte die Landwehrinstruktion vom Jahre 1813, daß die nicht 
in der aktiven Dienstleistung stehenden Landwehrmänner, die 
selbst zur Zeit der Konzentrierung zur Waffenübung entweichen, 
im Disziplinarwege zu strafen sind und der § 751 des I. Teiles 
des ersten Bergmayrschen Entwurfes eines Militärstrafgesetz- 
buches enthielt nichts weiter als eine Berufung auf diese In- 
struktion. Der revidierte Entwurf enthält jedoch im 2. und 3. 
Abs. des § 191, wörtlich übereinstimmend mit den gleichen 
Absätzen des § 189 des Gesetzes, folgende Vorschrift: 

„Der außer aktiver Dienstleistung stehende Reservemann, 
welcher durch eigenes Verschulden den ihm ämtlich bekannt- 
gegebenen Einrückungstermin versäumt, ist nach Maßgabe der 
obwaltenden Umstände im Disziplinarwege zu bestrafen, bei 
Chargen ist dieser Umstand als erschwerend anzurechnen. 

Erstreckt sich aber diese Versäumnis über die Dauer von 
sechs Wochen, so ist er als Deserteur anzusehen und nach 
seiner Ergreifung oder Selbstmeldung zu bestrafen, es wäre 
denn, daß er sein Ausbleiben vollständig zu rechtfertigen ver- 
möchte." 



In Österreich lebenslänglich bis zum Jahre 1802 (Eonskriptions- 
system Josef II. ex 1780/81), in Ungarn lebenslänglich bis 1830, herabgesetzt 
auf 8 Jahre 1845, auf 6 Jahre durch § 4 der kais. Vdg. y. 28./12. 66 (A.V. B. 46), 
in diesem Umfange aufrechterhalten durch § 3 G. v. lO./ll. 67 (A.V. B. 52), 
endlich seit dem Wehr-G. v. 68 auf 3 Jahre bestimmt. 

Lei e wer, Wehrpflicht 4 
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Nach dem Wortlaute dieser Bestimmung wäre eigentlich 
der Tatbestand der Desertion bei einem sechs Wochen über- 
steigenden Versäumnisse ohne Rücksicht darauf gegeben ge- 
wesen, ob die Absicht dauernder Dienstentziehung vorhanden 
war oder nicht. Die Praxis fand jedoch offenbar diese Be- 
stimmung zu hart, denn sie nahm auch in diesem Falle Deser- 
tion nur beim Nachweise der meineidigen Absicht an. Damit 
entstanden aber Zweifel, was mangels dieser Absicht rechtens 
sei und diese Zweifel wurden durch die Zirk.-V. des R.-K.-M. 
V. 4./5. 70, A. 4, Nr. 134 dahin geklärt, daß in solchen Fällen 
je nach Umständen das Verbrechen oder das Vergehen der 
Subordinationsverletzung zuzurechnen sei. Den Unterschied 
zwischen den Fällen des Verbrechens und den des Vergehens 
der Subordinationsverletzung bestimmte die V. des Mil.-O.-G. 
V. 22./2. 78, Nr. 412 und 413 dahin, daß im Falle absichtlicher 
Nichtbefolgung des Einberufungsbefehles das Verbrechen und 
bei bloß leichtsinniger oder sorgloser Nichteinrückung unter 
gewöhnlichen Verhältnissen das Vergehen der Subordinations- 
verletzung vorliege. 

Die Behandlung der Nichtbefolgung von Einberufungs- 
befehlen als Subordinationsverletzung, also als eine Nichtbe- 
folgung militärischer Befehle war trotz der Ähnlichkeit der 
Bezeichnung unsystematisch, denn während für die Insub- 
ordinationsdelikte das Charakteristische und das Maßgebende 
der Ungehorsam gegen den Vorgesetzten ist, tritt das Unge- 
horsamsmoment bei der Nichteinrückung zur Dienstleistung 
gänzlich zurück hinter das Moment der Dienstentziehung. ^) Die 
Subordinationsverletzung ist eine Verletzung der soldatischen 
Pflicht des Gehorsams, die Nichteinrückung jedoch eine Ver- 
letzung der Wehrpflichten, muß daher dort, wo sie sich 
nicht etwa infolge der Absicht dauernder Dienstentziehung bis 
zur Desertion steigert, als delictum sui generis behandelt 



1) Vgl. die E. des deutachen R.-M.-G. 1, 19. Die Angabe Labands 
a. a. O. 169, daß Ungehorsam gegen die Einberufungsorder nach § 113 des 
deutschen M.-St.-6. (als Ungehorsam gegen einen Befehl in dienstlichen An- 
gelegenheiten) bestraft werde, ist irrig. Lab and wird augenscheinUch durch 
die Stilisierung des § 26 der Disziplinarstrafordg. irregeführt, insbesondere 
durch die dort enthaltene Zitierung des § 23, Nr. 1. Vgl. Hecker, Lehrbuch 
des deutschen Militärstraf rechtes, 166 f. 
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werdön.^ Da jedocii die plötzlich gewachsene Bedeutung der Re- 
servewaffenübungen eine sofortige Anpassungder Rechtsprechung 
notwendig machte, blieb kein anderer Ausweg bis zum Zustande- 
kommen eines eigenen Gesetzes über die Nichtbefolgung eines 
Militäreinberufungsbefehles, das in Österreich unterm 28. Juni 
1890 R. 137 und in Ungarn als G.-A. XXI ex 1890 erfloß und 
ein delictum sui generis aufstellte. Diese Gesetze wurden von 
der Praxis auch auf die Angehörigen der bewaffneten Macht 
Bosniens und der Herzegowina angewendet, obwohl dies staats- 
rechtlich nicht begründet werden konnte. Deshalb hat das R.-K.-M. 
mit dem Erl. v. 31./8. 02, A. 4, Nr. 1476 auf die ünzulässigkeit 
dieser Praxis hingewiesen. Wieder mußten die Gerichte zu einem 
Notbehelf greifen und bestraften die Nichtbefolgung der Ein- 
berufungsbefehle bei bosnisch-herzegowinischen Soldaten als 
Subordinationsverletzung, bis das mit der Zirk.-V. des R.-K.-M. 
V. 27./12. 04, Präs.-Nr. 7816 (N.-V.-B. 45) publizierte bosnisch- 
herzegowinische Landes-G. über die Nichtbefolgung eines Militär- 
einberufungsbefehles diese Frage ähnlich regelte, wie in Öster- 
reich und Ungarn. 

In der österreichischen Landwehr war es aus gesetz- 
gebungstechnischen Gründen schon früher möglich gewesen, 
ein delictum sui generis für die Nichtbefolgung von Einbe- 
rufungsbefehlen aufzustellen. Im § 25 Landwehr-G. v. 13./6. 69, 
R. 68 und ebenso im § 16 des späteren Landwehr-G. v. 24./5. 83, 
R. 87, femer im § 43 Tirol-Vorarlberger Landesvert.-G.v. 19./i2. 70 
und im § 22 des späteren Landesvert.-G. v. 23./1. 87, L.-G.-B. 7 
wurde bestimmt, daß die Nichtbefolgung von Einberufungs- 
befehlen mit Arrest von einer Woche bis zu drei Monaten, im 
zweiten Rückfalle jedoch und im Kriege schon das erste Mal 
kriegsrechtlich zu behandeln sei. Derzeit gilt auch für die Land- 
wehr das oben angeführte Gesetz vom Jahre 1890. 

Im Gegensatze zum Delikte der Nichtbefolgung von Ein- 
berufungsbefehlen hat die Desertion eine ununterbrochene Ge- 
schichte. Knüpfen wir den Faden der Darstellung beim Ende 
des Mittelalters und beim Beginne der Neuzeit wieder an, 
so finden wir in „Kaysers Friderici IIL und des HeiL Rom. 

1) Diese Ansicht ist indes nicht unbestritten; Schupp, Rechtslehre, 24 
bezeichnet die Nichtbefolgung von Einberufungbefehlen, insofern sie sich 
nicht als Desertion qualifiziert, grundsätzlich als eine Verletzung der Sub- 
ordinationspflicht. 

4* 
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Reichs Heers-Ordnimg wider die Tfirken, bei gemeiner Reichs- 
Yersammliing beliebet, de An. i486' die Bestimmung: .Wäre 
es anch, daß ymand also übel tete, and von seinem Hauptmann 
ohne Urlaub aus dem Feld ritte, gienge oder fnre, ohn seiner 
Hauptleute Wissen und Willen, der oder die und yre Weibe 
und Kinder sollen ewiglich vertrieben sein, und alle yre Gute 
und Habe verloren han.* (Lünig a. a. O. 1 t) Hier ist ebenso- 
wenig, wie in den Kriegsartikeln der drei folgenden Jahrhunderte 
ausdrucklich gesagt, daß die Absicht dauernder Dienstentziehung 
zum Tatbestande der Desertion gehöre, es scheint aber doch so 
gemeint zu sein« da die späteren Kriegsartikel des Ausbleibens 
über Nacht und des Davonlaufens vor dem Feinde (aus Feig- 
heit) oder des Wegreitens um Beute besonders gedenken. Man 
muß auch im Auge behalten, daß der damaligen Gesetzgebung 
eine scharfe Abgrenzung der Tatbestände fremd und im Zu- 
sammenhange damit die Analogie und die Bedachtnahme auf 
Gewohnheiten, im Militärstrafrechte auf soldatischen Brauch, 
vorgeschrieben war.^) Erst nach und nach gelangte die Gesetz- 
gebungskunst zur genauen Bezeichnung der strafbarenTatbestände 
und zum Prinzipe des nullum crimen sine lege, das in Österreich 
erst mit dem Strafgesetzbuche Josef IL zur Geltung kam.^) 

Die Kriegsordnung itütkas von Trocnov vom Jahre 1420 für 
die Taboriten unterscheidet offenbar zwischen eigenmächtiger 
Entfernung und Desertion, indem sie bestimmt, daß derjenige, 
welcher ^sich vom Heere entfernt ohne Weisung oder gar aus- 
reißt, ** strafbar ist (Meynert, Geschichte Österreichs, 3, 653). 

Auch Kostka^) unterscheidet den Deserteur, der sich mit 
dem Vorsätze, sich dem Dienste zu entziehen, vom Regimente 
entfernt, vom Emansor, der über Nacht oder länger ausbleibt. 
Einen ausdrücklichen Unterschied zwischen dem „meineidigen 
Deserteur* und dem „Emaneor* macht die Strafnorma vom 
3./7, 1790 im § 4. Sie bezieht sich im allgemeinen auf die 
geltenden Kriegsartikel, wonach also dieser Unterschied schon 



1) Vgl. z. B. Art. 77 des Artikulsbriefs Kaiser Ferdinand III. v. 
12./10. 1642, revidiert von Kaiser Leopold am 15./10. 1665: „Und ob etwas 
in den vorgemeldeten Artikuln vergessen, und nicht gemeldet wäre, das den 
Kriegs-Leuten zu halten zustehet, so sollen doch alle Mißhandlungen zu des 
Obristen Erkenntnis gestellet seyn, und gestrafft werden.^ 

2) Vgl. Högel, Geschichte des österreichischen Straf rechtes, 1. Heft, 82. 

3) Observationen über den Artikulsbrief Leopold I., 200. 
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in diesen bestanden haben muß.^) Denselben Unterschied 
finden wir von da an immer, so in den Direktivregeln in 
Desertionssachen vom I./IO. 1798, in den Kriegsartikeln vom 
Jahre 1808 (Art. XVIII und Anhang zu Art. XVIII). Der Motiven- 
bericht zum Bergmayrschen Entwürfe des Militärstrafgesetz- 
buches bemerkt zum § 746 (entsprechend dem § 183 des Ge- 
setzes), daß die Absicht, sich der Dienstpflicht für immer zu 
entziehen „auch schon bisher ein unumgängliches Erfordernis 
der Zurechnung des Desertionsverbrechens war.** Der § 20 der 
Direktivregeln sagt auch, daß zum Desertionstatbestande ;,der 
Wille zur Entweichung ausdrücklich erwiesen sein muß" und 
der XVin. Kriegsartikel von 1808 und sein Anhang unter- 
scheiden denjenigen, »welcher eidbrüchig und treulos ent- 
weicht" von dem „der sich ohne Absicht zu desertieren 
eigenmächtig entfernt." Aus dieser Textierung ist wohl zu 
schließen, daß unter ;,desertieren" schon vordem ausschließlich 
und allgemein die Entweichung in der Absicht dauernder 
Dienstentziehung verstanden wurde, denn sonst hätte das Ge- 
setz einen umständlicheren und deutlicheren Ausdruck wählen 
müssen. M. E. hat die Unterscheidung zwischen Desertion 
und eigenmächtiger Entfernung zur Zeit aller Kriegsartikel 
bestanden und die eigenmächtige Entfernung wurde offenbar, 
wenn sie nicht schon in den Kriegsartikeln ausdrücklich vor- 
gesehen war, nach altem Soldatenbrauche als strafbar angesehen 
und arbiträr geahndet. 

Als Strafe der Desertion war in den Kriegsartikeln fast 
immer der Tod angedroht, der im Felde von jedermann durch 
sofortiges Niedermachen vollzogen werden konnte; nicht be- 
tretene Flüchtlinge wurden in contumaciam zum Schelm er- 
klärt. Als Belegstellen seien nur beispielsweise angeführt die 
Art. 28, 61, 62 und 63 der Reutter-Bestallung Kaiser Maximilian II. 
vom Jahre 1570 *) und die Art. 13, 27 und 28 des bereits oben 
erwähnten Artikulsbriefes Kaiser Ferdinand III. 



1) Klee mann a. a. O. 116 datiert den unterschied zwischen Desertion 
und eigenmächtiger Entfernung erst von den Direktivregeln in Desertions- 
sachen vom 1. Oktober 1798, was bezügUch seiner ausdrücklichen gesetz- 
lichen Fixierung zuzugeben ist. Unbedingt zu widersprechen ist jedoch der 
Angabe Weisls a. a. O. 37, der den Begriffsunterschied zuerst im XVIII. 
Kriegsartikel vom Jahre 1808 gegeben sieht. 

2) Lünig a. a. O. 68 ff. 
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Landesverweisung und Einziehung des Vermögens setzt 
die oben angeführte Heers-Ordnung vom Jahre 1486 fest. 

In Frankreich nahmen zu Ende des 17. Jahrhunderts 
unter dem Einflüsse der forcierten Aushebung die Desertionen 
trotz der Androhung der Todesstrafe so sehr überhand, daß 
es einerseits untunlich schien, alle Todesurteile zu vollziehen und 
anderseits die Todesstrafe nicht als geeignetes Abschreckungs- 
mittel gelten konnte. So sah sich Ludwig XIV. veranlaßt, am 
I.März 1666 lebenslängliche Ruderknechtschaft auf den Galeeren 
einzuführen, die er am 4. Dezember 1684 durch vorheriges in 
Ketten Schlagen und Haare Scheeren vor der Front der ver- 
lassenen Truppe und endlich am 20. November 1692 noch da- 
durch verschärfte, daß dem Deserteur die Nase und die Ohren 
abgeschnitten und zwei Lilien auf die Backen gebrannt wurden.^) 
Außerdem traf Ludwig XIV. mehrere Verfügungen,^) die sich 
teilweise in der heutigen, auch insbesondere in der öster- 
reichisch-ungarischen Gesetzgebung wiederfinden: Allen Obrig- 
keiten wurde die Verpflichtung zur Anhaltung der Deserteure 
auferlegt (1. Juni 1668 und 15. Jänner 1685), Vorschubleistung 
seitens Zivilpersonen wurde mit 60 Pfund Geldstrafe, der An- 
kauf militärischer Montur, Rüstung oder Pferde überhaupt mit 
Verfall des gekauften Gegenstandes und 100 Pfund Geldstrafe 
(15. März 1704), gewaltsame Befreiung eines verhafteten Deser- 
teurs mit dem Tode und an allen Einwohnern des Ortes, wo 
sich der Fall ereignete, mit 200 Pfund Geldstrafe (1. Juni 1668), 
die Beredung zur Desertion an Soldaten mit dem Tode (20. No- 
vember 1692) bestraft. Hingegen erhielten die Anzeiger eines 
Deserteurs eine Taglia (20. November 1701 und 10. Dezember 
1705) und soldatische Anzeiger außerdem den Abschied (10. De- 
zember 1706). 

Die Strafe des Abschneidens der Nase und der Ohren 
scheint sich bewährt zu haben, denn Lünig (a. a. O. 1437) er- 
zählt: „Man hält diese Strafe insgemein vor härter, als eine 
Lebens-Straffe, und ist bekannt, daß, als bey einem gewissen 
Regiment dem Desertiren durch Aufknüpffung mehr als ein 
Dutzend Deserteurs nicht konnte gesteuert werden, man denen 
übrigen Nasen und Ohren abschnitt, welches ein solch grosses 

i) Vgl. Sparre, Code Militaire ou Gompilation des Reglements et 
Ördonnances de Louis XIV., 174 f. (Diese Sammlung ist mit königlicher 
Approbation gedruckt.) 
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Schrecken verursachte, daß das Desertiren auf einmal nach- 
blieb." Diese Erfahrung mag den König Friedrich I. in Preußen 
dazu bewogen haben, in dem Edikte vom 15. Mai 1711 (Lünig* 
a. a. O. 909 ff.) anzuordnen, „daß die Deserteurs hinfüro nicht 
gehangen, sondern vorm gantzen Regiment zu Schelmen decla- 
riret, ihnen vom Hencker der Degen zerbrochen, die Nase und 
das eine Ohr abgeschnitten und sie auf ewig zum Vestungs- 
Bau condemnieret werden sollen." Dieses Edikt enthielt auch 
eine Pardonsanbietung fär diejenigen, die sich binnen zweier 
Monate melden würden. Im folgenden Jahre führte Friedrich I. 
wieder die Todesstrafe gegen alle Deserteure ein (Edikt vom 
7. Oktober 1712, Lünig a. a. O. 912) und in Friedrich Wilhelms 
Kriegsartikeln vom 12. Juli 1713 (Lünig a. a. O. 928 ff.) wurde 
sie mit der Unterscheidung beibehalten, daß Feldflüchtige durch 
Arkebusieren (Art. 1 8) und andere Deserteurs durch den Strang 
(Art. 19) zu justifizieren waren. Gleichzeitig erließ er ein Edikt 
zur Verhinderung der Desertionen (Lünig a. a. O. 980), das 
ähnliche Anordnungen enthielt, wie die analogen Verfügungen 
Ludwig Xrv. Trotz alledem scheint das Desertieren damals 
einen erschreckenden Umfang angenommen zu haben und un- 
ausrottbar gewesen zu sein, denn es fallen in diese Zeit un- 
ausgesetzte Verfügungen, Anbietungen von Pardon u, dgl., was 
bei Lünig ausführlich zu finden ist. Auch erscheinen zahl* 
reiche Deserteurskartelle: Dänemark— Preußen 1706, Polen — 
Preußen 1718/20, Groß-Britannien— Preußen 1719,Braunschweig- 
Lüneburg- Wolfenbüttel — Preußen 1720, Deutscher Kaiser — Kur- 
sachsen-Polen 1721, dreiseitiges Kartell zwischen Karl VL als 
Besitzer der österreichischen Niederlande, Ludwig XV. von 
Frankreich und den Generalstaaten der Vereinigten Niederlande 
1718 und Generalstaaten — Kurpfalz 1720. 

Die Deserteurskartelle haben in der Folge einen großen 
Umfang angenommen; insbesondere in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts wurden ihrer viele abgeschlossen. Von öster- 
reichischen Kartellen sind zu nennen: mit Rußland (auch für 
Polen gültig) vom Jahre 1815 mit einem Zusatzvertrage vom 
Jahre 1822, mit Sardinien vom Jahre 1817, erneuert 1826, mit 
Parma, Piacenza und Guastalla vom Jahre 1818, mit Modena 
vom selben Jahre, ebenso mit Württemberg, mit Preußen vom 
Jahre 1819, mit dem Kirchenstaate vom Jahre 1823, mit Bayern 
vom selben Jahre, mit Baden von 1880, mit den deutschen 
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Bundesstaaten vom 10. Februar 1831, mit Toskana vom Jahre 
1834, für Galizien, Lodomerien und Siebenbürgen mit Moldau 
vom Jahre 1837, für Siebenbürgen mit der Walachei vom 
Jahre 1842, mit Mexiko vom selben Jahre, mit Sizilien vom 
Jahre 1846, mit Neapel vom Jahre 1846, mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika für Deserteure der Kriegsmarine 
vom Jahre 1848 und mit Belgien für Marinedeserteure vom 
Jahre 1854 (Handels- und Schiffahrtsvertrag). Von allen diesen 
Verträgen steht nur noch die Bundeskartellkonvention mit 
Deutschland vom 10. Februar 1831, M.-6.-S. 47 in Kraft, deren 
weitere Gültigkeit auch nach der Auflösung des Deutschen 
Bundes im Art. XIII des Frager Friedensvertrages vom 
23. August 1866 ausgesprochen worden ist.^ Sie gilt in Deutsch- 
land mit Ausnahme von Elsaß-Lothringen, in der habsburgischen 
Monarchie nur für die österreichische Reichshälfte, da Elsaß- 
Lothringen nicht zum Deutschen Bunde gehörte und Ungarn aus 
demselben Grunde die Anerkennung der Konvention wenigstens 
de jure ablehnt. 

Von den deutschen Deserteurskartellen steht außer dem 
eben besprochenen mit Österreich nur noch das mit Dänemark 
vom 25. Dezember 1820 in Kraft. 

Es ist auffallend, daß die Zahl der Deserteurskartelle ge- 
rade unmittelbar nach der Zeit des Wiener Kongresses so sehr 
zugenommen hat und in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
auf ein Minimum zurückgegangen ist.^) Die Gründe dieser Er- 
scheinung könnten vielleicht in folgendem gefunden werden: 
1. Die heilige Allianz hatte das in der Interventionspolitik kul- 
minierende Prinzip des wechselseitigen Schutzes legitimer Macht- 
interessen aufgestellt, dessen natürliche Konsequenz die wechsel- 
seitige Sorge für die ungeschmälerte Erhaltung der bewaffneten 
Macht sein mußte; 2. war unter der Herrschaft des kombinierten 
Werbe- und Konskriptionssystems nicht eben die Blüte der 
Nation im Heere vertreten und daher der Deserteur kein will- 



1) Die in Kraft stehenden Handels- und Schiffalirtsyerträge Österreich- 
Ungarns, die eine Auslieferung von Eriegsmatrosen zulassen, siehe I. Abt., 
XXIV. Band Manzsche Ausgabe öst. Gesetze, 2. Aufl., herausg. Koller, S. 83. 

2) Vgl. Lammasch, Auslieferungspflicht und Asylrecht, 364 ff., wo- 
selbst auch angeführt ist, daß außer dem deutsch-österreichischen und dem 
deutsch- dänischen nur noch ein spanisch-portugiesisches Deserteurskartell im 
Art. 6 des Auslieferungsvertrages vom Jahre 1867 besteht. 
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kommener Gast im Nachbarstaate; 3. je mehr der Militärdienst 
auf die Staatsbiirgerpflicht zurückgeführt wurde, desto ähn- 
licher wurde der Charakter des Militärdeliktes überhaupt dem 
des politischen Deliktes, für welches die herrschende völker- 
rechtliche Theorie und Praxis die Auslieferung nicht zugesteht. i) 
Daß trotzdem noch heute zahlreiche Handels- und Schiffahrts- 
verträge in Kraft stehen, die die Auslieferung entwichener 
Matrosen garantieren, steht obigem nicht entgegen; es wird 
der Auszuliefernde dabei weniger als Soldat, denn als Seemann 
angesehen und die Auslieferung soll nicht so sehr den unge- 
schmälerten Bestand der bewaffneten Macht, als vielmehr den 
der zur sicheren Navigation nötigen Schiffsmannschaft sichern. 
Dies betont auch Schmid (im österreichischen Staatswörter- 
buch von Mischler-Ulbrich ^ 755). Deutlich zeigt sich 
dieser Gesichtspunkt, wenn man jene Handels- und Schiffahrts- 
verträge betrachtet, die ausdrücklich die Auslieferung ent- 
wichener Kriegsmatrosen ausschließen und nur die von Handels- 
schiffen entwichener Matrosen zulassen. In diesem Sinne er- 
läuterte die englische Regierung den betreffenden Art. IV des 
zwischen Österreich-Ungarn und Großbritannien abgeschlossenen 
Schiffahrtsvertrages vom 30./4. 68, R. 87 in ihrer Erklärung 

vom 22./11. 99 (Norm.-V. des R.-K.-M. v. 3./4. 00, A. VII Nr.-^^ 

[N.-V.-B. f. d. Kriegsmarine, IX]). 

Bis ins 18. Jahrhundert wurde in der Bestrafung der 
Deserteure kein Unterschied gemacht, *) wenn man von der 
oben erwähnten Unterscheidung der Kriegsartikel Friedrich 
Wilhelms vom 12. Juli 1713 zwischen Arkebusieren und Hängen 
absieht. Das ziemlich scharf ausgebildete Strafensystem der Römer 
war verschwunden. Erst in der Straf norma vom 3. Juli 1790 
findet sich eine Differenzierung zwischen der ersten, der zweiten 
und der dritten Desertion, eine besondere Qualifizierung durch 



1) Vgl. Lammasch, das Recht der Auslieferung wegen politischer 
Verbrechen, 27 ff. Ich weise darauf hin, daß nach dieser und der in der 
vorigen Note zitierten Stelle Lammasch den Umschwung sowohl bei der 
Auslieferung der Deserteure als auch bei der der politischen Verbrecher von 
den dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts datiert, ein zeitliches Zusammen- 
treffen, das für die Richtigkeit des im Texte unter 3 angeführten Grundes spricht. 

2) Vgl. Lünig a. a. O. Anhang 600 ff. „Erörterung der Frage: ob die 
Deserteurs alle auf einerley Art zu straffen, oder die Strafen, nach bewandten 
Umständen, zu mindern, oder zu mehren seyn?'^ 
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mörderische Widersetzung gegen den Anhalter und den Aus- 
schluß der Todesstrafe, wenn der Deserteur durch einen Land- 
mann eingebracht wurde „um den Landmänn von der Ein- 
bringung nicht abzuschrecken".*) Außer dem Falle mörderischer 
Widersetzung gegen den Anhalter — und zwar auch dann, wenn 
nicht einmal eine Verwundung zugefügt worden wäre (§ 1, lit. h 
und § 3, lit. b) — trat die Todesstrafe ein: bei überhand- 
nehmender Desertion standrechtlich (§ 3, al. 1), bei der dritten 
Desertion in Friedenszeiten durch den Strang (§ 4, al. 1), ebenso 
bei der ersten in Kriegszeiten (§ 1, lit. n). Zu den Umständen, 
die von der Todesstrafe befreien, gehört noch die Selbst- 
meldung (§ 4, lit. b). Die nicht mit dem Tode zu bestrafenden 
Deserteure wurden mit außerordentlichen Strafen (Spitzruten-, 
Packriemenlaufen), im Rückfalle und in schwereren Fällen mit 
Schanzarbeit bestraft (§ 9, lit. b und c). Außerdem gab es 
Nebenstrafen: Nachdienen, Vermögenskonfiskation, Chargever- 
lust, Abgabe von den Pionieren und Feldjägern an die Infanterie. 
Der Einbringer erhielt eine Belohnung (Taglia). Die schon er- 
wähnten Direktivregeln vom Jahre 1798 und die ebenfalls schon 
genannten Kriegsartikel vom Jahre 1808 trafen fast keine Än- 
derungen. Bemerkenswert wäre nur die Bestimmung des § 20 
der Direktivregeln, wonach der Offizier auch bei Desertion in 
Friedenszeiten ediktaliter behandelt, seiner Charge ehrlos ent- 
setzt, sein Name an den Galgen angeschlagen, sein Vermögen 
konfisziert, im Falle der Einbringung durch Militär jedoch nebst 
infamer Kassation und Einziehung des Vermögens mit dem 
Sti"ange bestraft wurde. 

Die Nebenstrafe der Vermögenskonfiskation wurde mit der 
Ah. E. vom 26./1. 42, K. 143 (M.-G.-S. 3) gänzlich abgeschafft, 
dagegen der Deserteur verhalten, die Einbringungskosten, die 
Taglia und die mitgenommenen ärarischen Gegenstände zu er- 
setzen. Gleichzeitig wurden mit Rücksicht auf die aufrecht er- 
haltene Beschränkung der bürgerlichen Rechte Verfügungen über 
die Sequestrierung des zurückgelassenen Vermögens getroffen. 2) 
Diese Sequestrationsverfügungen stehen noch heute in Kraft. 3) 



1) Vgl. die §§ 195 lit. b und 220 öst. M.-St.-G. 

2) Abgedruckt auf S. 259 f., 2. Abt. XXIV. Band Manzsclie Ausgabe öit. 
Gesetze, herausgegeben vom Verfasser. 

3) Vgl. Dr. Preminger „Die zivilrechtliche Stellung des Deserteurs'^ 
in der RZ. 1, 46 ff. 
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Im Gegensatze zur Desertion ist die Selbstbesehädigung 
in der Absicht^ sich zum Kriegsdienste untauglich zu machen, 
in der Geschichte erst verhältnismäßig spät aufgetreten. So 
lange der Kriegsdienst mehr als Vorzug denn als Last be- 
trachtet wurde, war kein Raum für dieses Delikt. Erst mit dem 
vorgeschrittenen Verfalle der Bürger- und Soldatentugenden 
taucht es auf. Sueton (Aug. 24) berichtet, daß ein Ritter 
seinen beiden Söhnen die Daumen abhackte, um sie vom Militär- 
dienste zu befreien, seine Strafe war Verkauf in die Sklaverei 
und Konfiskation des Vermögens. Trajan setzte auf dasselbe 
Delikt die Strafe der Verbannung (1. 4, § 12, D. 49, 16). Auch 
Ammianus berichtet, daß sich die Römer den linken Daumen 
abhackten, um den Schild nicht halten zu können und sich so 
militärdienstuntauglich zu machen. Kaiser Valentinian suchte 
dieser Erscheinung mit einer Konstitution aus dem Jahre 367 
n. Chr. entgegenzutreten, die auf Selbstbeschädigung die Strafe 
lebendiger Verbrennung festsetzte. ^ 2) Von da an finden wir 
erst wieder im Jahre 1753 ein kais. Patent, wonach Selbstver- 
stümmler auf die Schandbühne gestellt und dann auf 10 Jahre 
zum Festungsbau abgegeben werden sollten. Durch die V. v. 
1./4. 1784, A. 446 wurde die Strafe der Schanzarbeit, durch die 
V. V. 18./2. 1799, P. 254 für die Selbstbeschädigung im Kriege, 
damit der Täter nicht gerade durch die Strafe sein Ziel erreiche, 
die Strafe des Gassenlaufens festgesetzt. Letztere Strafe galt auch 
für den Versuch. Als vollbracht galt die Selbstbeschädigung 
dann, wenn der Täter zur ferneren Militärdienstleistung im 
strengen Sinne des Wortes bei seinem Truppenkörper nicht 
mehr tauglich war (V. v. 9./1. 89, K. 94), der Versuch wurde 
je nach dem Ergebnisse als entfernter, naher oder nächster 
behandelt (V. v. 26./11. 46, H. 1353). Selbstverstümmlung von 
Leuten, die zwar schon assentiert waren, jedoch den Soldateneid 
noch nicht abgelegt hatten, wurden nach dem Resk. v. 1./9. 26, 
B. 3191 mit Stockhausarrest in Eisen von 14 Tagen bis zu 
3 Monaten oder mit höchstens 50 Stockstreichen, Selbstver- 
stümmlungen noch nicht Assentierter von den Zivilbehörden 



1) Cod. Theodos. IIb. VII., t. 18, lex 4 und 5, dat. V und VI Kai. 
Mai 367. 

2) Carcani a. a. O. 91 leitet das Wort „poltrone" (Feigling) von 
„poUcis truncator" ab. . ^ . 
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als schwere Polizeiübertretungen nach den §g 161 and 162 
n. T., St.-G.-B. ex 1803 behandelt. 

Bekannt ist, daß der Selbstmord und der Selbstmord- 
versuch unter dem Einflüsse der Kirche im deutschen Mittel- 
alter und in der Neuzeit bis zum Anfange des vorigen Jahr- 
hunderts als strafl^are Handlungen aufgefaßt worden sind.^) Bei 
den Römern, die den Selbstmord unter Umständen für sittlich 
erachteten, war sein Versuch nur beim Soldaten strafbar, weil 
dieser dadurch den Staat um seine Militärdienstleistungen zu 
bringen drohte. Der Soldat, der sich aus einer gerechten Ur- 
sache zu töten versuchte, wurde aus der Armee ausgestoßen, 
der sich aus Unlust zum Militärdienste töten wollte, mit dem 
Tode bestraft.3) Bei vollbrachtem Selbstmorde eines Soldaten 
wurde nur dann, wenn er es wegen eines begangenen Ver- 
brechens getan hatte, sein Vermögen eingezogen.^) Als Militär- 
oder WehrpfUchtdelikt wird also der Selbstmordversuch nur 
bei den Römern betrachtet,^) im Mittelalter und in der Neuzeit 
bis zur allgemeinen Anerkennung seiner Straflosigkeit im Laufe 
des vorigen Jahrhunderts^) ist er ebenso wie der Selbstmord 
ein gemeines Delikt, weshalb wir von einer weiteren Be- 
sprechung an dieser Stelle absehen können. 

Gegen die Anwendung listiger Umtriebe, um sich oder 
einen anderen der Militärdienstpflicht zu entziehen, als deren 
Hauptfall die Vorschützung von Krankheiten (Simulation) in 
Betracht kommt, finden wir im römischen Rechte eine Straf- 
bestimmung in 1. 4, § 11, D. 49, 16, und zwar gegen den Vater, 
der seinen Sohn dem Kriegsdienste zu entziehen trachtet. Ge- 
schah das Delikt im Kriege, so war die Strafe Verbannung und 
teilweise Vermögenseinziehung, wenn im Frieden, Stockprügel. 



i) Analog den §§ 409 und 410 St.-G. ex 1852, die durch den § 49 
Wehr-G. ex 1889 aufgehoben wurden. 

3) Vgl. Liszt, 14. und 15. Auflage, S. 156. 

3) L. 6, § 7, D. 49, 16, 1. 38, § 12, D. 48, 19. 

*) L. 34, pr. 29, 1. 

s) Auch Mo mm gen a. a. O. 562 bezeichnet den versuchten Selbstmord 
bei den Romern ausdrücklich als ein Militär vergehen. 

^) Nur im englischen und in den diesem verwandten Rechten ist der 
Selbstmordversuch nach Common Law als misdemeanor (entspricht unge- 
fähr unseren Vergehen) noch strafbar (Schuster in „Die Strafgesetzgebung 
der Gegenwart", 1, 650, Fußnote 6 und Liszt a. a. O. 156). 
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- In der deutschen Rechtsgeschichte enthält cap. 15 und 16 
des IL Capitulare missorum von Dietenhofen von 806 Be- 
stimmungen, die dem Mißbrauche steuern sollen, daß sich heeres- 
pflichtige Freie ,,in servitium Dei** begaben, um sich dem Dienste 
zu entziehen. Strafbestimmungen fehlen jedoch.^) In den Kriegs- 
artikeln ist von diesem Delikte keine Rede, immerhin dürfte es 
Vorkommendenfalls unter irgendeinen, wenn auch nur äußer- 
lich ähnlichen Tatbestand eingereiht worden sein, wie aus 
Damianitsch „Handbuch der Strafgesetze für die k. k. öster* 
reichische Armee," 122 f. zu entnehmen ist: „Wird die Krankheit 
vorgeschützt, um sich einem bestimmten Dienste zu entziehen, 
so tritt die Strafe des Ungehorsams ein, wird aber dabei be- 
absichtigt, sich als zum Dienste untauglich darzustellen und so 
dem Militärdienste zu entziehen, z. B. Fallsucht, so wäre eine 
gerichtliche Untersuchung einzuleiten, sobald ärztlich die Ver- 
stellung ausgesprochen ist und die Strafe in Kriegszeiten scharf 
zu benäessen.* Wie aber die strafbare Handlung im letzteren 
Falle zu bezeichnen wäre, sagt auch Damianitsch nicht. 
Während die Militärstrafgesetzbücher Preußens (1845), Schles- 
wig-Holsteins (1850), Sachsens (1856), Toskanas (1856) und 
Deutschlands (geltendes vom Jahre 1872, § 83), sowie das 
deutsche Zivilstrafgesetzbuch (§ 143) und das ungarische Zivil- 
strafgesetzbuch (§ 449) die Simulation als einen eigenen straf- 
baren Tatbestand erklärten, mangelt der österreichischen und 
der ungarischen Militärstrafgesetzgebung bis nun eine durch- 
greifende Regelung dieser Frage. Unter dem Drucke der prak- 
tischen Notwendigkeit, gegen dieses subjektiv und objektiv 
hochgradig strafwürdige Delikt gerichtlich einzuschreiten, be- 
handelte es die Judikatur lange Zeit als Betrug (durch Schädi- 
gung des Rechtes des Staates auf den persönlichen Militärdienst 
des Verpflichteten und durch Schädigung des Ärars an der 
während der vorgeschützten Undienstbarkeit verabreichten Geld- 
und Naturalverpflegung, somit bei einem die Höhe von 50 -K^ über- 
steigenden Betrage der letzteren als Verbrechen). Damianitsch^) 
will unterscheiden: Simulation, um dem Militärdienst zu ent- 
kommen, als Vergehen des Betruges; um sich einer anbefohlenen 
Dienstleistung zu entziehen, als Subordinationsverletzung; in 



i) Boretius a. a. O. 111 und 162 f. (Text). 
2) Kommentar zum M.-St.-G«2, § 293. 
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allen anderen Fällen als disziplinar zu ahndende Dienstesnach- 
lässigkeit. Wir haben uns hier nur mit dem Falle der Absicht 
der dauernden Dienstentziehung zu befassen, den Damianitsch 
als Betrug behandelt wissen will. Kleemann (a. a. O. 144) 
bekämpft mit gutem Grunde die Möglichkeit, diesen Betrag 
mit Rücksicht auf den Betrag der dargereichten Verpflegung 
als Verbrechen behandeln zu können und gegen die Möglich- 
keit, die Simulation überhaupt als Betrug zu betrachten, spricht 
m. E. die unzweifelhafte Eigenschaft der Simulation als eines 
Deliktes sui generis. 

Im Strafrechte ist keine ausdehnende Auslegung zur Auf- 
stellung strafbarer Tatbestände gestattet. Entsteht eine Lücke 
dadurch, dafi der Oesetzestext nicht aUes deckt, was der Ge- 
setzgeber damit decken wollte, so kann sie nur durch ein neues 
Strafgesetz ausgefüllt werden. Dieses erfloß für Osterreich und 
für Ungarn (in Ungarn unter Derogierung des oben angeführten 
§ 449 Ziv.-St.-G.) mit den §§ 47 der Wehr-G. v. 89. Die Be- 
denken gegen die Anwendbarkeit dieser Wehrgesetzstellen auf 
bereits Assentierte sind bereits oben (Seite 13 f.) angedeutet 
worden. 

§ 6. Begriff und juristische Natur der Verletzungen der 

Wehrpflicht. 

So wie die Wehrpflicht eine potenzierte Form der Staats- 
bürgerpflicht überhaupt ist, so ist die der Wehrpflicht ent- 
springende Pflicht der militärischen Treue eine potenzierte Form 
der staatsbürgerlichen Treupflicht. Die militärische Treupflicht 
steht somit im unmittelbaren Zusammenhange mit der allgemeinen 
Staatsbürgerpflicht, während die anderen militärischen Pflichten, 
wie die des Gehorsams, der Tapferkeit, der Wachsamkeit usw. 
rein militärische Standespflichten sind. Daraus erklärt sich auch, 
daß die Wehrpflichtdelikte keineswegs sämtlich Militärdelikte, 
sondern teilweise (z. B. Stellungsflucht) gemeine Delikte sind. 
(VgLWeisl, Allgemeines über MU.-Strafrecht im Gerichtssaal 43,76.) 

In den §§ 2 und 3 wurde versucht, den Begriff, die juri- 
stische Natur und die Gliederung der Wehrpflicht soweit zu 
erläutern, als es für die Zwecke dieser Abhandlung nötig scheint. 
Es wurden dort die einzelnen aus der Wehrpflicht entspringen- 
den Verpflichtungen besprochen und gleichzeitig der Subjekte 
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dieser Verpflichtungen gedacht. Es wären nunmehr die äußeren 
Foi-men darzustellen, unter denen die Verletzungen der Wehr- 
pflicht stattfinden können. Gemeinsam ist ihnen das Motiv, 
nämlich die Endabsicht, sich der Wehrpflicht zu entziehen, 
denn sie gehören zu jenen Delikten, die über den Vorsatz 
hinaus eine bestimmte Endabsicht erfordern.^) Im allgemeinen 
gehören nicht hierher die äußerlich gleichen oder ähnlichen 
Handlungen, die jedoch nicht in der eben bezeichneten End- 
absicht verübt werden, sondern nur in der einer unpünktlichen 
oder nachlässigen Erfüllung der militärischen Pflichten oder 
ohne Absicht und ohne Vorsatz lediglich aus Fahrlässigkeit, wie z.B. 
falsches Marodieren, um einer einzelnen lästigen Dienstleistung 
zu entgehen, verspätetes Einrücken zur Dienstleistung oder 
vom Urlaube, eigenmächtige Entfernung, um sich einige freie 
Tage zu machen u. dgl. 

Die militärischen Pflichten können nur von demjenigen 
erfüllt werden, der 1. anwesend und 2. diensttauglich ist und 3. 

1) Bin ding. Normen 2, 597 ist allerdings der Ansicht, daß bei den 
Wehrpflichtdelikten die Absicht, sich seiner Dienstpflicht zu entziehen, nichts 
anderes sei, als der Vorsatz. M. E. trifft dies nicht zu, weil ganz dieselben 
Handlungen, zwar mit dem gleichen Vorsatze, jedoch in einer anderen Absicht 
begangen, einen durchaus verschiedenen Charakter aufweisen (vgl. Finger, Das 
ost. Strafrecht 2, 1, 183: „Absicht und Vorsatz müssen strenge geschieden werden 
in den Fällen, in welchen bei gleichem Vorsatze die verschiedene Absicht 
das Charakteristische der mehreren Verbrechen bildet. '0 ^^i* Desertion und 
der eigenmächtigen Entfernung liegt der gleiche Vorsatz zugrunde, sich zu 
entfernen. Eigenmächtig vorsätzliches Entfernen vom Truppenkörper in der 
Absicht, sich seiner Dienstpflicht für immer zu entziehen, ist das Wehrpflicht- 
delikt der Desertion, eigenmächtig vorsätzliches Entfernen vom Truppen- 
körper in der Absicht, einige Tage herumzuschwärmen, das Ordnungsdelikt 
der eigenmächtigen Entfernung. Es ist darauf hinzuweisen, daß der Deser- 
teur zwei Normen verletzt, deren erste lautet: „Du sollst deinen Truppen- 
körper nicht eigenmächtig verlassen^ und deren zweite: ^Du sollst deine 
gesetzliche Dienstpflicht bis zum Ende erfüllen." 

Koppmann, Das M.-St.-G.-B. f. d. Deutsche Reicht sagt unter Be- 
rufung auf die E. des R.-G., 6., 680: „Absicht ist hier nicht der bloße 
Vorsatz, sondern der auf den Erfolg gerichtete Wille, der Endzweck.^ (Im 
selben Sinne Koppmann-Weigel, Kommentar zum M.-St.-6.-B. 3, § 69, 3 
und Eisner- Sohl, Militärstrafrecht.) 

Wie Text und Koppmann auch Frank, Stra^esetzbuch f. d. Deutsche 
Reichs,«, § 140 IT: „Absicht darf nicht mit Vorsatz identifiziert werden, be- 
zeichnet vielmehr den erstrebten Erfolg,'' dann Liszt a. a. O. 611 („Absicht 
gleich Beweggrund") und Olshausen, Kommentar zum St.-G.-B. f. (|. 
Deutsche Reich 7, § 140, 2. 



— 64 — 

obliegen sie nur deihjenigen, dem keine Befreiungsgründe und 
nur insoweit, als keine anerkannten Begünstigungstitel zu statten 
kommen. Daraus ergeben sich unmittelbar die möglichen Formen 
der Verletzung, nämlich 1. schuldbare Nichtanwesenheit, 2. schuld- 
bare Dienstuntauglichkeit, 3. Vorspiegelung nicht vorhandener 
Befreiungs- oder Begünstigungsgründe. Die schuldbare Ab- 
wesenheit — sei es infolge Fortgehens eines bisher Anwesen- 
den oder infolge Nichterscheinens eines zum Erscheinen ver- 
pflichteten Abwesenden — wird bei Assentpflichtigen Stellungs- 
flucht, bei Assentierten Desertion oder auch Fahnenflucht i) 
genannt, die Herbeiführung körperlicher Dienstuntauglichkeit 
Selbstbeschädigung oder Selbstverstümmlung, die Vorspiege- 
lung von Befreiungs- oder Begünstigungstatsachen kann als 
Simulation, Vorschützung von Gebrechen oder als die Anwen- 
dung listiger Umtriebe oder auf Täuschung berechneter Mittel, 
um sich der Wehrpflicht zu entziehen oder sich eine nicht zu- 
kommende Begünstigung in der Erfüllung der Wehrpflicht zu 
verschaffen, bezeichnet werden. 

Angesichts der Gleichheit des Motivs drängt sich zunächst 
die Frage auf, ob der Gesetzgeber je nach dem zur Verwirk- 
lichung gewählten Mittel verschiedene Tatbestände oder ob er 
ohne Rücksicht darauf nur einen Tatbestand aufstellen soll. 
Eine Betrachtung der Mittel zeigt, daß sie schon objektiv ver- 
schiedene Ergebnisse liefern, die sich durch die größere oder 
geringe Möglichkeit unterscheiden, den Täter trotz des be- 
gangenen Deliktes noch zur Erfüllung der Wehrpflicht heran- 
zuziehen. Die gelungene Selbstbeschädigung macht es dem 
Staate endgültig unmöglich, den Täter noch zum Militärdienste 
heranzuziehen und diese Erfolgstatsache läßt demnach die 
Selbstbeschädigung im allgemeinen als das schwerste Wehr- 
pflichtdelikt erscheinen, da bei den anderen die Möglichkeit 



i) Der deutsche Terminus ist Fahnenflucht, der österreichische Deser- 
tion. Der Motivenbericht zum B er gmayr sehen Entwürfe des öst. Gesetzes 
begründet die Beibehaltung des Fremdwortes „Desertion^ mit dem viel- 
jährigen Gebrauche des eingebürgerten Ausdruckes und es dürfte sich auch 
de lege ferenda empfehlen, dabei zu bleiben, da es in einem so vielsprachigen 
Staate, wie Österreich, im militärischen Interesse gelegen ist, möglichst viele 
eingebürgerte Fachausdrücke zu haben, die — seien sie deutsche oder fremde 
Wörter — von aUen Sprachgenossen verstanden werden. Es liegt darin ein 
nicht zu unterschätzendes Mittel zur Verringerung der Yerständigungs- 
Schwierigkeiten. 
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noch immer offen bleibt, den Täter zur Dienstleistung zu ver- 
halten. Es kann daher der von Kleemann (a. a. O. 145) aus- 
gesprochenen Ansicht nicht beigestimmt werden, daß der Simulant 
„mindestens die gleiche Strafe verwirken soll wie ein Selbstbe- 
schädiger*" und daß das vom Simulanten angewendete Mittel einen 
intensiveren bösen Vorsatz bekunde als die Selbstbeschädigung. 
Ob einer zur Simulation oder zur Selbstbeschädigung greift, 
wird sich vielfach durch die individuellen Verhältnisse bestimmen, 
ceteris paribus scheint mir aber der Vorsatz des Selbstbeschädigers 
entschlossener und intensiver, da er usque ad finem geht und 
in einem gewissen Sinne möchte ich sagen, daß sich seine In- 
tensität zu der des Vorsatzes des Simulanten ähnlich verhält, 
wie die Intensität des Raubvorsatzes zu der des Betrugvorsatzes. 2) 
Das Verhältnis der Abwesenheitsdelikte (Desertion, Stellungs- 
flucht) zu den Täuschungsdelikten (listige Umtriebe, Vor- 
schützung von Gebrechen) zeigt verschiedene Beurteilungs- 
faktoren. Einerseits ist die Möglichkeit, des Abwesenden wieder 
habhaft zu werden, geringer als die, den anwesenden Simulanten 
wiederzubekommen, da sich letzterer nicht aus dem Herrschafts- 
gebiete entfernt hat, anderseits spricht aber eine größere Wahr- 
scheinlichkeit für die Selbstmeldung oder Einbringung des fort- 
gesetzt im Verfolgungszustande verbleibenden Deserteurs, der 
mit Hinterlassung aller heimatlichen Interessen entflohen ist, 
als für die Entlarvung desjenigen, der sich durch seine ge- 
lungene List die Befreiung oder eine Begünstigung erschwindelt, 
sich dadurch in einen scheinbar gesetzlichen begünstigten Zu- 
stand versetzt hat und dem nicht weiter nachgeforscht wird. 
Wenn m. E. trotzdem speziell die Desertion gegenüber den 
Täuschungsdelikten schwerer zu verpönen ist, wird dies damit 
begründet, daß sie, wenigstens für den Augenblick, eine größere 
Gefährdung des Heeres bedeutet. Denn derjenige, der Täuschungs- 
mittel anwendet, entzieht sich dem Dienste mit der — aller- 
dings erschlichenen — Zustimmung der Militärbehörde, die 
sohin in der Lage ist, für die anderweitige Versehung seiner 
Dienste rechtzeitig Sorge zu tragen, der Deserteur läßt aber 
seine Pflichten einfach im Stiche und bevor sie einem anderen 
übertragen worden sind, kann schon ein Schaden entstanden 

1) Ebenso Damianitsch „Studien über das Militärstrafrecht", 34. 

2) Auch Damianitsch a. a. O. 36 nennt die Simulation eine minder 
strafbare Handlung als die Selbstbeschädigung. 

Lelewar, Wehrpflicht. 5 
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sein. Da nun das Militärstrafrecht ein Zweckmäßigkeitsstraf- 
recht par excellence ist und, wie Mommsen (a. a. O. 30) be- 
tont, auch von jeher war, da somit der Erfolg — und auch 
die bloße Gefahr ist schon an sich ein Erfolgt) — für die Be- 
urteilung der Strafbarkeit im Militärstrafrechte von ganz be- 
sonderer Bedeutung ist, ist die Desertion gegenüber den 
Täuschungsdelikten das strafbarere Verbrechen. Möglich, daß die 
Probe auf das Exempel manchem nicht stimmen wird, der die 
Sache vom rein subjektiv-moralischen Standpunkte betrachtet, 
dem soldatischen Empfinden jedoch wird die Desertion mit 
Rücksicht auf ihr größeres Gefährdungsmoment gewiß als das 
strafbarere Delikt erscheinen und vom allgemeinen juristischen 
Standpunkte läßt sich dagegen kaum viel einwenden, da ja 
auch außerhalb des Militärstrafrechtes das Moment des objek- 
tiven Schadens oder der objektiven Gefahr eine wesentliche 
Rolle spielt, wenn auch keine so hervorragende wie in diesem. 
Die Militärstrafgesetzbücher behandeln denn auch die Desertion 
in der Regel strenger als die Täuschungsdelikte. 

Da also die verschiedenen Delikte, die die Entziehung 
von der Wehrpflicht bezwecken, nicht nur verschiedene Mittel 
aufweisen,^) sondern auch verschiedene Erfolge erzielen, mit 
den diesen Erfolgen entsprechenden verschiedenen Vorsätzen 
begangen werden und eine verschiedene Strafbarkeit bedingen, 2) 
ist trotz des identischen Motivs die Notwendigkeit gegeben, 
sie in verschiedene Tatbestände zu sondern, was auch in der 
positiven Gesetzgebung durchaus geschehen ist. Jedoch bedingt 
ihre sachliche Zusammengehörigkeit auch die formelle Zusam- 
menstellung im Strafgesetzbuche, wie dies die modernen Militär- 
strafgesetzbücher auch getan haben. ^)^) 



i) Liszt a. a. O. 124. 

2) Vgl. Bin ding, Normen, 1, 103. 

3) Das deutsche ex 1872 läßt dem 3. Absch. des II. T. „Unerlaubte 
Entfernung und Fahnenflucht'' unmittelbar als 4. Absch. die „Selbstbeschädi- 
gung und Vorschützung von Gebrechen'' folgen, das dänische ex 1881 und 
das schwedische ex 1881 fassen die „Fahnenflucht und andere Handlungen, 
welche darauf abzielen, sich dem Kriegsdienste zu entziehen" im 5. Kap., 
das norwegische ex 1902 „Ungesetzliches Fernbleiben, Fahnenflucht und 
sonstige Hinterziehung des Kriegsdienstes" im 4. Kap. zusammen, im spani- 
schen Strafgesetze f. d. Landheer ex 1890 folgt im Titel YIII der 2. Abt. auf 
die Desertion sogleich die Selbstbeschädigung. 

4) So auch Damianitsch „Studien über das Militärstrafrecht,'' 32. 
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§ 7. Die Absicht insbesondere. 

Die Wehrpflichtdelikte charakterisieren sich grundsätzlich 
durch die Absicht dauernder Pflichtentziehung, so nach 
römischem Rechte und nach dem österreichischen (§§ 183, 293), 
dem deutschen (§§ 69, 81, 82), dem norwegischen (§§ 35, 36) und 
dem schwedischen (§ 59) M.-St.-G. Dieses Prinzip hat jedoch in 
der Theorie, in der Gesetzgebung und in der Gerichtspraxis 
mannigfache Durchbrechungen erlitten, und zwar einerseits 
in der Richtung, daß man den Begriff der Pflicht auf die 
konkrete Pflicht eingeschränkt und den Begriff „dauernd* 
oder „gänzlich*^ auf den Umfang eines „ganz oder teilweise" 
reduziert hat. Ersteres ist zunächst bei der Desertion einge- 
treten. Fär diese ließ man schon die Absicht genügen, sich 
der konkreten Dienstpflicht zu entziehen, also der Pflicht, ge- 
rade bei dem Truppenkörper zu dienen, zu dem der Täter ein- 
geteilt worden ist. Die Absicht, dem Staate weiterzudienen, aber 
bei einem anderen Teile der bewaffneten Macht, befreit sonach 
nicht von der Zurechnung der Desertion. Diesem Gesichts- 
punkte entsprechen der § 207 öst. und der § 93 dänisches 
M.-St.-G. Auch die deutsche Praxis stellt sich auf diesen Stand- 
punkt,^ obwohl das deutsche Gesetz keine der eben zitierten 
österreichischen und dänischen Bestimmung analoge enthält 
und obwohl die Entstehungsgeschichte des § 69 des deutschen 
M.-St.-G. gerade die gegenteilige Absicht des Gesetzgebers ver- 
muten läßt.^) Die Eonsequenzen dieser Anschauung können nicht 
befriedigen, wie sich aus folgendem Beispiele ergibt: Der Mann, 
der vom Infanterieregimente Nr. x entweicht, um bei dem in 
derselben Garnison befindlichen ^Infanterieregimente Nr. y 
weiterzudienen, macht sich der Desertion schuldig, hingegen 
der Mann, der von seiner in Wien stehenden Kompagnie ent- 
weicht, um bei einer in Siebenbürgen garnisonierenden anderen 
Kompagnie desselben Regiments weiterzudienen, nur der eigen- 
mächtigen Entfernung.^) Ja letzterer wird nur der eigenmäch- 
tigen Entfernung auch dann schuldig, wenn er von einer 

1) R.-M.-G., 4, 195 und 2, 126 und Elsnor-Sohl, Militäratrafrecht 78. 

2) Vgl. Koppmann-Weigl a. a. 0.§ 69,3. (Das Wort „dauernd"" war 
in der Regierungsvorlage nicht enthalten und wurde erst vom Reichstage 
eingefügt.) 

3) So Damianitsch, Kommentar, 162. 

5* 
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mobilisierten Unterabteilung seines Regiments entflieht, um 
sich beim Ersatzkörper desselben Regiments zu stellen.^) Die 
Dienstpflicht auf den Rahmen des Truppenkörpers einzu- 
schränken, entspricht auch nicht der juristischen Natur der 
heutigen Wehrpflicht. Diese verpflichtet den Staatsbürger zum 
Dienste in der bewaffneten Macht überhaupt, nicht aber in 
einem bestimmten Truppenkörper. Wer sich dem Dienste in 
seinem Truppenkörper entziehen und in einem anderen seine 
Wehrpflicht erfüllen will, macht sich einer Eigenmächtigkeit, 
einer Ordnungswidrigkeit schuldig, die aus Dienstesrücksichten 
nicht geduldet und nicht straflos gelassen werden kann, nicht 
aber eines Wehrpflichtdeliktes.^) Die Tendenz, die Dienstpflicht 
auf einen bestimmten Truppenkörper einzuschränken, dürfte 
sich historisch erklären. Der Söldner wurde nicht für den 
Staat, sondern eigentlich vom Söldnerführer für eine bestimmte 
Truppe angeworben. Der Söldnerführer empfing die Verpflegs- 
und Löhnungsgelder für seine Truppe nicht namentlich für 
jeden Mann, sondern im Pauschale und hatte dafür die Ver- 
pflichtung, die Truppe vollzählig zu erhalten. 3) Er hatte daher 
wenig Interesse dafür, daß der. von ihm angeworbene und mit 
dem Handgelde beteilte Mann dem eigenen Staate überhaupt 
diene, sondern nur daran^ daß er bei seiner eigenen Truppe 
diene, da er sonst einem anderen Manne nochmals das Hand* 
geld auszahlen mußte. Der Mann hingegen konnte sich durch 
das Entweichen zu einem anderen Truppenkörper derselben 
Kriegspartei ein neues Handgeld erwerben. Bei dieser Sach- 
lage war die Zurechnung der Desertion bei der Entweiohung 
zu einem anderen Truppenkörper allerdings begründet und ihr 



1) Vgl. Koppmann-Weigl, §69, 4 und Brauer, 112, entgegen Hecker 
a. a. O. 169. 

^ Vgl. Damianitsch, Studien, 16: „Die Straf rechtspolitik scheint noch 
zu fordern, einen solchen Mann gar nicht als Deserteur anzusehen, der schon 
bei seiner Entweichung die Absicht hatte, bei einem anderen Truppenkörper 
Dienste zu nehmen, sondern ihn nur wegen des Vergehens der eigenmächtigen 
Entfernung, und zwar aus dem Grunde dieserwegen zu strafen, da es dem 
Willen des Mannes nicht überlassen werden kann, die Truppe, in welcher 
er dienen will, sich zu wählen.'^ 

3) Vgl. Schröder, Lehrbuch, 856: „Oberst, Hauptleute und Ritt- 
meister waren nicht bloß Offiziere, sondern zugleich Unternehmer, die ge- 
worbenen Trappen standen nur zu ihnen im Vertragsverhältnis und emp- 
fingen von ihnen den Sold." Vgl. auch ebda, die Fußnote 68 auf S. 867. 
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entsprachen strenge Strafbestimmungen gegen die Offiziere, 
die einen Mann^ in Kenntnis seiner Dienstverpflichtung bei einem 
anderen Truppenkörper, anwarben. Solche Strafandrohungen 
finden sich in vielen Kriegsartikeln des 16., 17. und 18. Jahr- 
hunderts und auch noch im § 142 des schwedischen M.-St.-6. 
Die Einschränkung des Dienstpflichtbegriffes auf einen 
bestiipmten Truppenkörper zum Tatbestande der Desertion ist 
also aus praktischen und theoretischen Gründen nicht zu 
empfehlen. Anderseits ist jedoch nicht zu verkennen, daß es 
auch nicht gut angeht, einen Wehrpflichtigen nur wegen bloßen 
Ordnungsdeliktes zu bestrafen, der sich seiner Pflicht zwar 
nicht ganz aber doch in erheblichem Maße oder unter be- 
sonders erschwerenden Umständen entzieht, z. 6. auf 5 Jahre 
oder fiir die Dauer eines Feldzuges. Diesem Bedenken sucht 
der § 81 des dänischen M.-St.-G. durch folgende Textierung zu 
entgehen: „Wer in der Absicht, sich der ihm obliegenden Ver- 
pflichtung zum Dienste dauernd oder während eines bestimmten 
Auszuges (Ausmarsch oder Ausfahrt) zu entziehen ....'' Andere 
Militärstrafgesetzbücher glaubten die Schwierigkeit dadurch zu 
umgehen, daß sie einfach die Absicht verlangten, sich der 
militärischen Dienstpflicht zu entziehen, ohne ausdrücklich des 
Merkmals „dauernd" zu erwähnen, so der § 95 des bestandenen 
bayrischen vom Jahr 1869, der durch den § 96 noch dahin 
näher erläutert wurde, daß nicht erforderlich sei, daß sich der 
Täter der Erfüllung der Dienstpflicht für immer entziehen 
wolle. Ähnlich dem bayrischen Gesetze ist eine dritte Gruppe, 
die den beabsichtigten Umfang der Dienstentziehung auf „ganz 
oder teilweise" begrenzt, so die §§ 49 öst. und ung. Wehr-G. („zeit- 
lich oder dauernd"), der Art. TD des franz. G. v. 16./7. 89 sur 
le recrutement de Tarmee und der § 36 norweg. und der § 70 
schwed. (^auf längere oder kürzere Zeit") M.-St.-G. für die Selbst- 
beschädigung und der genannte § 36 norweg. und der § 88 
deutsches M.-St.-G. für die Simulation. Diese Versuche haben 
sich in der Praxis nicht bewährt und zu Schwankungen in der 
Rechtsprechung Anlaß gegeben.^) Auch der oben zitierte § 81 
dän. M.-St.-G. scheint mir die Sache nur zu bessern aber nicht 
gut zu machen. Er löst nicht die Schwierigkeiten für die Zeit, 
wo kein Auszug stattfindet und insofern er für diese den Be- 



1) Vgl. Koppmann-Weigel a. a. O. § 69, 3. 
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griff „dauernd*' beibehält, IfiBt er die schwierige Beweisfrage 
für die Absicht der „dauernden^ Dienstentziehung bestehen. 
Damit sind wir bei einer weiteren Schwierigkeit des Begriffes 
der „dauernden'' Dienstentziehung angelangt. 

Die der Entweichung zugrunde liegende Absicht läßt sich 
in der Regel nur sehr schwer feststellen. Ein wahrhaftes Ge- 
ständnis ist fast nie zu erzielen und auch der Satz „dolus 
inest facto^ hilft nur in den krassesten Fällen über die 
Schwierigkeit hinaus, den Vorgang in der Seele des Täters zu 
erschließen. So haben sich mehrere Militärstrafgesetzgebungen 
veranlaßt gesehen, gewisse Tatsachen festzulegen, bei deren 
Vorhandensein eine praesumptio iuris für die meineidige Ab- 
sicht besteht, die der Täter widerlegen muß, wenn er der Strafe 
der Desertion entgehen will und die somit die Beweislast für 
die Absicht vom Gerichte auf den Angeklagten überwälzt So 
das preußische (§§ 91 und 92), das österreichische (§ 185) und 
das dänische (§ 83) M.-St-6. Dieses Auskunftsmittel wird jedoch 
von der Theorie verworfen, weil es mit dem allgemeinen Rechts- 
grundsatze in Widerspruch steht^ daß der Ankläger den Schuld- 
beweis, nicht aber der Angeklagte den Unschuldsbeweis zu 
führen habe. Man könnte sich schließlich über dieses Bedenken 
hinwegsetzen, wenn das Aufgeben eines der wichtigsten Prozeß- 
prinzipien einen wertvollen Erfolg verspräche. In der Wirklich- 
keit ist jedoch der Gewinn kaum nennenswert, denn der An- 
geklagte ist bestrebt, für je eine ihm vorgehaltene Präsumption 
zwei Einwendungen vorzubringen, über die der gewissenhafte 
Richter auch nicht ohne weiteres hinweggehen kann. So er- 
übrigt als Schlußeffekt für die Praxis kein Gewinn und für das 
Gesetz ein Schönheitsfehler. 

Das deutsche M.-St.-G. sucht der Beweisschwierigkeit auf 
die Weise beizukommen, daß es die Strafsätze für unerlaubte 
Entfernung bei längerer Abwesenheit so hoch ansetzt, daß sie 
im Höchstbetrage die Strafsätze für Fahnenflucht erreichen 
(Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten, im Frieden bei mehr als 
siebentägiger Abwesenheit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, 
im Felde bei mehr als dreitägiger Abwesenheit bis zu zwei 
Jahren, bei mehr als siebentägiger Abwesenheit von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren! §§ 64, 66, 67). Dieser Modus 
kann nicht Zustimmung finden^ denn er verleitet den Richter, 
der den Angeklagten zwar nicht der meineidigen Absiebt über- 
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weisen kann, deren Vorliegen er jedoch für wahrscheinlich 
hält, zu einem innerlichen Kompromiß, dem zufolge er den 
Angeklagten zwar mir unter dem Titel der eigenmächtigen 
Entfernung aber mit einem Strafausmaße bestraft, das dem 
einer nachgewiesenen Fahnenflucht nicht viel nachgibt. Der 
Mann erhält so eine Strafe, die über den erwiesenen Um- 
fang seines Verschuldens hinausgeht. Wenn er sie auch im 
einzelnen Falle redlich verdienen mag, vom Standpunkte der 
Rechtssicherheit kann ein solcher Vorgang nicht gebilligt 
werden. 

Viel rationeller sind die Gesetzbestimmungen, die ge- 
wissen Tatsachen nicht nur die Kraft von widerlegbaren Prä- 
sumptionen, sondern die Bedeutung von praesumptiones juris 
et de jure beilegen, also ohne Zulaß eines Gegenbeweises. Dies 
ist der Fall in den §§ 186 und 188 öst. M.-St-G. Hier hört das 
Gebiet der Vermutungen für die Desertionsabsicht eigentlich 
auf, denn die Vermütungsumstände werden einfach zu Tat- 
bestandsmerkmalen, bei deren Vorhandensein der Desertions- 
tatbestand gegeben ist und um die Absicht nicht weiter ge- 
fragt wird. Zur Desertion gehört dann nur mehr Vorsatz. Das 
öst. M.-St.-G. kennt also zwei Desertionsgrundformen, die eine,, 
der die überwiegende Mehrzahl der Fälle angehört, charak- 
terisiert sich durch das Erfordernis der Absicht dauernder 
Dienstentziehung, die andere, auf eine kleine Anzahl von Fällen 
beschränkte, erfordert diese Absicht nicht, sondern nur gewisse 
gesetzlich festgestellte Tatsachen. Dasselbe ist nach schwedi- 
schem Rechte der Fall: grundsätzlich ist die Absicht der Ent- 
ziehung vom Kriegsdienste erforderlich (§ 59), ausnahmsweise 
wird von dem Erfordernisse dieser Absicht abgesehen und die 
Bestrafung wegen Fahnenflucht nur von gewissen Tatumständen 
abhängig gemacht (§§ 68 und 69). Endlich haben auch die Be- 
stimmungen für die Strafgewalt über die Angehörigen der be- 
waffneten Macht Bosniens und der Herzegowina^) festgelegt, 
daß sich Mannschaftspersonen nicht nur in den Fällen des öst. 
M.-St.-G., sondern auch dann des Verbrechens der Desertion 
schuldig machen, wenn die Zeit ihrer pflichtwidrigen Abwesen- 
heit drei Monate übersteigt, ohne daß hierbei eine meineidige 
Absicht noch in Frage käme. 



1) Zirk.-V. des R.-K.-M. v. 16./10. 82, A. 4, Nr. 2310 (N.-V.-B. 39). 
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Eine dritte Gruppe von Militärstrafgesetzbüchern endlich 
hat das Erfordernis einer meineidigen Absicht aus dem Tat- 
bestande der Desertion ganz ausgeschaltet und nur gewisse 
objektive Tatbestandsmerkmale für das Verbrechen der Deser- 
tion aufgestellt. Hierher gehören das französische vom Jahre 
1857 (Art. 231 ff.), das italienische f. d. Landheer von 1869 
(Art. 138) und das gleichzeitige f. d. Marine (Art. 161), das 
bulgarische vom Jahre 1887^) und das serbische M.-St-6. vom 
Jahre 1901. i) 

Gegen das französische System könnte allenfalls das Be- 
denken ins Treffen geführt werden, daß es die subjektive Seite 
des Verschuldens außer Betracht läßt. Dieser Einwand hat 
jedoch auf dem Gebiete des Militärstrafrechtes wenig Be- 
deutung. Wie schon an einer früheren Stelle ausgeführt, über- 
wiegt bei diesem, da es vorzugsweise ein Zweckmäßigkeits- 
strafrecht ist, das objektive Moment so sehr, daß sogar bloß 
fahrlässige Handlungen unter die strengste Strafandrohung ge- 
stellt werden, wenn sie eine bedeutende Gefahr oder einen 
großen Schaden mit sich bringen. So macht das öst. Gesetz, 
das zu einem Verbrechen grundsätzlich einen bösen Vorsatz 
erfordert, für die Militärverbrechen eine Ausnahme von dieser 
Regel (§ 2 M.-St.-G.) und die Begründung hierfür findet sich 
im Texte des § 2 des Bergmayr sehen Vorentwurfes: „Eine 
Ausnahme von der Regel, daß zu einem Verbrechen böser 
Vorsatz erfordert werde, findet nur bei Militärverbrechen statt, 
indem die Verletzung einer Militärdienst- oder Standespflicht, 
wenn auch kein Schaden dabei beabsichtiget worden, als Ver- 
brechen behandelt wird, sobald ein von dem Täter voraus- 
zusehender großer Nachteil für den Kriegsdienst daraus ent- 
standen ist, oder ihm auch nur die nahe Gefahr, daß dieser 
hätte entstehen können, vor Augen lag.*" So kann die bloß 
fahrlässige Pflichtverletzung im Wachdienste im Felde nach 
den §§ 232 und 234 öst., § 141 deutsches M.-St.-G., Art. 94, 
ital. St.-G. f. d. Heer, Art. 105, ital. St.-G. f. d. Marine, § 175 
dänisches, §§ 138 und 141 schwed. M.-St.-G. mit dem Tode, 
nach § 99 norweg. mit lebenslänglichem Gefängnisse bestraft 
werden. Diese Beispiele mögen zeigen, daß auch die positiven 



1) Vgl. Lamouche, La justice militaire dans les 6tat8 danubiens 
33 und 68. 
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MiUtärstrafgesetze das subjektive Moment bei den Militärdelikten 
hinter das objektive zurückstellen. Wenn also sogar der Mangel 
eines Vorsatzes überhaupt nicht hindert, strenge Strafan- 
drohungen gleichwie für vorsätzliche Delikte aufzustellen, so 
wird man um so unbedenklicher bei vorsätzlichen Delikten von 
der Berücksichtigung einer über den Vorsatz noch hinaus- 
gehenden besonderen Absicht absehen können. Übrigens ist 
auch im gemeinen Strafrechte die Endabsicht in der Regel 
gleichgültig. 

Es dürfte sich nach all dem Vorangeführten das fran- 
zösische System als das richtigste erweisen und es handelt 
sich nun um eine Übersicht der objektiven Tatsachen, die den 
Desertionstatbestand erfüllen sollen. Als solche können in Be- 
tracht kommen: die Dauer der Abwesenheit, der Dienstgrad, 
die Dienststellung, die Zeit und der Ort der Begehung. Dies 
sind die Umstände, durch deren Beschaffenheit die Größe 
des Schadens oder der Gefahr, die mit den Wehrpflichtver- 
letzungen verbunden ist, am meisten beeinflußt wird. Je länger 
sich der Pflichtvergessene seiner Pflicht entzieht, desto länger 
leidet seine Abteilung unter dem Mangel des vollzähligen 
Standes und desto mehr bleibt seine militärische Ausbildung 
zurück. Je höherer Charge der Pflichtvergessene, je wichtiger 
und verantwortungsreicher seine Dienststellung ist, desto 
schwerer kann er ersetzt werden und desto schädlicher oder 
wenigstens gefährlicher für das Heer ist seine Pflichtwidrigkeit. 
Daß jede militärische Pflichtverletzung zur Zeit des Krieges 
oder der Mobilisierung, vor dem Feinde oder auf einem aus- 
gerüsteten, eventuell im Kampfe oder in Seenot befindlichen 
Kriegsschiffe der Kriegsmacht besondere Gefahr droht, bedarf 
gleichfalls keines besonderen Beweises. Der Aufbau des Deser- 
tionstatbestandes auf objektiven Gründlagen schließt übrigens 
eine gleichzeitige Berücksichtigung subjektiver Momente nicht 
ganz aus, im Gegenteile gebieten Billigkeit und Strafpolitik, 
insbesondere die Eigenschaft als Rekrut und die Selbstmeldung 
ausgiebig in Rechnung zu ziehen. Der Rekrut, der die straffe 
militärische Zucht und die mit der ersten Ausbildung in beson- 
derem Maße verbundenen Anstrengungen noch nicht gewöhnt 
ist, unterliegt besonders leicht der Versuchung, sich dem 
Drucke des Militärdienstes zu entziehen und hat daher auf 
eine mildere Beurteilung vollen Anspruch. Eine privilegierte 
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Bchandlnng der selbstgemeldeten Deserteure wirkt als Ansporn 
zur Rückkehr, um dieses Vorteils teilhaftig zu werden. 

Die soeben entwickelten Grundsätze finden wir in zahlreichen 
Bestimmungen der geltenden Militärstra^setzbficher praktisch 
verwirklicht. Nach bulgarischem und nach serbischem Rechte 
ist die pflichtwidrige Abwesenheit bis zu sieben Tagen eigen- 
mächtige Entfernung, bei längerer Dauer Desertion (Lamouche 
a. a. O.), nach französischem ist die Grenze bei der Entweichung 
im Inlande im Falle des Siehentfernens der verstrichene sechste, 
im Falle des Nichteinrückens der verstrichene fünfzehnte Tag 
(Art. 231 und 233), bei Entweichung im Auslande oder ins 
Ausland im Frieden der verstrichene dritte, im Kriege der 
verstrichene erste Tag (Art. 235), war jedoch bei Desertion im 
Inlande der Täter noch nicht sechs Monate im Dienste, so kann 
er erst nach einem Monate als Deserteur behandelt werden. 
(Art. 231, vgl. auch 1. 4, § 15, D. 49, 16.) Nach bosnischem 
Rechte ist die Grenze drei Monate (Zirk.-V. des R-K.-M. v. 
16./10. 82, A. 4, Nr. 2310, N.-V.-B. 39), ebenso nach schwedi- 
schem für Offiziere und Unteroffiziere und acht Tage für Ge- 
meine (§ 68, anderseits sind die Strafsätze für Gemeine teil- 
weise bedeutend milder §§ 61 bis 64), nach italienischem (Art. 
138, 139 f. d. Landheer, Art. 161, 162 f. d. Marine) in der Regel 
fünf Tage. Im Kriege werden die Fristen gekürzt, so nach 
serbischem (Lamouche a. a. O. 58), nach schwedischem (§ 68), 
französischem (Art. 234 und 235, die Fristen werden um zwei 
Drittel gekürzt) und nach italienischem Rechte. (Art. 188 f. d. 
Landheer, Art. 161 f. d. Marine.) Desertion zum Feinde wird 
unter allen Umständen sofort als Verrat angesehen und als 
solcher bestraft, wobei die gesetzliche Bezeichnung teils auf 
Desertion lautet (§ 191 öst., Art. 137 ital. f. d. Heer, Art. 160 
ital. f. d. Marine, Art. 238 franz. und § 87 dänisches M.-St.-G.), 
teils auf Verräterei (§ 41 schwedisches M.-St.-G.). Die Flucht 
vom Posten vor dem Feinde wird gleichfalls sofort als Deser- 
tion angesehen (Art. 213 franz. M.-St.-6.). Eine besonders ver- 
antwortliche Dienststellung in Verbindung mit dem Mobüitäts- 
zustande wird nach § 68 des schwedischen Gesetzes als ge- 
nügend erachtet, um jedes Ausbleiben zur Desertion zu stempeln: 
„Hat eine Person des Soldatenstandes, ohne daß die im § 59 
bezeichnete Absicht (sc. sich dem Kriegsdienste zu entziehen) 
erwiesen wird, (sich entfernt etc.), so ist dieselbe den- 
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noch .... als fahnenflüchtig ... zu bestrafen: wenn der l'äter 
Befehlshaber einer Truppenabteilung, welche sich im Felde oder 
auf dem Marsche in den Krieg befindet, oder eines belagerten be- 
festigten Platzes, oder eines Fahrzeuges ist, welches sich während 
eines Krieges auf See befindet -- mag das Ausbleiben längere 
oder kürzere Zeit dauern. . . ." 

In nachahmenswerter Art sind auch die Tatbestände der 
Gesetze Österreichs, Ungarns und Bosniens und der Herzego- 
wina über die Nichtbefolgung von Militäreinberufungsbefehlen 
auf objektiven Merkmalen aufgebaut und ihr Beispiel wird für 
den Desertionstatbestand noch verwendbarer, wenn man dahin 
kommt, auch ihn nur durch objektive Merkmale zu charakteri- 
sieren. Die kriminelle Grenze ist dort gegeben durch die Unter- 
schiede der Dauer des Versäumnisses, der Art der Dienst- 
leistungen, zu denen die Einberufung ergeht, der Dienstpflicht- 
stadien des Einberufenen (Präsenzdienstpflichtiger, Ersatz- 
reserve-, Reservedienstpflichtiger) und der Einberufungszeit 
(außer oder in dem Mobilisierungsfalle). Ähnliche Grundlagen 
hat der Art. 230 des franz. M.-St.-G. für die durch die Nicht- 
befolgung von Einberufungsbefehlen begangene „insoumission**. 

Wenn man den Desertionstatbestand auf eine rein objek- 
tive Grundlage stellt, ist es ohne besondere Bedeutung, bei 
welcher Minimaldauer des Ausbleibens die Bezeichnung „eigen- 
mächtige Entfernung" in die Bezeichnung „Desertion** über- 
geht.^) Als Gesichtspunkt hierfür käme in Betracht, jenen Zeit- 
raum des Ausbleibens als Grenze zu nehmen, wo die Abwesen- 
heit des Mannes für seine Ausbildung und für den regel- 
mäßigen Dienstbetrieb .bei seiner Unterabteilung von merk- 
lichem Schaden zu sein beginnt. Im Kriege wäre die Frist 
bedeutend zu kürzen. 

Die Beweisschwierigkeiten, die beim Tatbestande der 
Fahnenflucht dahin geführt haben, das Erfordernis der mein- 
eidigen Absicht fallen zu lassen und durch objektive Tat- 
bestandsmerkmale zu ersetzen, liegen bei der Selbstbeschädi- 
gung und bei der Simulation nicht vor, da hier die Tat meist 
eindeutig ist und gewöhnlich einen leichten und sicheren Schluß 
auf die Endabsicht zuläßt. Daher haben alle Gesetzgebupgen 

1) Die Abwesenheit im Frieden bis zu 48 Stunden könnte, da es sieh 
bis. dahin nur.um einjEUCbtwidriges Herumsch wärmen handelt, der Disziplinar- 
behandiung vorbehalten bleiben, aufier im wiederholten Rückfalle. 
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bei den beiden letztgenannten Delikten das Erfordernis der 
Absicht, sich der Wehrpflicht zu entziehen, beibehalten. Nur 
der Umfang der erforderten Absicht wurde eingeschränkt, zu- 
erst von der Theorie und von der Oerichtspraxis, dann auch 
von den neueren Gesetzen. Das öst. M.*St.-0. vom Jahre 1855 
sagt noch im § 293 : «Wer . . durch Verstümmlung seines 
Körpers oder durch geflissentliche Hervorbringung einer 
Krankheit zum Militärdienste sich untauglich zu machen und 
dadurch seine Entlassung zu bewirken trachtet, begeht 
das Verbrechen der Selbstbeschädigung/ Die analoge Be- 
stimmung des § 409 Ziv.-St.-G. ex 1862 für die noch nicht 
Assentierten verlangt die Absicht «sich dem Militärstande*' zu 
entziehen. Das ital. M.-St.-0. von 1869 (§ 174 f. d. Landheer, 
§ 196 f. d. Marine) verlangt, daB der Selbst beschädiger untaug- 
lich werde, „di proseguire nel militare servizio/ Das deutsche 
Ziv.-St-G. (§ 142) ex 1871 hingegen und das deutsche M.-St.-6. 
(§ 81) ex 1872 verlangen für die Selbstverstümmlung nur die 
Absicht, sich „zur Erfüllung der Wehr-(Dienst-)pflicht untauglich 
zu machen'', was von der herrschenden Meinung nicht als die 
Absicht gänzlichen Untauglichmachens gedeutet wird. ^) Hingegen 
fordern diese beiden deutschen Gesetze für die listigen Um- 
triebe nur die Absicht, sich „ganz oder teilweise'' zu entziehen 
(§§ 143 und 83) und auch die späteren Gesetze (schwedisches 
ex 1881 § 70, öst. und ung. Wehr-G. ex 1889 §§ 49 und 
norweg. ex 1902 § 36) begnügen sich mit dieser beschränkten 
Absicht. Wenn von der Auslegung des öst. M.-St-G. vorläufig 
abgesehen und ihre Erörterung einer späteren Stelle vorbe- 
halten wird, ist jedenfalls zu konstatieren, daß die Tendenz bei 
der Selbstbeschädigung und bei den listigen Umtrieben, ebenso 
wie bei der Desertion, dahin geht, die zum Tatbestande nötige 
Absicht auf die einer bloß teilweisen Entziehung einzu- 
schränken. 

Es wäre zu untersuchen, ob und wie dies geschehen soll. 
Denkt man an das Beispiel, daß sich jemand durch eine Selbst- 
beschädigung zwar nicht seiner Wehrpflicht überhaupt, jedoch 
einem einzelnen Feldzuge oder auch nur einem Jahre seiner 
zweijährigen Präsenzdienstpflicht entziehen will, so ist zuzu- 



1) Dasselbe ist auch beim österreiobiiolieii M.-8t.-6. der Ffell, worüber 
später noch ausführlieb gesprochen werden wird. 
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geben, daß die dadurch beabsichtigte Pflichtentfciehung der 
Absicht gänzlicher Pflichtentziehung an Strafwürdigkeit nicht 
viel nachgibt. Schwer wäre es nur bei der Beschränkung auf 
die Absicht gänzlicher oder teilweiser Pflichtentziehung, die 
Grenze zu finden, wo das Wehrpflichtdelikt aufhört und das 
bloße Ordnungsdelikt anfängt. Ein solches „ganz oder teil- 
weise** haben wir in den Bestimmungen des deutschen Zivil- 
und des deutschen Militärstrafgesetzbuches über die listigen 
Umtriebe, und die verschiedenen Schriftsteller erläutern die 
hiernach erforderliche Absicht in der ganzen Skala von der 
Entziehung von einer einzelnen Übung ^) bis zur Entziehung von 
einem ganzen Wehrpflichtstadium. *) Diese Verschiedenheit der 
Anschauungen läßt den Versuch einer anderweitigen Lösung 
wünschenswert scheinen. Eine solche Lösung läge in der Heran- 
ziehung objektiver Merkmale zur Bildung des Tatbestandes, 
ebenso wie früher beim Desertionstatbestande erörtert Während 
jedoch bei diesem das subjektive Moment der Absicht wegen 
der dargelegten Schwierigkeiten des Beweises ganz ausgeschaltet 
werden sollte, könnte es bei der Selbstbeschädigung, wo diese 
Schwierigkeiten nicht vorliegen, beibehalten und mit objektiven 
Merkmalen kombiniert werden. Als objektives Tatbestands- 
merkmal und zugleich als Grundlage der Strafzumessung wäre 
der vom Täter erzielte Erfolg herbeizuziehen und das subjek- 
tive Moment könnte auf den Hinweis beschränkt werden, daß die 
Absicht auf die Beeinträchtigung der Kriegsdiensttauglichkeit 
gerichtet sein müsse. Letzteres ist unerläßlich, schon um den 
Selbstmordversuch nicht unter den Tatbestand der Wehrpflicht- 
delikte fallen zu lassen. Der Tatbestand der Selbstbeschädigung 3) 
wäre sonach etwa folgendermaßen zu formulieren : „Wer etwas 
unternimmt, wodurch seine Militärdiensttauglichkeit ^) beein- 
trächtigt werden soll, wird wegen Selbstbeschädigung bestraft: 
a) wenn die Beschädigung ohne Herabsetzung des früheren Grades 
der Tauglichkeit geheilt ist und der Täter |dem Dienste durch die 

Frank a. a. O. § 143 II. 

2) Brauer a. a. 0. 120. Vgl. auch Laban d a. a. O. 134, Fußnote 3. 

3) Der Ausdruck „Selbstbeschädigung^^ ist dem nicht alle Fälle treffen- 
den, engeren Worte „Selbstverstümmlung" vorzuziehen (ebenso Damianitsch, 
Studien, 31). 

*) Vgl. Olshausen a. a. O. § 142, 2 und EUner-Sohl a. a. O. 95, 
die auch die Möglichkeit ins Auge fassen, die geistige Diensttauglichkeit zu 
beeinträchtigen. 
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Heilung mindestens (z. B. fünfzehn Tage^ entzogen war, 

mit ; bei einer Dienstentziehung von mindestens .... 

mit . . . .; b) andernfalls, wenn der Täter noch zu irgendeinem 

Militärdienste tauglich bleibt, mit ; wenn er sich aber 

gänzlich untauglich gemacht hat, mit 

Ebenso wird bestraft, wer zu diesem Zwecke einen anderen 
beschädigt oder sich durch einen anderen beschädigen läßt.*' 

Der Versuch wäre in allen Fällen als strafbar zu be- 
zeichnen. 

Die durch die Heilungsdauer versäumte Zeit wäre in die 
Dienstverpflichtung nicht einzurechnen. 

Für den Krieg und die Zeit unmittelbar vor einem Kriege 
wären die Strafen zu erhöhen. 

Über die Bedeutung der objektiven Umstände, insbeson- 
dere des wirklich eingetretenen Schadens im Militärstrafrechte 
wurde schon oben das Nötige gesagt und der Nachweis ver- 
sucht, daß ihnen ein Hauptgewicht beigemessen werden kann. 
Als Ausgleich für das verringerte Gewicht des subjektiven 
Momentes der Absicht, die dann nur irgendeine, wenn auch 
geringe Beeinträchtigung der Diensttauglichkeit umfassen muß, 
wäre für die Fälle leichten Erfolges, der unter der Grenze des 
ersten Satzes der lit. a bleibt, die Diziplinarbestrafung offen 
zu lassen. Die durch die Heilungsdauer versäumte Zeit im Falle 
gerichtlicher Behandlung nicht in die Dienstverpflichtung ein- 
zurechnen, ist für die Selbstbeschädigung ebenso gerecht und 
zweckmäßig, wie für die Desertion, bei der dies allgemeine 
Anordnung ist. 

Bei dem Wehrpflichtdelikt der listigen Umtriebe sind ob- 
jektive Merkmale oft mangels sichtbarer und meßbarer Erfolge 
wenig verwendbar und der Tatbestand muß daher vorzugs- 
weise auf subjektiver Grundlage aufgebaut werden. Dies ist 
um so leichter möglich, als das etwa vorgebrachte, mit er- 
dichteten Umständen begründete Petit oder die dem vorge- 
schützten Gebrechen allgemein beigemessene Bedeutung für 
die Dienstfähigkeit oder die natürlichen oder gesetzlichen Folgen 
der vorgespiegelten Verhältnisse in der Regel einen weit- 
gehenden Schluß auf die Absicht des Täters gestatten. Es 

1) Als Grenze wäre jener Zeitraum zu nehmen, der ffir die Ausbildung 
und den Dienstbetrieb erbeblich zu werden beginnt. 
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fragt sich nur, in welchem Mindestumfange die Entziehung 
beabsichtigt sein muß, um das Wehrpflichtdelikt zu begründen. 
Die Ansicht Franks (a. a. O. § 143 II), daß zum Tatbestande die 
Absicht ausreiche, sich nur einer einzelnen Übung zu entziehen, 
muß als zu weitgehend abgelehnt werden.^) Falsches Marodieren 
z. B., um einer einzelnen Dienstleistung zu entgehen, ist an sich 
eine Disziplinarübertretung, nicht aber, wie vielfach angenom- 
men wird, eine Subordinationsverletzung,^) denn die Tat richtet 
sich nicht gegen die Autorität und das Befehlsrecht des Vor- 
gesetzten. Allerdings kann es hierbei in weiterer Folge zur 
Subordinationsverletzung kommen, wenn z. B. der Vorgesetzte, 
der an die vorgeschützte Krankheit nicht glaubt, dem Simulanten 
den direkten Befehl erteilt, ohne Rücksicht auf seinen an- 
geblichen Zustand auszurücken und dieser erklärt, den Be- 
fehl nicht befolgen zu wollen, weil er die Übung nicht aus- 
halten werde. Koppmann-Weigel (a. a. O. 296) nimmt mit 
Keller (Erläuterungen zu den Kriegsartikeln, 40) und Solms 
(Strafrecht und Strafprozeß für das Heer ^ 84) an, daß mindestens 
die Absicht erforderlich sei, sich einer Reihe bestimmter Dienst- 
verrichtungen, z. B. der Teilnahme am Schwimmunterrichte, an 
Landwehrübungen, an Manövern usw. zu entziehen. Er hält es 
folglich auch für genügend, wenn die Absicht dahin ging, die 
Wehrpflicht bei einer anderen Waffengattung oder mit Ausschluß 
des Waffendienstes nur zu Arbeiten für militärische Zwecke, 
also in einer gewissen Art zu erfüllen oder nur auf eine 
gewisse Zeit, z. B. während eines Krieges nicht zu erfüllen. 
Hingegen scheint Brauer (a. a. O. 120) die Absicht der Ent- 
ziehung von einem ganzen Wehrpflichtstadium oder doch 
wenigstens von der Erfüllung der aus einem solchen fließenden 
positiven Dienstpflicht („dem Aktivdienste oder der Einberufung 
bei einer Mobilmachung**) für nötig zu halten. Einer ähnlich 
einschränkenden Ansicht scheint auch Laban d (a. a. O. 134) 
geneigt zu sein. Olshausen (a. a. O. § 143, 1, ebenso Hecker 
a. a. O. 180) weist zutreffend darauf hin, daß das „teilweise'^ 



1) Vgl. R.-G. 9, 96, Rott, die Straf Vorschriften über die Wehrpflicht- 
verletzungen 78 und Liszt a. a. O. 610, Fußnote 4, Es wäre jedoch möglich, 
daß Frank unter „Übung" nach dem reichsdeutschen Sprachgebraudhe 
„Waffenübung*^ versteht. 

3) So Kleemann a. a. O. 146; Dangelmaier a. a. O. 106; Dami- 
anitsch a. a. O. 187. 
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sowohl in Hinsicht auf die Art des militärischen Dienstes als 
auch in zeitlicher Beziehung denkbar sei, also mit Bezug auf 
den noch nicht abgeleisteten Rest der Wehrpflicht. Dangel- 
maier (Militärverbrechen und -vergehen, 105) sagt, daß das 
Vortäuschen unwahrer Leiden, um sich für einige Zeit dem 
Dienste zu entziehen, nur ein im Disziplinarwege zu ahndendes 
falsches Marodieren ist. 

Um zu befriedigenden Ergebnissen zu gelangen, dürfte 
es nötig sein, die Tatbestände folgendermaßen zu sondern:^) 

1. Wer sich listiger Umtriebe bedient, um sich oder einen 
anderen der gesetzlichen Wehrpflicht gänzlich zu entziehen, 
wird bestraft. 

2. Wer sich listiger Umtriebe bedient, um für sich oder 
für einen anderen eine nicht zukommende wehrgesetzliche 
Begünstigung (wären taxativ aufzuzählen)^) zu erlangen, wird 
bestraft. 

3. Wer sich listiger Umtriebe bedient, um sich der Er- 
füllung seiner Dienstverpflichtung ganz oder teilweise zu 
entziehen, wird bestraft : wenn sich der Täter dadurch den ihm 
bestimmten Dienstleistungen durch mindestens (hier wäre jener 
Zeitraum anzusetzen, wo die Grenze zwischen eigenmächtiger 
Entfernung und Desertion vom Gesetze bestimmt ist) Tage 
entzogen hat, mit . . . ., wenn aber die Entziehung mindestens 
(hier wäre die Grenze des eventuellen höheren Strafsatzes für 
längeres Ausbleiben bei der Desertion anzusetzen) gedauert 
hat, mit 

Die Tatbestände i und 2 umfassen die schwereren Fälle, 
die eigentlichen Wehrpflichtentziehungen, der Tatbestand 3 die 
Verletzung der aus einem einzelnen Wehrpflichtstadium, der 
Dienstpflicht, entspringenden Verpflichtungen. Der leichtere 
Nachweis der Absicht^) in den ersten beiden Fällen gestattet, 
deren Tatbestände nur auf subjektive Grundlage zu stellen. 
Die Mehrdeutigkeit der Absichten, die dem 3. Falle zugrunde 
liegen können, die Notwendigkeit, eine Minimalgrenze des 



1) Vgl. die §§ 47 und 48 öst. und ung. Wehr-G. 

2) Mit Rücksicht auf die verschiedene Präsenzdienstzeit der einzelnen 
Teile der bewaffneten Macht konnte hier auch eingefügt werden: „oder die 
EinteUung zu einem Teile der bewaffneten Macht mit kürzerer Präsenzdienst- 
verpf lieh tun g." 

3) Wohl zu unterscheiden von dem Nachweise des Vorsatzes. 
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strafbaren Vergehens festzustellen und die Zulässigkeit, ob- 
jektiven Tatumständen im Militärstrafrechte eine hervorragende 
Bedeutung beizulegen, rechtfertigen die im Tatbestande 3 ver- 
suchte Verbindung subjektiver und objektiver Merkmale. Die 
Möglichkeit, auch die für verhältnismäßig nur kurze Zeit beab- 
sichtigten Dienstentziehungen an Simulanten gerichtlich zu ahn- 
den, liegt im dringenden militärischen Interesse. Die Fixierung 
einer Minimalgrenze jedoch für die gerichtliche Straffälligkeit 
soll verhindern, daß Fälle, deren verhältnismäßige Bedeutungs- 
losigkeit über den Umfang eines Disziplinarfalles nicht hinaus- 
geht, dem Gerichte zugewiesen werden. Sie soll verhüten, daß 
die Strafbestimmung auch auf die leichtesten Täuschungsfälle 
anwendbar und dann für diese als zu strenge empfunden werde 
und dem dann häufigen Schicksale verfaUe, in desuetudinem 
zu geraten. 

Mit der völligen oder teüweisen Beseitigung der Absicht 
dauernder Pflichtentziehung aus dem Tatbestande verlieren aUer- 
dings die behandelten Delikte ihren reinen Wehrpflichtsdelikts- 
charakter. Daraus läßt sich jedoch kein Bedenken ableiten, zu- 
nächst schon darum nicht, weil damit nur eine von der Theorie 
und von der Praxis mit unverkennbarer Entschiedenheit ein- 
geschlagene Richtung sanktioniert wird. Der Begriff des Wehr- 
pflichtsdeliktes muß revidiert und kann nicht unverändert in 
die Deliktsformen gezwängt werden, die den einfachen Begriffen 
und rechtlichen Konstruktionen der Dienstpflicht und der 
Wehrpflicht früherer Zeiten angepaßt sind. An die Stelle des 
absoluten Erfordernisses dauernder oder gänzlicher Entziehung 
muß das Merkmal einer „erheblichen'' Pflichtverletzung gesetzt 
werden. Ist dies vom Juristen anerkannt und zur Grundlage 
de lege ferenda angenommen, dann wird die untere Grenze 
des Wehrpflichtsdeliktes, jenseits welcher das bloße Ordnungs- 
delikt beginnt, vom praktischen Truppenoffizier anzugeben sein, 
der aus seiner Erfahrung beurteilen kann, bei welchem Um- 
fange die Pflichtentziehung die Ausbildung des Mannes und 
den geregelten Dienstbetrieb der Abteilung erheblich und in 
einer nicht mehr leicht reparablen Art zu schädigen beginnt. 
Fließen dann die leichtesten Fälle der Wehrpflichtdelikte mit 
den schwersten Fällen der Ordnungsdelikte zusammen und wird 
ihre Grenze im Gesetze bloß nach objektiven, aus der Truppen- 
orfahrung gewonnenen Merkmalen bestimmt, dann müssen und 

Lelewer, Wehrpflicht. a 
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dürfen anch ihre Strafen aneinandergrenzen, nicht um die 
Schwierigkeit des Beweises für das schwerere Delikt zu um- 
gehen wie in dem oben besprochenen deutschen Gesetze, son- 
dern weil das Verschulden und seine Strafwürdigkeit ohne 
sprunghafte Unterbrechung, kontinuierlich steigend, in das 
höhere Delikt übergeht. 

5 8. Begriff und juristische Natur der Verietzungen 
der Wehrpflicht. Fortsetzung. 

Mit der im § 6 behandelten Frage, ob die verschiedenen 
Wehrpflichtdelikte in yerschiedene Tatbestände zu sondern sind, 
steht eine zweite Erwägung in Verbindung: soll derjenige, 
welcher mehrere Wehrpflichtdelikte begeht, die alle demselben 
Motiv, sich seiner Wehrpflicht zu entziehen, entspringen, mit 
Rücksicht auf die Identität des Motivs und der verletzten 
rechtlich geschützten Pflicht wegen aller begangenen Delikte 
oder nur wegen eines bestraft werden? Im letzteren Falle wäre 
noch fraglich, ob er wegen des erstbegangenen oder wegen 
des schwersten zu bestrafen wäre. Betrachtet man den Fall, 
daB sich ein Deserteur nach gelungener Entweichung und vor 
der Bestrafung selbst beschädigt, so könnte die Ansicht nicht 
ungerechtfertigt scheinen, daß er seine Wehrpflicht bereits 
so zur Gänze verletzt habe, daß sie weiter nicht verletzt 
werden und daß demgemäß eine Bestrafung für die nachher 
begangene Selbstbeschädigung nicht mehr platzgreifen könne, 
weil es nunmehr an einem schutzfähigen Objekte fehle. Er- 
folgte die wiederholte Wehrpflichtverletzung durch gleichartige 
Handlungen, so ist nur ein, und zwar ein fortgesetztes Ver- 
brechen anzunehmen, wenn sich also z. B. der Selbstbeschädiger 
vor der Aburteilung eine zweite Beschädigung beibringt oder 
wenn der noch in Untersuchungshaft sitzende Deserteur neuer- 
lich entweicht.!) Schwieriger ist aber der Fall ungleichartiger 
Handlungen, wie z. B. der Selbstbeschädigung und der Deser- 
tion. Man könnte sagen, daß dann nur ein Delikt zuzurechnen 
wäre, wenn die mehreren Handlungen einem einheitlichen Ent- 
schlüsse entstammen. Man käme damit auf den schon von Buri*) 



1) So auch die österreichisch-ungarische Praxis. 
^) Buri, Einheit und Mehrheit der Verbrechen, 20. 
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abgelehnten „Generalentschluß**, der jedoch, wie Wachenfeld^) 
sagt, überhaupt nicht zur Handlung gehört und, wie die E. des 
deutschen R.-M.-G. 6, 129 betont, nicht mit dem rechtlich rele- 
vanten Vorsatze verwechselt werden darf. „Ein solcher Ent- 
schluß ist nichts anderes als die Absicht, nach einem Plane 
mehrere Handlungen vorzunehmen. Die Ausführung eines 
solchen Planes geschieht nur in der Weise, daß sich der Wille 
bei der Ausführung jeder einzelnen Handlung in einem be- 
sonderen Vors atze bestimmt und erst diese Willensbestimmung 
ist der subjektive Tatbestand der Einzelhandlung," Man könnte 
ferner, wie schon erwähnt, die Zurechnung der mehreren 
Delikte deshalb ausschließen, weil schon das erste Delikt die 
Wehrpflicht gänzlich verletzt und somit den folgenden Angriffs- 
handlungen kein Objekt mehr übrig gelassen habe. Dieser An- 
sicht ist jedoch zunächst entgegenzuhalten, daß allerdings in 
letzter Linie die Wehrpflicht das Objekt ist, das nach der End- 
absicht des Täters verletzt werden soll. Der Vorsatz ist aber 
auf die Verletzung verschiedener, wenn auch aus der Wehr- 
pflicht gemeinsam abzuleitender, Pflichten gerichtet, so beim 
Deserteur gegen die Pflicht, zum Dienste gegenwärtig zu sein, 
beim Selbstbeschädiger gegen die Pflicht, den Körper dienst- 
tauglich zu erhalten und alles zu vermeiden, was die Dienst- 
tauglichkeit beeinträchtigt usw. Und wenn man auch bei dem 
einheitlichen Rechtsgute der Wehrpflicht stehen bleiben will, 
so ist zu bedenken, daß der staatliche Anspruch auf die Er- 
füllung der Wehrpflicht durch ihre Verletzung nicht erlischt 
Dieser staatliche Anspruch darf nicht verwechselt werden mit 
der konkreten Entscheidung der Heeresverwaltung, auf die 
weiteren militärischen Dienste des Tgters nicht mehr zu reflek- 
tieren, z. B. wegen gelungener Selbstbeschädigung.^) Ersterer 



i) Wachenfeld, Theorie der Verbreohenskonkurrenz, 96. 

2) Ein Beispiel von gewisser Analogie bringt Buri a. a. O. 22 f.: 
„Aber wenn durch den ersten Ehebruch die eheliche Treue bereits so sehr 
verletzt ist, daß sie nicht weiter verletzt werden kann, die nachfolgenden 
Akte mithin ein Objekt der Verletzung nicht mehr vorfinden, so müßten sie 
durchaus straflos sein. Es liegt hier offenbar eine Verwechslung des privaten 
mit dem öffentlichen Standpunkte vor. Wenn einmal eine Frau sich vieler 
Ehebrüche schuldig gemacht hat, so mag es schließlich allerdings für das 
Interesse des Ehemannes einerlei sein, ob sie den vorausgegangenen noch 
weitere Ehebrüche folgen läßt .... Aber der Anspruch des Ehemannes auf 
Treue ist hiermit keineswegs beseitigt.'' 
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bleibt aufrecht, wenn auch aus praktischen Gründen nicht mehr 
durchsetzbar. Es ergibt sich aus den vorstehenden Erwägungen 
somit der Satz, daß ungeachtet des identischen Motivs 
alle bei einem Täter zusammentreffenden Wehrpflicht- 
delikte der Bestrafung zu unterziehen sind. 

Nachdem wir zu dem Ergebnisse gelangt sind; daß die 
Wehrpflichtdelikte je nach dem gewählten Mittel in verschiedene 
Tatbestände zu sondern sind, entsteht die weitere Frage, ob 
innerhalb dieser Teilung noch eine weitere Unterteilung nach 
den Subjekten vorzunehmen wäre. Im § 3 wurde gezeigt, daß 
sich die Wehrpflicht in verschiedene Stadien gliedert, die 
rechtlich und faktisch bedeutsame Unterschiede aufweisen und 
daß daher auch zwischen den in den verschiedenen Wehrpflicht- 
stadien befindlichen Wehrpflichtigen, den Subjekten der Wehr- 
pflichtdelikte, in bezug auf ihre Verpflichtungen erhebliche 
Differenzen bestehen. Die Wehrpflichtigen sind, wie dort näher 
ausgeführt worden ist, vor der Assentierung Stellungspflichtige, 
nach der Assentierung im Falle ihrer Tauglichkeit Dienst- 
pflichtige, ferner sind alle Wehrpflichtigen, die nicht dienst- 
pflichtig sind — sie mögen noch stellungspflichtig sein oder 
dieser Pflicht schon entsprochen haben — landsturmpflichtig. 
Unter den Dienstpflichtigen haben wir die Präsenzdienstpflich- 
tigen von den Reserve- (und den diesen verwandten Ersatz- 
reserve-)pflichtigen zu unterscheiden. 

Zunächst besteht ein in die Augen springender tief- 
greifender Unterschied zwischen dem Stellungspflichtigen und 
dem Dienstpflichtigen. Ersterer hat vorläufig nur die Pflicht, 
sich der Beurteilung seiner Tauglichkeit zu unterziehen und es 
ist noch unausgesprochen, ob er zu wirklichen militärischen 
Dienstleistungen wird herangezogen werden, letzterer verletzt 
subjektiv die ihm bereits rechtskräftig auferlegte Verpflichtung 
zur wirklichen militärischen Dienstleistung und gefährdet ob- 
jektiv die Wehrmacht deshalb in einem höheren Grade, weil 
sie bereits mit ihm und seinen Diensten zu rechnen begonnen 
hat. Ferner ist zu berücksichtigen, daß der Assentierte Soldat 
geworden ist und daher ceteris paribus strenger zu behandeln 
ist als der Nicht- (oder noch Nicht-)soldat. Der Soldat gehört 
wegen der Wehrpflichtdelikte, die bei ihm Standes-, also Militär- 
delikte sind, vor das Militärgericht, der Nichtassentierte vor 
das Zivilgericht. Das Delikt des Soldaten ist im Militärstraf- 
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gesetzbuche, das des Stellungspfliehtigen im allgemetnea Straf- 
kodex zu behandeln. Die Straffolgen müssen bei ersterem mili- 
tärischen, bei letzterem vorwiegend bürgerlichen Charakter 
haben und endlich die Strafen selbst beim Soldaten die mili- 
tärischen Ehrenrechte und Vorzüge, beim Stellungspflichtigen 
aber den etwa gegebenen Anspruch auf Begünstigungen in 
der Erfüllung der Wehrpflicht geeigneterweise zum Angriffs- 
punkte haben. Diese Erwägungen sprechen dafür, die Delikte 
der Dienstpflichtigen von denen der Stellungspflichtigen zu 
sondern, wie dies auch in den positiven Gesetzgebungen viel- 
fach geschieht. So wird insbesondere die Stellungsflucht des 
Stellungspfliehtigen von der Desertion des Dienstpflichtigen 
geschieden und so wurde nach öst.-ung. Rechte die Selbst- 
beschädigung des Assentierten als Militärverbrechen, die des 
sonstigen Wehrpflichtigen als gemeine Übertretung bestraft. 
Speziell bei diesem Delikte ist die Entwicklung bezeichnend 
für das heute maßgebend gewordene Prinzip der Einteilung der 
Wehrpflichtdelikte nach den Subjekten. Sie erfolgt nämlich jetzt 
vorwiegend nicht nach der Unterscheidung der Assentierten 
von den Nichtassentierten, sondern vom Standpunkte der Ge- 
richtszuständigkeit. Es werden in der Regel die Delikte der 
der Militärstrafgerichtsbarkeit Unterstehenden unterschieden von 
den der Zivilstrafgerichtsbarkeit Unterworfenen oder — was 
nach dem heutigen Rechtszustande grundsätzlich dasselbe ist — 
die Delikte der aktiven Militärpersonen von denen aller anderen 
Wehrpflichtigen. Zu letzteren gehören die Stellungspflichtigen 
und die nichtaktiven Dienstpflichtigen. Bei der Selbstbeschädi- 
gung läßt sich genau verfolgen, wie die Entwicklung nach und 
nach erfolgt ist. Als in Ungarn 1867 1) die nichtaktiven Mann- 
schaften und 18712) die nichtaktiven Offiziere der Zivilstraf- 
gerichtsbarkeit zugewiesen wurden, hörte die Anwendbarkeit 
der militärischen Strafbestimmungen auf sie auf. Als dieselbe 
Jurisdiktionsänderung in Österreich mit dem G. v. 20>/5. 69 
eintrat, wurde durch dessen § 3, Abs. 2 ein Vorbehalt für die 
Desertion und für die Selbstbeschädigung zugunsten der Militär- 
strafgerichtsbarkeit gemacht. Hiernach sollen die Nichtaktiven 
wegen dieser Delikte den Militärgerichten unterstehen, die aller- 



1) Kgl. ung. Landesvert-Min. v. 6./9. 67, Nr. 10675. 
») Ah. E. V. 8./7. 71. 
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dings hieFwegen erst dann vorgehen können, wenn der schul- 
dige Niehtaktive infolge einer gesetzlichen Eünbemfnng unter 
die ordentliche Militarstra^erichtsbarkeit tritt Dieselbe Ver- 
fügung enthielt die erste öst. Landwehrjurisdiktionsnorm, die 
kais. (§ 14 St-G.-G.) V. v. 8./5. 70 im § 2, Abs. 2, sowie die 
folgenden Landwehrjurisdiktions-G. t. 23./5. 71 im § 2, Abs. 2 
und vom 2./4. 85 im § 4, Abs. 3. Damit war eine Kombination 
beider Prinzipien geschaffen. Mit dem Wehr-G. t. J. 89 rang 
sich das Prinzip der Einteilung nach dem Gesichtspunkte der 
ordentlichen Grerichtszustandigkeit noch weiter durch, indem 
der letzte Abs. des § 49 bestimmte, daß die sogenannten «un- 
eingereihten" Rekruten und Ersatzreservisten ^ im Falle der 
Selbstbeschadigung — obwohl sie schon den Militärdiensteid 
abgelegt haben — kein Militärverbrechen, sondern ein wehr- 
gesetzliches Vergehen begehen. Während also in Österreich die 
Nichtaktiven durch eine Selbstbeschädigung ein Militärver- 
brechen, die „Uneingereihten" hingegen ein gemeines (wehr- 
gesetzliches) Delikt begehen, ist die Rechtslage in Deutschland 



Nach § 140, Pkt. 2 der Ö8t.-ung. Wehr-V. I. T. sind aUe im Wege 
der Stellung in der Zeit vom 1. Januar bis 1. Oktober Assentierten mit dem 
1. Oktober des Stellungsjahres, die nach dem 1. Oktober bis 31. Dezember 
Assentierten, alle Freiwilligen, dann die wegen wehrgesetzlicher Delikte 
außer der Altersklasse und Losreihe Gestellten mit dem Tage der Assen- 
tierung einzureihen. Die hiernach nicht mit dem Tage der Assentierung zur 
Einreihung Gelangenden bleiben bis zum folgenden 1. Oktober „üneinge- 
reihte'S zählen als solche nicht zum Verbände der bewaffneten Macht und 
insbesondere auch nicht zu den Nichtaktiven. Die Schaffung der Kategorie der 
„Uneingereihten^ ist weder systematisch noch rechtlich begründet. Als Beispiel 
für den Mangel eines Systems sei angeführt, daß der im März assentierte 
Einjährig-Freiwillige als Freiwilliger sofort eingereiht und bis zu seinem 
Präsenzdienstantritte am 1. Oktober zu den Nichtaktiven gezählt wird, daher 
eine in dieser Zeit begangene Selbstbeschädigung ein Militärverbrechen bildet, 
während der gleichzeitig assentierte Nichtfreiwillige bis zum 1. Oktober zu 
den Uneingereihten gehört und seine Selbstbeschädigung daher als Vergehen 
gegen das Wehr-G. zu bestrafen ist. Rechtlich ist die Behandlung eines 
Assentierten und daher definitiv dienstpflichtig Gewordenen als „un eingereiht^ 
darum nicht gerechtfertigt, weil seine Dienstpflicht rechtlich schon existent 
geworden und nur quoad exercitium noch befristet ist. Demgegenüber ist 
die Bestimmung des § 34 des deutschen R.-Mil.-G. vorzuziehen, daß Rekruten, 
die nach ihrer Aushebung, sowie Freiwillige, die nach definitiver Annahme 
bei einem Truppenteile vorläufig in die Heimat beurlaubt werden, bis zu 
ihrer Einstellung zu den Mannschaften des Beurlaubtenstandes gehören, ge- 
rade so wie die Reservisten (§ 56 ebda.). 
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gerade umgekehrt. Dort zählen die den österreichischen „Un- 
eingereihten* entsprechenden Dienstpflichtigen zu den beur- 
laubten Mannschaften und unterstehen gemäß § 5, Ziff. 1 
M.-St.-G.-0. und § 60, Ziff. 3 R.-Mil.-G. wegen Selbstbeschädi- 
gung (und Simulation) den Militärgerichten und dem Militär- 
strafgesetzbuche/) die Reservisten aber den Zivilgerichten und 
dem allgemeinen Strafgesetzbuche. Infolge dieser Unterscheidung 
kann allerdings auch die deutsche Rechtslage nicht als durch* 
greifend systematisch angesehen werden, sie ist jedoch der öster- 
reichischen vorzuziehen, weil der zum baldigen Präsenzdienstan- 
tritte bestimmte Mann zweifellos noch mehr militärische Pflichten 
zu erfüllen hat und zum aktiven Militärkörper in einer viel 
engeren Beziehung steht, als der Reservemann, der den wich- 
tigsten Teil seiner militärischen Pflichten bereits erfüllt hat 
und in kürzerer Zeit dieser ganz entledigt sein wird. Die Gründe, 
die für das Bestehen einer besonderen Militärstrafgerichtsbarkeit 
und besonderer Militärgesetze vorhanden sind, liegen also b^ 
dem unmittelbar vor dem Präsenzdienstantritte stehenden Neu- 
assentierten in bedeutenderem Umfange vor, als bei dem Re- 
servisten. 

Die Unterscheidung aus dem Gesichtspunkte der noch 
nicht erfolgten und der bereits vollzogenen Assentierung ist 
nur bei den Abwesenheitsdelikten rein durchgeführt, indem 
die Stellungsflucht des Stellungspflichtigen von der Desertion 
des Assentierten — letzterer befinde sich im aktiven oder im 
nichtaktiven Stande — abgesondert behandelt wird. Daß dies 
der Fall ist, läßt sich abermals auf das siegreich gebliebene 
Jurisdiktionsprinzip zurückführen. Der Stellungspflichtige unter- 
steht nämlich der Zivilstrafgerichtsbarkeit, der Assentierte im 
Falle der Desertion immer der Militärgerichtsbarkeit. Beim ak- 
tiven Deserteur ist letzteres selbstverständlich und beim nicht- 
aktiven ergibt es sich aus folgenden Umständen. Die bloße 
Entfernung des Nichtaktiven wird in der Regel an sich noch 



Interessant ist, daß die Entwicklung in Deutschland gegenüber 
Österreich in umgekehrter Richtung erfolgte, denn bis zum R -Mil.-G. v. J. 74 
unterstanden nach § 6 M.-St.-G. v. J. 72 alle Mannschaften des Beurlaubten« 
standes wegen Selbstbeschädigung (und Simulation) den ZiYilgerichten und 
Zivilstr afrorschrif ten . 
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nieht als Desertion angesehen/) sie wird es erst, wenn eine 
Einberufung ergeht und nicht befolgt wird. Mit der Einbe- 
rufung zum wirklichen Militärdienste wird aber in der Regel 
die Unterstellung unter die — teils ordentliche, teils außer- 
ordentliche — Militärstrafgerichtsbarkeit verbunden und dieses 
jurisdiktioneile Moment bringt es mit sich, daß auch der Deser- 
teur aus dem nichtaktiven Verhältnisse nach dem Militärstraf- 
gesetze und von dem Militärgerichte behandelt wird. 

Betrachtet man die einzelnen Kategorien der Wehr- 
pflichtigen, so zeigt sich) daß ihnen nicht nur nach Maßgabe 
des Wehrpflichtstadiums, in dem sie sich augenblicklich be- 
finden, verschieden intensive Pflichten obliegen, sondern daß 
auch mit Rücksicht auf den bereits zurückgelegten Teil der 
Wehrpflicht die einzelnen verschieden große Reste ihrer per- 
sönlichen Gesamtwehrpflicht noch zu erfüllen haben. Es ist 
weder subjektiv noch objektiv gleichgültig, ob sich ein eben 
zum Präsenz dienste eingerückter oder ob sich ein im letzten 
Jahre seiner Gesamtdienstpflicht stehender Mann seiner Wehr- 
pflicht entzieht. Das Sichentziehen kann natürlich immer nur 
den noch obliegenden Rest der Wehrpflicht betreffen und dieser 
ist beim ersten fast um den ganzen Präsenzdienst und fast um 
die gesamte nichtaktive Dienstpflicht einschließlich der dazu 
gehörigen Waffenübungspflicht größer als beim zweiten. Es 
würde sich daraus ergeben, daß eine gesetzliche Unterscheidung 
aus diesem Gesichtspunkte bestehen sollte. Ein Ansatz hierzu 
findet sich in den Gesetzen über die Nichtbefolgung von Militär- 
einberufungsbefehlen Österreichs,^) Ungarns 3) und Bosniens,*) 
indem dort die Friedenseinberufungen der Nichtaktiven im 
allgemeinen eine mildere Behandlung erfahren. Allerdings ist 
auch in diesen Gesetzen der Unterscheidungsgrund, den der 
Gesetzgeber vor Augen hatte, nicht das Subjekt, sondern die 
Wichtigkeit der Dienstleistung, wozu die Einberufung ergeht, 
und die ganze Unterscheidung hört vollständig auf, sowie das 
Ünpünktlichkeitsdelikt der Nichtbefolgung des Einberufungs- 



Entgegengesetzt und zutreffend deutsches R.-M.-G. 2, 119 und Kopp- 
mann-Weigel a. a. O. §§ 64 bis 67,5 bezüglich der noch nicht einberufenen 
Rekruten. 

2) G. V. 28./e. 90, R. 137. 

3) G. A. XXI V. J. 90. 

*) G. V. 16./12. 04, G. u. V.-B. 116. 
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befehls durch den Hinzutritt der Absicht dauernder Dienst- 
en tziehung zum eigentlichen Wehrpflichtsdelikt, zur Desertion, 
wird. Ebenfalls dem Gesichtspunkte der Wichtigkeit der Dienst- 
leistung entspricht die mildere Behandlung der Nichtaktiven 
nach öst.-ung.-bosnischem Militärstrafrechte bezüglich der Straf- 
folge des Nachdienens.^) 

Die Praxis berücksichtigt den Unterschied in den noch 
obliegenden Resten der Gesamt Wehrpflicht ebensowenig wie 
das Gesetz, obwohl es an Handhaben für eine solche Berück- 
sichtigung nicht mangelt. Mag das positive Gesetz die Erschwe- 
rungs- und die Milderungsumstände demonstrativ, taxativ oder 
gar nicht enthalten, immer wird der Richter nach den Worten 
oder nach dem Sinne des Gesetzes bei der Strafausmessung 
berücksichtigen können, ob der Schuldige durch seine Tat mehr 
oder weniger Pflichten, d. h. einen größeren oder einen kleineren 
Teil einer Gesamtpflicht verletzt hat.^) De lege ferenda wäre viel- 
leicht die Erwägung am Platze, ob sich nicht etwa für die Ver- 
letzung der Friedenspflichten jener Wehrpflichtigen, die ihre 
wichtigste Pflicht, die Präsenzdienstpflicht bereits erfüllt haben, 
besondere mildere Strafsätze empfehlen würden, da der Spiel- 
raum der normalen Strafrahmen nicht die volle Berücksichti- 
gung der so wesentlichen Unterschiede in der Strafwürdigkeit 
gestattet und das Auskunftsmittel des außerordentlichen Mil- 
derungsrechtes bei Wehrpflichtsdelikten aus disziplinaren 
Gründen stets eine mißliche Sache bleibt. 



§ 9. Mangel der Deliktsfähigkeit. 

Subjekt der Wehrpflichtsdelikte kann nur ein Wehr- 
pflichtiger sein. Die Wehrpflicht kann gesetzlich oder frei- 
willig übernommen sein. Es entsteht nun die Frage, wie es 
sich mit den Wehrpflichtsdelikten jener Personen verhält, die 
irrtümlich, zwangsweise oder auf irgendeinem anderen unge- 
setzlichen Wege zur Leistung der Wehrpflicht herangezogen 



1) § 208, lit. e M.-St.-.G. in Verbindung mit der Zirk.-V. des K.-M. v. 
19./12. 67, A. 4, Nr. 2173 (N.-V.-B. 66.) 

2) Vgl. dieselbe Erwägung bei Brauer „Das Verbrechen der Selbst- 
verstümmlung'^ 157. 
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werden; die ihnen überhaupt nicht oder wenigstens nicht in 
dem auferlegten Umfange obliegt 

Dangelmaier^) sagt hierüber : «Wer auf eine vorschrifts- 
widrige oder ungültige Weise assentiert worden ist, .... kann, 
falls er entweicht, nicht wegen Desertion .... bestraft werden.^ 
Kleemann (a. a. O. 116 f.) führt aus: «Ein gesetzwidrig Assen- 
tierter, d. h. ein Mann, der das zur Assentierung erforderliche 
Alter noch nicht besitzt oder ein Minderjähriger als freiwillig 
Assentierter, der die Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters 
nicht gehabt oder vom freiwilligen Eintritte ausgeschlossen 
war, desgleichen ein Ausländer, der in der Eigenschaft eines 
Inländers oder zwar als Ausländer, aber nicht unter den ge- 
setzlichen Bedingungen assentiert wurde, ist im Entweichungs- 
falle gleich nach der Anhaltung zu entlassen (§ 210^). Eine 
Irrung hinsichtlich des Mannes, der Heimatsberechtigung eines 
Inländers u. dgl. macht die Assentierung nicht zu einer gesetz- 
widrigen, desgleichen ist die Gesetzwidrigkeit derselben als 
nicht vorhanden zu betrachten, wenn die Grundlage der Ge- 
setzwidrigkeit infolge der inzwischen geänderten Verhältnisse 
behoben ist.'' Schmid (a. a. O. 549 und 554) erklärt, daß nur 
der gesetzmäßig assentierte Mann eine Desertion und eine 
Selbstbeschädigung begehen kann. WeisP) schließt aus dem 
Zusammenhalte des § 210 M.-St.-G. mit der Ah. E. v. 10./9. 58,^) 
daß die Entweichung eines ungültig Gestellten nur dann eine 
Desertion begründet, wenn seine ungültige Assentierung durch 
sein eigenes sträfliches Verschulden erfolgt ist. 

Es ist nun zunächst erforderlich, den Wortlaut dieser 
kais. Entschließung und des bezeichneten Paragraphen ins Auge 
zu fassen. 

§ 210 M.-St.-G.: „Wer in einem systemmäßig zur Stellung 
oder Assentierung nicht geeigneten Alter oder sonst auf eine 
vorschriftswidrige und ungültige Weise gestellt oder assentiert 
worden, hierauf aber entwichen ist, soll sogleich nach seiner 
Anhaltung oder Rückkehr entlassen, der politischen Behörde 
übergeben, und von dieser nach Vorschrift des Konskriptions- 
systems behandelt werden.'' 



1) Die Militärverbrechen und -yergehen, 82. 

3) Dessen Text s. im folgenden. 

3) Heeresstrafrecht, Besonderer Teil, 54 f. 

*) V. des A.-O.-K. v. 14./9. 58, A. 4, Nr. 1786, R. 152 (A.-V.-B. 42). 
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Ah. E. V. 10./9. 58. „Seine k. k. Apost. Majestät haben mit 
ah. E. vom 10. September d. J. anzuordnen geruht, daß von 
nun an das dem gesetzlichen Vertreter eines ohne seine Zu- 
stimmung freiwillig in den Militärstand eingetretenen Minder- 
jährigen zustehende Reklamationsrecht, wenn letzterer wegen 
eines MiL- Verbrechens oder -Vergehens in gerichtlicher Unter- 
suchung sich befindet, erst nach vollzogener Strafe wirksam 
sein soll, und daß selbst auch die Entlassung eines vorschrifts- 
widrig und ungültig zum Militär imperativ Gestellten, im 
Falle er wegen eines Mil. -Verbrechens oder -Vergehens in 
Untersuchung gezogen wurde, dann nicht vor voUstreckter 
Strafe erfolgen darf, wenn die ungültige Assentierung desselben 
durch sein eigenes sträfliches Verschulden erfolgt ist." 

M. E. ist diese kais. Entschließung durch die geänderte 
Wehrgesetzgebung außer Kraft getreten. Daß sie mit der da- 
maligen Wehrgesetzgebung im unmittelbaren Zusammenhange 
stand, ergibt sich aus der Gleichzeitigkeit ihrer Herausgabe 
mit dem Erscheinen des Rekrutierungspatentes vom 29./9. 58, 
R. 167. Auch Dangelmaier, Kleemann, PirchannO und 
Koller^) scheinen sie als derogiert zu betrachten, da sie sie 
nicht erwähnen. Es erübrigt also für den Bereich des öst. 
M.-St.-G. nur die Bestimmung des § 210, von dem Damianitsch 
(Kommentar) zutreffend sagt, daß er anordne, der ungültig Ge- 
stellte könne unterschiedslos nicht wegen Desertion bestraft 
werden. 

Die österreichischen Schriftsteller haben sich mit der 
Frage der Deliktsfähigkeit bei Wehrpflichtdelikten meistens 
nur in Ansehung der Desertion beschäftigt, was in dem Um- 
stände seine Erklärung findet, daß sie das öst. M.-St.-G. gerade 
beim Verbrechen der Desertion expressis verbis behandelt. Im 
deutschen M.-St.-G. ist dieser Frage nirgends gedacht und so 
hat sie Koppmann ^) systematisch bei der Erörterung des 
Begriffes der Militärperson (§§ 4 und 5 des Gesetzes) in An- 
griff genommen. Er sagt: „Die Frage, ob eine schon vor der 
Einstellung zum Militär rechtskräftig zur Zuchthausstrafe ver- 
urteilte Person noch als ;,Militärperson^ in Betracht und den 
militärischen Strafgesetzen unterworfen sein könne, ist nicht 

1) 3) Manzsche Ausgabe des M.-St.-G., 1. und 2. Auflage. 
3) Das Militärstrafgesetzbuch f. d. Deutsche Reich 2, 42 f. 
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unbestritten. Wenn man davon ausgeht, daß die nach § 31 d. 
bürgerl. R.-St.-6.-B. an die Zuchthausstrafe geknüpfte dauernde 
Unfähigkeit kraft des Gesetzes das Recht zum Eintritt in 
das deutsche Heer beseitigt und dem zum Zuchthaus Verur- 
teilten nicht nur keine Dienstpflicht mehr obliegt, sondern 
daß ihm auch jede Berechtigung zum Dienste, welche jene 
Verpflichtung erzeugen könnte, durch das Gesetz schlechthin 
abgesprochen ist, so möchte man allerdings glauben, daß durch 
eine dergleichen irrtümlich erfolgte Einstellung lediglich ein 
faktischer Zustand geschaffen ist, welcher außer dem Rechte 
des davon Betroffenen auf Wiederaufhebung desselben recht- 
liche Wirkungen zu erzeugen, d. i. den zu Unrecht Eingestellten 
zur ,, Militärperson '^ im Sinne des Gesetzes zu machen und als 
solche den militärischen Strafgesetzen zu unterstellen, nicht 
imstande ist. (Siehe Erk. d. bayer. Oberappellationsgericht vom 
15. Februar 1879, Bl. f. R.-A. v. J. 1879, S. 397, Oppenhoff, 
Note 4 a zu § 31.) Dagegen stellt sich die gegenteilige Ansicht 
auf den Standpunkt, daß der zu Unrecht Eingestellte diirch 
die Einreihung faktisch die Eigenschaft einer Militärperson, 
eines Angehörigen des aktiven Heeres erlangt habe und als 
solcher so lange behandelt und verwendet werde, bis seine 
Wiederentlassung herbeigeführt wird. So: das bayer. Gen.-Aud. 
in den Erk. v. 14. Januar 1880 und 17. September 1881, wobei 
dieser Gerichtshof jedoch annahm, daß ein solch irrtümlich 
Eingestellter mangels einer gesetzlichen Verpflichtung zum 
Dienste eine Fahnenflucht nicht begehen könne, sonst aber 
dem R.-M.-St.-G.-B. unterworfen sei. Noch weiter geht Keller 
(K.-A. S. 29), welcher den zu Unrecht Eingestellten selbst auch 
den Vorschriften über Fahnenflucht unterworfen haben will, 
indem derselbe, als tatsächlich eingestellt, nach demG.v. 9./11. 67 
bis zur Entlassung aus dem aktiven Dienst auf Grund des 
§ 88 ad A 3 d. R.-M.-St-G.-B.^ gesetzlich zum Dienst ver- 
pflichtet sei. Hierin geht Keller aber offenbar zu weit, indem 
die zu Unrecht, weil einmal tatsächlich erfolgte, Einstellung für 
den Eingestellten entgegen der Prohibitivbestimmung des § 31 
d. R.-St-G.-B. keine gesetzliche Verpflichtung zum Dienst be- 
gründen und die mit der Verurteilung zu Zuchthaus verbundene 
Heeresunwürdigkeit nicht mehr beseitigen kann. 



1) SoU richtig heißen „R.-Mil.-G." (ReichsmUUärgesetz). 
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Vom streng rechtlichen Standpunkte ist der dem also 
Eingestellten die Qualität als ^ Militärperson'' absprechenden 
Anschauung ganz unbedingt der Vorzug einzuräumen. Anders 
liegt, namentlich wegen der Konsequenzen im Felde, die Sache 
bei Beurteilung vom militärischen Gesichtspunkte aus; die 
Praxis scheint sich auch für die strengere Auffassung ent- 
schieden zu haben/ 

Zu diesen Ausführungen Koppmanns wäre nur zu be- 
merken, daß sich inzwischen die reichsmilitärgerichtliche Praxis 
auf den entgegengesetzten Standpunkt gestellt hat. Was ferner 
die Frage der Entlassung eines gesetzwidrig Eingestellten im 
Felde betrifft, wäre darauf hinzuweisen, daß dessen Interesse 
und Recht auf die sofortige Entlassung nie so aktuell und 
dringend ist, als gerade zur Kriegszeit und wohl in der Regel 
auch stärker als das Interesse der bewaffneten Macht an der 
Zurückbehaltung eines Einzelnen. 

Abweichend von Koppmann ist v. Nostiz-Wallwitz 
(a. a. O. 7 f.) der Ansicht, daß ein zu Zuchthaus verurteilter 
und dann versehentlich eingestellter Mann durch die Einstellung 
die Soldateneigenschaft erwirbt und diese nur durch die ordent- 
liche Entlassung nach der Aufklärung der Sache wieder verliert. 
Hecker (a. a. O. 169) sagt schlechthin: „Wer zu Unrecht ein- 
gestellt ist oder nicht mehr zum Dienste verpflichtet ist, hat 
die Entscheidung der Militärbehörde abzuwarten und würde 
sich eventuell der Fahnenflucht schuldig machen, wenn er ohne 
oder gegen eine solche entweichen sollte.'^ 

M. E. läßt sich die Frage der Deliktsfähigkeit gesetzwidrig 
Eingestellter nicht für alle Fälle gleichmäßig beantworten. Es 
ergeben sich Unterschiede, deren Klarstellung nun versucht 
werden soll. Verschiedene Fälle sind denkbar und es sollen 
zunächst einige typische konkrete ins Auge gefaßt und dann 
versucht werden, aus ihnen die Regeln zu abstrahieren: 

a) Ein Mann wird in einem Alter assentiert, in dem die 
Assentierung wehrgesetzlich ausgeschlossen ist^z. B. ein 15 jähriger 
Jüngling; 

b) ein Weib wird der Wehrpflicht unterworfen, obwohl 
wehrgesetzlich nur Männer wehrpflichtig sind; 

c) ein vom positiven Gesetze von Militärdiensten Ausge- 
schlossener wird der Wehrpflicht unterworfen, z. B. ein. Un- 
gläubiger in der Türkei; 
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d) ein Ausländer wird als gesetzlich wehrpflichtig be- 
handelt; 

e) ein im assentfähigen, jedoch noch nicht im assentpflich- 
tigen Alter stehender Minderjähriger wird ohne die wehrgesetz- 
lich erforderliche Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters 
assentiert; 

f) ein Ausländer wird mit seiner Zustimmung, jedoch ohne 
die etwa wehrgesetzlich erforderliche Zustimmung des Staats- 
oberhauptes assentiert; 

g) ein im assentfähigen, jedoch noch nicht im assent- 
pflichtigen Alter stehender Jüngling wird unfreiwillig assentiert; 

h) ein laut positiver Gesetzesbestimmung von der Wehr- 
pflicht gänzlich Befreiter*) oder ein in gewissem Maße Be- 
günstigter 2) wird unfreiwillig zur Erfüllung der Wehrpflicht 
überhaupt oder in einem Maße herangezogen, das über seine 
gesetzlichen Verpflichtungen hinausgehend, seinen Begünstigungs- 
anspruch verletzt; 

i) ein Dienstuntauglicher wird assentiert; 

k) ein Assentierter wird nachträglich dienstuntauglich. 
Dieser letzte Fall gehört insofern nicht hierher^ als bei ihm 
die Heranziehung zur Wehrpflicht nicht gesetzwidrig, sondern 
gesetzlich erfolgt ist. Dennoch ist er in diesem Zusammenhange 
zu behandeln, weil er überhaupt infolge seiner Häufigkeit prak- 
tisch wichtig ist und weil er selbst bei gesetzmäßiger Behand- 
lung scheinbar für eine gewisse Zeit einen widerspruchsvollen 
Zustand schafft. Streng abstrakt genommen, sollte nämlich mit 
dem Augenblicke, wo die Dienstuntauglichkeit eintritt, die 
Dienstpflicht aufhören^ Dies ist aber praktisch darum undurch- 
führbar, weil bis zur Konstatierung der eingetretenen Dienst- 
xintaüglichkeit und bis zu der auf diese Konstatierung gestützten 
Entscheidung der zuständigen Militärbehörde, daß der Betroffene 
aus dem Dienste entlassen werde, naturgemäß ein gewisser 
Zeitraum verstreichen muß. Wenn nun auch der Mann in dieser 
Zwischenzeit tatsächlich zu konkreten Dienstleistungen nicht 
oder nur in vermindertem Umfange herangezogen wird, so 
bleibt er dennoch vorläufig in vollem Maße dienstpflichtig. 
Dieser scheinbare Widerspruch wird jedoch sofort behoben, 

1) Z. B. in Deutschland ein Mitgflied eines mediatisierten, vormala 
reiobBständischen Hauses. 

3) Z. B. ein zum Einjährig-FreiwiUigendienste Berechtigter. 
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wenn man sich darüber klar wird, daß die Entscheidung der 
Militärbehörde über die Diensttauglichkeit eines Wehrpflichtigen 
nicht deklaratorischer, sondern konstitutiver Natur ist, denn 
der grundsätzlich Wehrpflichtige wird von der Erfüllung seiner 
Wehrverpflichtungen nicht durch einen gewissen Zustand, son- 
dern durch die Entscheidung der berufenen Behörde ganz oder 
teilweise befreit.*) Darum bleibt seine Wehrpflicht bis zur 
Rechtskraft dieser Entscheidung rechtlich unverändert. Ohne 
den konstitutiven Charakter der behördlichen Entscheidung 
ausdrücklich hervorzuheben, steht das deutsche R.-M.-6. mit 
seiner Praxis auf dem hier vertretenen Standpunkte, wovon 
noch später ausführlicher gesprochen werden wird. 

Die oben unter a bis k angeführten Fälle zeigen auf den 
ersten Blick durchaus verschiedene rechtliche Charaktere. Es 
lassen sich drei Gruppen bilden, deren erste die Fälle a, 6 
und c, deren zweite die Fälle d, c, /, g und h und deren dritte 
die Fälle i und k umfaßt. 

In der Gruppe I ist die — gesetzliche oder freiwillige — 
Auferlegung oder Übernahme einer Wehr- oder Dienstpflicht 
unbedingt unzulässig, in der Gruppe II kann zwar keine gesetz- 
liche Wehrpflicht auferlegt, wohl aber unter gewissen Bedin- 
gungen freiwillig eine Wehrpflicht übernommen werden und 
in der Gruppe III besteht grundsätzlich die gesetzliche Wehr- 
pflicht, jedoch sieht der Staat aus persönlichen Gründen von 
der Leistung wirklicher Militärdienste ab. 

Die innere Verschiedenheit dieser Verhältnisse hat auch 
verschiedene rechtliche Folgen für die Deliktsfähigkeit. 

Für die Gruppe I ist die Entscheidung ohne Schwierigkeit. 
Da eine Wehrpflicht nie und unter keiner Bedingung entstehen 
kann, können diese Personen, auch wenn sie aus irgendwelchen 
Gründen als wehrpflichtig behandelt werden, niemals Subjekte 
von Wehrpflichtsdelikten werden. Die Gründe ihrer Behandlung 
als Wehrpflichtige können nie gesetzmäßig sein und sie selbst 
können niemals wehrpflichtig werden. 

Schwieriger ist schon die Entscheidung für die Fälle der 
Gruppe IL Hier könnte die Ansicht vertreten werden, daß die 
unter gewissen Umständen zulässige Heranziehung zu Wehr- 



1) Vgl. auch Kopp mann a. a. O. 4 t und die weiter unten angeführte 
E. des K.-H. 2487. 
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Verpflichtungen in Verbindung mit der Tatsache der Heran- 
ziehung einen genügenden Rechtsgrund zur Begehung von 
Wehrpflichtsdelikten bilde, besonders weil doch der als Soldat 
Geltende die Vorteile und die Ehrenstellung eines solchen ge- 
nieße. M. E. ist jedoch die gegenteilige Anschauung richtig, 
weil die Erfüllung der Bedingungen, unter denen allein die 
Heranziehung der Personen dieser Gruppe zu Wehrverpflich- 
tungen zulässig ist, wesentlicher Natur ist. Grundsätzlich sind 
diese Personen nicht oder doch nicht in dem beanspruchten 
Maße wehrpflichtig, sie können es nur ausnahmsweise werden 
und die Bedingungen einer Ausnahme können nicht umgangen 
oder durch Fiktionen ersetzt werden. Die genossenen Vorteile 
und Vorrechte können ebenfalls diese ersetzende Wirkung nicht 
haben und kompensieren sich übrigens ganz oder teilweise 
mit den geleisteten Diensten. So hat auch das deutsche R.-M.-G. 
mit den E. 6, 78 und 2, 53 festgestellt, daß ein unter irrtümlicher 
Annahme seiner Reichsangehörigkeit eingestellter Ausländer 
den Vorschriften des M.-St.-G. nicht untersteht und daher keine 
Fahnenflucht begehen kann.O Sind nun diese rechtlichen Folgen 



1) Beling wirft in seiner Besprechung der Entscheidung 2, 53 in Liszts 
Z. 24, 247 die interessante Frage auf, ob ein solcher Ausländer überhaupt 
in einem Militärrech tsverhältnisse stehe und bejaht diese Frage, soweit es 
sich um das Eingreifen der Militärstrafgerichtsbarkeit handelt. Er geht von 
folgender Erwägung aus: „Wenn die M.-St.-G.-O. im § 1 „die Militärpersonen 
des aktiven Heeres und der aktiven Marine" der Militärgerichlsbarkeit unter- 
wirft, so werden darunter nicht bloß die zu Recht, sondern auch die zu 
Unrecht EingesteUten gemeint sein. Denn im Gegensatze zum materiellen 
Recht, das überall der Dinge Wesen betrifft, begnügt sich das formelle Recht 
regelmäßig mit faktischen Zuständen, an die es seine Wirkungen anknüpft 
Gehört eine Person faktisch zum Heere, so wird sie auch von der Militär- 
gerichtsbarkeit ergriffen, mag auch ihre Heereszugehörigkeit ohne rechtliche 
Grundlage sein. Augenscheinlich hat auch das R.-M.-G. diesen Satz als selbst- 
verständlich angenommen." 

Die österreichisch-ungarische Praxis steht auf dem entgegengesetzten 
Standpunkte. M. E. mit Recht. Wenn auch zuzugeben ist, daß das formelle 
Recht seine Wirkungen häufig an bloß faktische Zustände knüpft, kann doch 
anderseits nicht umgangen werden, daß die Unterwerfung unter die vielfach 
strengere Sonder-MiUtärstrafjustiz aus dem Grunde der Eigenschaft einer 
aktiven Militärperson nur auf der Grundlage fußen kann, daß die Person 
rechtlich die gesetzlich geforderten Eigenschaften besitzt. Ohne diese gehört 
sie auch nicht faktisch, aondern nur scheinbar zum aktiven Heere. Die 
Bedingungen, unter denen jemand zum aktiven Dienste herangezogen werden 
kann, sind nicht formeller, sondern materieller Natur (Staatsbürgerschaft, 
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für die Deliktsfähigkeit in dem eben besprochenen Falle des 
irrtümlich als Inländer behandelten Ausländers ziemlich klar^ 
so gelten sie auch für alle anderen rechtlich gleichartigen 
Fälle, wenn sie auch z. B. in den Fällen e und g auf den 
ersten Blick nicht ganz unzweifelhaft scheinen mögen. Berück- 
sichtigt man jedoch die schon oben dargelegte Tatsache, daß 
alle unter d bis A genannten Personen im selben Verhältnisse 
stehen, nämlich gesetzlich nicht wehrpflichtig sind, jedoch unter 
gewissen Bedingungen freiwillig wehrpflichtig werden können, 
so kann man nicht umhin anzuerkennen, daß aus demselben 
rechtlichen Verhältnisse auch nur dieselben rechtlichen Folgen 
fließen können. So sagt ferner Nostitz-Wallwitz (a. a. O. 6) 
zutreffend über die Kapitulanten: „Die tatsächliche Entlassung 
aus dem Dienste ist ohne Einfluß. Sie könnte später erfolgen, 
z. B. wegen Erkrankung oder wegen Irrtums. Dessenungeachtet 
hört der Kapitulant mit dem Ablauf des in der Kapitulations- 
Verhandlung bestimmten letzten Tages auf, dem aktiven Soldaten- 
stande anzugehören und militärischen Gehorsam schuldig zu 

sein,i) ^ 

Schmid (a. a. O. 70) sagt: „Fälle gesetzwidriger Assen- 
tierung liegen insbesondere vor, wenn der Assentierte das für 
die Assentierung erforderliche Lebensalter noch nicht besitzt 
oder ein Ausländer war, aber als Inländer assentiert worden 
ist. Die Assentierung konvalidiert, wenn der Grund derselben 
infolge der inzwischen geänderten Verhältnisse behoben ist, es 
wäre denn, daß die Assentierung vor dem vollendeten 17. Lebens- 
jahre erfolgt ist. Bei erfolgter Konvalidation bleibt dann auch 
der Beginn der Dienstzeit aufrecht." Im Zusammenhange damit 
ist der § 21, Ziff. 5 der deutschen Wehrord. zu erwähnen: 



Alter etc.). Von positiven Bestimmungen wäre zu erwähnen § 2, drittletzter 
und Yiertletzter Abs. der org. Best. f. d. kgl. ung. Landwehrgerichte (N. V. B. 
f. d. k. u. k. Heer, 23 ex 1895), die als Grundlage der Zuständigkeit der 
Landwehrgerichte verlangen, daß der Mann infolge einer „legalen Einbe- 
rufung oder auf andere gesetzliche Art ... in das aktive Dienstverhältnis 
getreten ist", ferner Art. 55 des franz. Code de justice militaire pour l'armee 
de terre: „Tout individu appartenant a 1' arm^e en vertu, soit de la loi du 
recrutement, soit d'un brevet ou d'une commission, (d. s. Kapitula- 
tionen zu freiwilligem Fortdienen) est judiciable des conseils de guerre . . . ," 
Also auch hier wird eine rechtliche Grundlage gefordert. 

1) Entgegengesetzt Arndt, „Über den Rechtsgrund der Strafen" in 
Liszts Z. 21, 279. 

Lelewer, Wehrpflicht. m 
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„Sind Angehörige fremder Staaten irrtümlich zum Militär- 
dienste eingestellt, so hat sofort ihre Entlassung aus jedem 
Militärverhältnis und Streichung in den militärischen Listen 
zu erfolgen, es sei denn, daß dieselben ihre Naturalisation be- 
antragen, und diesem Antrage stattgegeben wird." Es ist 
hier nicht der Ort, die Frage der Konvalidation zu erörtern 
und es sei ohne weiteres zugegeben, daß sie in gewissen Fällen 
eintritt und aus Billigkeitsgründen insbesondere mit der Wirkung 
ausgestattet wird, daß dann die Dienstzeit ex tunc berechnet 
wird. Strafrechtlich ist für die Deliktsfähigkeit nur von Be- 
deutung, daß die Konvalidation eine Fiktion ist und daß Fik- 
tionen im Strafrechte die tatsächlichen Tatbestandselemente 
nicht ersetzen können. Wenn daher also auch wehrgesetzlich 
ein Wehrpflichtsverhältnis für konvalidiert gelten mag, so kann 
dennoch der bestandene Mangel der Deliktsfähigkeit niemals 
ex tunc, sondern immer nur ex nunc als behoben betrachtet 
werden und die Deliktsfähigkeit daher stets nur mit dem 
Augenblicke beginnen, wo alle Bedingungen der Heran- 
ziehung zur Wehrpflicht erfüllt sind. Eine Zurückbeziehung ist 
unstatthaft. 

Nach den bisherigen Ausführungen ist also die Frage der 
Deliktsfähigkeit sowohl in der Gruppe I als auch in der Gruppe II 
unbedingt zu verneinen. Das entgegengesetzte Ergebnis liefert 
die Betrachtung der Gruppe IIL Hielte man sich zwar strikte 
an den Text des öst. und des ung. Wehr-G., daß nur der „wehr- 
fähige" Staatsbürger wehrpflichtig sei, so müßte man folge- 
richtig auch in den hierher gehörigen Fällen i und k (ein 
Dienstuntauglicher wird assentiert und ein Assentierter wird 
nachträglich dienstuntauglich) zu dem Schlüsse kommen, daß 
diesen Dienstuntauglichen keine Wehrpflicht obliege und sie 
daher nicht Subjekte der Wehrpflichtsdelikte sein können. Sie 
könnten konsequent auch nicht Subjekte der besonderen 
Stellungspflichtsdelikte sein, da die Stellungspflicht, wie früher 
nachgewiesen, nichts anderes als ein Stadium der Wehrpflicht 
ist. Die Unhaltbarkeit dieser Konsequenz ist einleuchtend. Es 
wurde jedoch bereits bei der Erörterung des Begriffes und der 
juristischen Natur der Wehrpflicht im § 2 nachgewiesen, daß 
die Textierung der §§ 1 öst. und ung. Wehr-G. unzutreffend 
ist und daß jeder Staatsbürger ohne Rücksicht auf seine Wehr- 
fähigkeit grundsätzlich wehrpflichtig ist. Nicht die Dienst- 
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untauglichkeit, sondern die Entlassung durch die zuständige Be- 
hörde ist das maßgebende Moment, bis zur Entlassung bleibt der 
Wehrpflichtige wehrpflichtig und daher Subjekt derWehrpflichts- 
delikte, denn die Entlassung ist konstitutiver Natur, wie schon 
oben beim Falle k ausgeführt worden ist. Mit der hier vertretenen 
Ansicht decken sich die E. des K.-H. 2487 und die Gründe der 
reichsmilitärgerichtlichen E. 1, 142 vollkommen. Diese lauten: 

„Der Revident behauptet zunächst, es hätte die Fest- 
stellung, daß der Angeklagte diensttauglich sei, nicht unter- 
lassen werden dürfen. Die Diensttauglichkeit sei Voraussetzung 
der gesetzlichen Wehrpflicht und letztere müsse nachgewiesen 
werden, um die Anwendung des § 83 des M.-St.-G.-B. i) zu 
rechtfertigen. 

Diese Ausführung erscheint unzutreffend. 

Der Staat hat im öffentlichen Interesse Anspruch auf 
persönliche Dienstleistungen. 

Hierzu gehört in erster Linie die allgemeine Verpflich- 
tung zur Dienstleistung in der bewaffneten Macht. Hat die 
staatliche Behörde im Einzelfalle durch Einstellung des Re- 
kruten von ihrem Anspruch auf seine Dienstleistung im Heere 
Gebrauch gemacht, so besteht die gesetzliche Verpflichtung zur 
Leistung des Heeresdienstes bis zur ordnungsmäßigen Ent- 
lassung fort. Auch der Dienstuntaugliche ist bis zu letzterem 
Zeitpunkte Person des Soldatenstandes, er hat die Pflichten 
der militärischen Unterordnung gegen seine Vorgesetzten; er 
darf sich nicht ohne Erlaubnis von seinem Truppenteil ent- 
fernen und wird — wenn er sich dieser Verpflichtung zum 
Heeresdienste durch Entfernung dauernd entziehen will — 
wegen Fahnenflucht bestraft. 

Der Wortlaut des § 83 M.-St.-G.-B. setzt als Tatbestands- 
merkmal nur die gesetzliche Verpflichtung zum Dienste voraus. 
Die Dienstbrauchbarkeit des Täters ist für die An- 
wendbarkeit des § 83 ohne rechtliche Bedeutung. 

Es ist deshalb unbedenklich, wenn das Oberkriegsgericht 
die gesetzliche Verpflichtung des Angeklagten zum Heeresdienst 
aus der Tatsache seiner Einstellung folgert und eine besondere 
Feststellung dahin, daß der Angeklagte diensttauglich war, be- 
ziehungsweise ist, für überflüssig erachtet." 



1) Vorschützen von Gebrechen. 
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Das R.-B1-6. hat in Übereinstimmung mit dem R.-6. 1, 819 
und 2, 56 an dieser Auffassung stets festgehalten, wie die späteren 
E. 1, 184 und 2, 222 dartun. Lammasch (a. a. O. 96) lehrt 
gleichfalls: » Selbstbeschädigung und Stellungsflucht sind auch 
an demjenigen strafbar, der, ohne es zu wissen, ohnedies un- 
tauglich ist." (Der Zwischensatz: „ohne es zu wissen*" soll 
offenbar nicht bedeuten, daß der in Kenntnis seiner Dienst- 
untauglichkeit Delinquierende straflos ist, sondern beruht jeden- 
falls auf der Voraussetzung, daß ein solcher nicht überflüssiger- 
weise ein Wehrpflichtsdelikt begehen wird.) Hingegen stehen 
speziell hinsichtlich der Selbstbeschädigung auf dem ent- 
gegengesetzten Standpunkte Olshausen (a. a. O. § 142, S), 
Damianitsch (Studien 32), Schwarze (§ 142, 4), Kopp- 
mann (a. a. O. 305), und zwar nicht aus dem subjektiven 
Grunde der mangelnden Deliktsfähigkeit, sondern weil sie straf- 
losen Versuch am untauglichen Objekte annehmen, i) Dieser 
Ansicht wäre entgegenzuhalten, und zwar theoretisch, daß die 
Befreiung von der Wehrpflicht oder von ihren einzelnen Stadien 
nicht durch gewisse körperliche Zustände, sondern nur durch 
die amtliche EntscheidungundZuerkennung der Befreiung konsti- 
tuiert wird, 2) daß dahervor dieser Entscheidung der Wehrpflichtige 
ohne Rücksicht auf seine Diensttauglichkeit wehrpflichtig und 
somit sein Körper ein taugliches Objekt bleibt.^) Praktisch wäre 
die Annahme eines straflosen Versuches am untauglichen Ob- 
jekte hier darum bedenklich, weil dem Täter die Ausrede an 
die Hand gegeben würde, im guten Glauben gehandelt zu haben, 
daß er ohnedies untauglich sei. Die Entscheidungsgründe des 
K.-H. 2487 sagen hierüber: ^Die Beschlußfassung über die 
Wehrfähigkeit ...... kommt ausschließlich den hierfür einge- 
setzten Stellungs-, beziehungsweise Überprüfungskommissionen 
zu; sie dem Ermessen jedes einzelnen Wehrpflichtigen auszu- 
liefern, käme der Aufhebung des Gesetzes gleich .... Das 
Recht aber, sich der Stellung deshalb zu entziehen, weil er sich 



1) Kopp mann hat in der 3. Auflage (Koppmann-Weigel) den 
Standpunkt gewechselt und sagt § 81,8: „Strafbarkeit wird ebensogut anzu- 
nehmen sein wie bei der Fahnenflucht des Dienstuntauglichen.*' 

2) Ebenso Nostiz-Wallwitz a. a. O. 7 t 

3) Darum irrt Brauer, ,,Das Verbrechen der Selbstverstümmlong" 150, 
wenn er meint, daß der Untaugliche keine Pflicht zum Militärdienst habe 
und deshalb wegen Selbstbeschfidigung nicht bestraft werden könne. 
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zu jedem IfilitBrdienste untauglich glaubt, kann dem Ange- 
klagten durchaus nicht zugestanden werden ..." 

M. E. wäre sonach an der vom K.-H., vom R.-G., vom 
R.-M.-6. und von Lammasch geteilten Anschauung festzu- 
halten. 

Bei der gegenteiligen Ansicht ergibt sich noch eine weitere 
unhaltbare Konsequenz. Wäre nämlich die Wehrpflicht von der 
Tatsache der Dienstuntauglichkeit und nicht von der behörd- 
lichen Entscheidung über die Entlassung abhängig, dann endete 
auch die Deliktsfähigkeit mit dem Eintritte der Dienstunfähigkeit. 
Folglich müßte letztere und damit zugleich die Wehrpflicht den 
Gegenstand richterlicher und gerichtsärztlicher Kognition bilden. 
Das Gericht hat aber keine Mittel, die Entlassung durchzu- 
setzen. Wenn diese von der zuständigen Militärverwaltungsbe- 
hörde verweigert würde, weil sie über die Diensttauglichkeit des 
Mannes anderer Ansicht wäre, entstünde eine unerträgliche und 
unlösbare Divergenz, da es keine gemeinsame Oberinstanz gibt, 
die zugleich den Gerichten in gerichtlichen Angelegenheiten 
und den Militärverwaltungsbehörden in Verwaltungsangelegen- 
heiten vorgesetzt wäre.^) Die Frage, wie weit das Gericht in 
die Prüfung der Wehrpflicht und damit der Deliktsfähigkeit 
einzugehen habe, wird in den einzelnen Fällen eine verschiedene 
Antwort erheischen, als deren Richtschnur nur soviel gesagt 
werden kann, daß das Bestehen der Wehrpflicht in dem für 
das konkrete Delikt erforderlichen Umfange als Voraussetzung 
der Strafbarkeit gerichtlich festgestellt werden muß. Hierzu 
genügt nicht die Tatsache, daß der Angeklagte von der im 
allgemeinen zuständigen Ergänzungsbehörde als wehrpflichtig 
behandelt wird, sondern es muß nachgewiesen werden, daß sie 
bezüglich des Täters in concreto dazu befugt war.^) Ist letzteres 
der Fall, dann entziehen sich die weiteren Fragen der richter- 
lichen Kognition und diese hat die Entscheidungen der Er- 
gänzungsbehörde zur eigenen Grundlage zu nehmen. So steht 
z. B. die Entscheidung der Fragen, ob ein Wehrpflichtiger mit 
einer unbehebbaren Dienstuntauglichkeit behaftet ist oder ob 
ein mit der Auswanderuugsbewilligung Beteilter innerhalb eines 
Jahres ins Ausland tatsächlich und mit der Absicht übersiedelt 



Vgl. die reiohsmilitärgerichUichen EntBoheidung9gründe7,271 auf S. 278. 
2) ReiohsmiUtärgeriohtUohe E. 7, 271. 



— 102 - 

ist, dort seinen bleibenden Aufenthalt zu nehmen, der Er- 
gänzungsbehörde, hingegen die Entscheidung der Frage, ob 
ein Einberufener in dem Einberufungsjahre waffenübungs- 
pflichtig oder ob ein unfreiwillig Assentierter inländischer 
Staatsbürger ist, dem Gerichte zu. 

Schließlich wäre noch des Falles zu gedenken, daß jemand 
seine Heranziehung zur Erfüllung einer ihm gesetzlich nicht 
obliegenden Wehrpflicht selbst durch gesetzwidrige Mittel, z. B. 
durch listige Umtriebe, bewirkt. Gehört er zu den Personen, 
die weder gesetzlich noch freiwillig wehrpflichtig werden können, 
so kann er folgerichtig auch nie Subjekt von Wehrpflichts- 
delikten werden. Gehört er zu jenen, die nur mit der Zustim- 
mung ihres gesetzlichen Vertreters eine freiwillige Wehrpflicht 
übernehmen können und hat er ohne diese Zustimmung seine 
Heranziehung erzielt, so ist diese durchaus ungültig und auch 
er kann nicht Deliktssubjekt werden. Diese beiden eben er- 
örterten Fälle dürften unbestritten sein. Nicht so einfach liegt 
aber die Sache bei demjenigen, der für sich allein eine frei- 
willige Wehrpflicht übernehmen kann. Zwei Ansichten können 
vertreten werden, und zwar erstens: die Gesetzwidrigkeit des 
Vorganges läßt keine Wehrpflicht entstehen und folglich auch 
keine Deliktsfähigkeit; zweitens: durch die Übernahme der 
Wehrpflicht durch den Täter einerseits und durch die — wenn 
auch gesetzwidrig erzielte aber immerhin wirklich erfolgte — 
Annahme der Dienste durch die Staatsverwaltung anderseits 
ist ein Wehrpflichtsverhältnis von relativer Gültigkeit zustande- 
gekommen, dessen Folgen zwar die Staatsverwaltung, nicht aber 
derjenige ablehnen kann, der es gesetzwidrigerweise erzielt 
hat.^) Die Staatsverwaltung wird nach der Entdeckung des ge- 
setzwidrigen Vorganges allerdings das Recht haben, die von 
dem Täter erzielte Übernahme einer Wehrpflicht konvalidieren 
zu lassen oder ihr die Anerkennung zu versagen, dieser sich 
jedoch nicht den selbst gewollten Verpflichtungen und ihren 
Folgen entziehen können. Er ist demnach Subjekt von Wehr- 



1) Diese Auffassung liegt offenbar auch der oberwähnten Ah. E. v. 
10./9. 58 zugrunde. Auf dem gleichen prinzipiellen Standpunkte scheint 
Nostitz-Wallwitz a. a. O. 8 zu stehen, wenn ich auch in Übereinstimmung 
, mit Koppmann a. a. O. 42 ff. und Koppmann-Weigel a. a. O. § 5, 13 
die von ihm für die Deliktsfähigkeit eines irrtümlich Eingestellten, der durch 
Zuchthausstrafe dieustunwürdig geworden ist, gezogene Konsequenz ablehne. 
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Pflichtsdelikten. M. E. ist letztere Ansicht die richtige. Es ist 
zwar immer einigermaßen mlQlich, Regeln des bürgerlichen 
Rechtes auf das öffentlichrechtliche und insbesondere auf das 
strafrechtliche Gebiet übertragen zu wollen, die Ähnlichkeit des 
hier besprochenen Verhältnisses mit einem Vertrage, der durch 
das deloyale Verhalten eines Teiles zustandegekommen ist, ist je- 
doch zu offenkundig, als daß sie unberücksichtigt bleiben könnte. 
Bei einem solchen Vertrage besteht gleichfalls eine bloß relative 
Nichtigkeit und er kann durch die Unterlassung der Anfechtung 
seitens des loyalen Teiles konvalidieren. Hingegen kann der de- 
loyale Teil die Einwendung der Nichtigkeit nicht erheben und 
muß die Folgen des Vertrages gegen sich gelten lassen. Es be- 
darf auch keiner weiteren Ausführung, daß die hier vertretene 
Anschauung allein den militärischen Interessen entspricht. Zu 
erwähnen wäre noch, daß dem zuletzt behandelten Falle jener 
gleich steht, wo derjenige, der nur mit seines gesetzlichen Ver- 
treters Zustimmung eine freiwillige Wehrpflicht übernehmen 
kann, bei der deloyalen Erzielung seiner Übernahme in die 
Wehrpflicht mit der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters 
gehandelt hat. 

Ähnlich liegt die Sache auch beim Ehevertrage. Insoferne 
eine mit Umgehung eines Ehehindernisses geschlossene Ehe 
nicht ganz ungültig ist, ist sie relativ gültig, so daß sie von 
dem an der fehlerhaften Eheschließung schuldigen Teile nicht 
angefochten werden kann und dieser sich durch einen Ehe- 
bruch oder eine Bigamie straffällig macht. Der schuldige Teil 
kann gegen diese Straffälligkeit das ihm bei der Eingehung 
der Ehe bekannt gewesene Ehehindernis nicht einwenden, ebenso- 
wenig wie er die Gültigkeit der Ehe selbst aus diesem Grunde 
bestreiten könnte. 

§ 10. Die besonderen Nebenstrafen nnd Eechtsfolgen 
der Wehrpflichtsdelikte. 

Die mit den Wehrpflichtsdelikten, insbesondere mit der 
Desertion früher verbundenen Nebenstrafen der Dienstpflicht- 
verlängerung, der Vermögenseinziehung und der Beschränkung 
der Erwerbs- und Dispositionsfähigkeit wurden von den neueren 
Strafgesetzgebungen mit Recht nicht mehr aufgenommen, da 
kein Grund besteht, gerade diesen Delikten eine solche Aus- 
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nahmsbehandlung zuteil werden zu lassen. Nur das öst-ung. 
M.-St.-G. und die bosnisch-herzeg. Militärstrafgesetzgebung ent- 
halten noch einige wesentliche Reste dieser Nebenstrafen, die in 
der Folge noch eingehend besprochen werden sollen. Was speziell 
die Dienstpflichtverlängerung betrifft, sagt schon Damianitsch 
(a.a.O. 26): „Was die Verlängerung der Dienstzeit des Mannes 
anbelangt, so glaube ich aus folgenden Gründen dagegen mich 
aussprechen zu sollen: 

1. Ist dies eine Strafe, welche mit Zwang nicht durchge- 
führt werden kann, denn es läßt sich nicht verhindern, daß der 
zur Verlängerung der Dienstzeit verurteilte Mann wieder ent- 
weicht. Das Aushalten im Dienste hängt somit mehr oder 
weniger von seinem Willen ab und gerade an dem wird die 
Strafe vollzogen, der sich bessert und bleibt und Nachsicht 
verdient, während der unverbesserliche durch weiteres Ent- 
weichen sich ihr zu entziehen sucht und oft auch entzieht. 

2. Wird auf diese Art, besonders wenn die Verlängerung 
mehrere Jahre dauert, selbst ein Mißverhältnis zwischen den 
Strafen herbeigeführt und meistens die erste Desertion, womit 
diese Verlängerung verknüpft ist, verhältnismäßig zu hart be- 
straft erscheinen. 

3. Hat die Armee durch das Zurückhalten solcher Leute 
in moralischer Beziehung keinen Nutzen, sondern nur einen 
Nachteil und sucht man sich derselben allenfalls durch Beur- 
laubung zu entledigen, so ist das vom Standpunkte der Dis- 
ziplin wohl gutzuheißen, vom Standpunkte der Gesetzgebung 
aber zu tadeln, weil dadurch die Vorgesetzten selbst den Voll- 
zug der Strafe vereiteln und leicht den braven Soldaten dahin 
führen können, durch ein ähnliches schlechtes Betragen seine 
Entfernung zu bewirken." 

Erwähnenswert ist auch, daß die zum Nachdienen ver- 
haltenen Deserteure infolge ihres höheren Alters und ihrer oft 
größeren Welterfahrung den anderen Soldaten und selbst den 
Chargen gegenüber ein gewisses Übergewicht besitzen oder 
wenigstens sich arrogieren, was dem guten Geiste der be- 
treffenden Abteilung nicht förderlich sein kann. 

Ebenso einstimmig, wie die Strafe der Dienstzeitver- 
längerung verworfen wird, wird die Bestimmung gutgeheißen, 
daß die durch eine Desertion versäumte Dienstzeit nicht in die 
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gesetzliche Dienstzeitdauer einzurechnen, sondern nachzuholen 
ist. So die §§51 öst. und ung. und Art. 73 franz. Wehr-Q., 
§ 13, Ziff. 1, Anm. 2 a der deutschen Heer or dg. (wonach nicht 
nur die Zeit der Fahnenflucht von der Anrechnung auf die 
Aktivdienstzeit ausgeschlossen ist, sondern im Falle des Ein- 
trittes gerichtlicher Bestrafung auch die Zeit einer unerlaubten 
Entfernung und einer ürlaubsüberschreitung), § 90 dänisches, 
§ 65 schwedisches M.-St.-6. Bemerkenswert ist, daß die Be- 
stimmung des Naohholens dieses „Interkalares*^ nur bei der 
Desertion, nicht aber auch bei den anderen Wehrpflichtsdelikten 
getroffen wird, obwohl sich kein innerer Grund dafür einsehen 
läßt, warum nicht auch die durch die anderen Wehrpflichts- 
delikte versäumte Dienstzeit nachgeholt werden soll, natürlich 
nur in jenen Fällen, wo diese Frage noch praktisch werden 
kann. Dies wäre der Fall bei Selbstbeschädigern, deren Ver- 
letzung heilbar war, hinsichtlich des durch die Heilungsdauer 
bedingten Dienstzeitversäumnisses, bei Simulanten hinsichtlich 
des Zeitraumes, während welches sie zufolge ihrer Simulation 
als dienstunfähig galten. 

Ein Analogon zu der Nichteinrechnung des Desertions- 
interkaiares ist die im vorigen Absätze erwähnte gleiche Be- 
stimmung der deutschen Heerordg. für das Interkalare einer 
unerlaubten Entfernung und einer Urlaubsüberschreitung im 
Falle gerichtlicher Bestrafung,^) ferner die Anordnung des 
§ 67 deutsches R.-Mil.-G. : „Mannschaften des Beurlaubtenstandes, 
welche sich der Kontrolle länger als ein Jahr entziehen oder 
eine Order zum Dienste ohne anerkannte Entschuldigung un- 
befolgt lassen, können, abgesehen von der etwa noch ander- 
weit über sie zu verhängenden Strafe, unter Verlängerung ihrer 
Dienstzeit in die nächstjüngere Jahresklasse versetzt werden. 
Dauert die Kontrollentziehung zwei Jahre und darüber, so 
können sie entsprechend weiter zurückversetzt werden.**^) Diese 
Verfügung ist nachahmenswert, denn 1. sie ist geradezu mathe- 
matisch gerecht, 2. bietet sie einen vermittelnden Übergang 
zwischen den Folgen der Desertion und denen der bloßen Nicht- 
befolgung von Einberufungsbefehlen für jene Gesetzgebungs- 



Inleichteren Fällen ist nämlich nach § 3, Abs. 2, Ziff. 1 E.-G.-M.-St.-G. 
die disziplinare Ahndung zulässig. 

>) Eine Verlängerung der Dienstpflicht über das 46. Lebensjahr hinaus 
ist auf diese Weise jedoch nicht zulässig (§ 12, Ziffw 8 Wehrord.). 
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gfebiete, wo das Interkalare ausschließlich nur dann nachzuholen 
ist, wenn der gerichtliche Spruch auf Desertion lautet, 3. ist 
sie mehr als bloße Geldstrafen geeignet, die Erfüllung der 
Meldevorschriften durch die Nichtaktiven auch in jenen Jahren 
zu sichern, in die keine Waffenübungen fallen und 4. entspricht 
ihre fakultative Fassung im deutschen R.-Mil.-G. vollkommen ihrem 
Charakter einer Administrativbefugnis, die nach freiem Ermessen 
ihre Anwendung von den Umständen des Einzelfalles abhängig 
machen kann. 

Daß die mit modernen Rechtsanschauungen unvereinbaren 
Nebenstrafen und Straffolgen der Vermögenseinziehung und der 
Beschränkung der bürgerlichen Rechts- und Handlungsfähigkeit 
durchaus zu verwerfen sind, ist durch die Theorie und durch 
die neuere Gesetzgebung unbestritten anerkannt, weshalb die 
Feststellung dieser Tatsache ohne weitere Erörterung der auf- 
liegenden Gründe genügen kann. Als ebenso selbstverständlich 
kann gelten, daß die richtigste Straf folge der Wehrpflichtsdelikte 
der Verlust des Anspruches auf wehrgesetzliche Begünstigungen 
ist. Hiervon finden sich in der österreichisch-ungarischen, bosnisch- 
herzegowinischen und deutschen Wehrgesetzgebung zahlreiche 
Beispiele, von denen einzelne noch später werden angegeben 
werden. Nachahmenswert ist und auf einem richtigen Gedanken 
beruht die Bestimmung des franz. Wehr-G., daß der wegen eigen- 
mächtiger Entfernung oder wegen Desertion zur Kriegszeit Ver- 
urteilte des Wahlrechtes vex'lustig wird.^) Wer das Vaterland in 
der Stunde der Gefahr verläßt, hat den Anspruch verwirkt, an 
der Bestimmung seiner Geschicke mitzuwirken. 

Einer eingehenden Besprechung der Hauptstrafen der 
Wehrpflichtsdelikte müßte eine Erörterung des ganzen militär- 
gerichtlichen Strafensystems zugrunde gelegt werden, da ohne 
diese Grundlage der notwendige Zusammenhang mit den Strafen 
der übrigen militärischen Delikte fehlt. Eine solche Erörterung 
überschritte jedoch die Grenzen dieser Abhandlung. Nur wäre zu 
bemerken, daß die Todesstrafe für die Friedenszeit, wie sie 
beim Verbrechen der Desertion im öst. M.-St.-G. noch vor- 
kommt, zu verwerfen ist. Sie steht in keinem Verhältnisse zu 
der Schwere des subjektiven und objektiven Verschuldens, wird 
daher in der Praxis auch nie vollzogen. Eine von der Praxis 



1) Art. 73, Abs. 2 G. v. 15./7. 89 sur le lüorutement de rarmee. 
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nicht angewendete Strafe ist jedoch nicht nur zwecklos, sondern 
auch der allgemeinen Überzeugung von dem Ernste des Gesetzes 
und der Rechtsprechung abträglich.^) Die modernen Gesetz- 
gebungen haben sie daher für die Wehrpflichtsdelikte wie über- 
haupt für die Militärdelikte im Frieden ausgeschaltet. 

Die Frage der Beteiligung anderer an den Wehrpflichts- 
delikten ist ohne jede Schwierigkeit bezüglich jener, die selbst 
in der gleichen Verpflichtung stehen, denn sie begehen nur eine 
besondere Schuldform desselben Deliktes, wie es der Täter 
selbst begeht. Dasselbe gilt auch bei den in keiner eigenen 
Wehrverpflichtung stehenden Personen für die Mitwirkung an 
jenen Wehrpflichtsdelikten, die im positiven Gesetze nicht als 
besondere Militärdelikte, sondern als gemeine Delikte im all- 
gemeinen Strafgesetzbuche behandelt werden. Strittig ist nur 
die Frage, ob und wie die Beteiligung von Nichtsoldaten an 
jenen Wehrpflichtsdelikten strafbar ist, die wie z. B. die Deser- 
tion vom positiven Gesetze als militärische Standesdelikte be- 
handelt werden. Sie ist identisch mit der Frage nach der Teil- 
nahme von Nichtsoldaten an Militärdelikten überhaupt, welche 
Frage bekanntlich von der Literatur und von der Praxis noch 
nicht endgültig entschieden ist. 2) Jedoch ist insbesondere für 
die Beteiligung an den Wehrpflichtsdelikten diese Frage ohne 
besondere praktische Bedeutung, da sie von den meisten posi- 
tiven Gesetzgebungen ausdrücklich als strafbar bezeichnet wird. 

§ 11. Die Verletzungen der Wehrpflicht durch 
Abwesenheit. 

Nachdem bisher die allen Verletzungen der Wehrpflicht 
gemeinsamen Grundsätze besprochen worden sind, soll in diesem 
und in den beiden folgenden Paragraphen versucht werden, 
die besonderen der einzelnen Verletzungsformen zu erörtern. 



1) Vgl. Damianitsch, Studien 16 ff.; Weisl, Allgemeines über 
Militärstrafreoht 89 und Dangelpiaier Philosophie des Militärreohtes 89. 

3) Vgl. hierzu insbesondere Koppmann „Die Strafbarkeit der Teil- 
nahme von Zivilpersonen an rein militärischen Delikten", woselbst ausführ- 
liche Literaturübersicht, dann Sonanini „Teilnahme von Zivilisten an 
militärischen Verbrechen und Vergehen^, welche sich beide gegen die Straf- 
barkeit aussprechen. Für die Strafbarkeit neuestens Nostitz-Wallwitz 
„Das militärische Delikt des Ungehorsams", 24 ff. 
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Wir beginnen mit jener Form, wo »ich der Tfiter der Wehr- 
pflicht durch seine Abwesenheit entzieht. Hierbei sind zwei 
Orundfälie denkbar: I. der Täter war vor der Tat verpflich- 
tungsgemfiB anwesend und entfernt sich pflichtwidrig und IL 
der Täter, der bisher keine Verpflichtung zur Anwesenheit 
hatte, hält sich auch weiterhin entfernt, obwohl die Verpflich- 
tung zur Anwesenheit an ihn herantritt. Dies kann der Fall 
sein entweder bei einem nicht in der Dienstleistung Stehenden, 
der nunmehr einzurücken hat oder bei einem Beurlaubten, dessen 
Urlaub zu Ende geht oder bei einem in der Dienstleistnng 
Stehenden, der ohne sein Verschulden von seiner Dienststelle 
abgekommen ist, wenn das unüberwindliche Hindernis seiner 
Rückkehr aufhört oder bei einem in der Dienstleistung Stehen- 
den, der dienstlich entsendet worden ist, wenn seine Aufgabe 
beendet ist. 

ad r. Das pflichtwidrige Fortgehen ist ein Kommis- 
sivdelikt (K.-H. 1642). Es ist mit der Entziehung aus der 
Machtsphäre der militärischen Vorgesetzten vollendet,^) wes- 
halb der Tatbestand nicht nur durch räumliches Entfernen, 
sondern auch durch Verbergen im Dienstorte erfüllt werden 
kann.''^) Das pflichtwidrige Fortgehen schafft einen gesetz- 
widrigen Zustand, während dessen Dauer das Verbrechen fort- 
dauert, sich also als ein Dauerdelikt darstellt, das erst mit 
der Rückkehr des Täters oder mit seiner Ergreifung oder mit 
dem Aufhören seiner Dienstpflicht endet.*) Die Strafbarkeit 
liegt nämlich nicht allein im Fortgehen, sondern in der da- 
durch bewirkten Abwesenheit.*) 

Aus der Eigenschaft des Dauerdeliktes ergeben sich wich- 
tige Folgerungen, und zwar: 



1) Ebenso Koppmann-Weigel §§ 64 bis 67, 6; Merkel, Strafrecht 
404; Damianitsoh, Kommentar § 188. 

2) Ebenso Rott a. a. O. 71; Eoppmann-Weigel a. a. O. §§ 64 bis 
67, 6; Heoker a. a. O. 162; Liszt a. a. O. 610, § 59 schwedisches, § 81 
dänisches M.-St.-G. 

3) Ebenso Koppmann-Weigel §§ 64 bis 67, 23; Schwarze § 67, 5; 
Frank § 140, III; Merkel a. a. O. 263; Olshausen § 140, 13. Liszt 
a. a. O. 610 bestreitet die Eigenschaft der Desertion als Dauerdelikt, aner- 
kennt sie aber de lege lata für § 76 des deutschen M.-St.-G. 

4) Ebenso Koppmann-Weigel § 76, 9 und Hecker a. a. O. 135 
entgegengesetzt deutsches R.-G. 7, 7. 
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a) Dort, wo die Absicht der dauernden (oder teilweisen) 
Dienstentziehung zum Tatbestande gehört, muß sie nicht schon 
beim Fortgehen gefaßt sein, sondern es genügt zur Herstellung 
des Tatbestandes, wenn sie zu irgendeinem Zeitpunkte während 
der Dauer der Abwesenheit hinzutritt;^) 

h) Bei hülfe ist in jedem Stadium des Fortgehens und 
der Abwesenheit möglich; 2) 

c) Die Verjährung beginnt erst mit der Beendigung der 
pflichtwidrigen Abwesenheit oder mit dem Aufhören der Dienst- 
pflicht 3) infolge Erreichung des dienstfreien Alterst) 

Über die Verjährung soll später noch ausführlich ge- 
sprochen werden. 

Da das durch ein Sichentfernen begangene Abwesenheits- 
delikt ein Kommissivdelikt ist, ist die Möglichkeit eines straf- 
baren Versuches außer Zweifel (K.-H. 1642). „Begeht der 
Täter Handlungen, welche sich als Anfang der Entfernung von 
dem ihm dienstlich angewiesenen Aufenthaltsorte darstellen, so 
liegt — die eventuellen subjektiven Strafmomente vorausgesetzt 
— ein strafbarer Versuch vor/^) Ein solcher Versuch wird also 
beiöpielsweise dann angenommen werden können, wenn der 
Soldat beim beabsichtigten Verlassen der Kaserne mit einem 
Bündel Zivilkleider oder am Bahnhofe seiner Garnison beim 
Lösen einer Fahrkarte nach einem entfernten Grenzorte be- 
troffen oder wenn ein Militärhäftling bei einem Ausbruchs- 
versuche überrascht wird. Wird er noch innerhalb der Garnison 



1) Ebenso Koppmann-Weigel § 69, 3; Kleemann a. a. O. 119; 
Weisl Besonderer Teil 39. 

2) Vgl. Lammasch a. a. O. 37. Liszt a. a. O. 610 und Merkel 
a. a. O. 404 sind entgegengesetzter Ansicht, weil sie die Dauerdeliktsnatur 
bestreiten, ebenso Schwarze § 141, 5, trotzdem er ein Dauerdelikt annimmt. 

3) Schwarze § 67, 5; Damianitsoh Studien 31; Eoppmann- 
Weigel § 77, 9; § 67, al. 2, Pkt. 1 öst. Wehr-G. bezüglich der Stellungs- 
flucht, § 76 deutsches M.-St.-G. Nach Art. 73 franz. Wehr-G. beginnt die 
Verjährung der Niohtbefolgung des Einberufungsbefehles bei Rekruten mit 
dem 25. Lebensjahre, nach Art. 184 franz. M.-St.-G. der sonstigen Fälle der 
Insoumission und der Desertion mit dem erreichten 47. Lebensjahre als die 
im seinerzeitigen G. v. 26./4. 55, Art. 11 festgesetzte Maxünalgrenze der 
„rengagements". 

^) Nach Art. 217 des spanischen C6digo de Justicia Militär (für das 
Landheer) beginnt die Verjährung der Desertion auch mit dem Eintritte der 
Dienstunfähigkeit. 

5) R.-M.-G. 2, 286, im gleichen Sinne Damianitsch, Kommentar. 
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oder als Hfiftliiig noch innerhalb des Gefangenhauses ergriffen 
(R.-M.-6. 2, 3), liegt noch Versuch vor. Der außerhalb des Ge- 
fängnisses, wenn auch im selben Orte ergriffene, ausgebrochene 
Häftling hat jedoch die Desertion schon vollbracht, weil er 
sich bereits der Machtsphäre seiner militärischen Oberen in 
einem gewissen Grade entzogen hat (R.-M.-G. 2, 3). 

ad IL Das pflichtwidrige Fernbleiben ist ein ünter- 
lassungsdelikt.O Es ist mit dem Augenblicke vollendet, 
wo die Pflicht zur Anwesenheit eintritt, der Verpflichtete 
jedoch fernbleibt, also mit dem Urlaubsende des Beurlaubten, 
mit dem Stellungstage des Stellungspflichtigen usw. Straf- 
barer Versuch ist nicht möglich, weil ein solcher bei ünter- 
lassungsdelikten ausgeschlossen ist.^) Ein Versuch ließe sich 
allerdings denken: Ein beurlaubter Soldat begibt sich in seiner 
ürlaubsstation auf den Bahnhof, unterläßt es absichtlich, den 
abgehenden letzten Zug, der ihn rechtzeitig mit dem ürlaubs- 
ende in seine Garnison bringen kann, zu besteigen, wird jedoch 
von seinem Urlaubskameraden gewaltsam in den schon ab- 
fahrenden Zug hineingezerrt. Dieser begrifflich denkbare Versuch 
ist als der eines echten Unterlassungsdeliktes dennoch straflos.^) 

Im übrigen ist auf die Ausführungen ad I zu verweisen. 
Insbesondere liegt auch ad II ein Dauerdelikt vor und es 
gilt daher auch für den Beginn der Verjährung der ad I 
entwickelte Grundsatz. 

Was die Strafen für das hier behandelte Delikt betrifft, 
wurde bereits an einer früheren Stelle erwähnt, daß sich die 
Androhung der Todesstrafe für Friedenszeiten nicht empfiehlt. 
Für die Dauer der Geltung der strengeren Kriegsgesetze ist 
die Todesstrafe allerdings nicht zu umgehen und sie wird dann 
für die Desertion vor dem Feinde, für die Desertion zum 
Feinde (Hochverrat), ferner in Kriegszeiten — wenn auch nicht 
unmittelbar vor dem Feinde — bei einreißender Desertion, bei 
der verabredeten Desertion mehrerer gegen die Rädelsführer 



1) K.-H. 1642, Olshausen § 140, 6b sieht jedoch darin ein unechtes 
Unterlassungsdelikt. 

2) Vgl. Janka a. a. O. 119; Finger a. a. O. 243; Lammasch 
a. a. O. 35. Nimmt man jedoch mit Olshausen ein durch Unterlassung 
begangenes Kommissivdelikt an, dann wäre allerdings ein strafbarer Versuch 
möglich, vgl. Finger a, a. O. 244. 

3) Vgl. Finger a. a. O. 243. 
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und endlich auf die Desertion der Kommandanten mobilisierter 
Trnppenkörper oder in Kriegsausrüstung versetzter fester 
Plätze anzudrohen sein. 

Für die Stellungsflucht der Stellungspflichtigen ist in den 
geltenden Gesetzen nirgends die Todesstrafe angedroht, für die 
Fahnenflucht der Assentierten in folgenden Fällen: 

Im ö s t. M.-St.-G. für Desertion, um beim Feinde Kriegsdienste 
zu nehmen (§ 191), in Kriegs- und Friedenszeit bei gewaltsamer 
Widersetzung gegen den Anhalter und dessen schwerer Ver- 
wundung (§ 192), nach Androhung des Standrechtes wegen ein- 
reißender Desertion und bei Desertion im 3. Rückfalle (§ 193), 
ferner in Kriegszeiten bei der Desertion vom Wach- oder wich- 
tigen Dienstposten in Feindesnähe, bei Desertion in Gesell- 
schaft mindestens zweier Soldaten und im 2. Rückfalle und 
gegen den Offizier, der von einer Truppe entweicht, die unter den 
Kriegsgesetzen steht (§ 194); für Desertionskomplottstiftung zum 
Übertritt in den feindlichen Kriegsdienst (§ 218), für Desertions- 
komplottstiftung beim zweiten Rückfalle im Frieden und beim 
ersten Rückfalle im Kriege, bei Komplottstiftung zu einer mit 
Verlassen des Wach- oder Dienstpostens auszuführenden Deser- 
tion vor dem Feinde, woraus großer Nachteil hätte entstehen 
können, bei Komplottstiftung in Kriegszeiten, wenn mindestens 
zwei Soldaten wirklich entwichen sind und bei Komplottstiftung 
durch einen Offizier in Kriegszeiten (§ 219). 

Das deutsche M.-St.-G. setzt die Todesstrafe fest nur für 
die Fahnenflucht im Felde, und zwar, wenn der Täter bereits 
einmal wegen Fahnenflucht im Felde bestraft ist (§ 71), gegen 
die Rädelsführer und Anstifter einer gemeinsam verabredeten 
und ausgeführten Fahnenflucht (§ 72), vom Posten vor dem 
Feinde oder aus einer belagerten Festung, dann mit Übergang 
zum Feinde (§ 73). 

Nach italienischem Rechte tritt die Todesstrafe wegen 
Desertion auch nur im Felde, ein und zwar die schimpfliche 
Todesstrafe durch Erschießen in den Rücken. Mit dieser Todes- 
strafe sind bedroht: die Desertion zum Feinde und die Deser- 
tion angesichts des Feindes (Art. 137 St.-G. f. d. Landheer und 
Art. 160 St.-G. f. d. Marine), dann der Rädelsführer eines De- 
sertionskomplotts im Kriege (Art. 154, Abs. 2 St-G. f. d, Heer 
und Art. 179, .Abs. 2 St.-G. f. d. Marine). Dem Rädelsführer 
wird gleichgehalien der Ranghöchste oder bei gleichem Range 
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der mit dem höchsten Kommando Ausgestattete oder der Dienst- 
älteste der Komplottanten (Art. 40 St.-6. f. d. Heer, Art. 42 
St-G. f. d. Marine). 

Nach dem französischen M.-St-G. werden die Desertion 
zum Feinde (Art. 239), das Desertionskomplott vor dem Feinde, 
der Rädelsführer eines Komplotts zur Desertion ins Ausland 
und der Rädelsführer eines Komplotts zur Ausführung einer 
todeswürdigen Desertion (Art. 241) sowie der Anstifter oder 
Begünstiger einer solchen (Art. 242) mit dem Tode bestraft. 

Nach norwegischem Rechte ist die Todesstrafe für Deser- 
tion nur im Kriege angedroht, und zwar alternativ mit lOjährigem 
bis lebenslänglichem Gefängnisse für den Übergang zum Feinde 
und für die Verleitung hierzu (§ 80), femer alternativ mit 
Sjährigem bis lebenslänglichem Gefängnisse für die Anstifter 
und die Rädelsführer einer vereint verabredeten und ausge- 
führten Desertion (§ 96). 

Das schwedische Militärstrafgesetzbuch droht die Todes- 
strafe an für Fahnenflucht zum Feinde (alternativ mit lebens- 
länglicher Straf arbeit, § 41), bei verabredeter und von vielen 
ausgeführter Fahnenflucht gegen die Anstifter (§ 64). 

Das dänische Gesetz setzt die Todesstrafe fest für Fahnen- 
flucht zum Feinde (§ 87), für die Rädelsführer einer in un- 
mittelbarer Nähe des Feindes, von einem Kriegsschiffe oder 
aus einer belagerten Festung nach vorheriger Verabredung von 
mehreren gemeinschaftlich begangenen Fahnenflucht (§ 88). 

Die vorstehenden Beispiele aus den positiven Gesetz^ 
gebungen mögen zeigen, daß selbst jene Gesetze, die die Todes- 
strafe im Frieden perhorreszieren, wie das deutsche und das 
norwegische (§ 14), die Notwendigkeit nicht umgehen konnten, 
gegen gewisse schwere Fälle der Fahnenflucht im Felde die 
Todesstrafe anzudrohen. Bei der Desertion zum Feinde, um bei 
diesem Kriegsdienste zu nehmen, ist dies selbstverständlich, 
weil dieses Delikt dem Hochverrat gleich ist, aber auch in 
sonstigen schweren Fällen sprechen gebieterische Forderungen 
der Disziplin und der Sicherheit der Armee (Desertion vom 
Posten vor dem Feinde!) für die Androhung der schärfsten, 
dem Gesetzgeber zur Verfügung stehenden Strafe. 

In den nicht mit der Todesstrafe zu ahndenden Fällem 
wird eine Freiheitsstrafe verhängt, die bei der Desertion mit 
Rücksicht auf ihren nach militärischen Begriffen infamierenden 
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Charakter in der Regel mit dem Verluste der Charge zu ver- 
binden ist. Als Straferhöhungsgründe kommen dabei in 
Betracht: die Dauer des Versäumnisses, das durch die pflicht- 
widrige Abwesenheit verschuldet worden ist. Diese kommt, wie 
früher gezeigt, entweder als Tatbestandsmerkmal zur Geltung, 
wenn das Gesetz, wie z. B. das französische, die Fahnenflucht 
von der eigenmächtigen Entfernung durch eine gewisse Mindest- 
dauer der Abwesenheit abgrenzt oder als Straf erhöhungsumstand, 
wenn das Gesetz^ wie z. B. das deutsche, die Strafsätze nach 
der Dauer des Ausbleibens abstuft (vgl. die §§ 66. bis 68, 75). 
Wo das Gesetz die Desertion von der eigenmächtigen Entfer- 
nung durch die Absicht der dauernden Dienstpflichtentziehung 
unterscheidet, ist das längere Ausbleiben kein Straferhöhungs- 
grund, weil die zum Tatbestande gehörige Absicht schon auf 
ein immerwährendes Ausbleiben gerichtet sein muß. Darum 
kommt auch nach dem eben erwähnten deutschen Gesetze die 
Dauer des Ausbleibens nicht bei der Fahnenflucht, sondern nur 
bei der eigenmächtigen Entfernung als Straferhöhungsgrund in 
Betracht (§§ 66 bis 68). Die singulare Bestimmung des § 75, 
daß die Selbstmeldung binnen sechs Wochen bei der Fahnen- 
flucht im Frieden eine besondere Ermäßigung des Strafsatzes 
bedingt, entspringt strafpolitischen Rücksichten.^) Die Motive 
zum entsprechenden § 89 des Entwurfes sagen hierüber: „Bei 
keinem Verbrechen ist die Forderung, im Falle tätiger Reue 
gar keine oder eine milde Strafe eintreten zu lassen, so sehr 
in der Humanität begründet, als bei dem Verbrechen der 
Fahnenflucht. In vielen Fällen wird nämlich der Entschluß zur 
Fahnenflucht rasch und im Affekte gefaßt und ausgeführt, sehr 
oft folgt aber auch die Reue ebenso bald nach und es würde 
deshalb hart sein, dem reuig Zurückkehrenden die Milde des 
Gesetzes zu entziehen. Sehr oft geschieht auch die Entweichung 
anfänglich ohne bestimmten bösen Vorsatz und ohne die be- 
stimmte Absicht, niemals wiederzukehren. Hier erscheint es 
vorzugsweise billig, dem Entwichenen eine Frist zur Rück- 
kehr zu gewähren, um zu verhindern, daß die Furcht vor einer 
harten Strafe denselben zur Fortsetzung der von ihm began- 



1) Es handelt sich hier zwar um einen StrafmUderungsgrund. Trotzdem 
wird diese Bestimmung in diesem Zusammenhange behandelt, weil sie das 
Strafausmaß von der hier in Besprechung stehenden Dauer des Ausbleibens 
abhängig macht. 

Lelewer, Wehrpflicht. g 
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genen strafbaren Handlung verleitet und so die noch nicht 
feststehende Absicht der Fahnenflucht zu einer festen reifen 
lasse.** Diesen Erwägungen kann nach den praktischen Er- 
fahrungen nur zugestimmt werden. Am besten wird ihnen 
freilich dadurch Rechnung getragen, wenn der Tatbestand der 
Desertion und die Abstufung der Strafsätze auf das objektive 
Merkmal der Dauer des Ausbleibens gegründet werden, denn dann 
wirkt die Annäherung an jede vom Gesetze als relevant be- 
zeichnete Zeitgrenze als neuer Antrieb zur Rückkehr, um nicht 
in einen höheren Strafsatz zu geraten. 

Weiters wäre mit Rücksicht auf die besondere Gefähr- 
lichkeit als Straferhöhungsgrund die Begehung des Deliktes 
zur Kriegszeit in Betracht zu ziehen. Dies ist auch in allen 
positiven Gesetzgebungen der Fall. Strittig ist die Frage, ob 
eine in Friedenszeiten begonnene und über den Zeitpunkt eines 
ausgebrochenen Krieges fortgesetzte Fahnenflucht als im Frieden 
oder im Kriege begangen zu betrachten ist. M. E. ist der Zeit- 
punkt der Begehung (Vollendung) maßgebend, was auch Kopp- 
mann-Weigel (§ 70, 2) anzunehmen scheint.^) 

Die Entweichung zur Zeit eines besonderen Dienstes 
(Wachdienstes, Kommandantenpostens) bietet eigentlich ein Zu- 
sammentreffen zweier Pflichtverletzungen, indem durch die 
Entweichung an sich die Treupflicht und durch das Verlassen 
des angewiesenen Dienstpostens die Verpflichtung zur Ver- 
sehung dieses Postens verletzt wird. Sie wird aber in der Regel 
in einen einzigen Tatbestand zusammengefaßt und mit Rück- 
sicht auf die Mehrheit der verletzten Pflichten und auf ihre 
besondere Gefährlichkeit mit einer besonderen, strengeren 
Strafe bedroht.«) 

Das Zusammentreffen der Fahnenflucht mit einer Gewalt- 
anwendung gegen den Anhalter oder gar mit dessen körper- 
licher Verletzung wird gleichfalls vom österreichischen Gesetze 
in einen Tatbestand zusammengezogen und mit einer beson- 

Das Manuel du juge au oonseil de guerre, das der 14. Aufl. des 
Code de Justice militaire pour V armee de terre in der Ausgabe der librairie 
mUitaire de L. Baudoin (Paris 1893) angefügt ist, sagt zum Art. 230 (in- 
soumission) : ,, . . U f aut bien faire attention que pour qu'il y ait insoumission 
en temps de guerre, il faut de toute necessit^ que la guerre eüt lieu au 
moment, oü le d61it a commenc^.*' 

') Vgl. §§ 194 Pkt. 1, 197 Pkt. 2, 219 lit b öst., § 78 deutsches, Art. 232 : 2, 
236:2 franz., § 91 Pkt. 2 dänisches, § 68 schwedisches M.-St,-G. 
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deren, strengeren Strafe belegt (vgl. §§ 192, 197 Pkt. l). 
Damianitsch (Studien 19) wendet sich mit Recht gegen diese 
Bestimmung, indem er sagt, daß sie sich allerdings etwa aus 
der militärischen Erwägung rechtfertigen ließe, daß die zur 
Verfolgung des Deserteurs kommandierten Soldaten eines be- 
sonderen Schutzes teilhaftig werden sollen, daß aber selbst in 
diesem Falle die Frage entstehe, warum diese Strenge gerade 
bei der Desertion und nicht auch bei anderen weit schwereren 
Verbrechen eintrete. 

Der Deserteur kann mit oder ohne die ihm zum Dienst- 
gebrauche übergegebenen ärarischen Sorten entweichen. Er- 
sterenfalls entsteht die Frage, ob das Mitnehmen der ärari- 
schen Gegenstände bestraft werden soll, bejahendenfalls ob es 
als selbständiges Konkurrenzdelikt oder als Erschwerungs- 
umstand oder als Straferhöhungsgrund behandelt werden soll. 
Es ist zunächst klar, daß der Soldat nicht ohne Kleider ent- 
weichen kann und daher mangels anderer Bekleidungsstücke 
gezwungen ist, die ihm vom Ärar zum Dienstgebrauche über- 
gebenen mitzunehmen. Allerdings kann eine an sich strafbare 
Handlung nicht dadurch straflos werden, daß sie als Mittel zur 
Begehung einer anderen strafbaren Handlung verübt wird (vgl. 
K-H. 530), aber das gezwungene Mitnehmen der nötigen ärari- 
schen Kleider kann zunächst mangels einer Zueignungsabsicht 
straflos sein und bei Abnutzung höchstens eine Ersatzver- 
pflichtung begründen.^) Mit Recht bestreitet Keller (Kriegs- 
artikel 138) in diesem Falle selbst bei gänzlichem Auftragen 
das Vorliegen eines Eigentumsdeliktes und diese Meinung wird 
im Gegensatze zur deutschen Praxis i) von der österreichisch- 
ungarischen geteilt. Es wäre also die Mitnahme der zur Be- 
kleidung nötigen ärarischen Sachen an sieh nicht als strafbar 
zu behandeln,^) jedenfalls aber die Mitnahme der Waffen, die 
zur Bekleidung niemals unbedingt nötig sind.^) 

1) Vgl. Koppmann-Weigel § 137, 10. 

2) So ausdrücklich § 91, Ziff. 4 dänisches M.-St.-G., wogegen das fran- 
zösische Gesetz die Mitnahme ärarischer Sachen jedenfalls als Strafschärfungs- 
grund behandelt (Art. 232 und 236). 

3) Auf diesem Standpunkte steht das italienische Gesetz. In nach- 
ahmenswerter Weise behandelt es folgende Fälle als Straferhöhungsgründe : 
Art. 143, Pkt. 3 St.-G. f. d. Landheer „wenn der Deserteur Feuerwaffen oder 
ein Pferd mit sich nimmt/' Art. 166, Pkt. 3 St.-G. f. d. Marine „wenn der 
Deserteur Feuerwaffen mitnimmt oder sich eines ärarischen Bootes bemächtigt." 

8» 
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Nimmt der Soldat vom ärarischen Eigentum Sachen mit, 
die er nicht zu seiner Bekleidung braucht, dann wäre dies 
nicht mit dem Desertion statbestande in einen Tatbestand zu- 
sammenzufassen, sondern als selbständige strafbare Handlung 
zu betrachten. Es fehlt der zu einer solchen Zusammenfassung 
nötige innere Zusammenhang und die beiden Tatbestände sind 
verschiedener Natur, denn die Desertion ist ein reines Militär- 
delikt und die Schädigung des ärarischen Eigentums ein — 
allerdings militärisch qualifiziertes doch im Grunde — gemeines 
Delikt/) wenn es auch von vielen Gesetzgebungen, wie z. B. 
von der österreichischen (§ 286, lit. f.) unter die Militärdelikte 
eingereiht ist. Diesen Standpunkt teilen auch das österreichische, 
das deutsche, das dänische,^) das schwedische Gesetz.^) 

Zu den in der Fußnote 2 der Seite 115 erwähnten Bestim- 
mungen des französischen Militärstrafgesetzes wäre noch zu 
bemerken, daß nach einer ministeriellen Gesetzesauslegung die 
Straferhöhung nicht eintritt, wenn der Deserteur alle mitge- 
nommenen ärarischen Sachen wieder zurückbringt.*)'^) 

Die Bekleidung einer Charge, insbesondere der Offiziers- 
charge, gilt gleichfalls als Straf erhöhungsgrund und zwar so- 
wohl subjektiv wegen der intensiveren Treupflicht, die mit der 
Chargeneigenschaft verbunden ist, als auch objektiv wegen 
der größeren Schädigung, die der bewaffneten Macht durch 
den Abgang der schwerer ersetzbaren qualifizierten Elemente 



1) Vgl. die dogmatisch richtige, jedoch dem positiven öst Gesetze nicht 
entsprechende V. des R.-K.-M. v. 6./3. 68, A. 4, Nr. 305 (Koller a. a. O. 
234 f.); dagegen zutreffend de lege lata K.-H. 2236. 

2) Das dänische Gesetz erklärt, wie bereits auf S. 115, Fußnote 2 er- 
wähnt, das Mitnehmen der nötigen Bekleidungsgegenstände für straflos. Da- 
gegen unterscheidet es die Mitnahme weiterer ärarischen Sachen folgend: 
schafft der Deserteur die Sachen nicht wieder zur Stelle oder hat er sie vor 
der Fahnenflucht in besonderer Zueignungsabsicht an sich genommen, so 
gilt er des Konkurrenzdeliktes „gegen Geld und Gut der Kriegsmacht^ 
schuldig, anderenfalls wird die Mitnahme zur Bekleidung nicht nötiger 
Gegenstände als Erschwerungsumstand bei der Desertion genommen (§ 91, 
Ziff. 4). 

3) Mit obigen Resultaten übereinstimmend, jedoch ohne Begründung 
Damianitsch Studien 22. 

*) Manuel a. a. O. zum Artikel: „Desertion a 1' Interieur." 
5) Über die Stellungnahme älterer Militärstrafgesetzbücher zu der im 
Texte behandelten Frage (Preußen, Schleswig-Holstein, Hessen, Hannover, 
Parma, Toskana, Modena, Sachsen) vgl. Damianitsch Studien 22 ff. 
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droht J) Im Hinblicke auf deu nach militärischen Begriffen in- 
famierenden Charakter der Desertion wird diese, wie schon er- 
wähnt, in der Regel auch mit dem Verluste der Charge bestraft, 
der z. 6. nach österreichisch-ungarischem Rechte selbst im Falle 
eines Generalpardons (vgl. § 205) oder einer allgemeinen Am- 
nestie 2) aufrecht bleibt. 

Zu den wenigen Delikten, wo der Rückfall nicht bloß ein 
Erschwerungs- sondern ein Straferhöhungsumstand ist, gehört 
in erster Reihe die Fahnenflucht. Diese besondere Strenge ist 
gerechtfertigt, wenn die besondere Schädlichkeit dieses Deliktes 
für die Wehrmacht und die insbesondere im Rückfall kraß 
zutage tretende gänzliche Verweigerung einer der wichtigsten 
Staatsbürgerpflichten in Rücksicht gezogen wird. 3) Schon das 
römische Recht stand auf diesem Standpunkte, indem es den 
rückfälligen Deserteur mit dem Tode bestrafte (s. die bereits 
früher erwähnte Stelle 1. 5, § 3, 49, 16) und auch die neueren 
Gesetzgebungen nehmen den Rückfall bei der Desertion als 
Straf erhöhungsgrund.^) Häufig wird hierbei eine weitere Straf- 
erhöhung durch die Vereinigung der Straferhöhungsgründe 
„im Rückfalle** und „im Felde** begründet.^) 



Vgl. §§ 188, 194 Pkt. 4, 197 Pkt. 5, 219 lit. d, 221 öst., §§ 89, 
92, 94 dänisches, §§ 62, 64 schwedisches M.-St.-6. Das deutsche und das 
norwegische G. machen zwischen den Chargen und zwischen den Unchar- 
gierten keinen Unterschied. Das franz. 6. (Art. 233 in Verbindung mit dem 
G. y. 19./5. 34 sur Tetat des officiers und Art. 237) mißt die Freiheitsstrafe 
der Offiziere kürzer aus als die der Mannschaften, verbindet sie aber mit 
dem Ghargenverluste. Dieser Gesichtspunkt ist m. E. der richtigste, denn der 
Verlust der Charge, der für den Offizier zugleich den Verlust seiner materi- 
ellen und sozialen Existenz bedeutet, ist schon an sich eine so empfindliche 
Strafe, daß die nebenbei zu verhängende Freiheitsstrafe, wenn eine solche 
überhaupt noch auszusprechen, kürzer als bei der Mannschaft sein soU, um 
den Offizier nicht mit einem unverhältnismäßig strengen Straf übel zu treffen. 

2) Vgl. die im Jahre 1898 anläßlich des 50jährigen Regierungsjubiläums 
erlassene Amnestie (R.-K.-M., Abt. 4, Nr. 2354 v. 23./11. 98). 

3) Vgl. Dangelmaier, Philosophie des Militärrechtes, 89. 

*) §§ 193 lit. b, 194 Pkt. 3, 197 Pkt. 4, 198, 201, 213, 219 lit. a, 221 
öst. §§ 70, 71 deutsches, Art. 232, 236 franz. M.-St.-G., Art. 76 franz. Wehr-G., 
§ 35 norwegisches, §§ 84, 85, 86, 88 dänisches, §§ 62, 63 schwedisches 
M.-St.-G., Art. 141 Pkt. 1, Art. 142 Pkt. 1 ital. St.-G. f. d. Landheer, Art. 166 
Pkt. 1, Art. 166 Pkt. 1 itäl. St.-G. f. d. Marine. Die Fälle der Todesstrafe 
für Rückfall vgl. auf S. 111 f. 

^) §§ 194 Pkt. 3, 197 Pkt. 4, 20t, 219 lit. a öst., § 71 deutsches, 
Art. 232, 236 franz., §§ 85, 86 dänisches M.-St.-G. 
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Bei der Behandlung der Rückfallstrafen ist zu erwfigen, 
ob ein Unterschied aus dem Grunde gemacht werden soll, daß 
der frühere Fall im Kriege od«r im Frieden verübt worden 
ist. Die älteren Gesetzgebungen, nämlich das öst. und das franz. 
M.-St.-G. unterscheiden aus diesem Gesichtspunkte nicht, wohl 
aber die neueren, wie das deutsche, das dänische und das 
schwedische. 

Nach dem deutschen Gesetze ist es für die rückfäUige 
Desertion im Frieden gleichgültig, ob die frühere Desertion im 
Kriege oder im Frieden verübt wurde (§ 70), die Fahnenflucht 
im Felde wird jedoch mit dem Tode nur dann bestraft, wenn 
der Täter schon wegen Fahnenflucht im Felde bestraft worden 
ist, wenn aber die frühere Fahnenflucht nicht im Felde be- 
gangen worden ist, mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren (§71). 

Das dänische Gesetz gedenkt jeder möglichen Kombination 
besonders, wie aus seinen nachstehenden Bestimmungen zu ent- 
nehmen ist: 

§ 84. ^In Friedenszeit wird die Fahnenflucht das erstemal 
mit Freiheitsstrafe nicht unter einfachem Gefängnis bei Wasser 
und Brot auf zweimal fünf Tage, das zweitemal mit Gefängnis 
zweiten Grades und wenn das Verbrechen abermals begangen 
wird, mit Straf arbeit bis zu vier Jahren bestraft." 

§ 85. „Wer sich zur Zeit eines Krieges der Fahnenflucht 
schuldig macht, wird mit Gefängnis zweiten Grades oder mit 
Strafarbeit bis zu drei Jahren bestraft. Wird das Verbrechen 
abermals begangen, so tritt Strafarbeit bis zu vier Jahren ein. 

Wer sich in unmittelbarer Nähe des Feindes der Fahnen- 
flucht von einer auf Kriegsfuß befindlichen Truppenabteilung, 
oder von einem Kriegsschiff, oder aus einer belagerten Festung 
schuldig macht, wird, wenn die Tat nicht nach den sonstigen 
Umständen strengere Strafe nach sich zieht, mit Strafarbeit 
von mindestens drei Jahren bestraft.** 

§ 86. „Ist derjenige, welcher in Friedenszeit sich der 
Fahnenflucht schuldig macht, bereits wegen Fahnenflucht zur 
Zeit eines Krieges verurteilt worden, so wird die Rückfall- 
strafe des § 84 verhängt; ist derjenige, welcher zur Zeit eines 
Krieges sich der Fahnenflucht schuldig macht, bereits wegen 
Fahnenflucht in Friedenszeit verurteilt worden, so wird gleich- 
falls die Rückfallstrafe des § 84 verhängt, sofern diese strenger 
ist, als die nach § 85 verwirkte Strafe." 
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Das schwedische Gesetz berücksichtigt bei der Fahnen- 
flucht eines Gemeinen im Frieden die Vorbestrafung wegen 
Fahnenflucht im Kriege derart, daß es die Strafe für den zweiten 
Rückfall statt der für den ersten Rückfall ansetzt (§ 63). 

M. E. ist der vom österreichischen Gesetze vertretene 
Standpunkt, auf die Gelegenheit der früheren Fahnenflucht kein 
Gewicht zu legen, der richtigere. Die Strafbarkeit einer Rechts- 
verletzung wird hauptsächlich durch zwei Faktoren bestimmt: 
objektiv durch die mit der Rechtsverletzung verbundene Schädi- 
gung oder Gefährdung und subjektiv durch die Intensität des 
normwidrigen Willens des Täters. Im Militärstrafrechte liegt, 
wie schon wiederholt erwähnt, das größere Gewicht auf dem 
objektiven Momente des Schadens und der Gefahr und dieses 
wird durch das Vorleben des Täters nicht vergrößert. Fällt 
nun gegenüber dem objektiven Momente das subjektive über- 
haupt leichter in die Wagschale, so ist überdies beim subjektiven 
maßgebend die Rückfälligkeit des Täters überhaupt, wogegen die 
Gelegenheit der früheren Tat und die Größe des früheren Ver- 
schuldens von nebensächlicher Bedeutung und keinesfalls von 
solchem Einflüsse sind, daß sie strafsatznormierend wirken 
könnten. Sind doch auch z. B. für den Rückfallstrafsatz beim 
Diebstahle neben der Strafwürdigkeit der abzuurteilenden Tat 
selbst nur die Tatsache der Rückfälligkeit und die Zahl der 
Rückfälle maßgebend, wogegen es ohne Belang bleibt, ob die 
früheren Diebstähle kleine Übertretungen oder große Verbrechen 
waren. Nur innerhalb des durch die relevanten Umstände be- 
dingten Strafrahmens kann die Schwere der früheren Fälle eine 
gewisse Berücksichtigung finden. 

Als rückfällig gilt nicht nur der, welcher als Täter und 
wegen vollbrachter Fahnenflucht, sondern auch, wer wegen Ver- 
suches oder wegen einer Beteiligung vorbestraft ist, die als das 
Verbrechen selbst betrachtet wird.^ Dasselbe gilt umgekehrt, 
wenn ein wegen vollbrachter Fahnenflucht Vorbestrafter einen 
Versuch oder eine solche Beteiligung begeht,^) desgleichen, 
wenn ein wegen Versuches oder wegen Beteiligung Vorbestrafter 
eines Versuches oder einer Beteiligung schuldig wird. Selbst- 
verständlich bleiben die Milderungsbestimmungen für bloßen 



1) Ebenso Koppmann-Weigel § 70, 5; Finder a. a. O. 303; Liszt 
a. a. O. 437; Olshausen § 244, 9. 
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Versuch oder für bloße Beteiligung, wie letztere z. B. für den Ge- 
hülfen nach § 49 deutsches R-St.-6. begründet sind, zutreffenden 
Falles auch im Rückfalle in Kraft.^) Nach dem öst. Gesetze sind 
sich übrigens Desertion und das besondere Verbrechen der 
Desertionskomplottstiftung hinsichtlich des Rückfalles wechsel- 
seitig gleichgehalten (vgl. § 194 Pkt. 3, § 197 Pkt. 4, §§ 217, 
219 lit SL, 221, 222). 

Eine Abolition oder ein Generalpardon für Fahnenflucht 
schließt die Rückfallstrafe aus, wogegen einfache Gnadenakte, 
durch die eine bereits zuerkannte Strafe, wenn auch ganz, nach- 
gesehen wird, die gleiche Wirkung nicht haben.*^) Lammasch 
(a. a. O. 49) und Finger (a. a. O. 303) lehren allerdings, daß 
Urteile, deren Strafvollzug ganz nachgesehen worden ist, nicht 
als Vorstrafen zählen, hierzu müsse wenigstens ein Teil der 
ausgesprochenen Strafe verbüßt worden sein. (Finger: »wenn 
also gestraft wurde. •*) Hiegegen ist jedoch einzuwenden, daß der 
Verurteilte, wenn ihm auch die ganze Strafe nachgesehen wurde, 
im Wege Rechtens verurteilt bleibt und daß das Wort „strafen" 
sowohl „verurteilen" = „Strafe aussprechen"* wie „Strafe voll- 
ziehen" bedeuten kann. Liszt (a. a. O. 248) stellt an die Spitze 
des 2. Buches „Die Strafe** die Definition: „Strafe ist das vom 
Straf richter gegen den Verbrecher wegen des Verbrechens er- 
kannte Übel." Das österreichische Gesetz (§§ 226 und 529 

Ziv.-, § 131 M.-St.-G.) sagt: „Die Erlassung der Strafe hat 

mit der vollstreckten Strafe gleiche Wirkung." § 245 deutsches 
R.-St.-G. lautet: „Die Bestimmungen des § 244 (sc. über 
Rückfall beim Diebstahle) finden Anwendung, auch wenn die 
früheren Strafen nur teilweise verbüßt oder ganz oder teilweise 
erlassen sind " und § 362, al. 2 ebda, verlangt für den Rück- 
fall bei der Übertretung des Bettels ausdrücklich nur die vor- 
herige rechtskräftige „Verurteilung". Darum lehrt Liszt (a. a. 
O. 246): „Rückfall, d. i. Begehung eines gleichen oder gleich- 
artigen Verbrechens nach gänzlicher oder teilweiser Verbüßung 

oder Erlassung der zuerkannten Strafe ..." und Gleiches 

meint offenbar Merkel (a. a. O. 258): „Im Sinne des R.-St.-6. 
ist Rückfall die Begehung eines Deliktes durch jemand, der 
wegen eines gleichen oder gleichartigen Deliktes bereits be- 



^) Ebenso Koppmann-Weigei § 70, 5. 

2) Ebenso Koppmann-Weigei § 70, 6 und Kleemann a. a. O. 129 1 
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straft worden ist oder eine ihm zuerkannte Strafe im Gnaden- 
wege erlassen bekommen hat. Auch die teilweise Verbüßung 
kommt hierbei in Betracht." Anders steht die Sache allerdings 
z. B. nach dem positiven norwegischen Rechte, das (§ 61 des 
Ziv.-St.-G. ex 1902) die mindestens teilweise Strafverbüßung 
ausdrücklich zur Bedingung der Rückfallstrafe macht. Es geht 
dabei von der Erwägung aus, daß die Rückfälligkeit eben durch 
die Wirkungslosigkeit der früheren Strafe charakterisiert wird, 
(v. Sterneck, das norwegische Strafrecht in H. Groß Ar- 
chiv 23, 270.) 

Einer besonderen Besprechung bedarf die Frage, ob ein 
wegen Fahnenflucht bestrafter Mann, der dann nach beendeter 
Wehrpflicht aus dem Militärverbande entlassen worden ist, sich 
neuerlich assentieren ließ und dann abermals entwichen ist, als 
rückfällig zu betrachten ist. Man könnte diese Frage allenfalls 
in der Erwägung verneinen, daß der Mann in einer neuerlichen, 
mit der früheren in keinem Zusammenhange stehenden Ver- 
pflichtung steht, weshalb die Verletzungen der früheren Dienst- 
pflicht nicht in Betracht kommen können. Auf diesem Stand- 
punkte steht auch die V. des R.-K.-M. v. 25./7. 67, A. 4, Nr. 1208.i) 
Dagegen ist jedoch einzuwenden, daß der Rückfall nicht in der 
wiederholten Verletzung einer konkreten Verpflichtung, sondern 
in der wiederholten Verletzung desselben Strafgesetzes besteht, 
wie denn auch der Ehebrecher, der nach der Auflösung der 
gebrochenen Ehe neuerlich heiratet und abermals einen Ehe- 
bruch begeht, sowie der wegen Defraudation zum Schaden eines 
Chefs verurteilte Beamte, der auch einen zweiten Chef in gleicher 
Weise schädigt, zweifellos als rückfällig zu betrachten sein 
werden. Darum ist die hier aufgeworfene Frage zu bejahen. 
Daß hingegen die einem Staate gebrochene Treue nach dem 
Eintritte in den Militärdienst eines anderen Staates als Vor- 
strafe nicht in Betracht kommt, ergibt sich daraus, daß jedes 
Militärstrafgesetzbuch grundsätzlich nur die dem eigenen 
Staate schuldige Wehrpflicht als Objekt des Straf Schutzes an- 
erkennt. 2) 

Ein weiterer Straf erhöhungsgr und ist die Fahnenflucht in 
Gesellschaft, wofür die positiven Gesetze besondere, strengere 



1) Abgedruckt bei Koller a. a. O. 154. 

2) Ebenso Koppmann-Weigel § 13, 4. 
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Strafbestimmungen festsetzen.^) Die mit der Todesstrafe be- 
drohten Fälle wurden schon an früherer Stelle hervorgehoben. 

Mit besonderer Strenge wird die Anstiftung zur Fahnen- 
flucht durch einen Soldaten bestraft und zwar entweder als 
Akzessorium*) oder als das besondere Delikt der Desertions- 
komplottstiftung. ^) 

Die beiden eben genannten Straferhöhungsgründe finden 
ihre Rechtfertigung in der besonderen Gefahr der Desertion 
mehrerer insbesondere der Massendesertion für den Bestand 
und für den Geist der bewaffneten Macht, an deren Lebens- 
nerv sie greifen. Im Felde und insbesondere vor dem Feinde 
ist daher die Anwendung der Todesstrafe, selbst standrechtlich 
und in besonders kritischen Fällen sogar ihr sofortiger Voll- 
zug durch jeden Vorgesetzten ohne Verfahren,*) unumgänglich. 

Zum Tatbestande des Desertionskomplottes werden außer 
dem Komplottstifter bald noch eine, bald noch mindestens zwei, 
zusammen also teils mindestens zwei, 5) teils mindestens drei^) 
Personen gefordert. Richtig ist nach dem Begriffe eines Kom- 
plottes, außer dem Anstifter mindestens noch zwei, zusammen 
also mindestens drei Personen zu verlangen.'') 

Schließlich wäre noch als Straferhöhungsgrund der Um- 
stand zu erwähnen, daß der Täter ins Ausland geflüchtet ist 
oder, falls er sich bis nun berechtigterweise im Auslande auf- 
gehalten hat, im Auslande verbleibt, trotzdem die Pflicht des 
Einrückens an ihn herangetreten ist.^) Dieser objektive Straf- 



1) §§ 194 Pkt. 2, 197 Pkt. 3, 219 lit. c, 221, 222 öst, § 72 deutsches, 
Art. 240 ff. franz., § 88 dänisches, § 64 schwedisches M.-St.-G., Art. 154 ital. 
St.-G. f. d. Heer, Art. 179 ital. St.-G. f. d. Marine. § 28, al. 1 des norwegi- 
schen G. läßt im allgemeinen bei der gemeinschaftlichen Verübung eines 
Militärdeliktes durch mehrere Soldaten Straferhöhung innerhalb der Grenzen 
der betreffenden Strafart bis um die Hälfte zu. 

^) §§ 72, 78 deutsches, Art. 241 f. französisches, § 64 schwedisches, 
§ 88 dänisches M.-St.-G. 

3) §§ 216 ff. öst. M.-St.-G. 

*) Vgl. Pkt. 35 öst. Dienstreglement I. T., § 124, al. 2 deutsches M.-St.-G. 

5) § 72 deutsches M.-St.-G. 

6) § 216 öst., Art. 240 franz., Art. 164 ital. M.-St.-G. f. d. Landheer, 
Art. 179 ital. M.-St.-G. f. d. Marine. 

T) Ebenso Damianitsch, Studien 28. 

8) §§ 44, 45 öst. und ung. Wehr-G. und § 1 kroat.-slav. G. v. 2./ 12. 89, 
L.-G. u. V.-B. 71 (btr. StellungsOucht), Art. ?85 ff. franz. M.-St.-G., Art. 152 t 
ital. M.-St.-G. f. d. Landheer, Art. 176 ff. ital. M.-St.-G. für die Marine. 
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erhöhungsumstand ist in der verringerten Möglichkeit begründet, 
des Täters habhaft zu werden. Das öst. M.-St-6. berücksichtigt 
die Entweichung ins Ausland zwar nicht als Straferhöhungs- 
grund, mifit ihr aber gleichwohl eine gewisse Bedeutung zu 
und zwar für die Beweisfrage, indem es sie teils zur praesump- 
tio juris, teils sogar zur praesumptio juris et de jure macht') 
Näheres hierüber folgt an späterer Stelle. 

Der wichtigste Strafminderungsgrund beim Verbrechen 
der Fahnenflucht ist die Selbstmeldung. Schon das römische 
Recht legte ein großes Gewicht auf diesen Umstand (1. 5 in pr. 
und § 5, 49, 16). Die der weitgehenden Berücksichtigung der 
Selbstmeldung zugrundeliegenden humanitären Erwägungen 
sind in den Motiven zum deutschen M.-St.-6. ausführlich zur 
Darstellung^) gebracht, hauptsächlich dürfte es aber die straf- 
politische Rücksichtnahme auf das verletzte Rechtsgut,*) die 
Erfüllung der Wehrpflicht, sein, die die Anwendung dieses dem 
Begriffe der tätigen Reue angehörenden Strafminderungs- 
umstandes empfiehlt. 

Wo das Gesetz den Desertionstatbestand nicht an die 
Absicht, sich der Dienstpflicht für immer zu entziehen, sondern 
an eine bestimmte Dauer der Abwesenheit knüpft, wirkt die 
Selbstmeldung von selbst tatbestandbestimmend. Als Straf- 
minderungsgrund im eigentlichen Sinne kommt sie also nur 
dort in Betracht, wo der Tatbestand der Fahnenflucht auf die 
Absicht gegründet wird, sich der Dienstpflicht für immer zu 
entziehen. Im deutschen Gesetze ist die strafmindernde Wirkung 
der Selbststellung an eine gewisse maximale Frist (6 Wochen) 
gebunden und überdies bei der Fahnenflucht im Felde ausge- 
schlossen (§ 76). Die Befristung halte ich im Gegensatze zu 
Dangelmaier^) für nicht gerechtfertigt, insolange der Deser- 
teur im diensttauglichen Zustande zurückkehrt, weil in solchem 
Falle der strafpolitische Grund, nämlich die Hinderung weiterer 
Verletzung des angegriffenen Rechtsgutes, noch immer vor- 
handen ist. Hingegen wäre der Ausschluß einer strafmindernden 
Wirkung der Selbstmeldung bei der Fahnenflucht im Felde wohl 
begründet, weil ja die hauptsächlichste Absicht des von einer 

1) §§ 186 m. d, f, 186, 187 M.-St-G. 

2) Vgl. S. 113 f. 

^) Vgl. Liszt a. a. O. 287; Finger a. a. O. 437, 
*) Phüosophie des Militärrechtes 89, 
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mobilisierten Truppe Flüchtigen oft darin bestehen mag, den 
Feldzugsgefahren ganz oder teilweise zu entgehen.^) Die weit- 
gehende Wirkung der Selbstmeldung nach dem öst. M.-St.-G., 
die ohne Rücksicht auf Kriegszeit und Abwesenheitsdauer ein- 
tritt und selbst von der Todesstrafe befreit, wird an späterer 
Stelle ausführlich besprochen werden. Im dänischen Strafgesetze 
befreit die Selbstmeldung in den leichteren (nicht mit Straf- 
arbeit bedrohten) Fällen (z. B. unqualifizierte 1. und 2. Deser- 
tion in Friedenszeiten) von der Fahnenfluchtstrafe und begründet 
die Anwendung der für bloße rechtswidrige Abwesenheit fest- 
gesetzten Strafe (§ 92). Das norwegische M.-St.-G. läßt, ähnlich 
wie das deutsche, dem Fahnenflüchtigen eine kurze Frist (7 Tage), 
binnen welcher die Selbststellung einen geringeren Strafsatz 
begründet (§ 35). 

Die Frage, welche Tätigkeit der Fahnenflüchtige entwickeln 
muß, damit die Selbststellung als erfolgt anzusehen ist, ist 
kontrovers. Als unbestritten kann nur gelten, daß er sich in 
Person stellen muß und daß eine schriftliche oder durch dritte 
Personen über schickte Mitteilung nicht genügt. 2) Hingegen ist 
bestritten, ob Selbstmeldung auch dann vorliegt, wenn der 
Deserteur an der beabsichtigten Selbstmeldung nur durch die 
vorherige Verhaftung verhindert wird. Die österreichische Praxis 
ist geneigt, diese Frage zu verneinen, die deutsche bejaht sie^) 
und findet sich darin in Übereinstimmung mit dem römischen 
Rechte (1. 5, § 5, 49, 16) und mit dem bestandenen bayerischen 
Gesetze. 3) Will man die subjektive und objektive Bedeutung 
des Institutes der Selbstmeldung nicht überflüssigerweise ein- 
schränken, so ist der Standpunkt des ehemaligen bayerischen 
M.-St.-G.^) der richtige. 

Wesentlich für die Selbstmeldung ist der eigene freie 
Entschluß des Fahnenflüchtigen zurückzukehren. Dieser ist auch 

1) Vgl. den § 68 schwed. M.-St.-Gr., der für die Angehörigen einer 
mobilisierten Truppe die sonst zum Desertionstatbestande gehörige meineidige 
Absicht fallen läßt und an deren Stelle die objektive Bedingung kurzfristiger 
Abwesenheit (1 und 3 Tage) setzt. 

2) Vgl. Koppmann-Weigel §75, 2, Reskript des R.-K.-M. v. 2./7.75, 
Abt. C, Nr. 1369 an das Mil.-Appell.-Gericht (Koller a. a. O. 151). 

3) Vgl. Koppmann-Weigel § 75, 4; R.-M.-G. 1, 123. 

*) Art. 100, Abs. 2: ,,Geht aus den Umständen hervor, daß der Deser- 
teur an der freiwilligen Stellung nur durch seine Aufgreifung verhindert 
wurde, so gilt dies der Stellung gleich.^' 
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dann vorhanden, wenn der Deserteur über seiii Verlangen oder 
auch nur mit seiner Zustimmung von dritten Personen, ins- 
besondere von seinen Angehörigen, der Militärbehörde wieder 
zugeführt wird. Die deutsche Praxis steht auf diesem Stand- 
punkte und die österreichische nimmt in solchen Fällen ge- 
wöhnlich nicht ein Zugeführtwerden, sondern ein freiwilliges 
Erscheinen (in Begleitung) an, was im Erfolge dasselbe ist. 

Das Motiv der Selbstmeldung, ob Reue oder Furcht vor 
strengerer Strafe oder Sehnsucht nach der Familie usw., ist 
gleichgültig.^) 

Eine Selbstmeldung kann auch dann vorliegen, wenn der 
Deserteur aus irgendeinem anderen Grunde, als wegen seiner 
Desertion, von einer Militär- oder auch Zivilbehörde verhaftet 
wurde, ohne daß seine Deserteurseigenschaft bekannt geworden 
ist und sich dort selbst und freiwillig als Deserteur angibt. 3) 

Endlich kann eine Selbstmeldung auch im Auslande er- 
folgen und zwar nicht nur bei einer Vertretungsbehörde des 
Heimatsstaates, sondern auch bei der Behörde eines Staates, 
der durch Staatsverträge zur Auslieferung des Fahnenflüchtigen 
verpflichtet ist.^) 

Bis in die letzte Zeit konnte es^) als theoretisch und 
praktisch unbestritten gelten, daß mit der Selbstmeldung die 
unerlaubte Abwesenheit sowohl für die Berechnung der Strafe 
als auch für die Berechnung der nachzudienenden Interkalar- 
zeit beendet war, wenn sich der Flüchtige bei irgendeiner Be- 
hörde meldete, also auch anderwärts als bei seinem Truppen- 
körper. ^) Die reichsmilitärgerichtliche E. 3, 166 begründet diesen 
Standpunkt folgendermaßen : „Die ein Tatbestandsmoment auch 
der Fahnenflucht ausmachende unerlaubte Entfernung verlangt 
objektiv ein eigenmächtiges Sichtrennen des zum militärischen 
Dienste Verpflichteten von der Machtsphäre der ihm militärisch 



1) Vgl. Koppmann-Weigel § 75, 3; Hecker a. a. O. 172; Walde, 
Militärstrafgesetzbuch § 75, 1; Rott a. a. O. 73. 

2) Ebenso Dangelmaier, Militärverbrechen und -Vergehen 86 und 
Koppmann-Weigel § 75, 3. 

3) V. des A.-O.-K. v. 7./12. 57, A. 4, Nr. 2238 (Koller a. a. O. 171). 
*) R.-M.-G. 1, 123 und 2, 256, ebenso Koppmann-Weigel § 75, 2. 

^) Abgesehen von einer noch zu erwähnenden Stellungnahme des 
früheren preußischen Generalauditoriats. 

6) Vgl. die V. des k. k. A.-O.-K. v. 7./12. 57^ A. 4, Nr. 2238 (bei 
Koller a. a. O. 171), § 8, Pkt. 4, Wehrv. I. T., R.-M.-G. 3, 166. 
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Übergeordneten, subjektiv den Willen des Täters, diese Trennung: 
— um sich dem Dienste zu entziehen — in die Tat umzusetzen. 
Dieses Sichtrennen von der Truppe oder der Dienststellung* 
findet naturgemäß sein Ende, wenn der, welcher die Trennung 
herbeigeführt hat, zu seiner Pflicht zurückkehrt und freiwillig 
sich wieder in die Gewalt seiner militärischen Befehlshaber 
begibt oder aber wenn die Machthabung der letzteren durch 
die Aufgreifüng, Verhaftung gegen den Willen des Flüchtigen 
wiederhergestellt wird 

Wenn auch für die Regel mit der Wiedereinbringung des 
Flüchtigen beim Truppenteil und durch die hierbei ergriffenen 
Maßnahmen das Entfernen ein abschließendes Ende erreicht, so 
trifft dies doch nicht in jedem Falle zu. Auch ist nicht abzu- 
sehen, weshalb nicht die Festnahme ganz in der gleichen Weise 
und mit derselben Wirkung auch durch einen requirierten 
Truppenteil, durch andere Behörden oder ihre Organe soll er- 
folgen können, wie wenn die Verhaftung durch den Truppenteil 
selbst stattgefunden hätte. 

Nicht die Riickverbringung zum Truppenteile ist 

das Entscheidende, dies wäre zu eng, sondern 

daß der Täter derart der Gewalt der militärischen 
Oberen, sei es mittelbar oder unmittelbar, wieder 
unterworfen worden ist, daß das Sichentfernen, be- 
ziehungsweise Fernbleiben in körperlicher und geisti- 
ger Hinsicht aufgehört hat.** 

Neuestens hat jedoch das R -M.-G. mit der E. 8, 20 seine 
Auffassung einigermaßen geändert und folgenden Rechtssatz 
aufgestellt: „Als Ende der unerlaubten Entfernung kann 
nur der Tag gelten, an dem der Angeklagte, sei es 
durch freiwillige Gestellung, sei es durch Rückbrin- 
gung als Verhafteter bei „seiner** Truppe oder „seiner* 
Dienststellung oder „seinem*^ Marineteile wieder ein- 
getreten ist oder doch hätte eintreten können, wenn 
nicht der Eintritt ohne sein Verschulden verzögert 
worden wäre." Zu dieser Entscheidung gelangte das R.-M.-G. 
aus folgenden Gründen: „Streitig ist, ob zur Vermeidung der 
erhöhten Strafe des § 66 i) es erforderlich ist, daß der Ange- 

1) Unerlaubte Entfernung im Frieden über sieben, im Felde über 
drei Tage. 
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klagte während der Fristen dieses Paragraphen bei seiner 
Truppe (auf seinem Schiffe) freiwillig persönlich sich stellt 
oder als Aufgegriffener dort eingebracht wird oder aber ob es 
— wie unbestritten beim § 75 1) — genügt, daß der Angeklagte 
binnen dieser Fristen zwar nicht bei seiner Truppe (auf seinem 
Schiffe), wohl aber bei einer anderen Militärbehörde oder auch 
einer Zivilbehörde, im Ausland auch bei einer Gesandtschaft 
oder Konsularbehörde des Deutschen Reiches sich stellt. 

In dem Urteile des Reichsmilitärgerichtes vom 2. Au- 
gust 1902^) .... hat der II. Senat angenommen, nicht die Rück- 
verbringung zum Truppenteile sei das Entscheidende; dies 
wäre zu eng; vielmehr müsse sich die Entscheidung, ob das . . . 
Delikt als abgeschlossen zu gelten habe, auf die Feststellung 
stützen, daß der Täter derart der Gewalt der militärischen 
Oberen, sei es mittelbar oder unmittelbar, wieder unterworfen 
worden sei, daß das Sichentfernen, beziehungsweise Fernbleiben 
in körperlicher und geistiger Hinsicht aufgehört habe. 
. . i 

Der II. Senat vermag nun bei nochmaliger Prüfung der 
Frage und unter Berücksichtigung des engen Zusammenhanges 
der §§ 64^) und 66, ihrer Entstehungsgeschichte, ihres Wort- 
lautes und Sinnes, auch des vom Gerichtsherrn in der Revisions- 
rechtfertigungsschrift betonten dringenden Bedürfnisses des 
marinemilitärischen Interesses, seine frühere Ansicht nicht 
länger aufrecht zu erhalten. 

Wie bereits in dem Urteile des IL Senats vom 11. Fe- 
bruar 1903 (R.-M.-G. 4, 195) unter Darlegung der Entstehungs- 
geschichte näher ausgeführt ist, hat der Gesetzgeber, wenn er 
in dem § 64 und dem damit unmittelbar zusammenhängenden 
§ 69*) von ^seiner" Truppe, „seiner** Dienststellung, „seiner*" 
gesetzlichen oder übernommenen Verpflichtung zum Dienste 
spricht, zum Ausdrucke gebracht, daß es sich um die subjektive 
Dienstpflicht des Angeklagten handelt, nicht um die allgemeine 
Militärpflicht, die allgemeine Pflicht zum Dienste im Heere 



1) SelbststeUung innerhalb sechs Wochen bei Fahnenflucht im 
Frieden. 

3) 3, 166, siehe S. 126 f. 

3) Definition der unerlaubten Entfernung. 

^) Definition der Fahnenflucht. 
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oder der Marine. Zweck und Sinn des Gesetzes ist, den vollen 
Mannschaftsbestand jedes Truppen- oder Marineteiles, beziehungs- 
weise Schiffes sicherzustellen. 

Mit seiner Kommandierung an Bord S. M. S. ^W." bestand 
für den Angeklagten seine subjektive konkrete Dienstpflicht in 
der Pflicht, solange auf diesem Schiffe zu dienen, als dies das 
Gesetz vorschreibt und er nicht inzwischen einem anderen 
Marineteile zugewiesen wurde. Vgl. auch Beschluß des I. Senats 
vom 9. Januar 1902 (R.-M.-G.2, 126). 

Angeklagter, als er den ihm erteilten Urlaub eigenmächtig 
überschritt und sich eigenmächtig von V. nach A. begab, machte 
sich der unerlaubten Entfernung im Sinne des § 64 und so- 
nach eines sogenannten Dauerdeliktes schuldig. Der Tatbestand 
dieses Deliktes war zwar erfüllt durch den Eintritt des rechts- 
widrigen Zustandes zufolge der verbotenen Handlung des An- 
geklagten ; das Delikt dauerte aber solange fort wie der rechts- 
widrige Zustand. Erst mit dem Aufhören dieses Zustandes hatte 
das Delikt sein Ende erreicht, denn bis zu diesem Zeitpunkte 
machte der Angeklagte fortdauernd sich strafbar. Vgl. Urteil 
I. Senats vom 29. Juni 1903 (R.-M.-G. 6, 220). 

Das Ende der unerlaubten Entfernung konnte aber, eben 
weil es sich um die Verletzung der subjektiven konkreten 
Dienstpflicht des Angeklagten auf S. M. S. „W." handelte, nur 
dadurch herbeigeführt werden, daß dieser entweder freiwillig 
zu dieser seiner Pflicht zurückkehrte, auf S. M. S. „W.** frei- 
willig sich stellte oder dorthin als Aufgegriffener zurückge- 
bracht wurde. 

An dieser Tatsache, daß der Tag der Rückkehr auf 
S. M. S. „W." entscheidend ist, kann auch die in dem Urteile 
des Oberkriegsgerichtes erwähnte Vereinbarung des Komman- 
dos der aktiven Schlachtflotte mit dem Kommando der Marine- 
station der Ostsee .... nichts andern. Denn trotz dieser Ver- 
einbarung, beziehungsweise trotz der zufolge derselben ge- 
schehenen Zuteilung des Angeklagten zur x. Kompagnie der 
Matrosendivision in K. blieb die Dienststellung — Schiff — des 
Angeklagten nach wie vor dieselbe; es handelte sich lediglich 
um eine vorübergehende Zuteilung des Angeklagten bis zur 
Rückkehr von S. M. S. „W." 

Auch das frühere preußische Generalauditoriat hat ange- 
nommen, daß als Ende der unerlaubten Entfernung nur der 
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Tag gelten könne, an dem der Angeklagte, sei es durch frei- 
willige Gestellung, sei es durch Rückbringung als Verhafteter, 
bei „seiner" Truppe oder „seiner" DienststeUung oder „seinem** 
Marineteile wieder eingetreten ist oder doch, ohne sein Ver- 
schulden, hätte eintreten können. 

Bezüglich dieses letzten Punktes ist davon auszugehen, 
daß der § 66, wenngleich er mit dem Erfordernisse einer ge- 
wissen Zeitdauer der Abwesenheit einen neuen Tatbestand ent- 
hält und in bezug auf dieses Erfordernis auch unabhängig vom 
§ 64 zu beurteilen ist, doch tatsächlich und wesentlich nur 
zum Ausdrucke bringt, daß § 66 die im § 64 gegebene Begriffs- 
bestimmung des Vergehens der unerlaubten Entfernung zur 
Voraussetzung hat. Vgl. Urteil des III. (bayer.) Senats vom 
23. September 1902 (R.-M.-G. 3, 263). 

Die Worte des § 66 »durch Verschulden des Abwesenden**, 
welche in dem Entwurf eines Militär Strafgesetzbuches — § 80 
— nicht enthalten waren, sind auf Veranlassung eines Be- 
schlusses der Reichstagskommission in das Gesetz aufgenommen 
worden und haben die Bedeutung, daß vom Willen des Täters 
unabhängige Ereignisse, wie Erkrankung, Verkehrsstockungen 
u. dgl. diesem nicht angerechnet werden können und jedes 
Verschulden ausschließen. Im übrigen begreift das „Verschulden*" 
hier sowohl Vorsatz wie Fahrlässigkeit. 

Im vorliegenden Falle erkennt die Revision ein Verschulden 
des Angeklagten mit Recht in dem von dem Oberkriegsgerichte 
festgestellten Tatumstande, daß der Angeklagte aus V. nach A. 
sich entfernt hat und fern geblieben ist mit dem Bewußtsein, 
daß er S, M. S. „W.** dort nicht mehr antreffen werde . . . ." 

Diese Entscheidungsgründe sind bedeutungsvoll und 
mußten deshalb in einem ausführlichen Auszuge wiedergegeben 
werden. Im einzelnen ist zu ihren Ausführungen zu bemerken: 

Das R.-M.-G. unterscheidet zwischen zwei verschiedenen 
Wirkungen der Selbstmeldung: die eine beendet (ebenso wie 
die Aufgreifung) den rechtswidrigen Zustand der Abwesenheit, 
die andere stellt sich als das Aufgeben der über den Vorsatz 
hinausreichenden Absicht dar, sich seiner Dienstpflicht für 
immer zu entziehen, also sozusagen als tätige Reue. Letztere 
Wirkung tritt daher nur bei dem durch die bezeichnete Ab- 
sicht charakterisierten Abwesenheitsdelikte ein, erstere nur bei 
den durch eine bestimmte Dauer der Abwesenheit objektiv be- 

Lelower, Wehrpflioht. 9 
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gründeten Tatbeständen. DiQ Abwesenheit bezieht das R.-M.-G. 
nicht auf den Militärkörper überhaupt, sondern speziell auf den 
Truppenkörper (die Dienststellung), dem der Täter zugewiesen 
ist. Es begründet diese einschränkende Auslegung des Begriffes 
der Dienstpflicht damit, daß die Dienstpflicht als die subjek- 
tive, konkrete Dienstpflicht bei dem zuständigen Truppenkörper 
aufgefaßt werden müsse, da Zweck und Sinn des Gesetzes sei, 
den vollen Mannschaftsstand jedes einzelnen Truppenkörpers 
sicherzustellen. 

Bei der Art des Desertionstatbestandes, die auf dem sub- 
jektiven Merkmale der Absicht dauernder Dienstpflichtent- 
ziehung aufgebaut ist, kann man allerdings mit guten Gründen 
der Ansicht sein, daß die Absicht, sich seiner Dienstpflicht für 
immer zu entziehen, nicht schon durch die Absicht, sich dem 
Dienste bei einem bestimmten Truppenkörper zu entziehen, 
erfüllt wird. Bei der Art des Tatbestandes jedoch, die sich nur 
objektiv durch eine gewisse Abwesenheitsdauer charakterisiert, 
muß zugegeben werden, daß die Zeit der Abwesenheit von dem 
Truppenkörper maßgebend ist^ dem der Täter zur Erfüllung 
seiner Dienstpflicht zugewiesen ist. Wo der Tatbestand nämlich 
nicht durch die meineidige Absicht, sondern durch eine ge- 
wisse Dauer der Abwesenheit von der Erfüllung der militäri- 
schen Berufspflichten bedingt ist, verliert das Abwesenheits- 
delikt seinen Charakter eines Wehrpflichtdeliktes und wird zu 
einer Verletzung der Scblagfertigkeit der bewaffneten Macht 
Die Schlagfertigkeit der bewaffneten Macht ist nun allerdings 
nicht dadurch gewährleistet, daß der Dienstpflichtige irgendwo 
in einem Teile der bewaffneten Macht anwesend ist, sondern 
nur dadurch, daß er bei der ihm angewiesenen Dienststellung 
präsent ist. Auf diesen Umstand legt also das R.-M.-G. bei den 
durch eine gewisse Dauer der Abwesenheit charakterisierten 
Abwesenheitsdeliktstatbeständen mit vollem Rechte das Haupt- 
gewicht. Auch die positiven Gesetze bestätigen mit ihrem Wort- 
laute diese Auffassung. Betrachtet man die Textierung einiger 
auf die Abwesenheitsdauer aufgebauten Tatbestände, so findet 
sich in den Spezialbestimmungen für die bosn.-herzeg. Truppen ^) 
der Wortlaut: „Des Verbrechens der Desertion macht sich 



1) Zirk.-V. des R.-K.M. v. 16./10. 82, A. 4, Nr. 2310 (N.-V.-B. 39), 
Abs. III, Ht. a, h, c. 
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jeder Soldat vom Unteroffizier abwärts schuldig : a) welcher 

aus seinem Standorte oder von dem ihm angewiesenen Stand- 
punkte sich entfernt hat und binnen drei Monaten nicht 

freiwillig zurückkehrt; b) . , , binnen drei Monaten nach Ab- 
lauf der Urlaubszeit oder c) . . . . . auf die ihm kundgegebene 
Einberufung ..... binnen drei Monaten .... in seinem Be- 
stimmungsorte nicht eintrifft . . . ." Hier ist also klar aus- 
gesprochen, daß das Ende der Frist erst mit der Rückkehr zur 
Dienststelle oder mit dem Einrücken zu dieser gegeben ist. 
Dasselbe sagen das französische und das italienische Gesetz, 
welche, wie schon erwähnt, den Desertionstatbestand ausschließ- 
lich auf die Abwesenheitsdauer stützen. Nach ihrem Wortlaute 
ist der Tatbestand hergestellt, wenn der Täter nicht binnen 
der festgesetzten Frist bei dem Truppenkörper, dem er 
angehört oder in seinem Bestimmungsorte wieder ein- 
trifft 

Es läßt sich somit bei den Abwesenheitstatbeständen, die 
sich durch die Dauer der Abwesenheit charakterisieren, grund- 
hältig nicht bestreiten, daß der rechtswidrige Zustand nicht 
durch die Selbstmeldung (oder Aufgreifung) überhaupt, sondern 
nur durch das Eintreffen in dem Orte beendet wird, den Ge- 
setz und Befehl dem Verpflichteten vorschreiben. Allerdings 
wird man dabei unterscheiden müssen zwischen der Berechnung 
der strafgesetzlich für den Tatbestand in Betracht kommenden 
Abwesenheitsdauer und der Berechnung des wegen nicht er- 



1) Vgl. Art. 230, 231, 233 franz. M.-St.-G., Art. 75 franz. Wehr-G., Art. 
138, 139, 146, 148 ital. St.-G. f. d. Landheer, Art. 161, 162, 170, 172, 180 
ital. St.-G. f. d. Marine. Doch nimmt das ital. G. einen vermittelnden Stand- 
punkt durch folgende Bestimmung (Art. 159 f. d. Landheer, Art. 183 f. d. 
Marine) ein: „Wenn vor Ablauf der Frist für die Zurechnung der Desertion 
der abwesende Soldat sich bei irgendeiner Behörde mit der Erklärung meldet, 
daü er zu seinem Truppenkörper, Detachement, Institut, zu seiner Anstalt, 
zu seinem militärischen Amte, dem er angehört oder wo er kommandiert 
ist, zurückkehren wolle und sich tatsächlich in der ihm von der vorbe- 
zeichneten Behörde vorgeschriebenen Art und Zeit dorthin begibt, wird er 
von der Strafe der Desertion befreit und kann bloß der Disziplinarbestrafung 
unterworfen werden; die etwa schon erlassene Deserteurserklärung ist dann 
als nicht geschehen zu betrachten." Sonach beendet nach dem italienischen 
Rechte die Meldung bei einer anderen als der eigenen Dienststelle den Zu- 
stand der rechtswidrigen Abwesenheit unter der Bedingung, daß ihr der 
Flüchtling die schleunigste und direkte Einrückung zur eigenen Dienststeile 
folgen läßt. 

9* 



— 132 — 

füUter Wehrpflicht etwa nachzudienenden Abwesenheitsinter- 
kalares. Letzteres müßte m. E. mit dem Augenblicke als be- 
endet betrachtet werden, wo der Deserteur wieder in die Ge- 
walt irgendeiner militärischen Behörde gelangt, weil von da an 
die, nicht an den Dienst bei einem bestimmten Truppenkörper 
gebundene, Erfüllung der Wehrpflicht überhaupt weiterlauft. 
Das Nachdienen des Desertionsinterkaiares ist nämlich eine 
reine Wehrpflichtsache und wohl zu unterscheiden von der 
Nachholung gewisser Dienstpflichtleistungen wie z. B. ganz oder 
teilweise versäumter Waffenübungen. Für die Berechnung eines 
Waffenübungsversäumnisses und des demgemäß nachzutragen- 
den Übungsrestes wird allerdings der Zeitpunkt maßgebend 
sein, wo der Täter wieder bei der Dienststelle, bei welcher er 
die Übung abzuleisten hat, tatsächlich in die Dienstleistung 
tritt, mit bezug auf die Wehrpflicht überhaupt endet aber das 
Interkalare eventuell schon früher, wenn der Täter zuvor in 
die Gewalt einer anderen militärischen Behörde gekommen, 
also militärisch präsentiert worden ist. Daß in dieser Beziehung 
ein Unterschied gemacht werden muß, ergibt sich schon aus der 
Erwägung, daß strafgesetzlich zur Fixierung des Tatbestandes 
und des Strafsatzes nur eine gewisse Mindestdauer der Ab- 
wesenheit von der eigenen Dienststelle erreicht werden muß. 
Die Aburteilung wird sofort möglich, sobald die Minimalfrist 
des strengsten Tatbestandes abgelaufen ist. Hingegen könnte 
die Berechnung des nachzudienenden Interkalares erst dann 
vorgenommen werden, bis die sich unter Umständen jahre- 
lang hinausziehende Wiedervereinigung des Absentierers mit 
seinem Truppenkörper (z. B. Kriegsschiff auf Weltumseglung) 
erfolgt ist. Aus praktischen Gründen wird man den von einem 
Kriegsschiffe entwichenen Matrosen baldigst einer anderen 
Dienststelle zuweisen und nicht die Rückkehr seines auf einer 
weiten Reise befindlichen Schiffes untätig abwarten lassen oder 
ihn diesem mit großem Kosten- und Zeitaufwande nachsenden. 
Da nun der Mann durch die inzwischen bei einem anderen 
Marineteile geleisteten militärischen Dienste die Erfüllung seiner 
Wehrpflicht zweifellos fortsetzt, so kann man die Zeit dieser 
anderweitigen Dienste keinesfalls als nachzudienendes Deser- 
tionsinterkalare betrachten, sondern muß sie auf die wehr- 
gesetzlich bestimmte Dienstzeit anrechnen. 
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Im einzelnen Falle können sich bei der Berechnung der 
strafgesetzlich relevanten Abwesenheitsfrist wesentliche Schwie- 
rigkeiten ergeben. Bei der Mannigfaltigkeit der möglichen Fälle 
läßt sich im großen und ganzen zu ihrer Lösung auch keine 
andere Direktive geben, als sie vom R.-M.-G. aufgestellt wird, 
daß nämlich die strafgesetzlich relevante Abwesenheitsfrist mit 
dem Zeitpunkte endet, wo der Täter bei „seinem" Truppen- 
körper wieder eingetreten ist oder doch ohne sein Verschulden 
hätte eintreten können und daß zum „Verschulden" hier auch 
die Fahrlässigkeit hinreicht. 

Entweicht der Eingebrachte oder Selbstgemeldete aber- 
mals und zwar vor dem Ende der strafgesetzlich relevanten 
Abwesenheitsfrist, d. i. also vor seiner Wiedervereinigung mit 
seinem Truppenkörper, so liegt ein fortgesetztes Delikt, ent- 
weicht er später, so liegt ein neu begangenes Delikt vor. 

Eine besonders mildernde Berücksichtigung verdient bei 
der Fahnenflucht die Rekruteneigenschaft. Bekanntlich wird die 
Rekrutenzeit vom Soldaten als der schwerste Teil seiner Dienst- 
zeit empfunden. Körperliche und geistige Anforderungen unge- 
wohnter Art, eine bisher in gleichem Maße nicht gekannte 
straffe Zucht und Beschränkung der Bewegungsfreiheit treten 
an den jungen Mann heran, Heimweh und Sehnsucht nach der 
bisherigen Umgebung wirken ein, die Überzeugung von der 
Notwendigkeit mancher, mit dem Kriegerstande unvermeidlich 
verbundenen Härten fehlt noch und so sind die subjektiven 
und objektiven Dispositionen für Schritte gegeben, die eine Be- 
freiung von diesem Zustande versprechen. Da ist nicht nur 
vorbeugend ein verständnisvoll geduldiges Vorgehen der Vor- 
gesetzten und der älteren Kameraden am Platze, sondern auch 
eine besondere Milde der strafrechtlichen Repression gegen 
jene Rekruten, deren noch unentwickeltes Pflichtgefühl sich als 
zu schwach erwiesen hat, sie im pflichtmäßigen Ausharren bei 
der Fahne zu erhalten. Auch in dieser Beziehung waren die 
Römer vorbildlich (1. 4, § 16, 49, 16 auf S. 45) und von den 
modernen Gesetzen ist das französische hervorzuheben, das dem 
flüchtigen jungen Soldaten, der noch nicht drei Monate gedient 
hat, eine besondere mildere Behandlung einräumt.^) Das öst. 



1) Ebenso Rott a. a. O. 68. 

2) Vgl. den Art. 231 in der Fußnote 1 auf S. 45. 
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M.-St.-G. anerkennt die Rekruteneigenschaft als einen allge- 
meinen Milderungsumstand bei allen Militärdelikten (§114, lit. 1). 
Dieselben Gründe, die für eine mildere Behandlung der 
Fahnenflucht des Rekruten sprechen, lägen eigentlich auch für 
eine gleiche Behandlung der Selbstbeschädigung des Rekruten 
vor. Jedoch spricht gegen die Festsetzung eines milderen Straf- 
satzes für die Selbstbeschädigung eines Rekruten eine gewich- 
tige praktische Erwägung, die aus der Tatsache entspringt, daß 
die Selbstbeschädigung, einmal begangen, die Diensttauglichkeit 
des Wehrpflichtigen endgültig herabsetzt oder ganz aufhebt, 
während der Fahnenflüchtige die versäumte Dienstzeit nach- 
tragen kann. Während also bei der Fahnenflucht in dem Fest- 
setzen eines milderen Strafsatzes für den Rekruten zugleich 
eine Erleichterung der Rückkehr liegt, wodurch das verletzte 
Rechtsgut vor einer fortgesetzten Schädigung bewahrt werden 
soll, entbehrte der mildere Strafsatz bei der in ihren Folgen 
irreparablen Selbstbeschädigung einer gleichen Wirkung und 
wirkte nur als eine Prämie für die Begehung einer Selbst- 
beschädigung innerhalb der ersten Dienstzeit. Diese straf- 
politische Erwägung verbietet also, für die Selbstbeschädigung 
des Rekruten einen milderen Strafsatz aufzustellen, was natür- 
lich anderseits nicht hindert, die Rekruteneigenschaft des Täters 
nach Art des im vorigen Absätze erwähnten § 114 lit. 1 öst. 
M.-St.-G. als Milderungsumstand innerhalb des gewöhnlichen 
Strafsatzes zu berücksichtigen. Tatsächlich findet sich in den 
mir bekannten Militärstrafgesetzbüchern ein solcher besonderer 
Strafsatz beim Verbrechen der Selbstbeschädigung nicht. 

Die Gefährlichkeit der Fahnenflucht für den Bestand der 
Kriegsmacht und die in der Natur dieses Verbrechens gelegene 
weitgehende Möglichkeit, eine im Vorbereitungsstadium befind- 
liche Fahnenflucht zu verhindern, rechtfertigt es, allen Soldaten 
die Pflicht aufzuerlegen, von einem solchen Vorhaben die 
Meldung zu erstatten, sofern die Kenntnis zu einer solchen 
Zeit erlangt wird, wo die Verhütung noch möglich ist. Eine 
besondere Anzeigepflicht bei Fahnenflucht statuieren daher das 
deutsche (§ 77), das dänische (nur zur Zeit des Krieges, § 94) 
und das schwedische (§ 67) M.-St.-G. 

Was den Beginn der Verjährung betrifft, so läßt sich 
gegen den Beginn mit dem Austritte aus dem dienstpflichtigen 
Alter theoretisch einwenden, daß das Abwesenheitsinterkaiare 
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in die Dienstzeit nicht einzureclinen ist, folglich die Dienstzeit 
weder fortgesetzt noch beendet werden kann, solange die Ab- 
wesenheit dauert. Da nun die Dienstzeit zunächst nicht durch 
ein bestimmtes Maximalalter begrenzt, sondern nach der Zahl 
der Dienstjahre berechnet und die Zeit der Abwesenheit auf 
diese Dienst] ahre nicht gerechnet wird, könnte eigentlich bei 
Fortdauer der Abwesenheit die Verjährung nicht beginnen. 
Auch der Dauerdeliktscharakter spricht gegen die Zulässigkeit 
des Verjährungsbeginnes vor der Rückkehr. Auf diesem Stand- 
punkte stand der dem § 76 des Gesetzes entsprechende § 90 
des Entwurfes zum deutschen M.-St.-G., welcher bestimmte, daß 
die Fahnenflucht solange nicht verjähre, als sich der Täter 
durch seine Abwesenheit der Verfolgung entziehe. Die Motive 
sagten hierzu, daß dies der Natur der Fahnenflucht entspreche, 
die sich nicht in einer einzigen Handlung abschließe, sondern 
als fortgesetzte Handlung darstelle. Der Reichstag bestimmte 
jedoch, daß die Verjährung mit dem Tage beginne, wo der 
Fahnenflüchtige, wenn er die Handlung nicht begangen hätte, 
seine gesetzliche oder von ihm übernommene Verpflichtung 
zum Dienste erfüllt hätte. Auch die Begründung zum § 151 
des Bergmayr sehen Vorentwurfes zum öst. M.-St.-G. (ent- 
sprechend dem § 139 des Gesetzes^) stützt die Bestimmung, 
daß das Militärverbrechen der Desertion überhaupt nicht ver- 
jähre, auf die Erwägung, daß dieses Delikt von dem Deserteur 
bis zu seiner Rückkehr fortgesetzt wird. (Hierzu kommt noch 
bei Deserteuren, die ins Ausland geflüchtet sind, daß nach 
österreichischem Rechte — § 136 lit. d M.-St.-G. — die Verjährung 
überhaupt ausgeschlossen ist, wenn der „Verbrecher" ins Aus- 
land geflüchtet ist.) 

Für die Zulässigkeit eines Verjährungsbeginnes während 
der Fortdauer der Desertion spricht jedoch folgendes: Auch 
beim Müitärverbrechen der Selbstbeschädigung, das wir als das 
schwerste der Wehrpflichtdelikte erkannt haben, wird die Ver- 
jährung zugelassen, obgleich hier wie dort der Staat um den 
Militärdienst des Täters geschädigt wird.^) Es ist daher unbillig 



1) Preminger „Die zivilrechtliche Stellung des Deserteurs" in R.-Z. 1, 3 
irrt, wenn er annimmt, daß die Verjährung der Desertion auch nach öst. 
Rechte mit dem Zeitpunkte beginne, wo der Deserteur seine Dienstzeit 
vollendet hätte. 

2) Vgl. Damianitsch, Studien 27. 
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und vom praktischen Gesichtspunkte betrachtet wenig folge- 
richtig, bei der dasselbe Rechtsgut verletzenden Desertion die 
Verjährung auszuschließen. Das Argument, daß der Deserteur 
seine Dienstzeit während seiner Abwesenheit nicht fortsetze und 
daher nicht beenden könne, ist nur teilweise richtig, denn die 
positiven Gesetze knüpfen die Beendigung der Wehrpflicht viel- 
fach auch an die Erreichung eines gewissen Lebensalters und 
zwar nicht nur allein deshalb, weil der Wehrpflichtige bis dahin 
eine gewisse Anzahl von Dienstjahren vollstreckt hat, sondern 
auch darum, weil angenommen wird, daß seine Dienstfähigkeit 
mit dem Eintritte in ein gewisses Alter zu schwinden beginnt. 
Von diesem letzteren Zeitpunkte an hört das Interesse des 
Staates an der tatsächlichen Erfüllung der Wehrverpflichtungen 
durch den Wehrpflichtigen auf, weil er hierzu nicht mehr voll- 
kommen geeignet ist und somit steht nichts im Wege, die Ver- 
jährung auch für die Abwesenheitsdelikte beginnen zu lassen. 
Für die Zulässigkeit der Verjährung überhaupt sprechen bei 
der Desertion dieselben Gründe wie bei allen anderen Ver- 
brechen.^) So haben auch das öst. Wehr-G. im § 67 al. 2 Pkt. 1 
und der § 7 Abs. 2 des korrespondierenden kroatisch-slav. G. 
V. 2./12. 89, L.-G. u. V.-B. 71 festgesetzt, daß die Verjährung 
der Stellungsflucht mit dem vollstreckten 36. Lebensjahre be- 
ginne. Da nun die Stellungsflucht im Grunde dasselbe Delikt 
ist wie die Fahnenflucht, indem sich hierdurch der Täter seiner 
Wehrpflicht durch seine Abwesenheit entziehen will und der 
Unterschied nur in dem Wehrpflichtstadium des Täters liegt, 
ist folgerichtig auch für die Fahnenflucht der Beginn der Ver- 
jährung mit dem Austritte aus dem wehrpflichtigen Alter zu- 
zulassen. 

§ 12. Die Verletzung der Wehrpflicht dnrch die absicht- 
liche Herbeiführung der körperlichen Untauglichkeit. 

Diese gewöhnlich als Selbstbeschädigung bezeichnete Art 
der Verletzung der Wehrpflicht besteht entweder in dem vor- 
sätzlichen Hervorrufen oder in dem vorsätzlichen Steigern 
oder in der vorsätzlichen Hintanhaltung der Heilung einer 
inneren oder äußeren^) Krankheit, in der Absicht, sich den 

1) Vgl. Damianitsch, Studien. 27. 

2) Vielleicht auch geistigen (Olshausen a. a O. § 142, 2, Rott 
a. a. O. 61 und Eisner- Sohl a. a. O. 95). 
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militärischen Verpflichtungen zu entziehen und kann sowohl 
durch eigenes Handeln des Dienstpflichtigen als auch mit dessen 
Zustimmung durch einen anderen erfolgen. Dolus eventualis 
genügt. ^) Da zum Tatbestande nicht nur vorsätzliches Handeln, 
sondern auch die auf die Verletzung der Wehrpflicht gerichtete 
Absicht erforderlich ist, schließt die Selbstmordabsicht den 
Tatbestand aus. Ebensowenig kann die absichtliche Herbei- 
führung moralischer Unfähigkeit, wie sie z. B. nach deutschem 
Rechte (§31 R.-St.-G.) durch die Verurteilung zur Zuchthaus- 
strafe bewirkt wird oder nach dem norwegischen Ziv.-Sti-G. 
(§§ 29, 30) mit der Verurteilung zu Gefängnis oder zu min- 
destens dreijähriger Haftstrafe oder zu Amtsverlust verbunden 
werden kann, hierher gezählt werden.^) Das Geltendmachen der 
Krankheit gehört nicht mehr zum Tatbestande, welcher Meinung 
auch Olshausen (a. a. O. § 142, 7), Koppmann-Weigel (a. 
a. O. § 81, 6) und Merkel (a. a. O. 404) sind. Das bloße Vor- 
schützen von Gebrechen fällt unter den Begriff der listigen 
Umtriebe. 

Streitig ist, ob der Tatbestand auch dadurch herge- 
stellt werden kann, daß ein Wehrpflichtiger, der sich ohne 
sein Zutun in einem dienstuntauglichen Zustande befindet, die 
Beiziehung ärztlicher Hilfe unterläßt oder die ärztlichen An- 
ordnungen nicht befolgt oder die Vornahme der zur Er- 
reichung seiner Diensttauglichkeit nötigen Operation verweigert. 
Die positiven Gesetzgebungen scheinen diese Frage eher zu 
verneinen, da sie nach ihrem Wortlaute dem Wehrpflichtigen 
nur die Herbeiführung des diensttauglichen Zustandes verbieten, 
nicht aber ihm, wenn er unverschuldet dienstuntauglich ist, die 
Herstellung seiner Dienstfähigkeit bei sonstiger Strafe gebieten.^) 



1) Ebenso Koppmann-Weigel § 81, 3, Brauer, „Das Verbrechen 
der Selbstverstümmlung" 150, Brauer, Handbuch des Militär straf rechtes 119, 
Damianitsch § 293. 

2) Ebenso Koppmann-Weigel, § 81, 4, Damianitsch, Studien, 33, 
Fußnote 38, Olshausen § 142, 2, Frank § 142, I; a. M. Schwarze § 142, 6. 

^) Vgl. § 293 Ost. M.-St.-G.: „Wer .... durch Verstümmlung seines 
«Körpers oder durch geflissentliche Hervorbringung einer Krankheit zum 
Militärdienste sich untauglich zu machen . . . trachtet . .*; §49 öst. Wehr-G.: 
„Wer durch Selbstbeschädigung oder in anderer Weise sich in einen Zu- 
stand versetzt . . ."; § 49 ung. Wehr-G.: „Wer sich vorsätzlich beschädigt 
oder in einen solchen Zustand versetzt . . . .^', ebenso § 4 kroat.-slav. 
G. V. 2./ 12. 89 L..G. u. V.-B. 71; § 81 deutsches M.-St,-G.: „Wer sich vor- 
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Zur Beantwortung unserer Frage ist auf den Inhalt der 
Wehrpflicht zurückzugehen und zu untersuchen, ob sie dem 
Wehrpflichtigen auch die Verpflichtung auferlegt, sich nach Mög- 
lichkeit diensttauglich zu machen. Die Wehrpflicht ist das 
Korrelat des staatsbürgerlichen Anspruches auf staatlichen Schutz 
und wenn der Staatsbürger vom Staate verlangt und verlangen 
kann, daß ihm dieser Schutz im Notfalle auch ohne Rücksicht auf 
die körperliche Integrität der Staatsorgane gewährt werde und 
wenn erwogen wird, daß der größte und gef ährdeteste Teil dieser 
Staatsorgane nicht freiwillig, sondern auf Orund der staats- 
bürgerlichen Wehrpflicht die Körperintegrität aufs Spiel setzen 
muß, ist es nur recht und billig, wenn der Staat dem einzelnen 
Wehrpflichtigen eine gewisse Verpflichtung auferlegt, Mängel 
seiner Diensttauglichkeit zu beheben. Fraglich kann nur der 
Umfang der Verpflichtung sein und ich glaube, ihn dahin be- 
stimmen zu können, daß er alle innerlichen, äußerlichen und 
operativen Heilversuche in sich schließt, die weder lebens- 
gefährlich noch schwer ausführbar noch besonders schmerzhaft 
sind. Bei welchen Heilversuchen letzteres zutrifft, wäre amts- 
ärztlich zu entscheiden. Eine gewisse Analogie könnte in der 
Verpflichtung des Ehegatten zur Vornahme solcher Heilver- 
suche zur Behebung einer Impotenz gesehen werden. 

Über die hier bezeichnete Grenze hinauszugehen, scheint 
mir mit dem Prinzipe des persönlichen Selbstbestimmungs- 
rechtes unvereinbar. Dieses für sich allein betrachtet stünde 
allerdings jedweder Verpflichtung entgegen, sich Heilversuchen 
zu unterziehen, im Zusammentreffen mit der Wehrpflicht jedoch 
muß ein Kompromiß geschaffen werden, der im vorstehenden 
versucht ist. 



sätzHch durch Selbstverstümmlung oder auf andere Weise untaug- 
lich macht," ebenso § 142 deutsches R.-St.-G.; Art. 70 franz. Wehr-G.: 
„Tout homme pr^venu des'Stre rendu impropre au Service militaire ...*'; 
§ 95 dänisches M.-St.-G.: „Wer .... Krankheit oder ein körperliches Ge- 
brechen ... sich zuzieht . . ."; § 36 norweg. M.-St.-G.: „Wer .... durch 
Verstümmlung oder auf andere Weise sich .... untauglich macht ....''• 
§ 70 schwedisches M.-St.-G.: „Eine Person des Soldatenstandes, welche sich 

durch Verstümmlung oder auf andere Weise vorsätzlich untauglich 

macht " 

Vgl. Stubenrauch, Kommentar zum A.-B.-G.-B. s § 60, II 2 und 
die dort in der Fußnote 1 angezogene oberstger. £. 14741. 
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Von positiven Bestimmungen ist zu erwähnen der !Eri. 
des k. und k. R.-K.-M. v. 28./12. 06, A. 14, Nr. 3040,0 dessen 
erster Absatz lautet: 

„In den Militärsanitätsanstalten ist im Frieden vor jeder 
lebensgefährlichen oder den Verlust wichtiger Körperteile nach 
sich ziehenden Operation die vor Zeugen abgegebene münd- 
liche oder schriftliche Zustimmung des Kranken einzuholen." 

Diese Vorschrift kann für unsere Frage nur argumento a 
contrario verwertet werden und dieser Gegenschluß ist nicht 
sicher, weil er folgende zwei Inhalte haben kann : a) Vor min- 
der schweren Operationen ist zwar auch die Zustimmung des 
Patienten einzuholen, jedoch muß diese nicht mit den hier 
vorgeschriebenen Beweissicherungsmitteln versehen sein oder 
b) zu minder schweren Operationen ist überhaupt keine Zu- 
stimmung erforderlich. Im Zusammenhalte mit dem § 2 vor- 
letzter und letzter Abs. der „Vorschr. f. d. ärztliche Unter- 
suchung der Wehrpflichtigen** (Beilage III zu den Wehr-V. I. T.), 
mit dem § 93 Pkt. 2 der öst. und der ung. Wehr-V. I. T., dann 
mit § 19 Pkt. 3 Abs. 3 und Pkt. 5 Abs. 2 der bosnisch-herzeg. 
Wehrgesetzinstruktion ist für Österreich-Ungarn und Bosnien 
nur der Schluß a) als gerechtfertigt anzusehen, wonach selbst 
minder schwere Operationen an Stellungspflichtigen ohne 
deren Einwilligung nicht vorgenommen werden dürfen. Wohl 
aber gestatten diese Vorschriftsstellen, Stellungspflichtige in 
ein Zivilspital abzugeben, wenn ein Gebrechen längstens inner- 
halb vier Monaten und ohne chirurgische Operation als 
heilbar erkannt wird, insofern die häusliche Pflege keine ge- 
nügende Gewähr für die erforderliche ärztliche Behandlung 
bietet. Es kann nun für die bereits eingereihten Dienstpflich- 
tigen nichts anderes gelten wie für die Stellungspflichtigen, 
denn der Rechtsgrund, aus dem sie sich einer ärztlichen Be- 
handlung unterwerfen müssen, ist für beide Kategorien ein 
und derselbe, nämlich die Wehrpflicht. 2) Nur die Befristung 
von vier Monaten hat auf Dieustpflichtige offenbar keine An- 
wendung, weil die Zeit der Dienstpflichtigen ohnedies zur Ver- 
fügung der Militärbehörde steht. Wo aber eine gesetzliche 



1) Beibl. zum V.-B. f. d. k. u. k. Heer Nr. 52. 

2) Derselbe Gedanke liegt offenbar dem Sanitätsregl. II. T., § 5 Pkt. 5 
zugrunde, wonach der Abteilungschefarzt einer Militärsanitätsanstalt ver- 
pflichtet ist, vor jeder Operation die Zustimmung des Kranken einzuholen. 
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Wehrpflicht überhaupt nicht vorhandcD ist, sondern nur eine 
freiwillig übernommene Dienstpflicht vorliegt, ist eine Ver- 
pflichtung zur Duldung von Heilversuchen für nicht absichtlich 
zugezogene Leiden m. E. überhaupt nicht begründet 

Das Recht der Monarchie ist somit insofern wesentlich 
liberaler, als die früher dogmatisch ermittelte Zulässigkeit 
der Verfügungsmacht über den Körper des Wehrpflichtigen, 
als es ihn nicht zur Duldung auch nur der leichtesten chirurgi- 
schen Operation verhält. M. E. wäre de lege ferenda jedoch 
kein Bedenken, bis an die dogmatisch ermittelte Znlässigkeits- 
grenze zu gehen. 

Dem oben unter b) dargelegten Schluß, daß zu minder 
schweren Operationen überhaupt keine Zustimmung des Wehr- 
pflichtigen nötig sei, hat das R.-M.-G. aus der Bestimmung dos 
§ 77 Ziff. 3 der deutschen Friedenssanitätsordg. v. 16./5. 91 
gezogen, wonach der ordinierende Arzt vor jeder erheblichen 
chirurgischen Operation sich der Einwilligung des Kranken 
versichern soll. Das R.-M.-G. hat daher entschieden (8, 278): 
„Soferne es sich nicht um die Vornahme einer erheblichen 
chirurgischen Operation handelt, ist jeder Unteroffizier und 
Gemeiner, dessen Dienstbrauchbarkeit durch eine Erkrankung 
beeinträchtigt ist, verpflichtet, den die Heilung bezweckenden 
Befehlen des zuständigen Sanitätsoffiziers Folge zu leisten." In 
den Gründen wird gesagt ^daB die Dienstpflicht des Soldaten 
nicht nur darin besteht, ein Mitglied des Heeres zu sein, 
sondern auch die Verpflichtung in sich schließt, ein brauch- 
bares Mitglied desselben zu sein''. Diese reichsmilitär gericht- 
liche Entscheidung scheint mir insofern zu weit zu gehen, als 
sie keinen Unterschied macht zwischen Soldaten, die auf Grund 
wehrgesetzlicher Verpflichtung dienen und solchen, die frei- 
willig dienen.^) Letzteren die in Rede stehende Verpflichtung 
auferlegen zu wollen, scheint mir keine Grundlage vorhanden, 
denn zur Einschränkung des Selbstbestimmungsrechtes über 
den eigenen Körper kann zwar eine wichtige allgemeine Staats- 
bürgerpflicht stark genug sein, nicht aber ein Vertragsverhältnis 
und sei es auch ein öffentlichrechtliches. Darum ist m. E. der 
freiwillig dienende Soldat allerdings strafbar, wenn er sich vor- 

i) Die Berufung auf die Friedenssanitätsordg. kann das R.-M.-6. nicbt 
decken, denn es steht wohl außer Zweifel, daß eine solche Verpflichtung 
nicht auf einer Verordnung, sondern nur auf einem Gesetze beruhen kann. 
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sätzlicb zur Erfüllung seiner vertragsmäßigen Dienstpflicht un- 
tauglich macht, denn der Rechtsgrund der Strafbarkeit liegt 
hier im dolosen Vertragsbruche. Er ist aber nicht strafbar, 
wenn er die Heilversuche zur Wiederherstellung seiner unver- 
schuldet verlorenen Dienstfähigkeit verweigert, weil er dazu, 
wie oben gesagt, nicht verpflichtet werden kann.^) Richtiger ist 
daher m. E. die E. des öst K.-H. 1738. Diese gründet ihren 
Ausspruch, daß der Tatbestand auch durch die Hintanhaltung 
der Heilung zufälliger Beschädigungen verwirklicht werden 
könne, auf die gesetzliche Wehrpflicht. Aus den Gründen 
ist hervorzuheben: „Der in Betracht kommende Tatbestand 2) 
liegt in der Herbeiführung eines Zustandes, durch welchen die 
Erfüllung der Wehrpflicht vereitelt werden soll. Ob dieser Zu- 
stand aus einem positiven oder negativen Verhalten des Wehr- 
pflichtigen hervorging, darauf legt das Gesetz kein Gewicht, 
da es durch die allgemeine Bestimmung „oder in anderer 
Weise *^ neben der Selbstbeschädigung auch andere Begehungs- 
arten zuläßt. Der Tatbestand kann daher auch in einer dolosen 

Unterlassung begründet sein. Wenn die Beschwerde eine 

Vorschrift vermißt, welche den Wehrpflichtigen eine zufällig 
empfangene Wunde auf eigene Kosten heilen zu lassen ver- 
pflichtet, so vergegenwärtigt sie sich nicht, daß diese Ver- 
pflichtung ein Korollar der Wehrpflicht bildet. Die 
Wehrpflicht legt es nicht in dasBelieben des Verwunde- 
ten, sich heilen zu lassen oder nicht. Erhandelt rechts- 
widrig und wird strafbar, sobald er die Heilung für 
seine Wunde zu suchen zu dem Zwecke vorsätzlich 
unterläßt, um auf diesem Wege zur . Erfüllung der 
Wehrpflicht untauglich zu werden. Demjenigen, welcher 
die Kosten der Heilung aus Eigenem zu bestreiten nicht ver- 
mag, hält die Staatsverwaltung die Möglichkeit unentgeltlicher 
Heilung offen " s) 

1) Die Frage, ob er sich durch eine solche Weigerung seiner Pensions- 
ansprücbe verlustig machen kann, ist von der Frage der Straf barkeit unab- 
hängig und fäUt nicht in den Rahmen der strafrechtlichen Erörterung. 

^ sc. des § 49 Wehr-G. (Selbstbeschädigung). 

3) Sohächter („Das Recht des ärztUchen Eingriffes und die Verant- 
wortlichkeit des Arztes'') in R.-Z. 2, 18 teilt mit, daß in Italien mit Leisten- 
bruch behaftete Soldaten ohne ihre Einwilligung ex offo operiert werden, 
um sie diensttauglich zu machen. Einer weiteren privaten Auskunft des 
Herrn Dr. Schächter verdanke ich die Mitteilung, daß dies auch in Frank- 
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Nach den vorhergehenden Ausführangen kann die Selbst- 
beschädigung somit sowohl ein Kommissivdelikt als auch 
ein Omissivdelikt sein. Als Omissivdelikt ist sie ein 
Dauerdelikt, das bis zum Zeitpunkte währt, wo die Heil- 
versuche entweder vorgenommen oder aussichtslos werden. Als 
Kommissivdelikt schafft sie zwar auch einen gesetzwidrigen 
Zustand, ist jedoch kein Dauerdelikt, sondern beendet, sobald 
die gesetzlichen Tatbestandsmerkmale erfiillt sind. Daß auch 
der Eintritt des Erfolges hierzu nötig ist, wäre dogmatisch 
richtiger zu fordern, da das strafbare Wesen des Verbrechens 
eigentlich erst in dem Erfolge des Untauglichwerdens besteht. 
Das Ost. M.-St-G. und das öst. Wehr-G. verlangen jedoch den 
Eintritt des Erfolges nicht zur Beendigung des Verbrechens, 
wogegen alle anderen in der Fußnote 3 auf der Seite 137 an- 
geführten Gesetze auf dem hier vertretenen Standpunkte stehen. 
Damit ist auch die Grenze des Versuches bestimmt,^) der 
naturgemäß nur bei der Kommissivform des Deliktes möglich ist. 

Das „Untauglichmachen-Lassen" ist nach Olshausen (a. a. 0. 
§ 142, 4) kein Kommissivdelikt durch Unterlassung, sondern viel- 
mehr „ein sogenanntes Geschehenlassen, das als Täterschaft straf- 
bar ist, weil der Handelnde, nachdem er seinerseits einen anderen 
zum Untauglichmachen bestimmt hat, nunmehr lediglich den 
Erfolg der vorher in bezug auf das verbrecherische Ziel ent- 
wickelten Tätigkeit abwartet.^ Es ist somit ein Kommissivdelikt. 
Daß der Untauglichmachende selbst schuldhaft handle oder daß 



reich und in der Schweiz (trotz MiUz!) eingeffthrt werden soUe. Leider 
konnte ich hierüber nichts Authentisches in Erfahrung bringen. Die von 
Dr. Schächter in der obigen Abhandlung aufgeworfene Frage nach der 
Rechtsbasis, auf der der Arzt hierbei vorgehe, beantwortet sich dahin, da£ 
diese Rechtsbasis der staaüiche Auftrag ist, der auf Grund der Militärver- 
waltungsbefugnisse erteilt wird und dessen Vollzug sich zu unterziehen, der 
Wehrpflichtige durch seine Wehrpflicht verpflichtet ist. 

Die Frage des Rechtes des ärzUichen Eingriffes hängt mit der im 
Texte aufgeworfenen Frage nur mittelbar zusammen. Für diese ist in erster 
Linie und grundsätzlich nur der Inhalt der Wehrpflicht mafigebend. Der 
Umfang des Rechtes des ärztlichen Eingriffes dient nur im Wege der Analogie 
zur Bestimmung der Grenze, bis zu welcher an dem Wehrpflichtigen auch 
ohne seine Zustimmung oder selbst gegen seinen Willen Heilversuche vor- 
genommen werden dürfen. Die Analogie ist begründet, weil in beiden Fällen 
bei der Abwägung der Interessen das Yerfügungsrecht des Individuums über 
seinen Körper in der einen Wagschale liegt. 

1) Vgl. Finger a. a. O. 220 ff. 
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er auf Veranlassung des Wehrpflichtigen handelte, ist nicht 
nötig. ^) Hat er aber mit vollem Schuldbewußtsein gehandelt, 
dann sollte der Wehrpflichtige, der ihn angestiftet hat, eigent- 
lich als Anstifter behandelt werden, wird jedoch in den posi- 
tiven Gesetzen als Täter bestraft.^) Diese Ausnahmsbehandlung 
ist gerechtfertigt, weil der Wehrpflichtige, der einen anderen 
dazu anstiftet, ihn untauglich zu machen, immer noch selbst 
derjenige bleibt, der selbst die strafbare Rechtsgüterverletzung 
begeht, nämlich das Sichentziehen von seiner Wehrverpflichtung, 
Nicht die von dem • anderen begangene Körperverletzung ist 
die Hauptsache, sondern die von dem Wehrpflichtigen durch 
die Anstiftung und durch das nachfolgende Geschehenlassen 
verübte Wehrpflichtverletzung. 

Dem Verlangen der Beschädigung durch den Wehrpflichtigen 
ist dessen stillschweigende Zustimmung gleichzuachten.') Fehlt 
ein solches Verlangen oder eine solche stillschweigende Zu- 
stimmung, dann wäre der Verletzende richtig wegen Körper- 
verletzung zu bestrafen*) und von der Annahme einer Ideal- 
konkurrenz mit Selbstbeschädigung (welches Wort in diesem 
Falle die Beschädigung eines anderen, nämlich des Wehr- 
pflichtigen bedeutet) in der Erwägung abzusehen, daß die Ab- 
sicht, jemanden dienstuntauglich zu machen, naturgemäß schon 
die Absicht eines schw^eren Verletzungserfolges in sich schließen 
muß. Um jedoch die damit verbundene Schädigung der staat- 
lichen Wehrkraft nicht ungesühnt zu lassen, würde sich die 
Festsetzung eines besonderen höheren Straf satzes empfehlen. *) 

Nach der Natur des Deliktes sind für die Strafbarkeit 
vorzugsweise zwei Umstände von Bedeutung: a) in welchem 
Grade die Diensttauglichkeit beeinträchtigt, b) ob das Delikt 
im Frieden oder im Kriege begangen worden ist. 

1) Ebenso Olshausen a. a. O. § 142, 4; Frank § 142, II 1; Kopp- 
mann-Weigel a. a. O. § 81, 9; Hecker a. a. O. 179. 

^) § 293 ost. M.-St.-G. (zwar nicht ausdrücklich, aber nach der über- 
einstimmenden Meinung der Praxis und Theorie, vgl. Dangelmaier, Militär- 
verbrechen, 100; Weisl, bes. Teil, 62; Eleemann a. a. O. 141), §§ 49 öst. 
und ung. Wehr-G., § 4 jcroat. G. v. 2./12. 89, § 81 deutsches M.-St.-G., § 142 
deutsches R.-St.-G. 

3) Ebenso Eoppmann-Weigel, § 82, 7; Olshausen, § 142, 5. 

^) Ebenso Koppmann-Weigel, § 82, 7; Olshausen, § 142, 5; 
Frank 142, II 2. 

^) Hingegen ist Hö gel, Geschichte 2,298 für die Annahme der Konkurrenz. 
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ad a) Diese Forderung ist berücksichtigt im ost. (§§ 294, 
295, 297) und im deutschen (§ 80) M.-St.-G., während die 

ad b) genannte im italienischen (§ 174 f. d. Landheer, 
§ 196 f. d. Marine) und im norwegischen Gesetze (§§ 36 und 96, 
dann 89) in Rechnung gezogen ist. 

Hierzu bemerkt Damianit seh (Studien 38 f.): ,Die zweite 
Unterscheidung ist nicht bloß, wie bei den meisten Militär- 
verbrechen wegen des größeren Nachteiles im Kriege, sondern 
.auch hier noch insbesondere wegen der Ähnlichkeit dieses Ver- 
brechens mit der Desertion zu machen; deshalb sollte im Kriege 
noch der Umstand beachtet werden, ob das Verbrechen in Gregen- 
wart des Feindes verübt wurde oder nicht ;^^ dann über die 
Todesstrafe: ^Diese Strafe erscheint mir aber jedenfalls des- 
wegen zu hart, weil der nachteilige Einfluß dieses Verbrechens 
auf die Integrität der Armee kein so großer ist, als bei der 
Desertion, indem es wegen des dadurch am eigenen Körper 
hervorgebrachten Übels nicht so leicht Nachahmer findet und 
vielleicht der Fall nie vorgekommen ist, daß man von einer 

einreißenden Selbstbeschädigung hat reden können Im 

allgemeinen könnte man den Grundsatz festhalten, daß die 
Strafe der Selbstbeschädigung mit gänzlicher Unfähigkeit zu 
Kriegsdiensten analog der Desertion festzustellen sei, doch ist, 
wenn man das Individuum in seiner dienstlichen Stellung vor 
Augen hat, unter sonst gleichen Umständen die vollbrachte 
Selbstbeschädigung deswegen strenger zu bestrafen, weil durch 
letztere der Mann jedenfalls für immer dem Dienste ent- 
zogen wird." 

Für die Anwendung der 'Todes strafe gegen die Selbst- 
beschädigung im Kriege ließe sich das Argument anführen, daß 
der Selbstbeschädiger durch die Verhängung einer Freiheits- 
strafe gerade seinen Zweck erreicht, den Gefahren des Kampfes 
zu entgehen. Diese Erwägung lag auch der auf der Seite 59 
erwähnten V. v. 18./2. 1799, F 254 zugrunde, die die Leibes- 
strafe des Gassenlaufens für die Selbstbeschädigung androhte.^) 
Hingegen ist jedoch zweierlei einzuwenden: erstens rechnet in 
der Regel der Selbstbeschädiger ebenso wie jeder andere Ge- 
setzesübertreter damit, daß seine strafbare Handlung nicht ent- 



1) Solange die körperliche Züchtigung unter den Straf mitteln vorkam, 
war sie offenbar die zweckmäßigste Kriegsstrafe für dieses Verbrechen. 
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deckt oder wenigstens unbewiesen bleiben werde, der Selbst- 
beschädiger insbesondere damit, daß er werde einen unglück- 
lichen Zufall glauben machen können; zweitens miißte derjenige, 
welcher sich hinter den Gefängnismauern vor den feindlichen 
Waffen in Sicherheit bringen will, nicht gerade eine Selbst- 
beschädigung begehen, bei der er zeitlebens zum Krüppel werden 
kann, sondern er vermag dieses Ziel auch durch die Begehung 
irgendeines anderen Deliktes zu erreichen. 

Der häufig vorkommende Mißbrauch der Dienstwaffe zur 
Selbstbeschädigung gilt nach deutschem (§ 55 Ziff. 2) und 
dänischem (§ 52 Ziff. 5) Rechte als Erschwerungsumstand. Als 
Dienstwaffen gelten die zur militärischen Ausrüstung, wenn auch 
außer Dienst zu tragenden Waffen. Die mißbrauchte Waffe muß 
nicht gerade die dem Täter zugewiesene ärarische, sondern 
kann auch eine von Kameraden entlehnte oder eine eigene 
sein (R.-M.-G. 1, 264, 2, 166, 2, 243). 

Die Verjährung beginnt beim Kommissivdelikte mit der 
Begehung, beim Ommissiv-Dauerdelikte mit dem Aufhören des 
Dauerdeliktes, also mit dem Zeitpunkte, wo der kranke Wehr- 
pflichtige die Heilversuche vornehmen läßt oder selbst vor- 
nimmt oder wo Heilversuche aussichtslos werden. Beim Kom- 
missivdelikt kann somit leicht der Fall eintreten, daß die Straf- 
barkeit verjährt ist, bevor das Delikt entdeckt wird. Besonders 
ist dies bei noch nicht Assentierten möglich, wenn sie die straf- 
bare Handlung längere Zeit vor ihrem ersten Erscheinen . zur 
Stellung begangen haben.^) Darum läßt der § 67 öst. Wehr-G. 
die Verjährung der Selbstbeschädigung erst mit dem Ende des 
Jahres, wo der Wehrpflichtige das 36. Lebensjahr vollstreckt 
hat oder mit dem Erscheinen des Wehrpflichtigen vor der 
Stellungs-(Überprüfungs-)kommission beginnen. 

§ 13, Die Verletzung der Wehrpflicht durch listige 

Umtriebe, 

Die Tat besteht in der Anwendung von Mitteln, die eine 
Täuschung über solche Umstände hervorrufen sollen, die nach 
den Bestimmungen über die Wehrpflicht eine Erleichterung in 
ihrer Erfüllung oder deren völlige Erlassung begründen.^) 

1) Vgl. Olshausen, § 142, 10. 

2) Olshausen, § 143, 2 zählt auch die Täuschung über unerhebliche 
Momente hierher, was wohl zu weit gehen dürfte. 

Lelewer, Wehrpflicht. 20 
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Über den Umfang der Absicht vgl. § 7. Ist das Motiv 
Feigheit und werden die auf Täuschung berechneten Mittel in 
der Absicht angewendet, einer persönlichen Gefahr zu entgehen, 
so liegt das von allen Militärstrafgesetzbüchern als besonderes 
Delikt behandelte Verbrechen der Feigheit vor. 

Das Verbrechen kann auch von dem Wehrpflichtigen be- 
gangen werden, der wegen eines körperlichen Gebrechens oder 
aus anderen Gründen Anspruch auf die gänzliche oder teilweise 
Befreiung von der Wehrpflicht hat^ (vgl. § 9 und die dort 
angeführte Spruchpraxis). 

Das Täuschungsmittel darf nicht in dem Hervorrufen 
einer wirklichen Krankheit bestehen, weil sonst Selbstbeschädi- 
gung vorläge. Die in der Rechtssprechung hie und da zutage 
tretende Ansicht, daß das Hervorrufen einer Krankheit, die nur 
eine vorübergehende Dienstunfähigkeit zur Folge haben soll 
und hat, als listige Umtriebe zu bestrafen ist, ist weder dog- 
matisch noch in den positiven Gesetzen begründet.^) Ob schon 
das Hervorrufen einer „Krankheit** vorliegt oder ob die vom 
Täter hervorgerufene körperliche Affektion nur als das Vor- 
täuschen der äußeren Erscheinungsformen des angeblichen 
Leidens betrachtet werden kann, ohne an sich als ,,Krankheit'' 
bezeichnet werden zu können (künstliche Unterhaltung von 
Ohrenfließen, Augenkatarrhen), ist im Zweifel der ärztlichen 
Entscheidung zu unterbreiten. 

Das angewendete Mittel muß nicht geradezu ein betrügeri- 
sches sein, bloßes Lügen kann genügen, wenn dadurch wissent- 
lich falsche Tatsachen vorgespiegelt oder wahre entstellt oder 
verschwiegen werden sollen.^) Das bloße lügenhafte Vorbringen 
von Befreiungsgründen erfüllt jedoch den Tatbestand nicht, 
solange nichts vorgebracht wird, um die Behauptung glaubhaft 
zu machen.^) Ebensowenig genügen einfache unwahre Angaben 
über Gesundheitsverhältnisse (R.-M.-G. 1, 142) oder über das 
Bestehen eines Gebrechens (R.-M.-G. 2, 74), wohl aber die Über- 
treibung wirklich bestehender Leiden (R.-M.-G. 1, 142, 2,74, 7, 121 

i) Ebenso Koppmann-Weigel, § 83, 4; Olshausen, § 143, 2; 
Frank, § 143 II. 

2) Vgl. den Fall in K.-H. 2435 und die oberstgerichtliche E. samt 
Gründen. 

3) Ebenso Koppmann-Weigel, § 83, 6; Liszt a. a. O. 611, K.-H. 2701. 
*) Koppmann-Weigel, § 83, 6; Rott a. a. O. 62; Frank § 143, 

I. A. M. Olshausen, § 143, 2. 
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und 251) und das Geltendmachen unrichtiger Tatsachen über 
vorhandene oder angebliche Leiden, sobald hierdurch Behörden 
oder behördliche Organe über den wahren Zustand des Dienst- 
pflichtigen irregeführt werden sollen.^ Selbstverständlich zählt 
nicht zum Tatbestande die Aufrechterhaltung der Behauptungen 
vor dem Richter oder vor den sonstigen nur zur Fest- 
stellung der Strafbarkeit einschreitenden Organen. 

Die die Täuschung bezweckende Behauptung kann sich 
auf alle möglichen wehrgesetzlich relevanten Umstände beziehen, 
also nicht nur auf körperliche Gebrechen, sondern auch auf 
Vermögens-, Familienverhältnisse, Staatsangehörigkeit, Alter, Vor- 
bildung 2) usw. und muß bezwecken, daß der Wehrpflichtige den 
falschen Schein erlange, einen wehrgesetzlich begründeten Be- 
freiungs- oder Erleichterungsanspruch zu besitzen. Darum ge- 
nügt die Erschleichung des Mitleids oder die Erregung der 
Gewinnsucht eines behördlichen Organs nicht») Jedoch kann 
durch die Bestechung eines solchen Beamten und das folgende 
Zusammenwirken mit ihm zur Täuschung anderer eine Kon- 
kurrenz von Bestechung und listigen Umtrieben begründet sein.*) 

Das die Täuschung bezweckende Mittel muß angewendet, 
also eine zur Täuschung der Behörde geeignete Handlung vor- 
genommen worden sein und zwar gegenüber einer Behörde 
oder einem behördlichen Organe, die in irgendeiner Instanz 
über die Erfüllung der Wehrpflicht durch den Täter zu ent- 
scheiden haben.^) Ist es nicht so weit gekommen, jedoch schon 
eine zur wirklichen Ausführung dienende Handlung unter- 
nommen worden, so liegt bloßer Versuch vor. Ob die Täuschung 
gelungen und der beabsichtigte Zweck erreicht worden ist, ist 
gleichgültig. Das Mittel muß übrigens nicht in abstracto geeignet 
sein, notwendig zur Täuschung zu führen, es genügt, wenn es 
nur überhaupt geeignet ist, eine Täuschung über die Wehrpflicht 
herbeizuführen. Ist dies der Fall, dann ist es ohne Belang, ob 
die Behörde in der vom Täter beabsichtigten oder in einer 
anderen Richtung getäuscht werden konnte.^) 

1) R.M.-G. 2, 74, 7, 121 und 251, im gleichen Sinne Rott a. a. O. 62. 

2) Ebenso Laband a. a. O. 134; Rott a. a. O. 62. 

3) Olshausen, § 143, 2 und Eoppmann-Weigel, § 83, 7. 
*) Koppmann-Weigel a. a. O. § 83, 7. 

6) Ebenso Olshausen, § 143, 3; Koppmann-Weigel, § 83, 8; 
Laband a. a. O. 134; Hecker a. a. O. 181; Frank § 143 I, K.-H. 1750. 
6) Olshausen, § 143, 2 und Koppmann-Weigel, § 83, 8. 

10* 



— 148 — 

Da das Delikt mit der Vornahme der die Täuschung be- 
zweckenden Handlung vor der Behörde begangen und abg*e- 
schlossen wird, kann es weder als Omissiv- noch als Dauer- 
delikt gedacht werden, sondern ist ein einfaches Kommissiv- 
delikt. 

Bezüglich der Teilnahme Dritter ist auf das bei der 
Selbstbeschädigung an analoger Stelle Gesagte zu verweisen. 

Für die Strafzumessung kommen vorzugsweise zwei 
Umstände in Betracht, die jedoch in den positiven Gesetzen 
wenig berücksichtigt sind: 

a) die Begehung zur Kriegs- oder Friedenszeit; 

h) der Umfang der beabsichtigten Entziehung. 

ad a) Dieser Gesichtspunkt wird unmittelbar bei un- 
serem Delikte nur im norwegischen Gesetze berücksichtigt 
(§ 96, aL 1), nach dem dänischen Gesetze ist die Begehung eines 
Militärdeliktes im Felde ein allgemeiner Erschwerungsumstand 
(§ 52, Ziff. 1). 

ad h) Hier können die §§ 47 und 48 öst. und ung. Wehr-G. 
vorbildlich sein, die unterscheiden, ob sich der Täter der 
Wehrpflicht entziehen oder sich nur eine wehrgesetzliche Be- 
günstigung erschleichen wollte, in welch letzerem Falle ein 
gelinderer Strafsatz angedroht wird. Dasselbe bestimmen die 
§§ 2 und 3 kroatisch-slav. G. v. 2./12. 89 (L.-G. u. V.-B. 71). 
Im deutschen Gesetze wurde, um diesem Unterschiede Rech- 
nung tragen zu können, die vom Entwürfe imperativ ange- 
ordnete Versetzung in die zweite Klasse des Soldatenstandes 
(bei Chargen der Chargenverlust) vom Reichstage als bloß 
fakultative Strafandrohung beschlossen. 

Die Verjährung dieses Kommissivdeliktes bietet keine 
Besonderheit und beginnt sofort mit der Begehung (K.-H. 1750). 

III. Teil. Das Recht der österreichisch- 
ungarischen Monarchie. 



§ 14, Die Eechtsquellen und ihr Anwendungsgebiet. 

Die komplizierten staatsrechtlichen Verhältnisse der unter 
der habsburgischen Krone stehenden Staaten spiegeln sich ge- 
treu in der Vielheit der Rechtsquellen der Wehrpflichtsdelikte. 
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Diese Rechtsquellen sind: 

1. Das Militärstrafgesetzbuch vom Jahre 1855 für alle der 
Heeres- (Marine-) und der Landwehr straf gerichtsbarkeit unter- 
worfenen Personen in der ganzen österreichisch-ungarischen 
Monarchie einschließlich des Okkupationsgebietes, wobei jedoch 
einzelne Sonderbestimmungen gelten und zwar 

2. für die k. k. Landwehr nach dem G. v. 2./4. 85, R. 93; 

3. für den k. k. Landsturm mit Ausnahme des tirol-vor- 
arlberger nach dem G. v. 6./6. 86, R. 90 in Verbindung mit 
dem § 43 der betreffenden Organisationsvorschrift (R. 193 
ex 1889); 

4. für den tirol- vorarlberger Landsturm nach dem Landes-G. 
V. 10./3. 95, G. u. V.-B. V.; 

5. für die k. k. Gendarmerie nach dem G, v. 25./12. 94, 
R. 1 ex 95; 

6. für die kgl. ungarische (-kroatisch-slavonische) Landwehr 
den kgl. Landsturm und die kgl. Gendarmerie nach der mit könig- 
licher Bewilligung vom kgl. ungarischen Landesverteidigungs- 
minister herausgegebenen ungarischen und kroatischen Über- 
setzung des M.-St.-G. (vgl. die §§ 1 und 31 der Organischen 
Bestimmungen f. d. kgl. ungarischen Landwehrgerichte, Zirk.-V. 
des R.-K.-M. v. 17./6. 95, Präs.-Nr. 2797, N.-V.-B. 23 1); 

7. für die Angehörigen der bewaffneten Macht Bosniens 
und der Herzegowina in der Zirk.-V. des R.-K.-M. v. 16./10. 82^ 
A. 4, Nr. 2310, N.-V.-B. 39 2); 

8. für die bosnisch-herzegowinische Gendarmerie im be- 
treffenden Statute (N.-V.-B. 23 ex 84. 3). 

Weitere Rechtsquellen sind: 

9. das österreichische Wehrgesetz (in Tirol-Vorarlberg in 
Verbindung mit dem § 10 des unter 4. genannten Gesetzes) und 

10. das G. V. 28./6. 90, R. 137 (in Tirol-Vorarlberg in Ver- 
bindung mit dem § 21 des unter 4. genannten Gesetzes) über 
die Bestrafung der Nichtbefolgung eines Militäreinberufungs- 
befehles und der Verleitung hierzu, für alle österreichischen 
Staatsbürger ohne Unterschied der Gerichtsbarkeit, sowie für 
alle anderen der Strafgewalt österreichischer Behörden unter- 



1) Enthalten im 24. Bande, II. Abt. der Manzschen Gesetzausgabe 
(M.-St.-P.-0.) 18 If. 

2) Bei Koller a. a. O. 394 ff. 

3) Bei Koller a. a. O. 2 f. 
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stehenden Personen, die sich an einem Wehrpflichtsdelikte eines 
österreichischen Staatsbürgers beteiligen; 

11. das Ost Zivilstrafgesetzbuch vom Jahre 1852 in Ver- 
bindung mit dem § 7 des 6. v. 20./5. 69, R 78 für die der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit der österreichischen Zivilstraf- 
gerichte unterstehenden Personen, die sich in Friedenszeiten an 
einem militärischen «Verbrechen^ (L e. S.) beteiligen; 

12. das ungarische Wehr-G. (G.-A. VI ex 89) und 

13. der 6.-A. XXI ex 90 über die Bestrafung der Nicht- 
befolgung eines Militäreinberufungsbefehles und der Ver- 
leitung hierzu, für alle ungarischen (auch kroatisch-slavoni- 
schen) Staatsbürger ohne Unterschied der Gerichtsbarkeit so- 
wie für alle anderen, der Strafgewalt ungarischer Behörden 
unterstehenden Personen, die sich an einem Wehrpflichtsdelikte 
eines ungarischen Staatsbürgers beteiligen, ausgenommen jedoch 
die unter 14. und lö. bezeichneten Fälle; 

14. das kroatisch-slav. G. v. 2./12. 89 L.-G. u. V-B. 71, durch 
welches Straf bestimmungen wegen Vergehen (i. e. S.) gegen 
das Wehr-G. festgesetzt werden, für die kroatisch-slavonischen 
Wehrpflichtigen und deren Mitschuldige, die sich eines Ver- 
gehens (i. e. S.) gegen das Wehr-G. schuldig machen (während 
für deren Übertretungen [i. e. S.] des ungarischen Wehr-G. 
[vgl. unter 12.] dieses selbst gilt, vgl. Schmid „Heerwesen" in 
Mischler-Ulbrich ^ 738), dann für die der Zivilstrafgerichts- 
barkeit unterstehenden Mitschuldigen an dem Militärverbrechen 
der Selbstbeschädigung; 

16. das kroat-slav. G. v. 11./12. 90, L.-G. u. V.-B. 2 ex 91, 
für die der kroatisch-slavonischen Zivilstrafgerichtsbarkeit unter- 
stehenden Personen, die sich einer Verleitung zur Nichtbefolgung 
eines Militäreinberufungsbefehles schuldig machen; 

16. das ungarische Zivilstrafgesetzbuch (G.-A. V ex 78) für 
die den ungarischen (nicht aber den kroatisch-slavonischen^) 
Zivilstrafgerichten unterstehenden Personen wegen Verleitung 
und wegen Vorschubleistung zur Desertion; 



<) In Eroatien-Slavooien unterstehen auf Grund des ZivUstrafgesetz- 
buches ez 1852 die ZivUpersonen, die sich an einem MilitärYerbreohen be- 
teiligen, der MUitärstrafgerichtsbarkeit und dem Militärstrafgesetzbuche, aus- 
genommen ist jedoch nunmehr die Beteiligung an den Verbrechen der Nicht- 
befolgung eines Militäreinberufangsbefebles und der Selbstbeschädigung (vgl. 
die Ziffern 14 und 15). 
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17. das bosnisch-herzegowinische Strafgesetz ex 1870 für 
die der ordentlichen Zivilstraf geriohtsbarkeit unterstehenden 
Personen, die sich an einem Militärverbrechen beteiligen; die 
Untersuchung und Bestrafung steht hierbei den Militärstraf- 
gerichten zu; 

18. das provisorische Wehr-G. für Bosnien und die Herze- 
gowina vom Jahre 1881 für die bosnisch-herzegowinischen 
Wehrpflichtigen, die ein Wehrpflichtsdelikt begehen, und ihre 
Mitschuldigen; 

19. das bosnisch-herzeg. G. v. 15./12. 04, G. u. V.-B. 116, 
für die bosnisch-herzegowinischen Dienstpflichtigen, die sich 
der Nichtbefolgung eines Militäreinberufungsbefehles schuldig 
machen und für die anderen der bosnisch-herzegowinischen Straf- 
gewalt unterstehenden Personen, die hierzu verleiten ; die Unter- 
suchung und Bestrafung steht unterschiedslos den Militärstraf- 
gerichten zu (vgl. die Bestimmung unter 17.). 

Die Abwesenheitsdelikte. 
§ 15. Die Delikte gegen die Stellungspflicht, 

Das österreichische und das ungarische Gesetz unter- 
scheiden bei den Abwesenheitsdelikten gegen die Stellungs- 
pflicht das bloße Stellungs Versäumnis von der Stellungsflucht. 

Ä.a) Stellungs Versäumnis liegt vor, wenn ein Stellungs- 
pflichtiger zur Stellung oder Überprüfung^) nicht rechtzeitig 
erscheint und sein Versäumnis nicht hinreichend rechtfertigt 
(§§ 44, Abs. 1 Ost. und ung. Wehr-G.). Die milde Bestrafung 
wegen Stellungsversäumnisses tritt nur bei kulposem Versäumen 
ein, bei dolosem liegt schon Stellungsflucht vor.'-^) Täter kann 
nur ein Stellungspflichtiger und nur am Stellungs-(Überprüfungs-) 
tage sein. Früher begangene Vorbereitungshandlungen begründen- 
selbst wenn ein Versuch bei diesem Unterlassungsdelikte be- 
grifflich gedacht werden könnte, keinen strafbaren Versuch, da 
das Delikt eine politische Übertretung ist, bei welcher der Ver- 
such nur auf Grund spezieUer gesetzlicher Vorschrift bestraft 



9 SteUungspflichtige, deren Assentierung von militärischer Seite ver- 
weigert wird, können von politischer Seite einer gemischten Überprufungs- 
kommission zur Entscheidung vorgesteUt werden. (§§ 39, Abs. 1 öst. und 
ung. Wehr-G.). 

2) K.-H. 2848, Mot. zu §§ 44, 45 und 46 Wehr-G. 
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werden kaniL Eine solche ist nicht Yoriianden. Die in Osterreich 
nnd Kroatien fnr alle gerichtlich strafbaren Handinngen (§§ 8 
nnd 239 St-6.) nnd in Ungarn für alle Verbrechen (§ 65, aL 1 St-6.) 
aufgestellte Regel, daß ihr Versuch strafbar ist, besteht für die 
politischen Übertretungen nicht, ^) weshalb bei diesen nur die 
Tom Gesetze ausdrücklich als strafbar bezeichneten Schuld- 
nnd Begehungsformen bestraft werden können.^ Als solche 
kommt bei unserem Delikte neben der vcdlendeten unmittel- 
baren Tat nur noch die „Mitschuld" in Betracht^ Was hier 
nnter «lütschuld'' zu verstehen ist, ist nicht ohne weiteres klar, 
denn es gibt für den Bereich der politischen Delikte keine Defi- 
nition dieses Schuldformbegriffes. Es kann aber kaum zweifel- 
haft sein, daß der Gesetzgeber den Mitschuldbegriff des Straf- 
gesetzbuches vor Augen hatte. Im Bereiche des österreichischen 
Strafgesetzes fiele also darunter die Anstiftung und die Beihilfe.^) 
Schwieriger ist die Sache im Bereiche des ungarischen Zivil- 
strafgesetzbuches. Dieses kennt den Terminus „Mitschuld" über- 
haupt nicht, sondern begreift unter dem Ausdrucke „Teilnahme" 
die Anstiftung und die Beihilfe und zählt zu letzterer die Bei- 
hilfe i. e. S., die Verleitung zur Beihilfe und das vor der Tat 
getroffene Einverständnis über die bei oder nach der Verübung 
der Tat zu leistende Hilfe über die Bergung des Gewinnes 
oder über die Vereitlung behördlicher Maßregeln.'^) Es dürfte 
sonach in unserem Falle für Ungarn der Begriff „Mitschuld" 
dem Begriffe „Teilnahme" des § 69 des ungarischen St.-G. 
gleichzuhalten sein. 

b) Strafe: Der Täter und der Mitschuldige unterliegen 
einer Geldstrafe von 20 bis 400 K (§ 44, Abs. 4 öst, § 44, 
Abs. 1 ung. Wehr.-G.), die im Falle der Uneinbringlichkeit in 
Arrest umzuwandeln ist. Hierbei ist in Österreich für je 10 K 
und in Ungarn für je einen Betrag bis zu 20 K ein Tag zu 
berechnen (§§ 66, Abs. 3 öst. und ung. Wehr-G.). 



Im Gegenteile ordnet § 26, Abs. 2 ung. St-G. über Übertretungen 
an, daß der Versuch einer solchen nicht bestraft wird. 

2) A. M. ohne Begründung Lienbacher, Polizeistrafrecht ^ 16 ff. 

3) § 44, Ab»; 4 öst. und § 44, Abs. 1 ung. Wehr-G. 

*) Vgl. § 6 St.-G., nicht aber der Teilnehmer (im Sinne der „Teil- 
nahme*^), vgl. Marginale des § 5. 

*) § 69, anwendbar auch in Übertretungsfällen nach § 26, Abs. 1 St.-G. 
über Übertretungen. 
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c) a) Die Verjährung beginnt mit der Vollendung der 
Übertretung, d. 1. mit dem Tage, an dem der Stellungs- 
(Überprüfungs-)termin versäumt worden ist und dauert 

ß) in Österreich drei Monate (§ 67 Wehr-G.), 
y) in Ungarn sechs Monate (§ 67 Wehr-G.). 

d) Zuständig sind die politischen Behörden der Heimats- 
gemeinde (§§ 68 Ost. und ung. Wehr-G.) und zwar auch dann, 
wenn die Übertretung außerhalb des Staatsgebietes begangen 
worden ist (§§ 69, Abs. l öst. und ung. Wehr-G.). 

In Hinblick auf die Einheitlichkeit der Verteidigung der 
Gesamtmonarchie enthalten die Wehrgesetze beider Staaten die 
Reziprozitätsbestimmung (§§ 69), daß ungarische Staatsbürger, 
die sich in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und 
Ländern, und österreichische Staatsbürger, die sich in den 
Ländern der ungarischen Krone aufhalten, von den politischen 
Behörden des Aufenthaltsstaates ebenso wie die eigenen Staats- 
bürger bestraft werden. Zuständig ist in diesen Fällen die 
politische Behörde des Aufenthaltsortes. 

B, Stellungs flucht liegt vor, wenn sich der Stellungs- 
pflichtige der Stellung oder Überprüfung absichtlich entzieht. 
Die Wehrgesetze Österreichs und Ungarns unterscheiden zwei 
Tatbestände, die man mit Schmid (a. a. O. 54 ff.) als einfache 
und als qualifizierte Stellungsflucht bezeichnen kann. 

a) Einfache Stellungsflucht: „Wer ... in der Absicht, 
sich der Stellungspflicht zu entziehen, von der Stellung oder 
Überprüfung ausbleibt, wird als Stellungsflüchtling behandelt*' 
(§§ 44, Abs. 2 öst. und ung. Wehr-G.). Für die Straflosig- 
keit des Versuches gilt in Österreich, wo dieses Delikt eine 
politische Übertretung ist, das bei dem Stellungsversäumnis 
Gesagte. In Ungarn, wo das Verfahren über diese Übertretung 
in den Wirkungskreis der Bezirksgerichte gehört, ist der Ver- 
such gleichfalls straflos, weil nach § 26 ung. St.-G. über Über- 
tretungen (G.-A. XL v. 79) der Versuch einer Übertretung nicht 
bestraft wird. In Kroatien-Slavonien ist dieses Delikt eine 
bezirksgerichtliche Übertretung, weshalb gemäß §§ 239 und 8 
St.-G sein Versuch strafbar wäre, wenn ein solcher bei diesem 
Unterlassungsdelikte nicht ausgeschlossen wäre. 

Bezüglich des Begriffes der strafbaren „Mitschuld" 
(§§ 44, Abs. 4 öst. und ung. Wehr-G.) vgl. das beim Stellungs- 
versäumnis Ausgeführte. 
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b) Strafe: Der Stellungsflüchtling wird bei der betreffen- 
den Stellung außer der Altersklasse und Losreihe gestellt und 
hat, wenn er nachtraglich freiwillig erschienen ist, ein Jahr, 
im Gegenfalle zwei Jahre über die gesetzliche Liniendienstpflicht 
oder nach Maßgabe seiner körperlichen Eignung^) über die 
Präsenzdienstzeit in der Landwehr präsent zu dienen, wodurch 
auch eine entsprechende Verlängerung der Gesamtdienstpflicht 
eintritt. Wird er aber, wenngleich nur zeitlich, dienstuntauglich 
erkannt oder als „Mindertauglicher^ oder als Kandidat des 
geistlichen Standes oder als Besitzer einer ererbten mittleren 
Landwirtschaft oder als Familienerhalter in die Ersatzreserve 
eingeteilt, so ist er im Falle des freiwilligen Erscheinens mit 
Arrest von drei Tagen bis zu einem Monate und an Geld von 
30 bis 300 K, wenn er jedoch nicht freiwillig erschienen ist, 
mit Arrest von sechs Tagen bis zu zwei Monaten und an Geld 
von 60 bis 600 K zu bestrafen (§§ 44, Abs. 2 öst. und ung. 
Wehr-G.). Ist der Stellungsflüchtling bis zum Ende des Jahres, 
wo er das 36. Lebensjahr vollstreckt, vor der Stellungs-(Über- 
prüfungs-)kommission nicht erschienen und kann er somit nicht 
mehr nachgestellt werden, so ist er mit Arrest von fünfzehn 
Tagen bis zu zwei Monaten und an Geld von 100 bis 600 X 
zu bestrafen (ibidem Abs. 3). In jedem Falle tritt auch der 
Verlust des Rechtes auf den Einjährigfreiwilligendienst und auf 
die Einteilung in die Ersatzreserve als Lehrer ein (§§ 65 öst. 
und ung. Wehr-G.). 

Mitschuldige verwirken Arrest von drei Tagen bis zu 
zwei Monaten und eine Geldstrafe von 30 bis 600 Ä' (§§ 44, 
Abs. 4 öst. und ung. Wehr-G.). 

Für die Umwandlung der uneinbringlichen Geldstrafen 
gilt die Ausführung beim Stellungsversäumnis mit der Maßgabe, 
daß in Österreich durch die Umwandlung der Geldstrafe die 
angedrohte Freiheitsstrafe nicht um mehr als die Hälfte (§ 66, 
Abs. 3 Wehr-G.) und in Ungarn (ausgenommen Kroatien- 
Slavonien) um nicht mehr als um fünfzehn Tage (§ 23 St.-G. 
über Übertretungen) überschritten werden darf. 



1) Vgl. S. 20 1. 

2) Die Anforderungen an die Körpergröße sind bei den Landwehren 
geringer als beim gemeinsamen Heere und bei der Kriegsmarine (§§ 19 und 
20 öst. und ung. Wehr-G.). 
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c) a) Die Verjährung beginnt in Österreich mit dem 
Ende des Jahres, wo der Wehrpflichtige das 36. Lebensjahr 
vollstreckt hat oder mit seinem Erscheinen vor der Stellungs- 
(ÜberprQfungs-)kommission, für die Mitschuldigen auch mit 
dem früher eingetretenen Tode des Wehrpflichtigen (§ 67, Abs. 2 
Wehr.-G.) und dauert drei Monate (§ 67, Abs. 1 Wehr-G.). 

ß) In Ungarn beginnt die Verjährung mit dem Tage, 
wo das Delikt begangen worden ist (§ 67, Abs. 2 Wehr-G.) 
und dauert drei Jahre (§ 67, Abs. 1 Wehr-G.). 

d) cc) Zuständigkeit in Österreich wie bei Ä. d) (§ 68, 
Abs. 1 Wehr-G.). 

ß) In Ungarn gehört das Verfahren in den Wirkungskreis 
der Bezirksgerichte (§ 68, Abs. 4 Wehr-G.), jedoch die Amts- 
handlung über die Stellung außer der Altersklasse und Los- 
reihe, den Verlust der Begünstigungen und die Dienstzeit- 
verlängerung in den Wirkungskreis der politischen Behörden 
(§ 68, Abs. 6 Wehr-G.). 

ad a) und ß) Kontumazerkenntnisse dürfen durch die 
politischen Behörden weder in Österreich noch in Ungarn ge- 
fällt werden (§ 80, Pkt. 3, Abs. 2 öst., § 80, Pkt. 3, Abs. 3 ung. 
Wehrvorschr. I. T.). 

y) Die Zuständigkeit der Militärstrafbehörden über die der 
Militär Strafgerichtsbark ei t unterliegenden Mitschuldigen 
bleibt unberührt (§ 68, Abs. 8 ung. Wehr-G.), die Strafbestim- 
mungen für Mitschuldige finden auch auf die der Militärstraf- 
gerichtsbarkeit unterstehenden Personen Anwendung (§§ 70, 
Abs. 1 öst. und ung. Wehr-G.). 

d) Die bei A, d) erwähnte Reziprozität findet auch hier 
Anwendung mit der Maßgabe, daß in Ungarn das Strafverfahren 
den Bezirksgerichten zusteht. 

C, a) Qualifizierte Stellungsflucht. „Wer in der Ab- 
sicht, sich der Stellungspflicht zu entziehen (ungarischer und 
kroatischer Text: „Wer sich der Stellungspflicht zu entziehen 
trachtet, indem er) das Gebiet der österreichisch-ungarischen 
Monarchie verläßt oder während der Stellung sich außerhalb 
der Grenzen der Monarchie aufhält, macht sich eines Vergehens 
schuldig . . .** (§§ 45, Abs. 1 öst. und ung. Wehr-G., § 1 kroat.- 
slav. G. V. 2./12. 89. L.-G. u. V.-B. 71). 

Es liegen hier zwei Tatbestände vor, deren erster 
durch doloses Verlassen des Gebietes der österreichisch-ungari- 
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sehen Monarchie*) erschöpft wird, während der zweite den 
Fall umfaßt, ^ daß sich der Wehrpflichtige ohne eine böse Ab- 
sicht ins Ausland begeben, erst dort die Absicht gefaßt hat, 
sich seiner Stellungspflicht zu entziehen und sich dann während 
der Stellung im Auslande aufhält (K.-H. 1642). Der erste Tat- 
bestandsfall ist ein Kommissivdelikt, der zweite ein Omissiv- 
delikt, 2) strafbarer Versuch daher bei ersterem möglich (K.-H. 
1642). Jedoch ist der Versuch in Ungarn (ausgenommen 
Kroatien-Slavonien) straflos (§ 65, Abs. 2 ung. St.-G.). Tat- 
ort des Versuches ist der Ort, wo der Weg angetreten 
wurde, auf dem das Gebiet der Monarchie behufs Vereitlung der 
Wehrpflicht verlassen werden sollte (K.-H. 1599, R.-G. 3, 136). 

h) Subjekt des ersten Tatbestandsfalles ist nicht nur ein 
schon im Stellungspflichtigen Alter stehender, sondern auch ein 
männlicher Staatsbürger, der noch nicht in das Stellungs- 
pflichtige Alter getreten ist (K.-H. 1489). Daß schon ein solcher 
Subjekt eines Wehrpflichtsdeliktes sein kann, ergibt sich aus 
der Erwägung, daß „die Wehrpflicht . . . nicht von demjenii^en 
Momente beginnend erachtet werden kann, wo die Stellungs- 
pflicht anfängt.^)" Die Wehrpflicht kann in dieser Beziehung 
betrachtet werden als eine dem Staate gebührende Leistung, 
die mit dem Eintritte in das Stellungspflichtige Alter fällig wird. 
Subjekt des zweiten Deliktfalles kann jedoch, ebenso wie bei 
der einfachen Stellungsflucht und wie beim Stellungsversäumnis 
nur ein schon Stellungspflichtiger sein (K.-H. 1489). 

Hat der unbefugt Ausgewanderte eine fremde Staatsbürger- 
schaft erworben, so kann er nach seiner Rückkehr in die 
Monarchie nur dann auf Straflosigkeit Anspruch machen, wenn 
die hierländische Gesetzgebung den Erwerb der neuen Staats- 
bürgerschaft und damit zugleich den Verlust der früheren an- 
erkennt. In dieser Beziehung kommt insbesondere der zwischen 
Österreich-Ungarn und den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika abgeschlossene Staatsvertrag vom 20./9. 70, R. 74 ex 71 



^) Mit Rücksicht auf die militärische Zugehörigkeit Bosniens und der 
Herzegowina zur Monarchie dürfte hier unter dem Gebiete der Monarchie 
auch das Okkupationsgebiet zu verstehen sein. 

2) Hingegen nimmt Olshausen, § 140, 66 den zweiten Tatbestands- 
fall für ein durch Unterlassung begangenes Kommissivdelikt. 

3) Rede des k. k. Min. f. Landesvert. in der Sitzung des Abgeordneten- 
hauses V. 13./12. 81 (Stenogr.-Prot., 9. Sess. 1881—1882, VII, 6362). 
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in Betracht. Sollten jedoch solche Personen im noch Stellungs- 
pflichtigen Alter zum dauernden Aufenthalte in die Monarchie 
zurückkehren und wäre aus den Umständen des Falles ersicht- 
lich, daß sie ihre Staatsbürgerschaft nur zu dem Zwecke, der 
Wehrpflicht zu entgehen, gewechselt haben, so steht nichts im 
Wege, sie auf Grund des Schub-G. (in Österreich vom 27./6. 71, 
R. 88, § 2, Abs. 5) auszuweisen. 

c) In subjektiver Hinsicht genügt für beide Tatbestands- 
fälle das Bewußtsein der Stellungspflicht und der Mangel des 
Willens, ihr rechtzeitig zu genügen (K.-H. 2149, 1642, 2848). 
Die Absicht, sich der Stellungspflicht ganz und für immerzu 
entziehen, wird von der herrschenden Praxis nicht gefordert 
(K.-H. 2149, 1642, 2848) und das Vorhaben, sich zu einer späteren 
Zeit der Stellung zu unterziehen, befreit nicht von der Verant- 
wortlichkeit nach dem § 45 Wehr-G. (K.-H. 1869). 

d) Der Versuch wurde schon bei aj besprochen. 

ej Eine Konkurrenz beider Deliktsfälle ist ausgeschlossen, 
denn das zum Tatbestande des zweiten Deliktsfalles gehörige 
Verweilen im Auslande während der Stellung ist ohnedies ein 
Teil des Tatbestandes des ersten Deliktsfalles (K.-H. 2071). 

/; strafe: 

a) In Österreich: strenger Arrest von einem Monate bis zu 
einem Jahre und an Geld 200 bis 2000 K (§ 45, Abs. 1 Wehr-G.); 

ß) in Ungaxn: Gefängnis bis zu einem Jahre und an 
Geld bis zu 2000 K (§ 45, Abs. 1 Wehr-G.); 

y) in Kroatien-Slavonien: strenger Arrest bis zu einem 
Jahre und an Geld bis zu 2000 K (% 1 G. v. 2./12. 89, L.-G. 
u. V.-B. 71). 

Zu a) ß) y): Außer dieser Strafe (und in Ungarn unab- 
hängig von ihrer Anwendung) wird ein solcher Stellungs- 
flüchtling bei der betreffenden Stellung außer der Altersklasse 
und Losreihe gestellt, bezüglich der Ableistung und der Ver- 
längerung der Dienstpflicht wie unter B. h) behandelt und ver- 
liert den Anspruch auf den Einjährig-Freiwilligendienst und 
auf die Einteilung in die Ersatzreserve als Lehrer (§§ 45, Abs. 2 
Ost. und ung Wehr-G., § G kroat.-slav. G. v. 2./12. 89). Dies tritt 
in Österreich als unmittelbare Folge der Aburteilung ein 
(§ 65 Wehr-G.), während in Ungarn diese Verfügungen als 
administrative zuerst von den politischen Behörden getroffen 
werden und die Akten erst nach Rechtskraft des politischen 
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Erkenntnisses dem Gerichte zugehen (§ 80, Pkt. 4, Abs. 3, Wehr- 
vorschr. I. T.). 

Für die Umwandlung der uneinbringlichen Geld- 
strafen gilt für Österreich das bei J5. b) Gesagte, in Ungarn 
ist die Geldstrafe in Gefängnis umzuwandeln, wobei ein Betrag 
bis zu 20 K je für einen Tag zu berechnen ist und die Dauer 
der suppletorischen Gefängnisstrafe drei Monate nicht über- 
schreiten darf (§ 53 ung. St.-G. und § 66, Abs. 3 Wehr-G.). In 
Kroatien-Slavonien ist die Geldstrafe in jene Freiheitsstrafe 
umzuwandeln, welche die Hauptstrafe bildet, wobei für einen 
Betrag von 2 bis 20 K ein Tag zu berechnen ist, die Dauer 
der suppletorischen Freiheitsstrafe jedoch drei Monate nicht 
übersteigen darf (§ 8 G. v. 2./ 12. 89). 

g) Die Verjährung dieses Dauerdeliktes beginnt: 

a) In Österreich mit dem Ende des Jahres, in dem der 
Wehrpflichtige das 36. Lebensjahr vollstreckt hat oder mit 
seinem Erscheinen vor der Stellungs-(Überprüfungs-)kommis- 
sion, für die Mitschuldigen auch mit seinem früheren Tode 
(§ 67, Abs, 2 Wehr-G.) und dauert ein Jahr (ibidem, Abs. 1); 

ß) in Ungarn mit dem Tage der Verübung (§ 67, Abs. 2 
Wehr-G.) und dauert drei Jahre (ibidem Abs. 1); 

y) in Kroatien-Slavonien mit dem Tage des Erscheinens 
oder der Vorführung des Stellungsflüchtlings vor der Stellungs- 
(Oberprüfungs-)kommission oder mit dem Ende des Jahres, in 
dem er sein 36. Lebensjahr vollstreckt hat und dauert drei 
Jahre (§ 7 G. v. 2./12. 89). 

h) a) Zuständig sind die Gerichtshöfe (§ 68, Abs. 2 öst, 
§ 68, Abs. 5 ung. Wehr-G., § 9 kroat.-slav. G. v. 2./12. 89), 
jedoch gehören in Ungarn (einschließlich Kroatien-Slavonien) 
die Amtshandlungen betreff der Stellung außer der Altersklasse 
und Losreihe, des Verlustes der Begünstigungen und der Dienst- 
zeitverlängerung in den Wirkungskreis der politischen Behörden 
(§ 68, Abs. 6 ung. Wehr-G., § 6 kroat.-slav. G. v. 2./12. 89). 

ß) wegen der Zuständigkeit der Militärstrafbehörden vgl. 
B. d) y. 

y) Die bei A. d) erwähnte Reziprozität findet bei den „Ver- 
gehen" gegen das Wehr-G. nicht statt (K.-H. 1442) und es 
können daher wegen solcher ungarische Staatsbürger nicht von 
österreichischen Gerichten und österreichische Staatsbürger 
nicht von ungarischen Gerichten zur Verantwortung gezogen 
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werden. Hierfür besteht nämlich bei „Vergehen'' kein Bedürfnis, 
weil wegen solcher zwischen Österreich und Ungarn die Aus- 
lieferung stattfindet,^) während einer Auslieferung wegen „Über- 
tretungen" der § 14 ung. St.-G. über Übertretungen, der dies 
allgemein verbietet, entgegensteht. 

i) Dort, wo sich die Wehrpflichtigen in größerer Anzahl 
der Wehrpflicht durch Stellungsflucht entziehen, können die 
Landesverteidigungsminister geeignete administrative außer- 
ordentliche Maßregeln im Verordnungswege gegen Recht- 
fertigung vor dem nächsten Reichsrate (in Ungarn gegen nach- 
trägliche „Berichterstattung") treffen. Die Art dieser Maßregeln 
ist in Österreich dem Ermessen des Ministers überlassen^ im 
ungarischen Gesetze aber taxativ vorgesehen.^) 

•1) Siehe den Erl. des k. k. Justizmin. y. 26./5. 75, Z. 6742 bei § 36 
St.-G. in der Manzschen Ausgabe. 

2) §§ 46 Ost. und ung. Wehr-G. 

Die dem ungarischen Landesverteidigungsminister gestatteten außer- 
ordentlichen Maßregeln sind folgende: „aj Er kann anordnen, daß derlei 
Stellungsflüchtlinge, insolange sie ihrer Stellungspflicht nicht entsprechen, 
desgleichen auch diejenigen, welche deren Entweichung oder Fernbleiben 
befördert oder sie hierzu verleitet haben, für jede Person und für jedes 
Jahr des Fernbleibens von der Stellung, mit einer Geldbuße von 20 bis zu 200^ 
im administrativen Wege belegt werden. Wenn der mit der Geldbuße Be- 
legte längstens binnen 90 Tagen nach der exekutionsweisen Pfändung sich 
steUt, so sind sowohl er selbst, wie auch diejenigen, welche dessen Ent- 
fernung und Fernbleiben befördert, oder ihn hierzu verleitet haben, dieser 
Geldbuße zu entheben. Innerhalb dieser 90tägigen Frist sind außer der 
exekutionsweisen Pfändung weitere exekutionelle Schritte unzulässig. Durch 
diese Verfügungen werden die Strafbestimmungen der §§ 44 und 45 nicht 
berührt; hj er kann ferner verfügen, daß den in derlei Gemeinden zu- 
ständigen Personen männlichen Geschlechtes Pässe und Reiselegitimationen 
für das Ausland, sowie Grenzüberschreitungslizenzen nur gegen Erlag einer 
Kaution von 20 bis zu 600 K erteilt Werden dürfen. Die Kaution wird einge- 
zogen, wenn der Betreffende zur nächsten Stellung, zu welcher er berufen 
ist, nicht erscheint und sein Fernbleiben nicht rechtfertigt. Von den einge- 
zogenen Kautionen und den im Punkte a bezeichneten Geldbußen wird ein 
besonderer Fond gebildet und zur Deckung der zum Vollzuge dieser Maß- 
regeln erforderlichen Auslagen verwendet; cj der Landesverteidigungs- 
minister kann besondere Stellungskommissionen entsenden. Die hierdurch 
verursachten Kosten sind von dem Vermögen der zur Hauptstellung unge- 
rechtfertigt nicht erschienenen Stellungspflichtigen, beziehungsweise der- 
jenigen Personen einzutreiben, welche die Entweichung oder das Fern- 
bleiben der Stellungspflichtigen befördert oder dieselben hierzu verleitet 
haben; dj im äußersten Falle kann zu Lasten der Schuldigen die Anwendung 
einer militärischen Exekution angeordnet werden.'^ 
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D. a) Das provisorische Wehrgesetz für Bosnien und 
die Herzegowina unterscheidet ebensowenig wie die früheren 
Wehrgesetze ex 1868 Österreichs (§ 46) und Ungarns (§ 47) 
zwischen Stellungsversäumnis und Stellungsflucht, sondern kennt 
nur einen Tatbestand. § 10, Abs. 1 bestimmt: „Wer zum Er- 
scheinen vor der Stellungskommission verpflichtet ist und ohne 
hinreichende Entschuldigung ausbleibt, wird als stellungsflüchtig, 
wer ihm hierbei wissentlich mithilf t, als Mitschuldiger behandelt;" 

b) Strafe: Verlust der Begünstigung der Losreihe und 
aller durch vor der Assentierung bestandene Verhältnisse be- 
gründeter Begünstigungen, bei freiwilligem Erscheinen einjährige, 
im Gegenfalle zweijährige Liniendienstverlängerung, im Falle 
der Dienstuntauglichkeit Geldstrafe bis zu 300 X, im ünein- 
bringlichkeitsfalle Haft bis zu einem Monate (§ 19, Abs. 2). Hat 
der Stellungsflüchtling das 36. Lebensjahr überschritten, so trifft 
ihn eine Geldstrafe bis zu 2000 K oder suppletorische Haft bis 
zu sechs Monaten (§ 19, Abs. 3). Mitschuldige erleiden eine 
Geldstrafe bis zu 1000 jBT, bei besonders erschwerenden Um- 
ständen bis zu 2000 K, im Uneinbringlichkeitsfalle Strafhaft bis 
zu drei oder bis zu sechs Monaten (§ 19, Abs. 4). 

c) Die Landesregierung kann gegen Gemeinden, aus denen 
eine verhältnismäßig größere Anzahl Wehrpflichtiger steUungs- 
flüchtig wird, strafweise vorgehen (§ 19, Abs. 5). 

Die Härte, die darin liegt, daß das bosn.-herzeg. Wehr-G. 
das Stellungsversäumnis und alle Arten der Stellüngsflucht 
gleich behandelt, wird am besten durch den Motivenbericht 
zum Ost. Wehr-G. (ex 89) beleuchtet, der zu den §§ 44, 
45 und 46 sagt: „Der § 46 des gegenwärtigen Wehrgesetzes ^) 
erklärt jeden als Stellungsflüchtling, der zum Erscheinen vor 
der Stellungskommission verpflichtet ist und ohne hinreichende 
Entschuldigung ausbleibt. Diese Bestimmung ist hart, denn es 
muß nach derselben jeder als Stellungsflüchtling behandelt 
werden, welcher aus Sorglosigkeit oder aus einem anderen 
Grunde von der Stellung ohne hinreichende Entschuldigung 
ausbleibt. Füglich soll aber als Stellungsflüchtling nur derjenige 
angesehen werden, bei dem die Absicht, sich der Stellungspflicht 
zu entziehen, anzunehmen ist. Bei der Stellungsflucht selbst ist 



1) i. e. ex 68, im wesentlichen identisch mit dem § 19 des bosn.-herz. 
prov. G. 
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aber noch zu unterscheiden, ob sich der Stellungsflüchtling iin 
Inlande oder außerhalb der Grenzen der Monarchie aufhält. 
Zweifellos ist letztere Handlung strenger zu bestrafen, weil der 
betreffende Stellungspflichtige schwerer erreichbar ist. . . .•* 

§ 16. Die Äbwesenheitsdelikte gegen die Dienst- (und 

Landsturm-)pflicht. Die Nichtbefolgnng von Militärein- 

berufnngsbefehlen. 

Soll die quoad ins bestehende Dienstpflicht eines Wehr- 
pflichtigen auch quoad exercitium existent werden, so erläßt 
der Staat an ihn einen Einberufungsbefehl. Der hierbei zu be- 
achtende Vorgang und die Bedingungen der Erlassung eines 
solchen Befehles sind in den Wehrgesetzen und ihren Ergän- 
zungen, sowie in den Ausführungsverordnungen hierzu, den 
»Wehrvorschriften", dann in den Landwehr-, Landesverteidi- 
gungs- und . Landsturmgesetzen und -Vorschriften enthalten.^) 
Aus diesen ergibt sich, ob ein Einberufungsbefehl „legar ist, 
wobei unter „Legalität" nicht nur zu verstehen ist, daß er den 
genannten „Gesetzen", sondern auch, daß er den hierzu er- 
lassenen Ausführungsverordnungen entspricht. Wird nun ein 
in diesem Sinne nach jeder Richtung legaler Einberufungs- 
befehl von dem Einberufenen schuldbar nicht befolgt, so liegt 
der Tatbestand eines Verbrechens oder eines Vergehens der 
Nichtbefolgung eines Militäreinberufungsbefehles vor. 

Die Nichtbefolgung eines Militäreinberufungsbefehles kann 
sein: A. ein Militär verbrechen, B. ein Militärvergehen, (7. ein 
gemeines Verbrechen, D. ein gemeines Vergehen. 

A a) Die §§ 1 G. v. 28./6. 90, R. 137 und G.-A. XXI v. 90 
lauten: „Eines Militärverbrechens macht sich schuldig, wer, 
durch den Soldateneid^) verpflichtet, dem Einberufungs- 



1) Vgl. diese in dem X. Bande der Manzschen Gesetzesausgabe, dann 
in Gündisch „Bestimmungen der Wehryorschriften über die Einberufung 
der Personen des Mannschaftsstandes und über das Verfahren im FaUe der 
Niehtbefolgung eines Einberufungsbefehles^, Budapest 1892. 

2) Im ungarischen Texte: „Soldaten-(Landwehr-)eid" ; in bezug auf die 
Militärdelikte besteht zwischen dem Soldateneid der geraeinsamen Teile der 
bewaffneten Macht, den Landwehreiden, den Landsturmeiden und den Gen- 
darmerieeiden kein Unterschied. Sie alle enthalten die Übernahme der be- 
sonderen Pflichten des Soldatenstandes. 

L e 1 e w e r, Wehrpflicht. ] \ 
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befehle nicht Folge leistet, wenn das Versäumnis schuldbar 
ist und über acht Tage dauert, in nachstehenden Fällen: 

1. wenn der Einberufungsbefehl zur Ableistung des Präsenz- 
dienstes (der aktiven Dienstleistung in der Landwehr) vom zu- 
ständigen Kommando erlassen worden ist; 

2. wenn die Einberufung auf Befehl Seiner Majestät des 
Kaisers (Königs) zur teilweisen oder vollen Ergänzung des 
Heeres, der Kriegsmarine oder der Landwehr auf den Kriegs - 
stand erfolgte; 

3. wenn im Mobilisierungsfalle der Einberufungsbefehl an 
die uneingereihten Rekruten oder die uneingereihten Ersatz- 
reservisten erlassen wurde; 

4. wenn der Einberufungsbefehl im Mobilisierungsfalle an 
zu einer militärischen Dienstleistung verpflichtete Offiziere des 
Ruhestandes oder im Verhältnisse „außer Dienst' ergangen ist/ 

b) Als Subjekt kommt also ein Dienstpflichtiger in Be- 
tracht, dessen Dienstpflicht bisher quoad exercitium geruht hat 
und der dem Soldatenstande angehört.^) Dem Soldatenstande nicht 
angehörige Dienstpflichtige, z. B. Auditoren, Ärzte, Militärbeamte 
begehen im gleichen Falle ein gemeines Delikt, wovon noch 
die Rede sein wird. Der Dienstpflichtige muß ferner legal ein- 
berufen sein, die bloße Wahrscheinlichkeit oder auch die Ge- 
wißheit, daß ein Einberufungsbefehl ergehen wird, wie auch 
ein sachlich oder formell illegaler Einberufungsbefehl machen 
den Dienstpflichtigen nicht zum Deliktssubjekte. 

c) Als Schuldarten kommen dolus und culpa in Betracht, 
denn der Ausdruck des Gesetzes „schuldbar" umfaßt beide. Aus- 
geschlossen ist jedoch in den dolosen Fällen eine über den 
bloßen Vorsatz hinausgehende Absicht, sich durch die Nicht- 
befolgung des Einberufungsbefehles der Dienstpflicht für immer 
zu entziehen. Liegt eine solche meineidige Absicht vor, dann 
wird das Delikt zur Desertion, 2) wobei eine Konkurrenz mit 
dem Verbrechen oder Vergehen der Nichtbefolgung eines 
Militäreinberufungsbefehles naturgemäß nicht anzunehmen ist. 
Fahrlässigkeit insbesondere liegt nicht nur dann vor, wenn der 
Dienstpflichtige die Befolgung der tatsächlich erhaltenen Ein- 
berutungskarte etwa aus Vergeßlichkeit unterlassen, sondern 
auch dann, wenn er die Zustellung der Einberufungskarte 

^) Vgl. § 4 dieses Baches. 

2) § 7 G. V. 28./6. 90, R. 137, § 8 G.-A. XXI v. 90. 
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überhaupt oder ihre rechtzeitige Zustellung durch Nicht- 
erstattung oder durch, wenn auch nur fahrlässig, unrichtige 
Erstattung der vorgeschriebenen Aufenthalts Veränderungsmel- 
dungen vereitelt hat und die Einberufungskarte unter den 
legalen Voraussetzungen und in vorschriftsmäßiger Form affi- 
chiert worden ist. Ein solche Äff ichierung ersetzt die Zustellung.^) 
Die Unkenntnis der Meldevorschriften entschuldigt nicht, weil 
ihre Kenntnis zu den Standespflichten gehört und die Unter- 
lassung der Kenntnisnahme somit ein Verschulden ist. Es ge- 
nügt auch die Unterlassung oder die unrichtige Erstattung 
solcher Meldungeu, die nicht im ^ Gesetze*"^ sondern nur in den 
Wehrvorschriften angeordnet und deren Nichterstattung an sich 
nicht mit Strafe bedroht ist. Dies ist insbesondere der Fall bei 
den im § 137, Pkt. 3, al. 2 Wehrvorsch. I. T. vorgeschriebenen 
Aufenthaltsveränderungsmeldungen der „Uneingereihten**,^) die- 
im Wehrgesetze selbst nicht vorgesehen und nicht bei sonstiger 
Strafe, sondern nur »zur Vermeidung der sonst nach dem 
Gesetze eintretenden Folgen" angeordnet sind. Ebenso haftet 
der Dienstpflichtige für jedes Verschulden der von ihm zur 
Übermittlung militärischer Zustellungen der Behörde namhaft 
gemachten „Mittelsperson*.^) Die Begründung dieser zwar harten 
aber praktisch unentbehrlichen Bestimmung liegt in einer weit- 
gehenden Annahme einer culpa in eligendo. 

d) Das Verbrechen ist mit der Nichteinrückung bis zur 
Meldestunde oder wo eine solche nicht besteht, bis zum Be- 
ginne der Amts-(Dienst-)stunden des für die Einrückung fest- 
gesetzten Tages oder, wenn eine bestimmte Einrückungsstunde 
vorgeschrieben ist, bis zu deren Ablauf und dem weiteren, a 
momento ad momentum zu berechnenden/) Verlaufe von acht 
Tagen begangen. Wenn, wie in der Regel, dem Einberufenen 
im Einberufungsbefehle aufgetragen wird, sich bei einem be^ 
stimmten Truppenkörper oder bei einer bestimmten Dienst- 
stelle zu melden, so ist für die Berechnung der Dauer des 



1) § 6, Pkt. 5 Wehrvorsch. II. T., § 33 III. T., § 24 IV. T. f. d. Heer 
u. f. d. Kriegsmarine, § 23 IV. T. f. d. k. k. Landwehr. 

2) Vgl. Fußnote 1 auf S. 86. 

3) § 7, Pkt. 4, al. 2 Wehrvorsch. III. T., § 6, Pkt. 4 Wehrvorsch. IV. T. 
f. d. Heer u. f. d. Kriegsmarine, § 4, Pkt. 5 Wehrvorsch. IV. T. f. d. k. k.- 
Landwehr. 

^) Vgl. Janka a. a. O. 86. 

11* 
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sehuldbaren Versäumnisses der Zeitpunkt maßgebend, wo der 
Einberufene am anbefohlenen Orte eingerückt ist oder einge- 
bracht worden ist oder wo er dort hätte einrücken können, 
wenn nicht der Eintritt ohne sein Verschulden verzögert worden 
wäre (R.-M.-G. 8, 20). Die Nichtbefolgung eines Militäreinbe- 
rufungsbefehles ist nämlich das die Schlagfertigkeit verletzende 
Delikt xor' i^oxip/ und die Schlagfertigkeit der bewaffneten 
Macht wird nur durch das rechtzeitige Erscheinen der Dienst- 
pflichtigen an ihrer Dienststelle gewährleistet. Deshalb ver- 
ordnen auch die Wehrvorschriften, daß die Einberufenen an 
der Einberufungsstelle rechtzeitig zu erscheinen haben und 
in der Regel verpflichtet sind, zu dieser einzurücken. (Die 
Ausnahmen von dieser Regel bestehen in der in gewissen Fällen 
zugestandenen Begünstigung, sich bei einer näher gelegenen 
Militärbehörde melden zu dürfen.) 

Für die Berechnung des Versäumnisses bei Einberutungs- 
karten, die auf „sogleich" lauten, enthalten die Wehrvorschriften 
besondere Bestimmungen, die teilweise dem Prinzipe, wie es 
für die auf einen bestimmten Tag lautenden Einberufungen 
angenommen ist, nicht entsprechen. Für die Mannschaft beginnt 
hiemach bei Einberufungen auf „sogleich" das Versäumnis im 
Falle der erfolgten Zustellung der Einberufungskarte an den 
Einberufenen oder an dessen Mittelsperson mit dem Tage, wo 
der Einberufene — nach der ihm zur Regelung seiner häus- 
lichen Verhältnisse und zur Erstattung der Abmeldung beim 
Gemeindevorsteher gestatteten Verzugsfrist — bei dem Heeres- 
körper eintreffen mußte, zu welchem er einzurücken hatte, 
falls nicht früher anderswo seine Präsentierung erfolgte, 2) für 
die Gagisten im Falle der Zustellung mit dem Tage, wo der 
Einberufene nach der gestatteten Verzugsfrist auf den ihm laut 
Widmungskarte zugewiesenen Dienstort abzugehen hatte. ') 
Wurde die Einberufungskarte nicht zugestellt, sondern affichiert, 



1) § 6, Pkt. 6, § 19, Pkt. 2, § 37, Pkt. 7 Wehrvorsch. II. T., § 26, 
Pkt. 10, § 28, Pkt. 4, § 29, Pkt. 3 III. T. usw. 

2) § 34, Pkt. 5, al. 3, Ut. a Wehrvorsch. III. T. 

») § 26, Pkt. 4, al. 2, lit. a Wehrvorsch. IV. T. f. d. Heer u. f. d. 
Kriegsmarine, § 24, Pkt. 4, al. 2 Wehrvorsch. IV. T. f. d. k. k. Landw, 
Richtiger schiene es, auch hier das Versäumnis mit dem für die Einrüokung 
vorgeschriebenen Zeitpunkte beginnen zu lassen. 
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so beginnt das Versäumnis sowohl bei Gagisten als auch bei 
Mannschaften mit dem Af f ichierungstage. ^) 

Die Nichtbefolgung eines Militäreinberufungsbefehles be- 
steht nicht nur in dem Nichteihrücken, sondern, wie alle Ab- 
wesenheitsdelikte, in dem Abwesend-Bleiben, ist daher ein 
Dauerdelikt. Über das Ausmaß der Dauer besteht ein grund- 
sätzlicher Unterschied zwischen der österreichisch-ungarischen 
und der deutschen Auffassung. 

Die österreichisch-ungarische Praxis steht auf dem Stand- 
punkte, daß das Delikt der Nichtbefolgung eines Einberufungs- 
befehles solange fortdauert, als die Verpflichtung zur Ein- 
rückung besteht und die Einrückung nicht erfolgt ist. Es endet 
also entweder mit der Einrückung oder mit dem Ausscheiden 
aus der Dienstpflicht überhaupt oder auch mit dem Übertritte 
in ein Dienstpflichtverhältnis, in dem die Verpflichtung zu einer 
solchen Dienstleistung nicht mehr besteht, wie diejenige ist, zu 
welcher die Einberufung ergangen ist. 

Der Einrückung steht die Einbringung gleich. 

Das Ausscheiden aus der Dienstpflicht kann z. B. infolge 
Superarbitrierung oder infolge Beendigung der Dienstzeit er- 
folgen^ letzteres insbesondere darum, weil nach österreichisch- 
ungarischem Rechte nur das Desertionsinterkaiare, nicht aber 
die sich aus der Nichtbefolgung von Einberufungsbefehlen er- 
gebenden Interkalarien der Anrechnung auf die Gesamtdienst- 
zeit entzogen sind. Aus demselben Grunde könnte ein Mann 
der Heeresreserve, der im Frieden eine Einberufung zur teil- 
weisen oder vollen Ergänzung des Heeres auf den Kriegsstand 
nicht befolgt hat, nach vollendeter lOj ähriger Heeresdienst- 
pflicht — wenn man ihm nicht Desertion zur Last legen kann 
— von der Übersetzung in die nichtaktive k. k. Landwehr nicht 
ausgenommen werden. Sein Dauerdelikt wäre damit beendet, 
denn die nichtaktive k. k. Landwehr ist zu der angeführten 
Dienstleistung im Frieden nicht verpflichtet. 

Nach der deutschen Praxis dauert das Versäumnis nur 
bis zu dem Tage, wo der Einberufene, wenn er eingerückt 
wäre, nach beendeter Dienstleistung wieder entlassen worden 
wäre.2) Es endet sonach z. B. bei einer vierwöchentlichen, am 



1) lit. b der in Fußoote 3 auf Seite 164 angeführten Vorschriftsstellen. 

2) Koppmann-Weigel, § 67, 10, R.-M.-G. 5, 220, 7, 107. 



— 166 — 

1. Juli 1906 beginnenden Waffenübung mit dem 28. Juli 1906. 
Das R.'M.-6. begründet seinen Standpunkt in dieser für den 
Verjährungsbeginn maßgebenden Frage im wesentlichen folgen- 
dermaßen: Die Dienstpflicht der Personen des Beurlaubten- 
standes, die zu einer Übung eingezogen werden, bestehe darin, 
während der bestimmten Übungszeit bei der Truppe Dienst 
zu tun. Nach Ablauf dieser Übungszeit sei die Pflicht zu Ende, 
der Einberufene, wenn er auch nicht eingerückt ist, trete mit 
dem für das Ende der Übung festgesetzten Zeitpunkte wieder 
aus dem aktiven Heere und könne sich folglich von da an 
keiner unerlaubten Abwesenheit mehr schuldig machen, weil 
die Verpflichtung zur Anwesenheit von diesem Augenblicke 
aufhöre. 

Betrachtet man die deutsche Auffassung vom wichtigsten 
Standpunkte dieser Frage, nämlich von dem des Verjährungs- 
beginnes, so sind die praktischen Konsequenzen nach deutschem 
Rechte, wo das Vergehen der unerlaubten Entfernung, z. B. 
durch Nichtbefolgung eines Einberufungsbefehles zur Waffen- 
übung, nach § 67 R.-St-G. erst in fünf Jahren verjährt, aller- 
dings annehmbar. Anders aber nach österreichischem Rechte, 
wo das gleiche Delikt nach § 135 M.-St.-G. schon in drei Monaten 
vorjährt. Die Kürze dieser für die Strafverfolgung offenbleiben- 
den Frist muß, wenn schon nicht vom juristischen, so doch 
vom militärischen Gesichtspunkte Bedenken erwecken. Diese 
könnton allerdings de lege lata nicht ausschlaggebend sein, 
wenn sich die deutsche Auffassung als richtig erweisen sollte. 
Dies wäre nun zu untersuchen. 

Der Wehrpflichtige ist teils zu Dienstleistungen verpflichtet, 
die regelmäßiger Natur sind und zu allen Zeiten erfüllt werden 
müssen und können, teils zu solchen, die nur fallweise und nur 
zur Zeit des Bedarfes vom Staate beansprucht werden. Zu den 
regelmäßigen und zu allen Zeiten erfüllbaren Dienstpflichten 
gehören insbesondere die Präsenzdienstpflicht der Liniendienst- 
pflichtigen, die Waffenübungspflicht der Reservisten und der 
Ersatzreservisten, die militärische Ausbildungsdienstpflicht der 
Ersatzreservisten. Die Höehstzahl und die Höchstdauer dieser 
Dienstleistungen ist im voraus im Gesetze bestimmt und die 
Summe dieser bestimmten Höehstausmaße ist eine bestimmte 
Gesamtleistung, deren einzelne Teile zwar zu bestimmten Zeiten 
erfüllt werden sollen, die aber begrifflich die Erfüllung auch 
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zu anderen Zeiten zulassen. So soll z. B. der Reservist, der für 
den 1. Juli 1906 zu einer vierzehntägigen Waffenübung einbe- 
rufen ist, in der Zeit vom 1. bis zum 14. Juli 1906 üben, es 
ist aber begrifflich möglich, daß er — innerhalb seiner Reserve- 
zeit — auch zu einem späteren Zeitpunkte übe. Durch sein 
Nichteinrücken zur bestimmten Frist befreit er sich daher weder 
rechtlich von der Verpflichtung, noch entgeht er faktisch der 
Möglichkeit der Erfüllung seiner Waffenübungspflicht. Folglich 
dauert sein strafwürdiges Abwesenheitsverhältnis solange, als 
er sich in einem Wehrpflichtsverhältnisse befindet, wo die Er- 
füllung der versäumten Dienstverpflichtung rechtlich und fak- 
tisch möglich ist. Es endet also beispielsweise beim Reservisten 
nicht mit dem Ende des Waffenübungsturnusses, zu dem er 
einberufen war, sondern erst mit dem Austritte aus dem Re- 
serveverhältnisse. M. E. ist daher bei den regelmäßigen und 
zu allen Zeiten erfüllbaren Dienstverpflichtungen der Stand- 
punkt der deutschen Praxis nicht begründet. 

Anders hingegen steht es mit den nur fallweise zur Zeit 
des Bedarfes eintretenden Dienstverpflichtungen, wozu in erster 
Linie die Pflicht zur Dienstleistung im Mobilisierungsfalle, 
außerdem aber die nicht regelmäßigen Friedensdienstleistungen, 
und zwar die zur teilweisen oder vollen Ergänzung des Heeres 
(der Kriegsmarine, der kgl. ung. Landwehr) auf den Kriegs- 
stand und zur ausnahmsweisen aktiven Dienstleistung des ersten 
Reservejahrganges und der drei (zwei) jüngsten Ersatzreserve- 
jahrgänge des Heeres (der kgl. ung. Landwehr) gehören. Mit 
dem Augenblicke der Demobilisierung, der Anordnung der 
Wiederannahme des normalen Friedensstandes und der Ent- 
lassung der ausnahmsweise zur aktiven Dienstleistung heran- 
gezogenen Reserve- und Ersatzreservemannschaftsjahrgänge 
endet für den nichteingerückten Einberufenen die tatsäch- 
liche Möglichkeit, die Mobilisierungsdienstleistung zu erfüllen, 
das Heer auf den Kriegsstand zu ergänzen usw. Mit dem 
Aufhören dieser Möglichkeit endet auch die rechtliche Ver- 



1) Zur Vermeidung von Mißverständnissen muß nochmals darauf hin- 
gewiesen werden, daß alle Ausführungen über das Delikt der Nichtbefolgung 
eines Militäreinberufungsbefehles die Voraussetzung haben, daß nicht die 
Absicht gänzlicher Dienstpflichtentziehung und damit das Verbrechen der 
Desertion vorliegt. Die für dieses geltenden besonderen Normen sind dem 
folgenden Paragraph vorbehalten. 
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pflichtung, da sie ohne die tatsächliche Möglichkeit nicht 
denkbar ist und mit dem Aufhören der Rechtspflicht zur Dienst- 
leistung und zur Anwesenheit endet zugleich das strafbare Ver- 
hältnis der Abwesenheit.^) Es kann nie später enden, wohl aber 
unter Umständen früher, wenn nämlich schon vorher der Dienst- 
pflichtige in ein Wehrpflichtverhältnis getreten ist, wo die Ver- 
pflichtung zu jener Dienstleistung, zu der er einberufen war, 
nicht mehr besteht, also z. B. im Falle der Heranziehung der 
drei jüngsten Ersatzreservejahrgänge zur ausnahmsweisen ak- 
tiven Dienstleistung im Frieden mit dem Übertritte des Ein- 
berufenen in den vierten Jahrgang. 

e) Der strafbare Versuch ist bei diesem Unterlassungs- 
verbrechen ausgeschlossen, denn der bloße Entschluß, der Pflicht 
nicht zu entsprechen, ist straflos, solange die Erfüllung der 
Pflicht noch möglich ist. 

f) Strafe: Kerker von drei Monaten bis zu einem Jahre, 
bei angeordneter Mobilisierung oder während des Krieges 
K&rker von einem bis zu fünf Jahren (§§ 1, letzter Abs. G. v. 
28./6. 90 und G.-A. XXI v. 90.) 

Außer den Straferhöhungsgründen der Mobilisierungs- 
und der Kriegszeit kommen weder Straferhöhungs- noch Straf- 
minderungsumstände vor. Insbesondere finden die Selbst- 
meldung und die Einbringung ihre Berücksichtigung nur inner- 
halb des sonstigen Strafrahmens als Milderungs- und als Er- 
schwerungsumstand und sie sind auch natürlich in concreto 
von Bedeutung für die Frage, ob eine auf gänzliche Dienst- 
pflichtentziehung gerichtete Absicht vorliegt und ob daher bloß 
Nichtbefolgung eines Einberufungsbefehles oder Desertion an- 
zunehmen ist. 

Mit der Kerkerstrafe und mit der Verurteilung wegen 
eines Verbrechens treten nach dem M.-St.-G. nebst sonstigen 
Folgen insbesondere auch der Verlust der Charge, der Hof- 
und Zivilwürden, der öffentlichen Titel, der akademischen Grade 
und Würden, der Ordensdekorationen und der Auszeichnungs- 
medaillen ein. Doch kann von diesen Folgen zum Teile im 
Rechtswege des außerordentlichen Milderungsrechtes, zum Teile 
im Gnadenwege abgesehen werden. Die näheren Ausführungen 
hierüber gehören teils in die Lehre vom allgemeinen Teile des 



1) Vgl. z. B. Janka a. a. O. 72 f.; Finger a. a. O. 215. 
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Militärstrafgesetzbuches, teils in die Lehre vom Militärsfraf- 
prozeßrechte. 

g) Die Verjährung beginnt in allen Fällen mit der Ein- 
rückung oder Einbringung des Einberufenen, dann unter Be- 
rücksichtigung der oben unter d) enthaltenen Ausführungen 
über die Dauer des Verbrechens im Falle des Pkt. 1 des § 1 
(vgl. oben unter a) mit der Beendigung der Dienstpflichtdauer 
(letzteres kann allerdings in diesem Falle nicht leicht praktisch 
werden, weil der zum Präsenzdienste Einberufene eine lang- 
jährige Dienstpflichtdauer vor sich hat und bei mehrjährigem 
Ausbleiben als Deserteur behandelt werden müßte) ; im Falle des 
Pkt. 2 des § 1 mit der Wiederannahme des normalen Friedens- 
standes, im Frieden auch mit dem Übertritte in die Ersatz- 
reserve des Heeres, in ein nichtaktives Verhältnis der k. k. 
Landwehr, da die beiden letztgenannten Kategorien zu einer 
solchen Dienstleistung im Frieden überhaupt nicht verpflichtet 
sind, oder mit dem Austritte aus dem Heere, der Kriegsmarine 
oder der Landwehr überhaupt; im Falle des Pkt. 3 gilt das 
zum Pkt. 1 Gesagte und im Falle des Pkt. 4 beginnt die Ver- 
jährung mit der Demobilisierung. 

Die Dauer der Verjährungszeit beträgt 5 Jahre (§ 134, 
lit. c M.-St.-G.). 

h) Zuständig sind die Militärgerichte (§§ 5 G. v. 28./6. 90 
und G.-A. XXI v. 90). 

B. a) Die §§ 2 G. v. 28./6. 90 und G.-A. XXI v 90 
lauten : 

„Eines Militärvergehens macht sich schuldig, wer, durch 
den Soldateneid ^) verpfhchtet, dem Einberufungsbefehle schuld- 
bar nicht Folge leistet in nachstehenden Fällen: 

1. wenn der Einberufungsbefehl unter den im § 1 ange- 
führten Bedingungen erlassen worden ist und das schuldbare 
Versäumnis nicht über acht Tage dauert; 

2. wenn der Einberufungsbefehl zum Zwecke der militäri- 
schen Ausbildung, der periodischen Waffen-(Dienst-)Übung er- 
lassen wurde; 

3. wenn der Einberufungsbefehl behufs ausnahmsweiser 
aktiver Dienstleistung an die Reserve oder Ersatzreserve in 



1) Ungarischer Text: „Soldaten -(Landwehr-) ei d** (vgl. Fußnote 2 
auf S. 161). 
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GemäSbeit des Gesetzes vom 31. Mai 1888, Reichsgesetzblatt 
Nr. 77 1) erlassen wurde;* 

b) Beziiglich des Subjektes, 

e) der Schuldarten, 

d) des Zeitpunktes der Begehung und der Dauer des 
Deliktes, der Berechnung des Versäumnisses im Pkt. 1 und 

e) des Versuches gilt das unter A an analoger Stelle 
Gesagte. 

f) Strafe: Arrest von einem bis zu drei Monaten (§§ 2 
letzter Abs. G. v. 28./6. 90 und G.-A. XXI v. 90). 

g) Die Verjährung beginnt in allen Fällen mit der Ein- 
rückung oder Einbringung des Einberufenen, dann im Falle 
des Pkt. 1 je nach der Art der Dienstleistung, zu der er ein- 
berufen wurde, in den unter Ä. g) angeführten Zeitpunkten, 
im Falle des Pkt. 2 mit dem Austritte aus den Verhältnissen, 
die zu den daselbst angeführten Dienstleistungen verpflichten, 
also nicht nur mit dem Übertritte in den Landsturm, sondern 
auch z. B. mit dem Übertritte in die „Standesevidenz" oder 
in das Verhältnis «der Evidenz" der k. k. Landwehr, im Falle 
des Pkt. 3 mit der Entlassung des Jahrganges, dem der 
Einberufene angehört, aus der ausnahmsweisen aktiven Dienst- 
leistung oder mit seinem persönlichen Austritte aus den zu 
dieser Dienstleistung verpflichteten Reserve-(Ersatzreserve-) 
Jahrgängen. 

Die Verjährungsfrist beträgt 3 Monate (§ 135, lit. a 
M..St.-G.). 

Zum Pkt. 2 des § 2 (Einberufung zur Waffenübung) ist 
ein in der Praxis häufig vorkommender Fall besonders her- 
vorzuheben. Ein wegen Nichtbefolgung des Einberufungsbefehles 
zur Waffenübung zum Deserteur erklärter Nichtaktiver wird 
nachher zu einer Zeit als eingebracht oder als selbstgemeldet 
präsentiert, wo er seine Heeres- und Landwehrdienstpflicht be- 
reits beendet hätte, wenn er die Dienstzeit ohne die Unter- 
brechung des Desertionsinterkaiares normal fortgesetzt hätte. 
Bei der nach seiner Präsentierung eingeleiteten Untersuchung 
stellt sich nun heraus, daß er nicht in der Absicht, sich seiner 



i) Ungarischer Text: ,,Iii Gemäßheit des Gesetzartikels XVIII vom 
Jahre 1888 oder des Land wehr gesetzes." (Die österreichische Landwehr ist 
zu einer solchen ausnahmsweisen aktiven Friedensdienstleistung nicht 
verpflichtet.) 



r^ 171 — 

Dienstpflicht für immer zu entziehen, die Einrückung unter- 
lassen hat, sondern z. B. nur aus Fahrlässigkeit. Die Folge 
dieses Untersuchungsergebnisses ist, daß erstens ihm nicht De- 
sertion, sondern nur das Vergehen der Nichtbefolgung eines 
Militäreinberufungsbefehles zur Last gelegt werden kann, zweitens 
die seinerzeit erlassene Deserteurserklärung annulliert, drittens 
ihm das Abwesenheitsinterkaiare nunmehr auf die Dienstzeit 
nachträglich angerechnet werden muß. Hat er nun mit dieser 
nachträglichen Anrechnung die Zeit seiner (in der Regel zwölf- 
jährigen) gesamten Heeres- und Landwehrdienstpflicht bereitß 
vollstreckt, so ist nunmehr seine Entlassung aus dem Titel der 
vollendeten Dienstpflicht ex tunc so zurückdatiert auszu- 
sprechen, wie es bei ganz normaler Zurücklegung der Dienstzeit 
geschehen wäre.^ Mit diesem zurückdatierten Entlassungsdatum 
erlischt auch ex tunc seine Pflicht, zu Waffenübungen einzu- 
rücken und beginnt daher unter Berücksichtigung des zu Ä, d) 
Gesagten der Lauf der dreimonatlichen Verjährung, es wäre 
denn, daß die wegen jeder Desertionsanschuldigung auch in 
contumaciam durchzuführenden militärgerichtlichen Tatbestands- 
erhebungen bis dahin noch nicht (»bis zur Aufgreif ung oder 
Selbstmeldung vorläufig") eingestellt wären* Letzterenfalls be- 
gönne der Lauf der Verjährung erst mit der rechtskräftigen 
Einstellung dieser Erhebungen, d. i. mit dem Tage der Präsen- 
tierung der die Einstellung anordnenden gerichtsherrlichen 
Entschließung beim Erhebungsgerichte 2) oder, wenn die formelle 
Einstellung aus irgendeinem Grunde (Formfehler, Übersehen 
u. dgl.) unterblieben wäre, mit dem Zeitpunkte der letzten 
richterlichen Verf olgungshandlung. ^) Sind nun seit dem nach 
vorstehenden Gesichtspunkten zu bestimmenden Zeitpunkt 
des Verjährungsbeginnes drei Monate verflossen, bevor der 
Nichteingerückte präsentiert und gegen ihn die Untersuchung 
eingeleitet worden ist, so ist die Strafbarkeit erloschen und 
daher die Untersuchung wegen Verjährung einzustellen, sobald 
sich in ihrem Zuge ergibt, daß die vermutete Desertionsabsicht 
mangelt und daher nicht das Verbrechen der Desertion, son- 



1) E. des R.-K.-M. v. ll./ll. 02, A. 2, Nr. 564, Pkt. 6 (Beibl. 40) und 
des k. k. M. f. L. v. 18./12. 02, Nr. 46073/3236 IV b, vorletzter Abs. 

2) Vgl. Finger a. a. O. 426. 

3) Ebenso Lammasch a. a. O. 16 und Finger a. a. O. 426 und die 
dort in Fußnote 427 zitierten SohriftsteUer; a. M. K.-H. 2030. 



— 172 — 

dem nnr das — nach obigen Aasffihrangen schon verjährte 
— Vergehen der Nichtbefolgung eines Militareinberufangsbe- 
fehles vorliegt. Die Praxis berücksichtigt dies jedoch in der 
Regel nicht. 

h) Zuständig sind die Militärgerichte, ^) jedoch ist nach 
dem Ermessen des mit dem Strafrechte eines Tmppenkomman- 
danten ausgestatteten Disziplinarvorgesetzten die Disziplinar- 
bestrafung dieses Vergehens zulässig.^) 

C, und D. a; Die §§ 3 Q. v. 28./6. 90 und G.-A. XXI v. 90 
bestimmen : 

„Militar-(Landwehr-)Personen, welche durch den Soldaten- 
eid») nicht verpflichtet sind, machen sich durch Nichtbefolgung 
des Einberufungsbefehles, wenn sie im Kriegs- oder Mobili- 
sierungsfalle statthat und das schuldbare Versäumnis über 
acht Tage dauert, eines Verbrechens schuldig. 

In allen anderen Fällen aber begrfindet das schuldbare 
Versäumnis ein Vergehen. 

Die Strafe des Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten 
bis zu zwei Jahren; das Vergehen wird mit Arrest von einem 
bis zu drei Monaten bestraft.* 

b) Das hier behandelte Verbrechen und Vergehen sind 
keine Militärdelikte, da solche nur von Personen des Soldaten- 
standes begangen werden können. Hier handelt es sich aber 
im Gegensatze zu den §§ 1 und 2 desselben Gesetzes um die 
Nichtbefolgung der an solche nichtaktive Militärpersonen er- 
gehenden Einberufungsbefehle, die nicht auf die Kriegsartikel 
beeidet sind und folglich nicht zum Soldatenstande gehören, 
das sind die Militär-(Marine-, Landwehr-)Geistlichen, -Auditoren, 
-Ärzte, -Truppenrechnungsführer (Verwaltungsoffiziere der 
Honved), -Beamten (Intendanten, Artillerie-, Bauingenieure, 
Rechnungskontrollsbeamte, Verpflegsbeamte, Tierärzte, Medi- 
kamentenbeamte, Baurechnungsbeamte usw.), endlich die dem 
Soldatenstande nicht angehörenden, in keine Rangsklasse ein- 
gereihten Gagisten, bei welch letzteren allerdings speziell ein 
Reservestand in der Regel nicht vorhanden ist. Die Delikte 



*) §§ 5 O. V. 28./6. 90 und G.-A. XXI v. 90. 

2) § 34, Pkt. 3 u. 4 Wehrvorschr. III. T., § 26, Pkt. 2 u. 3 Wehrvorschr. 
f. d. Heer IV. T. u. § 24, Pkt. 2 u. 3 Wehrechr. f. d. k. k. Landw. IV. T. 

3) Im ungarischen Texte: „Soldaten -(La ndwehr-)eid'' (vgl. Fußnote 2 
auf S. 161). 
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dieser im juristischen Sinne „Nichtkombattanten*^ sind, selbst 
wenn sie Verletzungen der aus dem Militärverhältnisse ent- 
springenden Pflichten sind, dennoch nichtmilitärische, also ge- 
meine Delikte. 

c) Dies vorausgeschickt, enthält die Begriffsbestimmung 
des im Abs. 1 des § 3 des Nichtbefolgungs-G. umschriebenen 
Verbrechens die sich nur im § 4 desselben G. wiederholende, 
sonst aber im ganzen österreichisch-ungarisch-kroatischen Militär- 
und Zivilstrafrechtskomplexe nicht vorkommende Anordnung, daß 
dieses gemeine ^Verbrechen" nicht nur dolos, sondern auch 
kulpos begangen werden kann.^) Anders können die Worte ^das 
schuldbare Versäumnis** im Abs. 1 des § 3 wohl nicht ver- 
standen werden, denn sie kehren gleichlautend im 2. Abs., der 
vom gleichartigen Vergehen handelt, wieder und bedeuten dort 
unzweifelhaft sowohl Vorsatz als auch Fahrlässigkeit, ebenso wie 
in den von dem Militärverbrechen und dem Militärvergehen 
handelnden §§ 1 und 2 desselben G. Als lex specialis geht die 
hier vom Gesetze gegebene Anordnung auch dem sonstigen 
Grundsatze vor, daß gemeine (nichtmilitärische) Verbrechen 
nur vorsätzlich begangen werden können. 

d) Die Abgrenzung zwischen Verbrechen und Vergehen 
ist, wie ein Vergleich des § 3 mit den §§ 1 und 2 des Nicht- 
befolgungs-G. lehrt, für die Nichtkombattanten wesentlich 
milder vorgenommen als für die Kombattanten. Insbesondere 
wird den Nichtkombattanten im Frieden niemals ein Verbrechen, 
sondern immer nur ein Vergehen zur Last gelegt und der so- 
nach nur im Kriege zur Anwendung kommende Verbrechens- 
strafsatz ist wesentlich milder als der Verbrechenskriegsstraf- 
satz der Kombattanten. Diese mildere Behandlung der Nicht- 
kombattanten entspricht dem ganzen System der Militärstraf- 
gesetzgebung, das hierbei von der Erwägung ausgeht, daß der 
Nichtkombattant subjektiv nicht so intensiv zu Militärdiensten 
verpflichtet sei wie der Kombattant und daß objektiv aus der 
Nichterfüllung seiner nur Hilfszwecken • des Kriegsdienstes 
dienenden Verpflichtungen kein so großer Schaden und keine 



1) Die Zivilstrafgesetzbüoher (§ 1 öst., § 76, Abs. 1 ung., § 1 kroatisch, 
auch § 1 bosoisch) enthalten die Bestimmung, daß ein „Verbrechen^ nur 
vorsätzlich begangen werden kann. Dasselbe bestimmen die §§ 1 und 2 
M.-8t.G. für die nichtmilitärischen Verbrechen und lassen nur fQr die 
militärischen Verbrechen ausnahmsweise auch eine fahrlässige Begehung zu. 
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so groBe Gefahr für die bewaffnete Macht entstehen könne, 
wie eeteris paribus durch die Pflichtverletzungen der Kom- 
battanten. Dieser Grundsatz und die daraus folgende sekundäre 
Stellung der Nichtkombattanten in der bewaffneten Macht ver- 
lieren mit der fortschreitenden Waffentechnik und der sich 
daraus ergebenden Steigerung der wissenschaftlichen Seite der 
Kriegskunst immer mehr an Berechtigung. In den groBzüg^g^en 
Konzeptionen der heutigen Wissenschaft vom Kriege und seiner 
materiellen und psychischen Vorbereitung kommt speziell den 
höheren Hilfsdiensten, insbesondere dem Sanitätsdienst, der 
Rechtspflege, der Intendantur, eine so hohe — sei es materielle, 
sei es moralische — Bedeutung zu, daB sie hinter der einer 
wirklichen Kriegsdienstleistung um nichts zurückbleiben. Ein- 
gehendere Ausführungen hierüber können in diesem Zusammen- 
hange nicht gegeben werden. 

e) Abgesehen von den unter b bis d hervorgehobenen 
Besonderheiten gelten auch für das Verbrechen und für das 
Vergehen des § 3 des Nichtbefolgungs-G. die zu Ä und B an 
den analogen Stellen entwickelten Grundsätze. 

E. a) Die §§ 4 des öst. und des ung. Nichtbefolgungs-6. 
bestimmen : 

„Wer, durch das Landsturmgesetz verpflichtet, nach er- 
lassener Aufbietung der Einberufung nicht Folge leistet, macht 
sich durch das schuldbare Versäumnis eines Vergehens, und 
wenn das schuldbare Versäumnis über acht Tage dauert, eines 
Verbrechens schuldig. 

Die Strafe des Vergehens ist Arrest von einem bis zu 
drei Monaten, die Strafe des Verbrechens Kerker von sechs 
Monaten bis zu zwei Jahren*^. 

h) So wie die Landsturmdienstpflicht eine subsidäre Dienst- 
pflicht ist, die den Wehrpflichtigen nur dann trifft, wenn ihm keine 
andere militärische Dienstpflicht obliegt (vgl. S. 22), so ist auch 
der Tatbestand dieses im § 4 des Nichtbefolgungs-G. bezeich- 
neten Verbrechens und Vergehens subsidiär und kommt nur 
zur Anwendung, wo nicht die Tatbestände der §§ 1 bis 3 vor- 
liegen. Subjekte des § 4 sind also Landsturmpflichtige, die 
nicht einen anderen Militär Charakter besitzen, daher insbe- 
sondere nicht die auf Grund des Landsturm-G. zu Landsturm- 
diensten verpflichteten Offiziere des Soldatenstandes, des Ruhe- 
standes und des Verhältnisses ^ außer Dienst ""f denn diese fallen 
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unter die Bestimmung des § 1, Pkt. 4 des Niehtbefolgungs-G. 
(vgl. S. 162). Da die Landsturmpflichtigen zwar mit dem Tage 
der Einberufung den militärischen Gesetzen unterstehen, die 
Beeidigung der zu Kombattanten bestimmten auf die Kriegs- 
artikel aber erst nach ihrer wirklichen Einrückung stattfindet, 
so kann das vorher begangene Delikt der Nichtbefolgung 
eines Einberufungsbefehles naturgemäfi nur ein gemeines und 
nicht ein militärisches Delikt sein. (Im Gegensatze hierzu be- 
gehen die landsturmpflichtigen Offiziere des Soldatenstandes, 
des Ruhestandes und des Verhältnisses „außer Dienst"^ im 
gleichen Falle ein Militärdelikt im Sinne des § 1, Pkt. 4, be- 
ziehungsweise § 2, Pkt. 1, weil der Beibehalt der soldatischen 
Offizierscharge ihren seinerzeit abgelegten Eid auf die Kriegs- 
artikel fortwirken läßt.) 

c) Bezüglich der Schuldformen gilt auch hier die bei C 
und D. c entwickelte Besonderheit, daß das gemeine Verbrechen 
des § 4 auch fahrlässig begangen werden kann. 

d) Im übrigen ist auf die Ausführungen zu Ä und B zu 
verweisen. 

F. Wenn die Nichtbefolgung eines Einberufungsbefehles 
eine schwerer zu bestrafende Handlung bildet, so ist allein diese 
und nicht das Delikt der Nichtbefolgung eines Militäreinbe- 
rufungsbefehles zuzurechnen. 1) Für die dem Soldatenstande 
angehörigen Nichtaktiven kommt in dieser Hinsicht das Ver- 
brechen der Desertion in Betracht, welches dann vorliegt, 
wenn der Einberufungsbefehl in der Absicht nicht befolgt 
worden ist, sich der Dienstpflicht für immer zu entziehen 
(§183 M.-St.-G.). Das Verbrechen der Desertion ist aber nicht 
unter allen Umständen strenger verpönt wie das der Nicht- 
befolgung von Militäreinberufungsbefehlen. Da nämlich die 
Selbstmeldung zwar bei der Desertion, nicht aber bei der 
Nichtbefolgung von Militäreinberufungsbefehlen einen beson- 
deren geringeren Strafsatz begründet, gehen einige Strafsätze 
der Desertion bei Selbstmeldung unter die der Nichtbefolgung 
von Einberufungsbefehlen hinunter. So ist z. B. die einfache 
erste Desertion einer Mannschaftsperson im Frieden bei Selbst- 
meldung nur mit strengem Arreste von drei bis zu sechs 



1) § 7 G. y. 28./6. 90 und § 8 G.-A. XXI v. 90. 
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Monaten/) hingegen der analoge Fall der Nichtbefolgung eines 
Militäreinberufungsbefehles mit Kerker von dreij^Monaten bis 
zu einem Jahre, somit schwerer bedroht. Die erste Desertion 
einer Mannsehaftsperson im Kriege bei Selbstmeldung ist mit 
Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre, der analoge 
Fall der Nichtbefolgung eines Militäreinberufungsbefehles mit 
Kerker von einem bis zu fünf Jahren bedroht. Daß mit der 
Desertion Nebenstrafen und Folgen verbunden sind, die bei 
dem Verbrechen der Nichtbefolgung eines Militäreinberufungs- 
befehles nicht eintreten, kann daran nichts ändern, daß dieses 
in unseren Beispielen als die schwerer verpönte Handlung an- 
zusehen ist. Maßgebend für die Entscheidung, welches von 
mehreren Delikten das schwerer verpönte ist, kann doch nur 
das Verhältnis ihrer Hauptstrafen sein und Nebenstrafen oder 
sonstige — teilweise gar nicht im Strafgesetze enthaltene — 
Folgen kommen erst dann in Betracht, wenn die Hauptstrafen 
gleich sind und daher keine Entscheidung bieten. Wenn auch 
zuzugeben ist, daß manchmal die Nebenstrafen und Folgen emp- 
findlicher sind als die Hauptstrafe, wie z. B. bei der Desertion 
der qualifizierte Chargenverlust, die Nichtanrechnung des Inter- 
kalares auf die Dienstzeit und die strafweise Dienstpflichtver- 
langerung härter empfunden werden können als die Freiheits- 
strafe, muß doch anderseits darauf verwiesen werden, daß 
häufig die Nebenstrafen und Folgen gar nicht oder nur in ge- 
ringem Maße zur Wirkung kommen. So entfällt der Chargen- 
verlust bei Unchargierten, die Dienstpflichtverlängerung bei 
Landwehr- und Gendarmeriepersonen und die Nichtanrechnung 
des Desertionsinterkaiares in den Fällen, wo es beim Versuche 
geblieben ist. 

Es gibt sonach Fälle der Verletzung der Dienst- 
pflicht durch pflichtwidrige Abwesenheit, die trotz 
des Vorhandenseins der meineidigen Absicht nicht als 
Desertion zu bezeichnen sind, und zwar sind dies jene 
Fälle des Verbrechens der Nichtbefolgung von Militär- 
einberufungsbefehlen, die als solche strenger verpönt 
sind als die analogen Fälle der Desertion bei Selbst- 



1) Dieser Arreststrafsatz ist trotz der Fassung des § 202 M.-St.-6. 
„kann ... . bestraft werden" obligatorisch, schon darum, weil für den Fall 
der unqualifizierten ersten Desertion einer Mann seh aftsperson im Frieden 
bei Selbstmeldung kein anderer Strafsatz im Gesetze vorkommt. 
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meldung. Daß hierbei die besonderen NebenBtrafen und Folgea 
der Desertion in Wegfall kommen, liegt in Systemmangeln des 
geltenden Gesetzes und wäre de lege ferenda in Rücksicht zu 
ziehen. Bis dahin ist diese Inkongruenz aber um so erträglicher, 
als es sich erstens um selbstgemeldete Deserteure und zweitens 
vielfach um Nebenstrafen und Folgen handelt, die de lege 
ferenda kaum mehr aufrechterhalten werden können und jet2t 
schon nur noch in einzelnen Teilen der bewaffneten Macht in 
Geltung stehen. 

Man könnte vielleicht noch die Ansicht aussprechen, daß 
sich die hier erwähnte Inkongruenz dadurch beseitigen ließe, 
daß man in den fraglichen Fällen eine Konkurrenz zwischen 
den Verbrechen der Nichtbefolgung eines Militäreinberufungs- 
befehles und der Desertion annähme. Dies ist jedoch m. E. un- 
zulässig. Die Nichtbefolgungsgesetze machton die Nichtbefolgung 
der Einberufungsbefehle zu einem delictum sui generis, inso- 
fern nicht das Hinzutreten der meineidigen Absicht eine stren- 
gere Bestrafung unter dem Gesichtspunkte der Desertion be- 
dinge, in welch' letzterem Falle nur diese allein zuzurechnen 
ist. Bedingt aber das Hinzutreten der meineidigen Absicht, wie 
in unseren Fällen, keine strengere Bestrafung, so liegt die Be- 
dingung eben nicht vor, unter der das delictum sui generis 
der Nichtbefolgung zur Desertion wird und es bleibt bei der 
Zurechnung des für die Nichtbefolgung von Militäreinberufungs- 
befehlen statuierten Sonderdeliktes. 

Für die dem Soldatenstande nicht angehörenden Nicht- 
aktiven ist außerhalb des Nichtbefolgungsgesetzes kein durch 
Abwesenheit zu begehendes „Verbrechen" vorgesehen, weshalb 
es für sie keine solche strafbare Handlung gibt, die strenger 
zu bestrafen wäre, als das Verbrechen der Nichtbefolgung eines 
Militäreinberufungsbefehles. Jedoch kennt das M.-St.-G. ein Ver- 
gehen, das mit Entlassung bedroht ist, welche Strafe gegen- 
über dem auf das Vergehen der Nichtbefolgung eines Militär- 
einberufungsbefehles angedrohten Arreste als strenger anzu- 
sehen istO Dieses „Vergehen gegen die Pflichten eines öffent- 
lichen Amtes oder Dienstes durch Entweichung" (§595 M.-St.-G.) 
hat folgenden Tatbestand: ^Beamte oder sonst im öffentlichen 



i) Argumentum aus § 126 M.-St.-G. und E, des 0.-M.-G.4T. v. ll./l. 8S, 
Abt. B, Nr. 1694 v. 87 (bei Koller a. a. O. 76 f.). 

Lei wer, Wehrpflicht. «2 
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Dienste Angestellte/) die aus ihrem Anstellungs- oder Aufent- 
haltsorte entweichen, ohne daß ihnen, weil sie weder die Kriegs- 
artikel . . . beschworen haben, das Militärverbrechen der Deser- 
tion zugerechnet werden kann, werden schon der bloßen Ent- 
weichung wegen ihrer bekleideten Anstellung durch Entlassung 
verlustig." 

Die Frage, ob dieser Paragraph auf die nichtaktiven 
Militärgagisten des Nichtkombattantenstandes anwendbar ist, 
entscheidet sich durch die Beantwortung der Vorfrage, ob ein 
solcher im staatsrechtlichen Sinne ein Amt hat. Für die Dauer 
des nichtaktiven Verhältnisses ist diese Frage ohne weiteres 
zu verneinen, denn der Reserveoffizier hat zwar einen Titel 
und die Fähigkeit und zugleich die Pflicht, im Aktivierüngs- 
falle ein Amt zu bekleiden, aber vorläufig kein Amt. Wie aber, 
wenn er zur aktiven Dienstleistung einberufen wird? Wird er 
im staatsrechtlichen Sinne Beamter erst mit dem tatsächlichen 
Antritte der ihm zugewiesenen Dienststelle oder schon mit dem 
Tage, auf den die Einberufung lautet, wenn er auch nicht ein- 
rückt. M. E. trifft die letztere Alternative zu, und zwar aus 
folgenden Gründen: Nach § 10 Pkt. 1 Wehrvorsch. III. T., 
§ 8 Pkt. 2 IV. T. f. d. Heer, § 7 Pkt. 2 IV. T. f. d. k. k. 
Landw. unterstehen die Nichtaktiven mit dem Tage der Zu- 
stellung oder der legalen Veröffentlichung des Einberufungs- 
befehles oder, wenn die Einberufung auf einen bestimmten 
Tag lautet, mit diesem Tage der Militärstrafgerichtsbarkeit und 
den Militärgesetzen. Im Zusammenhange mit dem 3. Abs. § 62 
Wehr-G. und mit dem 1. Abs. § 1 Laiidwehrjurisdiktions-G. v. 
2./4. 85, R. 93 kann diese Bestimmung nur dahin verstanden 
werden, daß die Einberufenen, auch wenn sie tatsächlich nicht 
eingerückt sind, von diesem Zeitpunkte an als in aktiver Dienst- 
leistung stehend gelten,^) denn nur dann unterliegen sie nach 
dieser Gesetzesstelle den militärischen Gesetzen. Gehören die 
Einberufenen aber von dem bezeichneten Zeitpunkte ohne 
Rücksicht darauf, ob sie wirklich eingerückt sind oder nicht, 
zum aktiven Dienststande, dann obliegt Ihnen von da an die 



1) Hierunter sind auch die niehtkombattanten Offiziere (Auditoren, 
Ärzte und Truppenrechnungsführer) zu verstehen. 

^) Vgl. § 38 deutsches R.-Mil.-G., wonach zum aktiven Heere gehören: 
die aus dem Beurlaubtenstande (Reserve, Landwehr etc.) Einberufenen von 
dem Tage, zu welchem sie einberufen sind. 
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Erfüllung ihres Amtes oder Dienstes> folglich sind sie nunmehr 
^Beamte oder sonst im öffentlichen Dienste Angestellte" und 
damit Subjekte des Vergehens des § 595 M.-St.:G. Da dieses für 
die Nichtkombattanten dasselbe sein soll, wie für die Kombat- 
tanten das Verbrechen der Desertion und der Unterschied nach 
dem Wortlaute des § 595 M.-St.-G. nur in dem Deliktssubjekte 
liegt (Mangel des Eides auf die Kriegsartikel), werden im übrigen 
dieselben Tatbestandsbedingungen zu fordern sein, wie für die 
Desertion, also, insbesondere die Absicht, sich der Dienstpflicht 
gänzlich zu entziehen. 

G, a) Die Verleitung zu einem Verbrechen oder Vergehen 
der Nichtbefolgung eines Einberufungsbefehles ist —- und zwar 
ohne Rücksicht darauf, ob sie Erfolg hatte oder nicht — von der 
österreichisch -ungarisch -kroatischen Gesetzgebung zum selbst- 
ständigen Delikte erhoben worden. Hierzu ist zu bemerken^ daß 
bei diesem Delikte der Verleitung (einschließlich der erfolglosen 
Verleitung) zur Nichtbefolgung eines Militäreinberufungsbefehles, 
insofern es von Personen begangen wird, die der kroatisch- 
slavonischen ZiArilstrafgerichtsbarkeit unterstehen, die autonome 
Gesetzgebungsbetugnis Kroatien-Slavoniens eintritt und hierfür 
das im § 14 dieses Buches unter ZI. 15 genar^nte Landes-G. v. 
11./12, 90, L.-G. u. V.-B. 2 v. 91 geschaffen hat. Für alle übrigen 
Personen gelten die §§ 6 öst. G. v. 28./6. 90 und ung. G.-A. 
XXI V. 90, letzterer also insbesondere auch in Kroatien- 
Slavonien für die der Militärstrafgerichtsbarkeit unterstehenden 
Personen. 

h) Die Verleitung (erfolglose Verleitung) ist ein Militär- 
delikt, wenn eine auf die Kriegsartikel verpflichtete Person 
zu einem .Militärdelikte der Nichtbefolgung verleitet oder zu 
verleiten versucht, sie ist ein gemeines Delikt in allen an- 
deren Fällen, also dann, wenn ein . Kombattant oder ein Nicht- 
kombattant oder ein Zivilist zu einem nichtmilitärischen Nicht- 
befolgungsdelikte oder, wenn ein Nichtkombattant oder ein 
Zivilist zu einem militärischen Nichtbefolgungsdelikte verleitet 
oder zu verleiten versucht. Die Entscheidung der Frage, ob 
dem Verleiter ein Verbrechen oder Vergehen zur Last zu 
legen ist, ergibt sich aus der Zusammenfassung aller subjek- 
tiven und objektiven Momente, die sein normwidriger Vorsatz 
umfaßt hat. Es ist ihm genau dasjenige zuzurechnen, was er 
gewollt hat. Dies geht klar aus dem Wortlaute des ungarischen 

12* 
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and des kroatischen Textes hervor, wonach sich die Qualifi- 
kation der Verleitung nach jener strafbaren Handlung richtet, 
auf welche «die Verleitung gerichtet* war. Es ist daher für 
den Verleiter unerheblich, ob der Dienstpflichtige mehr oder 
weniger getan hat, als wozu der Verleiter ihn angestiftet bat 
Der Einfluß von Irrtümern ist nach allgemeinen Strafrechts- 
grundsätzen zu beurteilen. Glaubt also z. B. der Verleiter^ daß 
der zur aktiven Dienstleistung Einberufene nur zur Waffen- 
übung einberufen sei, dann kann ihm nur ein Vergehen zuge- 
rechnet werden, glaubt er einen zur Waffenübung Einberufenen 
zur Nichteinrückung zum Präsenzdienste zu verleiten, dann 
kann ihm abermals nur ein Vergehen zur Last gelegt werden; 
dasselbe ist der Fall, wenn der Verleiter eines im Frieden zur 
Ergänzung auf den Kriegsstand einberufenen Reserveoffiziers 
des Soldatenstandes irrig glaubt, dieser sei nicht Offizier, 
sondern z. B. Verpflegsbeamter in der Reserve. Hingegen 
müßte sich derjenige, der einen im Frieden zur Ergänzung 
des Heeres auf den Kriegsstand einberufenen Reserveoffizier 
der Sanitätstruppe zu einem über acht Tage dauernden Ver- 
säumnis verleitet, die Zurechnung des Verbrechens gefallen 
lassen, wenn er auch der irrigen Meinung ist, daß die Offiziere 
der Sanitätstruppe nicht auf die Kriegsartikel beeidet seien, 
denn die relevante Tatsache, einen Offizier der Sanitätstruppe 
vor sich zu habeu; ist ihm bekannt.^) 

Die im Nichtbefolgungsgesetze enthaltene Bestimmung 
über die Verleitung eines Kombattanten durch einen Nicht- 
kombattanten oder durch einen Zivilisten zur Begehung eines 
Militärverbrechens der Nichtbefolgung eines Einberuf ungs: 
befebles hat die §§222 öst. und kroat. Ziv.-St-G. und den 
§ 314 M.-St.-G., die die Verleitung eines Soldaten zu einem 
Militärverbrechen, und zwar die ersteren als ein Verbrechen 
der Vorschubleistung, letzteres als ein Verbrechen wider die 
Kriegsmacht des Staates erklären, eingeschränkt. Anderseits 
haben die Fälle der Strafbarkeit der Verleitung zu Militär- 
delikten dadurch eine Ausdehnung erfahren, daß auch die Ver- 
leitung zum Militärvergehen der Nichtbefolgung eines Militär- 
einberufungsbefehles mit Strafe bedroht wurde. 



1) Mit den vorstehenden Ausführungen gleichen Sinnes Kleemann 
a. a O. 118 f. 
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c) Die Verleitung kann nur vorsätzlich begangen werden^ 
und nur zu den vorsätzlichen Formen der Nichtbe folgung.*) 
Eine kulpose Verleitung oder eine Verleitung zu kulposem 
Nichteinrücken ist daher ausgeschlossen. 

d) Die erfolglos gebliebene Anstiftung ist nach der aus- 
drücklichen Vorschrift des Gesetzes dasselbe Delikt wie die 
erfolgreich gewesene. Dennoch wäre m. E. der Umstand, daß 
die Verleitung erfolglos geblieben ist, als mildernd innerhalb 
des gegebenen Strafsatzes in Betracht zu ziehen. 

e) Die Strafe der Verleitung ist ohne Rücksicht auf den 
Erfolg oder Niehterfolg dieselbe, wie jene der strafbaren Hand- 
lung, worauf die Verleitung gerichtet war. Nur ist in Ungarn 
(ausgenommen Kroatien-Slavonien) in den Fällen, wo das Zivil- 
strafgericht zuständig ist, statt des Arrestes und statt des 
Kerkers unter sechs Monaten die Strafe des Gefängnisses zu 
verhängen. Wird hiernach statt auf Kerker auf Gefängnis er- 
kannt, dann begründet die sonst als Verbrechen zu behandelnde 
Handlung ein Vergehen (§ 7 G.-A. XXI v. 90). 

f) Die Verjährung beginnt mit der letzten Verleitungs- 
handlung ohne Rücksicht darauf, wann die Verjährung für den 
ungehorsamen Wehrpflichtigen zu laufen anfängt.^) Hier, wo 
die Verleitung formell als selbständiges Delikt vom Gesetze 
behandelt wird, dürften dies selbst jene zugeben, die sonst 
mit Rücksicht auf den akzessorischen Charakter der Anstiftung 
deren Verjährungsbeginn an den des Hauptdeliktes binden.^) 

Die Verjährungszeit dauert: 

Für den Anwendungsbereich des M.-St.-G. beim Verbrechen 
fünf Jahre (§ 134, lit. c), beim Vergehen drei Monate (§ 135, 
lit. a). Dieselben Fristen gelten für den Anwendungsbereich des 
öst. und des kroat. Ziv.-St-G. (§§ 228, lit. b und 532). Im Ge- 
biete des ung. Ziv.-St.-G. verjährt das mit Kerker zu ahndende 
Delikt in fünf Jahren, das mit Gefängnis bedrohte in drei 
Jahren (§ 106). 

1) Vgl. § 11 M.-St.G., §§ 6 und 239 öst. und kroat., § 69, Pkt. 1 ung. 
Ziy.-St.-6., dann die in der folgenden Fußnote zitierten Autoren. 

2) Ebenso Finger a. a. O. 261; Liszt a. a. O. 225; Frank a. a. O. 67- 
und 68; Schwarze a. a. O. S. 140; Merkel a. a. O. 147. 

3) Ebenso Frank, § 67 II; Liszt a. a. O. 294; offenbar auch Janka 
a. a. O. 190 und 66. A. M. Olshausen, § 67, 16c, 

«) 8o Schwarze «. a. O. § 67, 6, 
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g) Die Zuständigkeitsbestimmungen sind einigermaßen 
kompliziert: 

a) Im Frieden sind für die der ordentlichen Militärstraf- 
gerichtsbarkeit unterstehenden Personen die Militärgerichte zu- 
ständig/) wobei beim Vergehen die Disziplinarbehandlung zu- 
lässig ist. Letzterenfalls kommt das Verfahren und das Straf- 
erkenntnis dem mit dem Strafrechte eines Truppenkommän- 
danten ausgestatteten Disziplinarvorgesetzten zu.^) Für die 
der ordentlichen Zivilstraf gerichtsbarkeit unterstehenden Per^ 
sonen sind die zivilen Gerichtshöfe im Frieden zuständig. 3) 
Für Kroatien -Slavonien bedeutet dies eine Einschränkung 
der außerordentlichen Militärstrafgeriohtsbarkeit, die dort im 
übrigen für alle Verleitungen zu Militärverbrechen noch besteht, 
da dort keine dem § 7 öst. G. v. 20./5. 69, R. 78 analoge ge- 
setzliche Bestimmung erflossen ist, die diese Verleitungen im 
Frieden den Zivilgerichten zuweist und daher der § 222 Ziv.-St.-G. 
noch unverändert in Kraft steht. 

ß) Im Falle einer erfolgten Kriegserklärung oder eines 
ausgebrochenen Krieges unterstehen selbstverständlich zu- 
nächst die der ordentlichen Militärgerichtsbarkeit unterworfe- 
nen Personen den Militärgerichten,*) dann aber in Österreich 
auch wegen des Verbrechens und des Vergehens der Verleitung 
zur Nichtbefolgung eines Militäreinberufunggbefehles die der 
ordentlichen Zivilstraf gerichtsbarkeit unterworfenen Personen.*) 
Der k. k. Justizminister bestimmt und veröffentlicht das Datum, 
wo diese Erweiterung der militärgerichtlichen Kompetenz ein- 
tritt und wieder endet (§ 7 Abs. 3, G. v. 20./5. 69). 

Für Ungarn und für Kroatien-Slavonien bestehen 
dermalen keine „gesetzlichen'' Bestimmungen, die im Kriegs- 
falle die Verleitung zur Nichtbefolgung eines Militäreinbe- 
rufungsbefehles hinsichtlich der der ordentlichen Zivilstraf- 
gerichtsbarkeit unterstehenden Beschuldigten der außerordent- 



1) § 6, Abs. 1 G. V. 28./6. 90, § 6, Abs. 2 G.-A. XXI v. 90. 

2) § 34^ Pkt. 3 und 4 Wehrvorsch. III. T., § 25, Pkt. 2 und 3 Wehr- 
vonwh. f. d. Heer, IV. T., § 24, Pkt. 2 und 3 Wehrvorsch. IV. T. f. d. 
)i. k. Landw. 

3) §§ 6, Abs. 2 G. V. 28./6. 90 und G.-A. XXI v. 90, § 6 kroat.-slav. 
Landea-G. v. 11./12. 90. 

*) § 6, Abs. 2 G. V. 28./6. 90 und § 7, Abs, 3 G. v. 20./5. 69, R. 78, 
(MU.-J.-N.). 
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liehen Militärstrafgerichtsbarke it zuwiesen. Es wäre jedoch nicht 
ausgeschlossen, daß dies vorkommendenfalls durch ein beson- 
deres Gesetz geschähe.^ Erfließt ein solches Gesetz nicht, dann 
bleibt in Ungarn und Kroatien-Slavonien auch während, /des 
Krieges die Zuständigkeit der kgl. Zivilgerichtshöfe für unser 
Delikt aufrecht. % 

H. Wenn die Verleitung (versuchte Verleitung) zur Niqht- 
befolgung eines Militäreinberufungsbefehles eine schwerer 
als* im Nichtbefolgungsgesetze verpönte Handlung 
bildet, ist diese allein zuzurechnen.^) Dies kaiiiU zunächst der 
Fall sein, wenn, wie unter F entwickelt, zur dauernden Dienstr 
entziehung, also zum Verbrechen der Desertion oder zum Ver- 
gehen gegen die Pflichten eines öffentlichen Amtes oder Dienstes 
verleitet oder zu verleiten versucht wird. Hierbei ergeben sich 
folgende Qualifikationen: Die Verleitung eines Soldaten zur 
Desertion durch einen anderen Soldaten ist das Verbrechen der 
„Teilnahme** an der Desertion, der Versuch das Verbrechen der 
Versuchten Teilnahme an der Desertion;^) die Verleitung min- 
destens zweier Soldaten durch einen Soldaten das Verbrechen 
der Desertionskomplottstiftung (§ 216 M.-St.-G.); die Verleitung 
und die versuchte Verleitung eines Soldaten zur Desertion 
durch einen Nichtkombattanten oder durch einen Zivilisten, 
die der ordentlichen Militärstrafgerichtsbarkeit unterstehen,^) 
das Verbrechen wider die Kriegsmacht des Staates durch 
Verleitung zur Verletzung eidlicher Militärdienstverpflichtung 
(§ 314 M.-St.-G.); dieselbe Gesetzesstelle findet Anwendimg, bei 
gleichzeitigem Eintritte der außerordentlichen Militärstrafge- 
richtsbarkeit im Frieden wie im Kriege, auf die der kroatisch- 
slavonischen ordentlichen Zivilstrafgerichtsbarkeit unterworfenen 
Personen (§ 222 kroat. Ziv.-St.-G.). Das Verbrechen des der 
ordentlichen österreichischen Zivilstrafgerichtsbarkeit unter- 



^) Vgl. § 383 M.-St.-P.-O. und die dort in der Manzschen Ausgabe 
beigefügte Bemerkung. 

2) § 7 G. V. 28./6. 90, § 8 G.-A. XXI v. 90, § 5 kroat-slav. Landes-G. 
V. 11./12. 90. 

3) § 206 M.-St.-G.; „Teilnahme" umfaßt hier Verleitung, Beihilfe und 
Teilnahme im Sinne des § 11 M.-St.-G. = § 5 Ziv.-St.-G. 

4) Zivilisten können z. 6. als Gefolgspersonen (Mitglieder des freiw. 
Automobilkorps) einer auf Kriegsfuß gesetzten oder — auch im Frieden — 
außerhalb der Grenzen der Monarchie stehenden Heoresabteilung der ordent- 
lichen Militärstrafgericht sbarkeit unterstehen (§ 1, Pkt. 3 G. v. 20./5. 69, R. 78). 
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liegenden Zivilisten hat zwar den gleichen Namen, doch basiert 
es nicht auf dem § 314 M.St.G., sondern auf dem § 222 Ziv.- 
St.-G., ergänzt durch die Strafbestimmung des § 7, Abs. 2 G. 
V. 20./5. 69, R. 78. Dies gilt auch dann, wenn im Kriegsfalle 
die außerordentliche Militärstrafgerichtsbarkeit eintritt (Abs. 3 
ebda.), denn der Kriegsfall bewirkt nach dem Wortlaute des in der 
Fußnote 4 auf S. 182 zitierten Jurisdiktionsgesetzes nur das Unter- 
stellen unter die Militärstrafgerichtsbarkeit Diese Ausnahms- 
bestimmung kann als solche nicht dahin ausdehnend inter- 
pretiert werden, daß gleichzeitig die Militärstrafgesetze anwend- 
bar werden. Das manchmal gehörte Argument: es sei selbst- 
verständlich, daß das Militärgericht „sein"" Gesetz, also das 
M.-St.-G. anwende, trifft nicht zu. Dem Gerichte könnte allen- 
falls ein Prozeß- oder ein Organisationsgesetz angehören, das 
materielle Gesetz ist aber niemals das Recht des Gerichtes, 
sondern stets nur das Recht des Angeklagten. Eine diese An- 
sicht unterstützende Bestimmung enthält die V. des k. k. K.-M. 
V. 20./11. 61, A. 17, Nr. 1799 (bei Koller a. a. O. 99): „Bei 
jenen strafbaren Handlungen, welche nach dem Zivilstrafgesetz- 
buche von den Militärrichtern zu beurteilen sind, sind auch 
bezüglich der Verjährung die Bestimmungen des letzteren zu 
beobachten." Es besteht sonach die Möglichkeit, daß die Militär- 
gerichte das. Zivilstraf gesetzbüch anwenden. So weist auch 
Gretener „Zum Entwürfe eines Militärstrafgesetzbuches f. d. 
Scjiweizerische Eidgenossenschaft" (Fußnote auf S. 31) darauf 
hin, daß bei der Teilnahme von Zivilpersonen an Militärdelikton 
die Frage der Strafbarkeit von der der Zuständigkeit an sich 
streng zu scheiden ist. A. M. die herrschende Lehre, vgl. Lam- 
mitsch a.a.O. 96 und die Manzsche Ausgabe des Ziv.-St.-G. ^^ 99. 
Die der ordentlichen Strafgerichtsbarkeit der ungarischen Ge- 
richte unterstehenden Personen begehen durch die Verleitung 
.zur Desertion im Frieden ein Vergehen, im Kriege ein Ver- 
brechen „gegen die bewaffnete Macht**, ^) der Versuch, der nach 
dem ungarischen Rechte hier den Tatbestand noch nicht erfüllt, 
ist beim Vergehen straflos (§ 65, Abs. 2 ung. Ziv.-St.-G.). 

Die Verleitung oder die versuchte Verleitung zum Vergehen 
gegen die Pflichten eines öffentlichen Dienstes durch Nichtbe- 
folgung eines an einen Nichtkombattanten ergangenen Einbe- 

§ 468 ung. Ziv.-St.-G., vgl. auch Fußnote 1 auf S. 183. 
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rufungsbefehles kann als solche nur an denjenigen der ordent- 
lichen Militärstrafgerichtsbarkeit unterstehenden Personen ge- 
ahndet werden, auf welche die im § 595 M.-St.-G. ausschließlich 
angedrohte militärische Ehrenstrafe der Entlassung anwendbar 
ist. Alle anderen Personen können wegen einer solchen Ver- 
leitung mangels einer auf sie anwendbaren strengeren Straf- 
bestimmung nur nach dem Nichtbefolgungsgesetze selbst be- 
handelt werden. 

Die Verleitung zur Nichtbefolgung von Militäreinberufungs- 
befehlen kann femer dann eine schwerer als im Nichtbefolgungs- 
gesetze verpönte Handlung bilden, wenn die Verleitung oder 
ihr Versuch solche Formen annehmen, daB sie an sich den 
Tatbestand einer schwerer strafbaren Handlung bilden. So 
können allgemein gehaltene, also nicht an individuell bestimmte 
Personen gerichtete, öffentlich oder vor mehreren Leuten oder 
durch die Presse, durch verbreitete Schriften oder bildliche 
Darstellungen vorgebrachte Aufforderungen zum Ungehorsam 
gegen das Nichtbefolgungs-G. das Vergehen gegen die öffent- 
liche Ruhe und Ordnung,') im Geltungsbereich des ung, Ziv.-St.-G. 
das Verbrechen oder das Vergehen der Aufreizung (§§ 171 
und 172) bilden. 

J. Das mit der Ah. E. v. 28./11. 04 erlassene analoge G. 
V. 15./12. 04, G. u. V.-B. 116 für Bosnien und die Herzego- 
wina (N.-V.-B. 45) ist den Nichtbefolgungsgesetzen Österreichs 
und Ungarns nachgebildet und weist folgende Abweichungen auf: 

Da es in Bosnien und der Herzegowina keine „Unein- 
gereihten^, keine Ersatzreserve, keine Landwehr und keinen 
Landsturm gibt, entfallen alle diese Kategorien betreffenden 
Bestimmungen. Dasselbe gilt von den Strafbestimmungen gegen 
die Nichtbefolgung von Einberufungsbefehlen zur Ergänzung 
des Heeres auf den Kriegsstand, da eine solche Friedensdienst' 
leistung im bosnisch herzegowinischen Wehr-G. nicht vorge- 
sehen ist. Hingegen ist die Nichtbefolgung von Einberufungs- 
befehlen zur aktiven Dienstleistung der Reserve unter jene 
strafbaren Fälle verschoben, die bei einer gewissen Minimal- 
dauer des Versäumnisses zum Verbrechen werden (§ 1, Pkt. 2). 



1) § 5H2 M.-St.-G., §§ 805 öst. und kroat. Ziv.-St.-G. (Das Verbrechen 
der Störung der öffentUohen Ruhe und Ordnung — § 341, lit. b M.-S^.-G., 
§§ 66, 11t. b öst und kroat. Ziv,-St.-G. — wftre mit Lawm^scji a, a, 0. lOQ 
nicht anzunehmen.) 
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Diese in den Gesetzen Österreichs nnd Ungarns mit „über acht 
Tagen '^ festgesetzte Minimaldaner ist im bosn.-herz. G. auf „über 
vierzehn Tage" erstreckt (§§ 1, 2, 3). Das Verfahren wegen der 
Nichtbefolgung eines Militäreinberofungsbefehles nnd der Ver- 
leitung hierzu steht ohne Rücksicht auf den ordentlichen Ge- 
richtsstand des Beschuldigten im Okkupationsgebiete unbedingt 
den Militärgerichten zu (§ 5). 

K, Die komplizierten staatsrechtlichen Verhältnisse der 
österreichisch-ungarischen Monarchie und der okkupierten Pro- 
vinzen Bosnien-Herzegowina, die sich in der Zusammensetzung 
der bewaffneten Macht spiegeln, nötigen zu einer besonderen 
Besprechung der Frage, was Rechtens ist, wenn ein Angehöriger 
eines dieser Staatsgebiete Wehrpflichtige eines, anderen Staats- 
gebietes verleitet oder zu verleiten sucht. Von grundsätzlicher 
Bedeutung hierfür ist die Tatsache, daß nicht nur die von den 
einzelnen Staatsgebieten gestellten Kontingente des gemein- 
samen Heeres und der Kriegsmarine, sondern auch die nationalen 
Lahdwehren und Landsturmkörper zur gesamten bewaffneten 
Macht gehören und daß auch diese beiden nationalen Formationen 
zur Verteidigung der gesamten Staatsgebiete sowie zur Unter- 
stützung des gemeinsamen Heeres verwendet werden können.^ 
Es schädigt sonach zweifellos auch die z. B. von einem ungari- 
schen Staatsbürger in Ungarn begangene Verleitung eines öster- 
reichischen Landwehrmannes oder eines bosnischen Reservisten 
zur Nichtbefolgung eines Militäreinberufungsbefehles die Inter- 
essen der Gesamtheit der unter der Habsburgischen Krone 
stehenden Staaten und Länder und dadurch unmittelbar auch 
die eigenen Interessen Ungarns. Die Tat muß daher in Ungarn 
strafbar sein und Gleiches gilt natürlich umgekehrt in Öster- 
reich und im Okkupationsgebiete.^) Hierbei werden die gemein- 
samen Militärgerichte, da die Bestimmungen der inneren Militär- 
jurisdiktionsvorschriften grundsätzlich auf dem Personalitäts- 
prinzipe beruhen, im Inlande in den Fällen der ordentlichen 
Militärstrafgerichtsbarkeit, ohne Rücksicht auf ihren Standort, 
sowie außerhalb der Grenzen der Gesamtmonarchie auch in den 
Fällen der außerordentlichen Militärstrafgerichtsbarkeit das Ge- 

^S^* §§ ^ un^ ^ ^Bt. und ung., § 1 bosn. Wehr-G., § 3 öst. Land- 
wehr-G. v. 25712 93, R 200, § 7 tirol- Vorarlberg. Landesvert-G. ▼. 10./3. 95 
L.-G. u. V,-B. V., § 1 ung. Landwehr-G. (G.-A. V ▼. 90.) 

s) Gleicher Anschauung offenbar Lammasch a. a. O. 18. 
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setz jenes Rechtsgebietes anwenden, wo der Beschuldigte die 
Staats-(Landes-)angehörigkeit besitzt, innerhalb der Grenzen der 
Gesamtmonarchie in den Fällen der außerordentlichen Militär- 
strafgerichtsbarkeit jedoch das Gesetz jenes Rechtsgebietes, in 
dem ihr Standort liegt. Im letztgenannten Falle fungieren sie 
nämlich als nationale Ausnahmsgerichte des Staatsgebietes, 
wo sie stehen. 

Die nationalen Gerichte haben im allgemeinen das nationale 
Recht anzuwenden. Wenn jedoch ein nationales Landwehrgericht 
im Kriege ausnahmsweise statt eines gemeinsamen Militär- 
gerichtes einschreitet,^ gelten die für die gemeinsamen Militär- 
gerichte im vorigen Absätze gegebenen Regeln. 

Die Tat des Verleiters wird in allen Nichtbefolgungsgesetzen 
der Monarchie mit derjenigen identifiziert, welche der zu ver- 
leitende Wehrpflichtige nach dem Vorsatze des Verleiters be- 
gehen soll. Dabei ergibt sich eine Schwierigkeit durch die von 
der österreichisch-ungarisch-kroatischen Gesetzgebung teilweise 
abweichende Abgrenzung der Verbrechen von den Vergehen 
im bosnischen Gesetze. In diesem ist insbesondere die krimi- 
nelle Versäumnisgrenze von 9 auf 15 Tage erstreckt. Verleitet 
also z. B. ein österreichischer Staatsbürger in Österreich oder 
in Ungarn oder in Kroatien einen bosnischen Wehrpflichtigen 
zu einer zehntägigen Verspätung in der Einrückung zum Präsenz- 
dienste, so begeht der bosnische Wehrpflichtige nach dem § 1, 
Pkt. 1 des bosnischen Nichtbefolgungs-G. ein Vergehen, während 
in Österreich oder in Ungarn oder in Kroatien, wo der ver- 
leitende österreichische Staatsbürger zur Aburteilung kommt, 
eine zehntätige Verspätung in der Einrückung zum Präsenz- 
dienste als Verbrechen erklärt ist. Nun wäre es nicht nur un- 
billig, sondern auch gegen den Grundsatz der Gleichheit der 
Tat des Verleiters mit der vom Verleiter intendierten Tat, wenn 
man den verleitenden österreichischen Staatsangehörigen wegen 
Verbrechens strafen wollte, während die Tat, zu der er verleitet 
hat, dem Verleiteten nur als Vergehen zugerechnet wird. Daher 
muß zur Beurteilung der strafrechtlichen Qualifikation der Ver- 
leitung das für den Verleiteten maßgebende Recht herangezogen 
werden. Es mag auf den ersten Blick bedenklich scheinen^ aus- 
ländisches Recht der Beurteilung der Tat eines Inländers oder 



^) Vgl. § 6, Abs. 2 Q8t. Landwehrjurisdiktions-G. ▼. 2./4. 86, K. OB. 
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eines einem dritten Staate angehörigen Beschuldigten zu- 
grunde legen zu sollen. Demgegenüber ist jedoch zu erwägen, 
daB die Grenzen des engeren Inlandes schon vom Anbeginn 
überschritten werden mußten, um die Verleitung eines Wehr- 
pflichtigen eines anderen Staatsgebietes der Monarchie als 
strafbar zu erklären und das dafür ins Treffen geführte Ar- 
gument der militärischen Einheit läBt alle unter der Habs- 
burgisoben Krone stehenden Staaten und Länder als ein ein- 
heitliches militärisches Gesamtgebiet erscheinen, so daß sie in 
militärischer Beziehung gegenseitig nicht als „Ausland'' gelten 
können. Dies entspricht auch den tatsächlichen Verhältnissen 
und dürfte vom Standpunkte der geltenden Gesetze grundhältig 
nicht bekämpft werden können. 

§ 17. Die Abwesenheitsdelikte gegen die Dienstpflicht 
Fortsetzung: Die Desertion. 

Der § 183 M.-St-G. stellt folgende Begriffsbestimmung der 
Desertion auf: 

„Wer nach abgelegtem Militärdiensteide das Regiment, 
Korps oder den Dienstzweig, dem er angehört oder den ihm an- 
gewiesenen Aufenthalt eigenmächtig und mit dem Vorsatze, sich 
seiner Dienstpflicht für immer zu entziehen, verläßt oder davon 
in gleicher Absicht sich entfernt hält, ist der Desertion schuldig." 

a) Subjekt des Verbrechens der Desertion ist ein rechts- 
mäßig assentiertes, auf die Kriegsartikel verpflichtetes, daher 
dem Soldatenstande angehörendes und zu der geforderten 
Dienstleistung gesetzlich verpflichtetes Individuum. Über die 
aus einer gesetzwidrigen Assentierung oder aus der Auferlegung 
einer gesetzlich nicht zukommenden Dienstpflicht entspringen- 
den Mängel der Deliktsfähigkeit vgl. die Ausführungen im § 9. 
Ein Soldat, der den gesetzlichen Anspruch auf die Entlassung 
aus der auferlegten Dienstpflicht hat und aus irgendwelchen 
Gründen nicht entlassen wird, kann nicht wegen Desertion, 
sondern nur ,, wegen des an den Tag gelegten Ungehorsams 
im Disziplinarwege bestraft werden" (§211 M.-St.-G.)0. Straf- 

1) F&r die in der Koller sehen Ausgabe diesem Paragraph beigefügte 
Bemerkung, daß er durch den § 53 Wehr-G. (und den § 16 Wehrvorsch. 
II. T.) aufgehoben sei, kann ich im § 63 Wehr-O. die Begründung nicht 
sehen, da dieser nur die Bedingungen des freiwiUigen Fortdienens in ihren 
Gnindsfttaien feststsUt. 
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häftlinge können sieh nur dann einer Desertion schuldig machen, 
wenn sie nach ausgestandener Strafe noch als Soldaten militär- 
dienstpflichtig sind (§ 190 M.-St.-6.), wohl aber nicht, wenn sie 
nur im nichtaktiven Stande dienstpflichtig bleiben. Das in an • 
deren Militärstrafgesetzbüchern ^ vorkommende Militärdelikt 
der Selbstbefreiung eines Gefangenen ist dem österreichischen 
Rechte fremd. Auch die in der Militärversorgung stehenden 
Offiziere (Invaliden) können nicht Subjekte der Desertion sein 
(§ 209 M.-St-G.). 

Eine dem Soddatenstande nicht angehörende Person macht 
sich in dem Falle, wo ein Kombattant das Verbrechen der 
Desertion beginge, insbesondere also unter der Bedingung der 
Absicht dauernder Dienstentziehung des Vergehens gegen die 
Pflichten eines öffentlichen Amtes oder Dienstes nach § 595 
M.-St.-G. schuldig, das mit der einzigen Strafe der Entlassung 
bedroht ist.^) Ausnahmsweise können jedoch auch Nichtkombat- 
tanten, ja selbst Zivilpersonen Subjekte der Desertion, wie über- 
haupt von Militärdelikten sein, und zwar während der Dauer 
ihrer Einschiffung auf einem ausgerüsteten Kriegsschiffe. Die 
Ausnahme ist aber nur scheinbar, weil diese auf einem solchen 
Kriegsschiffe eingeschifften Personen während dieses Verhält- 
nisses als auf den Flaggeneid verpflichtet, mithin als Kombat- 
tanten gelten.^) 

h) Die Tat besteht in der pflichtwidrigen Abwesenheit^) 
und diese kann erzielt werden entweder durch die verbots- 
widrige Entziehung aus der militärischen Machtsphäre, in der 
sich der Dienstpflichtige bereits befindet und noch weiter zu 
verbleiben verpflichtet ist, oder durch das gebotswidrige Fern- 
bleiben eines bisher berechtigt Abwesenden, an den die Ver- 
pflichtung zur Anwesenheit herangetreten ist. Die berechtigte 
Abwesenheit kann gegründet sein in der bisherigen Zugehörig- 



1) § 79 deutsches M.-St.-G., Art. 138 ital. St.-G. f. d. Landheer, Art. 163, 
Pkt. 2 ital. St.-G. f. d. Marine, § 82, Ziff. 3 dänieches M.-St.-G. 

2) Vgl. S. 177 f. 

3) Vgl. Marinedienstregl. III. T., Pkt. 87 und 1243. 

4) Eoppmann-Weigel, §§ 6t bis 67, 6 „Entziehung aus der Maeht- 
sphäre der militärischen Oberen '%* Heck er a. a. O. 161 „Trennung vom 
Dienste und seinem Betriebe^' ; R.-M.-G. 3, 166 „Sichtrennen von der ^acht- 
Sphäre der militärisch Übergeordneten". 
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keit zu einem nichtaktiven Verhältnisse, ■) in einem Urlaube, in 
einer dnrch Zufall, durch Kriegsgefangenschaft u. dgl. ent- 
standenen Trennung vom Standeskörper. Hat ein Dienstpflich- 
tiger einen ihm dienstlich angewiesenen, von seinem Standes- 
körper entfernten Aufenthaltsort (Kommandierung bei einer 
auswärtigen Vertretungsbehörde, an einer Hochschule, in einem 
technischen Etablissement außerhalb der Garnison, Aufenthalt 
in einer Heilanstalt usw.), so gilt er dort als in der militäri- 
schen Machtsphäre stehend, solange sein Aufenthalt daselbst 
dem Willen seiner militärischen Oberen entspricht. Seine Ent- 
weichung von dort ist daher — was für die Strafbarkeit des 
Versuches wichtig — ein Kommissivdelikt. Sobald jedoch seine 
dienstliche Verpflichtung zum Verweilen an diesem Orte auf- 
hört, wird seine Entfernung von dort rechtlich bedeutungslos, 
da er jetzt den Tatbestand der Desertion nur durch das Nicht- 
einrücken zum Standeskörper oder in den neu angewiesenen 
Aufenthaltsort, sonach nur durch Unterlassung erfüllen kann. 
Im letzteren Falle wird sich daher erst an dem Tage der an- 
geordneten Einrückung feststellen lassen, daB eine Desertion 
begangen worden ist, wobei die Annahme eines strafbaren Ver- 
suches ausgeschlossen ist. 

c) DaB die Desertion nur mit Vorsatz begangen werden 
kann, ergibt sich schon daraus, daB sie noch eine über den 
Vorsatz hinausgehende Absicht verlangt. Diese Absicht muß 
darauf gerichtet sein ,^sich seiner Dienstpflicht für immer zu 
entziehen".^) Nach dem österreichischen M.-St.-G. kann unter 
,, seiner Dienstpflicht^ nur die konkrete Dienstpflicht bei seinem 
Truppenkörper (Dienstzweige) gemeint sein, was sich klar aus 
der Bestimmung des § 207 ergibt, wonach die bei einem an- 
deren Truppenkörper genommenen Dienste im Rechtswege den 
Deserteur nicht von der gesetzlichen Strafe befreien. 3) Der 
Motivenbericht zum Ber^may ersehen Vorentwurfe bringt diese 



1) Ober das Erfordernis der Legalität der Einberufung vgl. § 16 im 
Eingange, dann wegen Desertion, begangen durch die Niehtbefolgung mili- 
tärischer Einberufungsbefehle, § 16, Absch. F. 

2) § 69 deutsches M.-St.-G. „sich seiner gesetzlichen oder von ihm 
Übernommenen Verpflichtung zum Dienste dauernd zu entziehen". 

3) Ebenso Damianitsch § 183; Kleemann a. a.D. 119; Weisl, 
Bes. T. 39; Schmid a. a. O. 550; Dangelmaier, Militärverbrechen und 
-Vergehen 76; Koppmann-Weigel, § 69, 4; Hecker a. a. O. 169. ^ 
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Absicht des Gesetzgebers gleichfalls zum Ausdrucke, indem er 
Äum § 768 (gleich § 207 des Gesetzes) sagt, daß jeder Dienst- 
pflichtige kraft seines Eides verpflichtet ist, seine Dienstzeit 
bei dem Truppenkörper zu vollstrecken, dem er zugewiesen ist 
und nicht beliebig bald da bald dort dienen kann, was besonders 
in Kriegszeiten von den verderblichsten Folgen wäre. Hiernach 
ist zur Desertion nicht unbedingt die Absicht erforderlich, sich 
jedem Militärdienste zu entziehen, sondern es genügt schon die 
Absicht, sich dem Dienste beim eigenen Truppenkorper zu ent- 
ziehen. Die österreichisch-ungarische Praxis verhält sich vielfach 
ablehnend gegen diese ausgedehntei Auffassung des Begriffes 
der Desertionsabsicht, die schon Damianitseh (Studien 16) 
und neuerlich auch Weisl (a. a. O. 39) de lege ferenda be- 
kämpft haben. In der Praxis spielt diese Auffassungsdifferenz 
bei genauem Zusehen keine erhebliche Rolle. Sie wird gewöhn- 
lich dadurch akut, daB der der Desertion Beschuldigte auf die 
Frage, welche Absicht ihn bei seiner Entweichung geleitet hat, 
angibt, er sei von seinem Regimente x fortgegangen, um sich 
beim Regiment y zu melden. Bei diesem wolle er weiterdienen, 
z. B. weil es bei seinem Regimente zu strenge sei. 

Man darf nun nicht sagen: Der Mann gesteht^ daß er das 
Weiterdienen bei einem anderen Truppenkörper, folglich be- 
absichtigt habe, sich der Dienstpflicht bei seinem Truppenkörper 
zu entziehen, somit ist er der Desertionsabsicht durch sein Ge- 
ständnis überwiesen. Juristisch korrekt gefaßt, gesteht der Mann, 
daß . er beabsichtigt habe — auf einem allerdings strafbaren 
Wege — eine Bitte um Transferierung vorzubringen. Nur in 
diesem Sinne ist die Verantwortung in der Regel aufzufassen. 
Auf eine andere Art kann sich das „Dienste nehmen" bei 
einem anderen Truppenkörper bei den heutigen Verhältnissen 
nicht abspielen, außer unter Anwendung eines komplizierten 
Fälschungsapparates, der insbesondere das bisherige Militär- 
verhältnis des Täters in ein undurchdringliches Dunkel hüllen 
müßte. Es liegt also im Regelfalle nicht das Geständnis der 
Absicht vor, sich seiner Dienstpflicht bei seinem Truppenkörper 
eigenmächtig zu entziehen, sondern nur das die Desertions- 
absicht nicht umfassende Geständnis» daß der Täter mit seiner 
Entfernung beabsichtigt habe, mit Umgehung des Dienstweges 
die dienstliche Zuteilung zu einem anderen Truppenkörper 
zu erbitten. Scheidet man diese Fälle^ dann die mit kaum 
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durchführbaren umfangreichen Fälschungen verbundenen aus, 
so erübrigen für die Absicht, sich nicht dem Militärdienste 
überhaupt, sondern nur dem Dienste beim Truppenkörper zu 
entziehen, praktisch vorwiegend nur noch solche Fälle, wo der 
Täter ein fait accompli schafft, das seine Zuteilung zu einem 
anderen Truppenkörper erzwingt Dieser Fall kann im Frieden 
zunächst bei der Marine vorkommen, wenn ein Mann, der auf 
einem zu weiter Reise bestimmten Kriegsschiffe eingeschifft ist 
oder eingeschifft werden soll, entweicht und sich erst nach der 
Abreise des Schiffes wieder meldet. Hat ein solcher Flüchtling 
auch nicht die Absicht gehabt, sich seiner Militärdienstpflicht 
gänzlich zu entziehen, so wollte er sich doch von dem Dienste 
auf seinem Schiffe (Truppenkörper) völlig befreien und so 
seiner konkreten Dienstpflicht entgehen (vgl. R.-M.-G. 2, 126 
und 4, 195). 

Wenn Damianitsch (Kommentar §183) sagt, daß derjenige 
nicht wegen Desertion bestraft werden kann, der von einer Unter- 
abteilung seines Regimentes mit der Absicht entweicht, sich zu 
einer weit entfernt in der Heimat garnisonierenden anderen 
Unterabteilung seines Regimentes zu begeben und dort weiterzu- 
dienen, weil ein solcher nicht von seinem „Truppenkörper* 
entweicht, so findet diese Absicht allerdings im Wortlaute des 
Gesetzes eine gute Stütze. Dennoch hielte ich es auch für ver- 
tretbar und dem mit den heutigen Verhältnissen in Einklang 
gebrachten Geiste des Gesetzes angemessener, einem solchen 
Manne Desertion zuzurechnen. Es ist, um ein krasses Beispiel zu 
wählen, nicht gut vereinbar, daß man einem Manne Desertion zur 
Last legen soll, der zu einem in derselben Garnison oder gar 
in derselben Kaserne gelegenen anderen Regimente entweicht, 
hingegen nur das Vergehen der eigenmächtigen Entfernung 
dem, der von einem in Süddalmatien garnisonierenden selbst- 
ständig detachierten Bataillon zu einem in der Bukowina ge- 
legenen anderen Teile seines Regimentes flieht. Im Hinblick 
darauf, daß die „selbständig detachierte^ Abteilung militärisch 
und rechtlich mit dem Stammtruppenkörper nichts Wesentliches 
gemein hat, sondern im Wesen als selbständiger Truppenkörper 
gelten kann, wäre m. E. die Dienstpflicht bei der „selbständig 
detachierten" Abteilung für sich als konkrete Dienstpflicht auf- 
zufassen und dies um so mehr, als die „selbständig^ detachierten 
Abteilungen ihren vollen Mannsohaftsstand zur Erfüllung ihrer 
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Spezialzwecke dringender benötigen als andere Truppenteile 
und wegen ihrer Isolierung nicht so leicht in der Lage sind, 
Ersatzmannschaften heranzuziehen. 

Da die Desertion ein Dauerdelikt ist, muß die Absicht, 
sich seiner Dienstpflicht für immer zu entziehen, nicht schon 
beim Fortgehen, sondern kann auch im späteren Verlaufe der 
Abwesenheit gefaßt werden.^) Auch dolus eventualis genügt, 
wenn also der Abwesende sich vornimmt, es auf seine Auf- 
greifung ankommen zu lassen,^) sich aber keinesfalls selbst 
zu stellen. 

Das österreichische M.-St.-G. gehört zu jenen, die wegen 
der oft vorliegenden Schwierigkeiten, den Beweis der mein- 
eidigen Absicht zu erbringen, gewisse Umstände aufgestellt 
haben, „welche als ein solcher Beweis gelten''. (Marginale zu 
§ 185.) Selbstverständlich müssen diese Umstände zunächst 
strafprozeßordnungsmäßig erwiesen sein und die Beweislast für 
ihr Vorhandensein pbliegt dem Ankläger oder im inquisitori- 
schen Verfahren dem Gerichte. Sind sie jedoch rechtsbeständig 
erhoben, so nehmen sie die Bjraft von Beweisen für die mein- 
eidige Absicht an. Das Gesetz legt manchen dieser Umstände 
nur die Kraft widerlegbarer Beweise, anderen die unwiderleg- 
barer Beweise bei und unterscheidet widerlegbare Beweise für 
Mannschaftspersonen, unwiderlegbare Beweise für Mannschafts- 
personen, unwiderlegbare Beweise für Offiziere und Mann- 
schaften und unwiderlegbare Beweise nur für Offiziere. Wider- 
legbare praesumptiones iuris für Offiziere sind nicht genannt. 
Die unwiderlegbaren Beweise für die meineidige Absieht sind, 
korrekt genommen, keine solchen mehr, sondern objektive 
Tatbestandsmerkmale der Desertion, die an die Stelle des 
sonst geforderten subjektiven Tatbestandsmerkmales der mein- 
eidigen Absicht treten. Dies ist für die Anwendung der 
Todesstrafe von großer Bedeutung, wovon gleich die Rede 
sein soll. 

Treten bei einer Mannschaftsperson einer oder mehrere 
Umstände ein, die vom Gesetze mit der Kraft von widerleg- 
baren praesumptiones iuris ausgestattet sind, dann ist der 
Täter des meineidigen Vorsatzes für überwiesen zu halten, 

i) Ebenso Eleemann a. a. O. 119; Weisl, Bes. T. 39^ Koppmann- 
Weigel, § 26, 3. 

^) Ebenso Koppmann-Weigel a. a. O. 

Lelewer. Wehrpflicht. 13 
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wenn er ^das Gegenteil nicht darzutnn vermag*' (§ 185). Das 
„Gegenteil^ bezieht sich natürlich nicht auf den Tatumstand, 
der ja prozeßordnungsmäßig bewiesen sein muß, sondern anf 
den noch zu beweisenden „Vorsatz^ oder, wie wir nach heutiger 
Unterscheidung zwischen Absicht und Vorsatz richtiger sagen 
würden, auf die „Absicht^. Das Wort ^ dartun" ist nach Dan gel- 
maier (Militarverbrechen und -vergehen 77) mit absichtlicher 
Vermeidung des Wortes „beweisen" gewählt, weil für eine 
Negation ein strikter Beweis fast nie zu führen sei und weil 
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen der Beklagte seine Un- 
schuld nicht zu beweisen habe. Dieser zweite Orund ist nicht 
zutreffend, weil hier eben eine Ausnahme von diesem allge- 
meinen Bechtsgrundsatze vorliegt. Dies scheint Dangelmaier 
überhaupt zu verkennen, wenn (a. a. O.) er sagt, daß die vom 
Gesetze mit der Kraft einer praesumptio iuris ausgestatteten 
Umstände nur beispielsweise angeführt seien, sich daher noch 
mehrere solche Umstände anführen lassen. Allerdings können 
sich gewiß noch andere solche Umstände denken lassen, aber 
sie haben nicht die gesetzliche Kraft jener, die das Gesetz aus- 
drücklich zu Rechtsvermutungen erhoben und als solche auf- 
gezählt hat. Daß eine solche, die normalen Beweisgrundsätze 
durchbrechende Aufzählung nur taxativ sein kann, liegt auf der 
Hand. Dem steht nicht entgegen, daß der die praesumptiones 
iuris enthaltende § 185 mit ,» insbesondere'^ beginnt, denn dieses 
Wort stellt nur die stilistische Verbindung mit dem § 184 her, 
wo gesagt wird, daß der Beweis des meineidigen Vorsatzes 
entweder durch das Geständnis und durch die erhobenen Um- 
stände erbracht werden kann.^ ,^Insbesondere^ gibt es dann 
Umstände, die nicht wie gewöhnliche Indizien, sondern nach 
dem in den folgenden Paragraphen ausgedrückten Willen des 
Gesetzgebers wie praesumptiones iuris oder wie praesumptiones 
iuris et de iure wirken. 

Liegen also praesumptiones iuris für die meineidige Ab- 
sicht vor, so muß der leugnende Beschuldigte zu ihrer Wider- 
legung andere Umstände dartun, aus denen der Mangel dieses 



1) Von den vier Beweisarten derM.-St.-P.-C, nämlich Geständnis, überein- 
stimmende beeidete Zeugenaussage, Zusammentreffen von Verdachtsumständen 
und bei Kapitalverbrechen Überweisung durch Mitschuldige können für ein 
innerliches Vorhaben, wie es die meineidige Absicht ist, naturgemäß nur die 
beiden im § 184 angeführten in Betracht kommen. 
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Vorsatzes zumindest glaubhaft wird. Gelingt ihm dies nicht, so 
wird er des meineidigen Vorsatzes für überwiesen gehalten, 
aber er ist vor der äußersten Konsequenz, nämlich vor der 
etwa auf seinen Desertionsfall gesetzten Todesstrafe geschützt, 
wenn er solche Entschuldigungen vorbringt „die wenigstens 
nicht falsch befunden worden oder ihrer Natur nach nicht 
ganz unhaltbar sind'^.^ Dieser Schutz gegen die Todesstrafe 
hilft aber nach der ausdrücklichen Anordnung des Gesetzes*) 
nur bei den praesumptiones iuris, während er gegenüber den 
mit der Kraft von praesumptiones iuris et de iure ausgestatteten 
Umständen versagt. In diesem Unterschiede wächst die Tat- 
sache, daß die unwiderleglichen Rechtsvermutungen nicht mehr 
Beweismittel, sondern objektive Tatbestandsmerkmale sind, zur 
Höhe ihrer Bedeutung. 

Die widerlegbaren Rechtsvermutungen für die meineidige 
Absicht bei Mannschaftspersonen enthält der § 185 M.-St.-G. Er 
lautet: „Insbesondere ist dieses Vorsatzes jeder zum Militärdienst 
verpflichtete Mann vom Unteroffizier abwärts dann für über- 
wiesen zu halten, wenn einer oder mehrere der nachbenannten, 
Umstände eintreten und der Beschuldigte das Gegenteil nicht 
darzutun vermag, und zwar: 

a) Wenn er aus seinem Bequartierungsorte, oder von dem 
ihm angewiesenen Standpunkte heimlich oder unter vorge- 
schütztem, falschen Vorwande sich entfernt hat, und binnen 
achtundvierzig Stunden nicht freiwillig zurückgekehrt ist; 

b) wenn er zur Kriegszeit außerhalb der vom Befehlshaber 
der Truppen bestimmten Grenzlinie, oder außerhalb der äußer- 
sten gegen den Feind aufgestellten Posten ohne Ausweisung 
betreten wird; 

c) wenn er zwar mit Paß oder Marschroute von seinem 
ordentlichen Standorte sich entfernt, jedoch eine nach der Be- 
stimmung des Passes oder der Marschroute offenbar nicht zu 
rechtfertigende Richtung eingeschlagen hat; 

d) wenn er eigenmächtig in das Ausland entwichen, oder 
an der von seinem Standorte über vier Meilen entfernten 
Landesgrenze ohne Paß oder Marschroute betreten worden ist; 



1) § 195, lit. c M.-St.-G. Diese Bestimmung ist, wie Damianitsch, 
§ 195 bemerkt, streng genommen im materiellen Gesetze überflüssig, well 
schon nach § 241 M.-St.-P.-O. die Todesstrafe nicht verhängt werden darf,, 
wenn der Schuldbeweis nur aus Yerdachtsgründen erbracht ist. 

13* 
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•; wenn er zur Zeit seiner Entweichung eines begangenen 
Verbrechens wegen Strafe zu befürchten hatte ;^) 

f} wenn er nach erfolgter Auswechslung oder Selbst- 
befreiung aus der Kriegsgefangenschaft zurückgelangt ist, and 
binnen acht Tagen vom Tage seines Übertrittes über die Grenze, 
oder der auf diesseitigem Gebiete erlangten Befreiung aus der 
feindlichen Gewalt bei einer österreichischen Militär- oder Ziril- 
behörde sich nicht gemeldet hat; 

g) wenn er durch eine andere, auBer seinem Verschulden 
liegende Veranlassung von seiner Truppe oder Dienstbestim- 
mung abgekommen, oder in der Entfernung davon zurück- 
gehalten worden ist, und daselbst binnen acht Tagen von dem 
Zeitpunkte an, wo er ungehindert hätte einrücken können, sich 
nicht einfindet;^) 

h) wenn er sich seiner militärischen Montur in der Art ent- 
äußert hat, daß er als Soldat nicht leicht mehr ericennbar ist; 

/) wenn ein aus dem Dienststande auf bestimmte Zeit 
Beurlaubter binnen acht Tagen nach Ablauf der Urlaubszeit 
(ein bis zur Exerzierzeit Beurlaubter aber auf die ihm kund- 
gegebene Einberufung binnen acht Tagen von dem ihm zur 
Rückkehr bestimmten Tage in seinem Bestimmungsorte nicht 
eintrifft, und auch ein Hindernis seiner Rückkehr nicht aus- 
weiset, oder wenn der, acht Tage über die, in der Einberufung 
zur Rückkehr bestimmte Zeit ausbleibende Beurlaubte, die Zu- 
stellung der Einberufung selbst dadurch vereitelt hat, daß er 
aus dem Urlaubsorte in einen unbekannten Aufenthaltsort ent- 
wichen ist)/*) 

Unwiderlegliche Rechtsvermutungen, die bloß für die 
Mannschaft gelten, enthalten nur die ,, Bestimmungen hinsicht- 



Daß die Verurteilung schon erfolgt ist, wird nicht gefordert. 

2) Tritt ein gleicher Fall bei einem Offizier ein, so gilt er nicht als 
praesumptlo iuris für eine meineidige Absicht (vgl. den Eingang des § 185), 
wohl aber kann er als gewöhnlicher Verdachtsgrund in Verbindung mit 
anderen den Offizier dieser Absicht fiberweisen. Gelingt eine solche Über- 
weisung nicht, dann fällt dem Offizier das Verbrechen der Hintansetzung 
der Dienstvorschriften im allgemeinen II. Fall (§§ 277 g und 283), bei einem 
acht Tage nicht übersteigenden Versäumnisse aber ein Vergehen zur Last. 

3) Der eingeklammerte Teil dieses Paragraphen ist durch die ge- 
änderten Bestimmungen über die Erfüllung der Wehrpflicht und durch die 
im vorigen Paragraphen dieses Buches besprochenen Gesetze über die Nicht- 
befolgung von Militäreinberufungsbefehlen gegenstandslos geworden. 



— 107 — 

lieh der Strafgewalt über die Angehörigen der bewaffneten 
Macht Bosniens und der Herzegowina", ^> nach deren Absatz III 
sich jeder Soldat vom Unteroffizier abwärts der Desertion 
schuldig macht, und zwar ohne daß noch die meineidige Ab- 
sicht gefordert würde: ^a) welcher, in der aktiven Dienstleistung 
stehend, aus seinem Standorte oder von dem ihm angewiese- 
nen Standpunkte heimlich oder unter vorgeschütztem falschen 
Vorwande sich entfernt hat und binnen drei Monaten nicht 
freiwillig zurückkehrt; 

b) welcher, nachdem er auf bestimmte Zeit beurlaubt 
worden war, binnen drei Monaten nach Ablauf der ürlaubs- 
zeit, oder 

c) wenn er dauernd beurlaubt oder in die Reserve ein- 
gereiht ist, auf die ihm kundgegebene Einberufung zur aktiven 
Dienstleistung binnen drei Monaten Von dem ihm zum Einrücken 
bestimmten Tage in seinem Bestimmungsorte nicht eintrifft und 
auch kein Hindernis seines Einrückens ausweist, wie auch 

d) jeder solche dauernd beurlaubte oder in die Reserve 
eingereihte Soldat, welcher die Zustellung der Einberufung zur 
aktiven Dienstleistung durch Entfernung in einen unbekannten 
Aufenthalt vereitelt hat, wenn seit dem zum Einrücken be- 
stimmten Zeitpunkte ein Zeitraum von drei Monaten ver- 
strichen ist." 

Unwiderlegbare praesumptiones juris et de jure für 
Offiziere und für Mannschaften enthält der § 186 M.-St.-G.: 
„Der Vorsatz, sich dem Militärdienste für immer zu entziehen, ist 
ohne Zülässigkeit einer Entschuldigung erwiesen, sobald er- 
hoben vorliegt, daß Einer, welcher in feindliche Kriegsgefangen- 
schaft geraten oder ins Ausland beurlaubt worden, und nach 
stattgefundener Auswechslung der Gefangenen oder nach ab- 
gelaufener Urlaubszeit nicht zurückgekehrt ist, aus freiem 
Willen auswärtige Militär- oder Zivildienste genommen, oder 
sich im Auslande ansässig gemacht hat/ 

Endlich enthält der § 188 M.-St.-G. praesumptiones iuris 
et de iure nur für Offiziere: 

„Offiziere werden nebst den im § 186 bezeichneten Fällen 
des Vorsatzes, sich dem Militärdienste für immer zu entziehen, 



1) Ah. E. V. 27./9. 82, Zirkv. des R.-K.-M. v. 16./10. 82, A. 4, Nr. 2310 
(N.-V.-B. 39). 



— 198 ^ 

für überwiesen angesehen, wenn sie ihr Regiment, Korps od^ 
ihren zeitlichen Bestimmungs- oder Aufenthaltsort eigenmächtig 
und heimlich, oder unter falschem Vorwande verlassen haben, 
oder wenn sie im Falle ihrer Beurlaubung im Inlande zwei 
Monate, oder im Auslande vier Monate aber die Urlaubszeit 
ausgeblieben, hierauf in jedem dieser Fälle durch öffentliches 
Edikt dreimal vorgeladen worden, und auch auf diese Vor- 
ladung binnen des festgesetzten Termines weder erschienen 
sind, noch über ein gegründetes Hindernis ihrer Rückkehr sich 
ausgewiesen haben. 

Die Zurücklassung oder Einsendung des Quittierungs- 
gesuches oder Reverses ohne hierüber erfolgte höhere Be- 
willigung zum Austritte begründet in der Behandlung des ent- 
wichenen Offiziers keinen Unterschied." 

d) Die Desertion ist vollendet mit der Entziehung aus 
der Machtsphäre der militärischen Oberen, also mit dem Augen- 
blicke der Entfernung, des Nichteinrückens zur vorgeschriebe- 
nen Zeit, aber auch mit dem Augenblicke des Yerbergens, so 
daß nicht unbedingt die räumliche Abwesenheit dazugehört. 
In den durch die meineidige Absicht charakterisierten Fällen 
muß natürlich auch diese hinzutreten. In den auf objektiven 
Tatbestandsmerkmalen aufgebauten Fällen müssen sich zur 
Vollendung des Verbrechens diese Merkmale erfüllen. Das 
strafbare Abwesenheitsverhältnis endet mit der infolge Auf- 
greifung oder Selbstmeldung wieder eingetretenen wirklichen 
Verfügungsgewalt der militärischen Oberen über den Flücht- 
ling. Entweicht ein selbstgemeldeter oder aufgegriffener Deser- 
teur während der Untersuchung neuerlich, so liegt im Sinne 
der Ah. E. v. 28./6. 45 (Hofkriegsratszirk. v. 9./7. 45, W. 909, 
M.-Q.-S. 42) keine neue, sondern nur eine „fortgesetzte" Deser- 
tion vor. 

e) Bezüglich des VersrUches ist auf die Ausführungen 
auf S. 109 f. zu verweisen. 

f) Bezüglich der Strafen stehe ich auf einem vollkommen 
isolierten Standpunkte, den ich im folgenden darlegen und zu 
begründen versuchen will. 

Für die Strafzumessung teilt das Gesetz alle Desertions- 
fälle in zwei große Tatbestandsgruppen und unterscheidet 1. die 
Desertion ohne Selbstmeldung, 2. die Desertion bei 
Selbstmeldung. Teilt man die Desertionsfälle und ihre 
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Strafen in diese zwei Gruppen^ so ergibt sich eine völlig un- 
gezwnngene und befriedigende Strafenskala. Hierbei sind jedoch 
in der Ornppe 2 jene Fälle abgesondert zu betrachten, wo 
der Deserteur nebst der Desertion (nicht aber durch die 
Desertion) eine Tat begangen hat, die an sich mit einer stren- 
geren Strafe bedroht ist, als der betreffende Fall der Desertion 
bei Selbstmeldung. In einem solchen Falle sind zunächst die 
für den strenger verpönten Tatbestand nötigen Merkmale aus- 
zuscheiden und zu der strengeren Qualifikation zu vereinen. 
Diese ist dann mit jenem Falle der Desertion bei Selbst- 
meldung in Konkurrenz zu setzen, der sich aus der Zusammen^* 
fassung der von der strengeren Qualifikation nicht absorbierten 
Tatümstände ergibt. Ein praktischer Fall dürfte dies klarmachen: 
Ein erstmaliger, in der dienstfreien Zeit im Frieden entwichener 
Deserteur begeht an einem Zivilisten, der ihn anhalten will, 
einen Todschlag und meldet sich dann selbst. Ohne Selbst- 
meldung träfe ihn die Todesstrafe durch Erschiefien, weil diese 
die Folge einer schweren Verwundung oder eines Todschlages 
des Anhalters ist (§ 192 M.-St.-6.). Bei Selbstmeldung ist jedoch 
statt der Todesstrafe durch Erschießen auf drei- bis fünfjährigen 
Kerker zu erkennen (§196 lit. a und § 196 cit). Da nun aber 
der gemeine Todschlag an sich mit schwerem Kerker von fünf 
bis zu zehn Jahren zu bestrafen ist (§ 421), so ist er aus dem 
Gesamtkomplexe der Tatumstände auszuscheiden und in Kon- 
kurrenz zu setzen mit der noch verbleibenden unqualifizierten 
ersten Desertion bei Selbstmeldung. Ein zweites Beispiel: Ein 
Deserteur vereitelt gewaltsam, jedoch ohne schwere Verwundung, 
seine Anhaltung durch eine Zivilwache und meldet sich dann 
selbst. Mit Rücksicht auf die §§ 197 Pkt. l (vgl. S. 200) und 
201 (vgl. S. 202) M.-St.-G. träfe ihn für diesen Fall der Desertion 
bei Selbstmeldung einfacher Kerker von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre und dieser Strafsatz käme auch zur Anwendung, 
wenn der Anhalter nicht eine obrigkeitliche Person gewesen 
wäre. Da, jedoch eine Gewalttätigkeit gegen eine solche an sich 
nach dem § 359 M.-St.-G. als das Verbrechen der öffentlichen 
Gewalttätigkeit mit schwerem Kerker von sechs Monaten bis zu 
einem, eventuell von einem bis zu fünf Jahren zu bestrafen ist, 
muß eine Konkurrenz zwischen diesem Verbrechen und dem 
unqualifizierten Falle der Desertion bei Selbstmeldung (§ 202 
M.-St.-G., vgl. S. 202) angenommen werden. 
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Betrachten wir die Gruppe „Desertion ohne Selbst- 
meldung*', so ergeben sich folgende Strafsätze: 

Tod durch den Strang für den Ausreißer, der beim Feinde 
Kriegsdienste genommen hat oder in dieser Absicht desertiert, 
jedoch noch vor seinem Obertritte zum Feinde angehalten oder 
später eingebracht worden ist (§ 191), dann für Mord an dem 
Anhalter.*) Konkurrenz mit Hochverrat oder mit Mord ist aus- 
geschlossen. 

Tod durch Erschießen für Todschlag oder für eine schwere 
Verwundung des Anhalters (§ 192), gleichfalls bei Ausschluß 
einer Konkurrenz, fem er nach Androhung des Standrechtes ^) 
und nach dreimaliger Vorbestrafung wegen Desertion oder 
wegen Desertionskomplottstiftung (§193 lit. b), dann in Kriegs- 
zeiten, wenn der Deserteur in der Nähe des Feindes von der 
Schildwache oder von was immer für einem Dienstposten, 
dessen Verlassung großen Nachteil bringen konnte,^) ent- 
wichen ist (§ 194, Pkt. 1) oder das Verbrechen in Gesellschaft 
mit mindestens zwei Kameraden des Soldatenstandes vollbracht 
hat (Pkt. 2 ebda.) oder schon zweimal, es sei im Kriege oder 
im Frieden, wegen Desertion oder Desertionskomplottstiftung 
vorbestraft worden ist*) oder als Offizier von einer Truppen- 
abteilung entwichen ist, die unter den für die Kriegszeit be- 
stimmten strengeren Gesetzen stand (Pkt. 4 ebda.). 

Schwerer Kerker von einem bis zu fünf Jahren tritt ein: 
wenn sich der Ausreißer dem Einbringer gewalttätig oder mit 
tödlichen Waffen widersetzt, ihn jedoch (nicht oder wenigstens) 
nicht schwer verwundet hat (§ 197 Pkt. 1), wenn er im Frieden 
oder auch im Kriege, jedoch nicht in Feindesnähe vom Wach- 

1) Unter „Kriegsdiensf^ ist hier m. E. nur ein Waffendienst, nicht aber 
ein Dienst bei der feindlichen Militärverwaltung, z. B. als Rechnungsbeamter, 
zu verstehen, vgl. Damianitsch, Kommentar §306 (analog § 92 Ziv.-St-G.). 

2) § 192 M.-St-G., gilt selbstverständlich auch bei Selbstmeldung, weil 
auf den Mord allein der Tod durch den Strang steht. 

3) § 193, lit. a M.-St.-G., § 366, Z. 3 M.-St.-P.-O. 

♦) Beim Verlassen der Schildwache (worunter nur der „Posten" zu 
verstehen ist, vgl. § 230 M.-St-G.) ist die Gefahr eines großen Nachteiles 
nicht Bedingung ffir die Anwendung der Todesstrafe, beim Verlassen jedes 
anderen Wachdienstes oder sonstigen Dienstes ist jedoch eine solche Gefahr 
hierzu unerläßlich. Ebenso Damianitsch, § 194. 

^) Pkt. 3 ebda. Im Gegensatze zum deutschen Rechte ist es nach öster- 
reichischem unerheblich, ob die Vorstrafen wegen Desertion im Kriege oder 
im Frieden erfolgt sind. 
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oder Eienstpostett*) entwichen und die Verlassung des Postebö 
nicht ffir sich allein mit Rücksicht auf die dabei unterlaufenen 
Umstände mit einem mehr als fünfjährigen Kerker 2) zu be- 
strafen ist; 3) wenn die Desertion im Frieden in Gesellschaft 
mit mindestens zwei Kameraden ausgeführt worden ist (§ 197 
Pkt. 8); beim ersten Rückfall im Kriege und beim zweiten 
Rückfall im Frieden (Pkt 4 ebda.);^) bei der Desertion eines 
Offiziers im Frieden.^) 

Einfacher Kerker von einem bis zu fünf Jahren für die 
erste Desertion der Mannschaft im Kriege ^) und für die zweite 
im Frieden (§ 198). 

Einfacher Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre 
für die unqualifizierte erste Desertion der Mannschaft im 
Frieden (§ 199). 

Für die Gruppe „Desertion bei Selbstmeldung" be- 
stehen folgende Straf sätze: schwerer Kerker von fünf bis zu 



1) Diese Bestimmung steht mit der des § 194, Pkt. 1 (siehe S. 200) in 
unmittelbarer Verbindung. Der einzige Unterschied ist die im § 194, Pkt. 1 
geforderte „Feindesnähe^. Mit Rücksicht darauf, daß die Tatbestände im 
übrigen offenbar identisch sein sollen, gilt auch hier für die Auslegung der 
Worte „Wach- oder Dienstposten" das in der Fußnote 4 auf S. 200 Gesagte. 
So hat das Mil.-0.-G. in einem konkreten Falle entschieden, daß die zur 
Zeit, wo der Täter im Zimmerordonnanzdienste stand, begangene Desertion 
nicht den Tatbestand des § 197 Pkt. 2 erfülle. 

2) Nach § 232 M.-St.-G. ist das Verbrechen der Pflichtverletzung im 
Wachdienste als „Posten^ in Kriegszeiten bei der Gefahr eines großen Nach- 
teiles mit einfachem Kerker von fünf bis zu zehn Jahren, bei wirklich 
entstandenem großen Schaden mit dem Tode durch Erschießen zu bestrafen. 
Die Qualifikation hat beim Zutreffen dieses Strafsatzes nicht mehr auf Deser- 
tion, sondern auf Pflichtverletzung im Wachdienste zu lauten. Konkurrenz 
dieser beiden Qualifikationen ist natürlich hier ausgeschlossen. Von der 
merkwürdigen Steigerung des Strafsatzes vom ein- bis fünfjährigen schweren 
auf fünf- bis zehnjährigen einfachen Kerker soll noch die Rede sein. 

3) § 19r, Pkt. 2. Dieser Strafsatz gilt ausnahmsweise auch bei 
Selbstmeldung (§ 201). Die Selbstmeldung kommt daher in diesem Falle 
ausnahmsweise nur als Milderungsgrund innerhalb des für diesen Desertions- 
fall ohne Selbstmeldung geltenden Straf satzes zur Wirkung. 

4) Vgl. Fußnote 5 auf S. 200. 

&) § 197, Pkt. 6. Bei Offizieren ist die Desertion nicht als „erste*^ zu 
bezeichnen, weil es normalerweise zu einer zweiten Desertion wieder als 
Offizier nicht kommen kann. 

6) Weisl, Bes. T. 45 sagt irrig „Unteroffizier im Kriege*^; das Geset:^ 
iSagt „vom Unteroffizier abwärts". 
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zehn Jahren bei Desertion, nm beim Feinde Kriegsdienste zu 
nehmen (§ 196); 

drei- bis fünfjähriger einfacher^) Kerker for die ohne 
Selbstmeldung mit dem Tode durch ErschieBen bedrohten 
Fälle (§ 196); 

einfacher Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre 
für die ohne Selbstmeldung mit schwerem oder mit einfachem 
Kerker von einem bis zu fünf Jahren bedrohten Fälle, aus- 
genommen die Yom Wach- oder Dienstposten verübten Deser- 
tionen, bei denen die Selbstmeldung keinen milderen Strafsatz 
bedingt (§ 201); 

strenger Arrest von drei bis zu sechs Monaten für die 
unqualifizierte erste Desertion der Mannschaft im Frieden bei 
Selbstmeldung (§ 202). 2) 

Inwiefern in den Fällen, wo die Desertion durch eine 
nebst der strafbaren Abwesenheit begangene Tat qualifiziert 
ist, eine Konkurrenz anzunehmen ist, wurde schon auf 8. 199 
ausgeführt 

Außer der Selbstmeldung gibt es noch zwei Umstände, 
die vor der Todesstrafe wegen Desertion schützen, die aller- 
dings mehr ins formelle als ins materielle Militärstrafrecht 
fallen. Dennoch müssen sie wegen ihrer besonderen Strafen- 
festsetzung auch hier behandelt werden. 

Ein Deserteur kann nämlich zur Todesstrafe, sofern er 
sie nicht durch ein anderes, nebst der Desertion begangenes 
Verbrechen verwirkt hat, nicht verurteilt werden, wenn er als 



1) Das Gesetz sagt „Kerker". Dennoch wird dies allgemein dahin aas- 
gelegt, daß in gewissen Fällen auf schweren Kerker erkannt werden müsse. 
Nähere Ausführungen hierüber auf den folgenden Seiten. 

2) Strittig ist, ob die mit Arrest bedrohte erste Desertion der Mann- 
schaft im Frieden bei Selbstmeldung ein Vergeheoi ist oder wie alle anderen 
Desertionsfälle als Verbrechen zu qualifizieren ist. Für die erstere, m. £. 
richtigere Ansicht Damianitsch § 202 und mit ausführlicher Begründung 
Weisl, Bes. T., 47 f. Entgegengesetzt die auf die V. des A.-O.-K. ▼. 23./8. 60, 
A. 19, Nr. 635 (bei Koller a. a. O. 155) gestützte herrsoh. M. und die ein- 
stimmige Praxis und Kleemann a. a. O. 129, sowie Dangelmaier, Militär- 
▼erbrechen und -vergehen 87. M. E. ist mit Weisl das Entscheidende die 
Hauptstrafe (strenger Arrest), die nur Vergehenestrafe ist und die von der 
entgegengesetzten Meinung ins Treffen geführten besonderen Straffolgen sind 
um so weniger ausschlaggebend, als die Prinzipien ihrer Anwendung im 
M--St.-G. oft durchbrochen sind. 
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Mannsehaftsperson die meineidige Absiciht in Abrede stellt und 
zur EIntkräftung der wider ihn sprechenden, im § 186 M.-St-6. 
(vgl. S. 19öf.) angeführten praesumptiones iuris solche Entschul- 
digungen vorgebracht hat, die wenigstens nicht falsch befunden 
worden und ihrer Natur nach nicht ganz unhaltbar sind (§ 195, 
lit. c) oder, wenn die nach § 193 lit a (vgl. Fußnote 3 auf S. 200) 
angeordnete standrechtliche Behandlung wegen eines mangelnden 
gesetzlichen Erfordernisses ^) nicht stattfinden kann und der Fall 
nicht sonst nach diesem Gesetze mit dem Tode zu bestrafen^) ist 
(§ 195, lit d)J) In diesen Fällen hat statt der Todesstrafe durch 
Erschießen drei- bis fünfjähriger (einfacher) Kerker als Strafe 
einzutreten, die jedoch bis auf zehn Jahre gesteigert werden 
kann, wenn die Todesstrafe nur mangels eines gesetzlichen 
Erfordernisses zum Standrechte nicht eintreten kann; statt der 
wegen des Übertrittes zum Feinde im § 191 (vgl. S. 200) an- 
gedrohten Todesstrafe durch den Strang tritt fünf- bis zehn- 
jähriger schwerer Kerker ein (§ 196). 

Zu diesen Bestimmungen ist zu bemerken: 
Der Deserteur kann ungeachtet der hier genannten Um- 
stände dennoch zum Tode verurteilt werden, wenn er nebst 
der Desertion ein todeswürdiges Verbrechen begangen hat, 2) 
nicht aber, wenn er durch die Entweichung außer der Deser- 
tion noch ein Delikt begangen hat, das gleichfalls todeswürdig 
ist, z. B. eine schwerst qualifizierte Pflichtverletzung im Wach- 
dienste. 



1) § 370, M.-St.-P.-O.: „Mit dem Standrechte ist die ausdrückliche Be- 
dingung verbunden, daB das ganze Verfahren samt dem Vollzuge der Strafe, 
wenn möglich binnen 24 Stunden, längstens aber binnen drei Tagen von der 
Zeit der Übergabe des Verbrechers an das Standgericht vollendet sei. Wenn 
dies nicht geschehen kann, so muß das ordentliche Verfahren eingeleitet 
werden." Femer § 373 ebda.: „SoUte die Mehrheit der Stimmen nicht auf 
die Todesstrafe erkennen, so wird kein Urteil abgefaßt, sondern der Umstand 
vorgemerkt und dem Kommandanten die Meldung erstattet, damit derselbe 
das Standgericht auflöse und das ordentliche Verfahren einleite." 

2) Z. B. wegen eines gegen eine verfolgende Militärwache verübten 
qualifizierten Widersetzlichkeitsverbrechens. 

3) Das M.-St.-G. enthielt im § 195, lit. b außerdem noch eine Aus- 
nahme von der Todesstrafe für den Fall, daß der Deserteur durch eine nichts 
kombattante Militärperson oder durch eine Zivilperson eingebracht oder 
wenigstens angezeigt worden ist. Über die Entstehung und die ratio dieser 
Bestimmung vgl. S. 68. Sie wurde mit der Ah. E. v. 28./4. 61 (Zirk.-V. des 
K.-M. v. 28./4. 61, A. 4, Nr. 806, N.-V.-B. 16) aufgehoben. 
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Nach der heute maßgebenden Auffassung fiber das Ver- 
hältnis der Freiheitsstrafen zueinander ist schwerer Kerker in 
kürzerer Dauer eine strengere Strafe als einfacher Kerker in 
längerer Dauer. ^) Sonach wäre ein Widerspruch darin gelegen, 
daß z. B. die vierte Desertion im Frieden, wenn ihre Todes- 
strafe aus einem der Gründe des § 196 nicht vollzogen werden 
kann, nur mit einfachem Kerker bestraft werden sollte, wo die 
dritte Desertion im Frieden nach § 197 Pkt. 4 mit schwerem 
Kerker bedroht ist. Um diesen Widerspruch zu beheben, haben 
die militärischen Zentralstellen wiederholt den Militärgerichten 
die Belehrung erteilt, daß im Falle des § 196 die statt der ge- 
hemmten Todesstrafe eintretende Kerkerstrafe als schwerer 
Kerker in der im § 196 festgesetzten Dauer zu verhängen sei, 
wenn die Desertion unter solchen Umständen verübt worden 
ist, daß schon nach § 197 schwerer Kerker angedroht ist.^) 

Dieser Widerspruch besteht aber nur nach der jetzt 
herrschenden Auffassung, denn der Gesetzgeber hielt offen- 
bar den einfachen Kerker in längerer Dauer für strenger als 
den schweren Kerker in kürzerer Dauer und die nach § 196 
für die Todesstrafe eintretende einfache Kerkerstrafe von drei 
bis zu fünf Jahren ist zweifellos von längerer Dauer als die 
z. B. für die dritte Desertion im Frieden nach § 197 ange- 
setzte schwere Kerkerstrafe von einem bis zu fünf Jahren. 
Dies ergibt sich eigentlich schon aus der ungezwungenen Aus- 
legung des § 196 selbst, aber da dieser das Streitobjekt ist, 
soll er zum Beweise nicht herangezogen, sondern auf die noch 
schlagendere Bestimmung des § 197, Pkt. 2 gegriffen werden. 



J) O.-Mil.-G.-H. V. 16./5. 82, A. B, Nr. 541 (bei Koller a. a. O. 73); 
K.-H. 604; Janka a. a. O. 157; Finger a. a. O. 296, hingegen bezweifelt 
Ton Lammasch a. a. O. 50. 

2) V. des A.-O.-K. v. 23./3. 59, A. 18, Nr. 289, Zirk.V. des K.-M. v. 
20./9. 66, A. 4, Nr. 1676 (N.-V.-B. 23), Erl. des O.-Mil.-G.-H. v. 13. 9. 89, 
Präs.-Nr. 99 (bei Koller a. a. O. 162 f.). 

Der gleiche Grundsatz wurde für die Fälle angenommen, wo die 
Todesstrafe nicht verhängt werden darf, weil der Täter zur Zeit des be- 
gangenen Verbrechens das Alter von zwanzig Jahren noch nicht zurück- 
gelegt hatte oder weil die Tat beim Versuche geblieben ist (§121 M.-St.-G.) 
oder wo der Gerichtsherr von der Todesstrafe durch Erschießen zu begnadigten 
findet (§ 122 M.-St.-G.). Über diese FäUe steht jedoch keine Diskussion offen, 
weil für sie der fragliche Grundsatz in die §§ 241 und 262 H.-St.-P.-0. auf- 
genommen worden ist und dadurch gleichsam Gesetzeskraft erlangt hat. 
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Diese lautet: ^Die Desertion wird mit schwerem Kerker von 

einem bis zu fünf Jahren bestraft, wenn der Ausreißer 

in Friedenszeiten oder auch zur Kriegszeit, jedoch nicht in 
Feindesnähe vom Wach- oder Dienstposten entwichen und die 
Verlassung des Postens nicht für sich allein mit Rücksicht auf 
die dabei unterlaufenen Umstände mit einem mehr als fünf- 
jährigen Kerker zu bestrafen ist (§ 232).^ Dieser „mehr als 
fünfjährige Kerker" kann aber nach dem in der Klammer 
zitierten § 232 nur sein: einfacher Kerker von fünf bis zu 
zehn Jahren. Dieser einfache Kerker in längerer Dauer muß in 
den Augen des Gesetzgebers strenger gewesen sein als schwerer 
Kerker in kürzerer Dauer, da er doch sonst diesem gegen- 
über nicht als Steigerung hätte angewendet werden können. 
Konsequenterweise müßten die Vertreter der herrschenden 
Meinung auch in diesem Falle des § 197, Pkt. 2 erklären, daß 
in den schweren, die Anwendung des § 232 erfordernden Fällen 
auf schweren Kerker von fünf bis zu zehn Jahren gesprochen 
werden müsse. Diese Konsequenz wurde aber niemals gezogen. 
Das Argument, daß die Rechtsfolgen und die Vollzugsart des 
schweren Kerkers strenger sind als die des einfachen und daß 
deshalb der kürzere schwere Kerker strenger sei als der längere 
einfache, ist m. E. nicht einwandfrei, denn die Rechtsfolgen des 
schweren Kerkers sind auch strenger als die des Todes durch 
Erschießen^) und doch ist dieser unbestritten eine strengere 
Strafe als der schwere Kerker. Zudem ist es noch fraglich, ob 
nicht die längere Freiheitsentziehung schon für sich ein größeres 
Übel ist als der Überschuß der Rechtsfolgen des schweren 
Kerkers, besonders wenn erwogen wird, daß die Freiheits- 
entziehung jedem Bestraften voll und ganz, die Differenz der 
Rechtsfolgen aber nur dem kleineren Teil der Verurteilten und 
selbst diesem oft nur teilweise fühlbar wird. Es hat auch sein 
Mißliches, das im § 196 gebrauchte Wort „Kerker" als „schwerer 
Kerker" zu deuten, wenn der § 23, Abs. 2 M.-St.-G. (§ 14, Abs. 2 
Ziv.-St-G.) ausdrücklich und grundsätzlich sagt: „Der erste 
Grad wird durch das Wort „Kerker" ohne Zusatz, der zweite 
durch den Ausdruck «schwerer Kerker" bezeichnet" und das 
ganze Gesetzbuch an dieser Terminologie ausnahmslos festhält. 



1) Vgl. die §§ 46 und 47 M.-St.-G.; z. B. tritt beim Tode durch Er- 
sehießen kein Adeleverlust ein, wohl aber beim schweren Kerker, 
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Einen Irrtum kann man dem Gesetzgeber nicht wohl zumuten 
und selbst wenn er ihn begangen hätte, gilt der m selbst- 
ständiger Existenz gelangte Gesetzestext und nicht der darin 
unausgesprochen gebliebene Wille des Gesetzgebers. Selbst 
wenn man die Konzession machen wollte zu sagen, der Gesetz- 
geber habe den Regelfall vor Augen gehabt, kommt man da- 
durch der herrschenden Ansicht nicht zur Hilfe, indem im 
Gegenteile die den todeswürdigen Desertionsfällen nächst- 
stehenden Tatbestände fast sämtlich mit schwerem Kerker be- 
droht sind, so daß der den Regelfall im Auge habende Gesetz- 
geber eher Veranlassung gehabt hätte, im § 196 für die Todes- 
strafe durch Erschießen schweren Kerker zu substituieren, 
wenn er diesen gewollt hätte. 

Wollte man auch zugeben, daß in den Augen des Gesetz- 
gebers der schwere Kerker ohne Rücksicht auf die Dauer jeden- 
falls eine strengere Strafe als der einfache Kerker gewesen wäre, 
so ist noch zu untersuchen, ob wirklich das Gesetz die Deser- 
tion im xten Rückfalle bei Selbstmeldung grundsätzlich strenger 
behandelt als die Desertion im (x— l).-ten Rückfalle ohne Selbst- 
meldung, ob also überhaupt die Notwendigkeit besteht, in den 
ganz eindeutigen Terminus des § 196 „Kerker* den Begriff 
„schwerer Kerker" hineinzulegen. Ein Blick auf die §§ 198 
und 201 belehrt uns vom Gegenteile: für die zweite Desertion 
im Frieden ohne Selbstmeldung gilt einfacher Kerker von 
einem bis zu fünf Jahren, für die dritte Desertion im Frieden 
bei Selbstmeldung aber nur einfacher Kerker von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre. Wenn nun, wie hier gezeigt, die dritte 
Desertion bei Selbstmeldung milder bestraft wird als die zweite 
ohne Selbstmeldung, so kann nichts für die Notwendigkeit 
sprechen, bei der Zuzählung je eines weiteren Rückfalles das 
Prinzip zu verkehren und die Forderung zu erheben, daß die 
vierte Desertion bei Selbstmeldung strenger bestraft werden 
müsse als die dritte ohne Selbstmeldung. Man muß sich nur 
darüber klar werden, daß das Gesetz (z. B. bei der Desertion 
in Friedenszeiten) nicht abstuft: „erste Desertion mit Selbst- 
meldung; erste Desertion ohne Selbstmeldung, zweite mit Selbst- 
meldung, zweite ohne Selbstmeldung, dritte mit Selbstmeldung, 
dritte ohne Selbstmeldung, vierte mit Selbstmeldung, vierte 
ohne Selbstmeldung," sondern diese acht Fälle in zwei ge- 
sonderten Gruppen behandelt und innerhalb dieser getrennten 
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Gruppen abstuft: ^erste, zweite, dritte, vierte mit Selbstmeldung* 
und „erste, zweite, dritte, vierte ohne Selbstmeldung"". Die Straf - 
Sätze diirfen daher nur innerhalb jeder einzelnen dieser zwei 
Gruppen verglichen werden und dann ergibt sich eine ganz 
ungezwungene Reihenfolge.^) 

Über den Begriff der ,, Selbstmeldung ** vgl. S. 123 ff., über 
„Rückfall" S. 117 ff. 

Wenn die Verhängung der Todesstrafe aus anderen Gründen, 
als aus denen des § 195 (Selbstmeldung, Vorbringung haltbarer 
Entschuldigungsgründe gegen die praesumptiones iuris für die 
meineidige Absicht, Mangel eines gesetzlichen Erfordernisses 
für das Standrecht) unterbleiben muß, treten nicht die nur für 
diese Hemmungsgründe festgesetzten besonderen Strafsätze des 
§ 196 ein. Als solche andere Gründe kommen im ordentlichen 
Verfahren das noch nicht zurückgelegte Alter von zwanzig 
Jahren zur Zeit der Tat 2) und der Umstand in Betracht, daß die 
Tat beim Versuche geblieben ist. In diesen Fällen tritt die 
allgemeine Regel des § 121 M.-St.-G. ein, daß statt des Todes 
durch den Strang auf schweren Kerker von zehn bis zwanzig 
Jahren und statt des Todes durch Erschießen auf einfachen 
Kerker von fünf bis zu zehn Jahren zu erkennen ist. Hierbei 
gilt jedoch die schon erwähnte Modifikation des § 241, Abs. 3 

1) Es fällt auf, daß in der Gruppe „Desertion ohne Selbstmeldung'^ die 
gewöhnliche Strafsatzsteigerung für Militärverbrechen „Kerker von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre, bis zu fünf Jahren, bis zu zehn Jahren, Tod 
durch Erschießen^ nicht eingehalten und statt des Strafrahmens „Kerker von 
fünf bis zu zehn Jahren^ der Strafrahmen „schwerer Kerker von einem bis zu 
fünf Jahren^ eingesetzt ist. Um diese Systemwidrigkeit zu begreifen, muß auf 
die aufgehobene Bestimmung des § 30, Abs. 1 M.-St.-G. zurückgegangen 
werden. Hiernach und nach dem gleichfalls angehobenen Gesetze „hinsicht- 
lich der Anwendung der körperlichen Züchtigung statt Kerker und Arrest- 
strafen** (Ah. E. V. 9./3. 66, Zirk. des A.-O.-K. v. 10./3. 66, Präs.-Nr. 486) 
konnten einfache und schwere Kerkerstrafen im angedrohten Ausmaße 
von nicht über fünf Jahren durch eine körperliche Züchtigung ersetzt werden. 
Offenbar nur darum, um die Anwendung dieser Leibesstrafe, die den Soldaten 
in kürzester Zeit wieder zum Dienste verfügbar werden ließ, nicht auszu- 
schließen, wurde der unsystematische Strafsatz des schweren Kerkers von 
einem bis zu fünf Jahren an die Stelle des naturgemäßen des einfachen 
Kerkers von fünf bis zu zehn Jahren gesetzt. 

2) Nach deutschem Rechte (§ 60 M.-St.-G.) ist bei Militärdelikten die 
Erkennung der angedrohten Strafe unabhängig von dem Alter des Täters. 
Das deutsche Gesetz steht mit dieser kaum nachahmenswerten Strenge ziem- 
lich isoliert. 
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M.-St.-P.-0.>): »Wenn im Grunde des § 121 des llüitSrstraf- 
gesetzes von der gesetzlich ausgesprochenen Todesstrafe durch 
Erschießen auf eine Freiheitsstrafe bei solchen Militärverbreehen 
abgegangen wird, welche zufolge der §§ 197,') 221, 222,^) 246 
und 249^) des H.-St.-G. die Strafe des schweren Kerkers nach 
sich ziehen oder welche ohne Rücksicht auf das Militarver- 
hältnis des Straffälligen, wie der versuchte Mord an einem 
Vorgesetzten, der Strafe des schweren Kerkers unterliegen, so 
kann statt der Todesstrafe durch Erschiefien auf schweren 
Kerker selbst über zehn Jahre erkannt werden.^ 

g) Die Desertion wird vom militärischen Standpunkte als 
die verwerflichste Form des Treubruches betrachtet und daher 
mit einem ganz besonderen System empfindlicher Straf folg^en 
ausgestattet. Diese bleiben selbst im Falle eines ;,Oeneralpardons*' 
aufrecht, wie er zeitweise aus Gründen der Strafpolitik gewährt 
wird. Ein solcher wurde zuletzt anläßlich des öOjährigen Re- 
gierungsjubiläums des Kaisers Franz Josef I. im Jahre 1898 
erlassen. Um dieses Aufrechtbleiben der Straffolgen der Deser- 
tion prinzipiell sicherzustellen, hat das Gesetz hierüber eine 
grundsätzliche Bestimmung festgelegt, indem der § 205 verfügt: 

„Deserteurs, die sich binnen der in einem kundgemachten, 
auf sie anwendbaren Generalpardon zur Rückkehr festgesetzten 
Zeit, bei was immer für einer Zivil- oder Militärbehörde, frei- 
willig stellen, bleiben selbst in dem Falle, daß sie nach ihrer 
Entweichung feindliche Dienste genommen hätten, von aller 
Strafe frei und werden, wenn ihnen sonst ein Verbrechen zur 
Last fällt, nur für dieses bestraft. Sie bleiben aber der durch 
ihren Meineid verwirkten Ehrenzeichen und des Militärdienst- 
zeichens verlustig. Desertierte Unteroffiziere können jedoch nur 
wieder als Gemeine eintreten, Offiziere bleiben aus dem Militär- 
verbande entlassen.*' 

Der Schlußsatz dieses Paragraphen ist durch den § 60 
Ost. und ung. Wehr-G. und durch den § 32 prov. Wehr-G. für 
Bosnien und die Herzegowina dahin modifiziert, daß die dem 
Offizier etwa noch obliegende Wehrpflicht aufrecht bleibt und 
als Soldat ohne Chargengrad abzuleisten ist. Die Zeit des 



1) Vgl. Fußnote 2 auf S. 204. 

2) Desertion. 

3) Desertionskomplottstiftung. 
*) Feigheit 
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Desertionsinterkaiares ist auch den auf einen Generalpardon 
zurückkehrenden Deserteuren nicht in die Dienstzeit einzu- 
rechnen. 

Obwohl im allgemeinen der mit der Unfähigkeit zur 
Wiederbeförderung verbundene Chargenverlust (bei Offizieren 
„Kassation"", bei Mannschaften ^Degradierung mit der Unfähig- 
keit, wieder in einen höheren Rang oder Sold vorzurücken" 
genannt) nur mit der schweren Kerkerstrafe und mit den 
Todesstrafen verbunden ist, tritt dieser qualifizierte Chargen- 
verlust bei der Desertion auch dann ein, wenn das Urteil nur 
auf Kerker oder selbst nur auf strengen Arrest lautet. 2) Während 
diese Ehrenstraffolgen auch schon mit dem bloßen Versuche 
der Desertion verbunden sind, treten die nachbezeichneten, im 
wesentlichen zivilrechtlichen und administrativen Folgen nur 
bei der „vollführten" Desertion ein (§ 208): Der Deserteur ist 
vom Tage der vollbrachten Desertion bis zu seiner Selbst- 
stelluhg oder Einlief er ung unfähig, über sein Vermögen unter 
Lebenden oder auf den Todesfall zu verfügen und sein Ver- 
mögen ist bi& zu seinem Wiedereintreffen oder, wenn dieses 
nicht erfolgt, bis zu seinem Ableben, unbeschadet der darauf 
haftenden Ansprüche Dritter zu sequestrieren*)*); auch jede 



1) V. des A.-O.-K. v. 18/11. 49, K. 5803 (bei Koller a. a. O. 166). 

2) §§ 201, 204 M.-St.-G., V. des A.-O.-K. v. 23./8. 60, A. 19, Nr. 636, 
des R.-K.-M., A. B, Nr. 785 vom 19./6. 69 (bei Koller a. a. O. 156). 

3) Über die Beschränkungen der bürgerlichen Rechtsfähigkeit des 
Deserteurs vgl. „Die zivil rechtliche Stellung des Deserteurs** von Dr. Pre- 
minger in der R.-Z. 1, 3 und Dangelmaier „Militärprivatrecht", 40 ff. 

Die Bestimmungen des M.-St.-G. über die Schmälerungen der bürger- 
lichen Rechts- und Handlungsfähigkeit gelten nur noch im k. u. k. Heere 
und in der Kriegsmarine. Sie finden keine Anwendung in der k. k. 
Landwehr (§ 1, Abs. 2 G. v. 2./4. 86, R. 93), in der k. k. Gendarmerie (§ 10 
G. V. 25./12. 94, R. 1 ex 95; falsch die Ansicht Stubenrauchs, Kommentar 
zum A. b. G.-B. % I. 780, Fußnote 1, daß in der k. k. Gendarmerie die 
Schmälerung der bürgerlichen Rechts- und Handlungsfähigkeit bei der Ver- 
urteilung wegen militärischer Delikte eintrete), in der kgl. ung. Landwehr 
und Gendarmerie (offizielle Übersetzungen des M.-St.-G.), in der bewaffneten 
Macht Bosniens und der Herzegowina (Zirk.-V. des R.-K.-M. v. 16./10. 82, 
A. 4, Nr. 2310, N.-V.-B. 39), in der bosnisch-herzegowinischen Gendarmerie 
(§ 10 des Statutes, N.-V.-B. 23 ex 84), endlich im k. k. und im kgl. ung. 
Landsturm (§ 6 der Landsturm-G. und die Ausführungsvorsch. hierzu). 

*) Den Vorgang bei der Sequestration regelt das Hofkriegsr.-Zirk. v. 
26./1. 42, K. 193 (M.-G.-S. 3), abgedruckt im 24. Bd., 2. Abt. der Manz- 
Bchen Ausgabe der M.-St.-P.-0. S. 269 f. 

LeUwar, Webrpflicbt. 14 



— 210 — 

vor der Ausführung der Desertion errichtete letztwillige An- 
ordnung wird rücksichtlieh des im Staate befindlichen Ver- 
mögens ungültig ;0 ein desertierter Steilvertreter bleibt selbst 
nach seiner Rückkehr sowohl der ihm zugesicherten Zulage 
als auch der übrigen ihm sonst zugestandenen Begünstigungen 
verlustig; 2) dasjenige Vermögen, welches einem Deserteur bis 
zu seiner Verhaftung oder Rückkehr unter dem Titel einer 
Erbschaft, eines Vermächtnisses oder einer Schenkung auf den 
Todesfall im Inlande zufällt, ist an seiner Statt jenen gesetz- 
lichen Erben zuzuwenden, denen es zugefallen wäre, wenn der 
Deserteur den Anfallstag nicht erlebt hätte; ^) für die von 
einem Deserteur mitgenommenen ärarischen Eigentumsstücke, 
sowie für die Einbringungskosten ^) hat der Deserteur Ersatz 
zu leisten. Jeder zu einer bestimmten Dienstzeit verpflichtete, 
nicht mit dem Tode zu bestrafende Deserteur hat, wenn er 
nicht über sechs Monate abwesend war, ein Jahr über seine 
Dienstzeit nachzudienen. ^ War er über sechs Monate ab- 
wesend, so hat ein aus der Präsenzdienstpflicht Entwichener 
die doppelte Zeit seiner Abwesenheit nachzudienen, insofexn 
dadurch die gesetzliche Dienstzeit um nicht mehr als drei Jahre 
verlängert wird, ein aus der aktiven Dienstleistung entwichener 
Reserve- oder Ersatzreservepflichtiger erleidet eine Verlängerung 
seiner Reserveverpflichtung um den Zeitraum seiner Abwesen- 
heit jedoch höchstens um 2 Jahre.'^) Ein nur von der Waffen- 

1) Vgl. Paßnote 3 auf S. 209. 

2) Kann in Bosnien-Herzegowina, wo die SteUvertretung noeh besteht, 
praktisch sein. 

3) Nicht aber für die in Bosnien, in der Herzegowina und im Lim- 
gebiete noch bestehende Einbringerprämie (Taglia), vgl. die Erl. des R.^K.-M. 
A. 2, Nr. 773 v. 16./3. 92 und Nr. 8307 v. 3./9. 96. 

4) Außer dieser strafweisen Dienstzeitverlängerung hat er den 
durch die Desertion versäumten und daher auf die gesetzliche Dienstpflicht 
nicht zählenden Zeitraum nachzuholen. Es findet also eine doppelte Zn- 
zählung statt. 

5) § 208, lit. c, modifiziert durch die Zirk.-V. des K.-M. v. 19./12. 67, 
A. 4, Nr. 2173 (N.-V.-B. 66). Diese Bestimmungen über die Verlängerung der 
gesetzlichen Dienstpflicht finden keine Anwendung in der k. k. Landwehr, 
in der k. k. Gendarmerie, in der kgl. ung. Landwehr und Gendarmerie, im 
k. k. und im kgl. ung. Landsturm, sowie auf die bosnisch-herzegowinischen 
Gendarmen, die nicht in der Wehrpflicht stehen (vgl. die in der Fußnote 8 
auf S. 209 angeführten Gesetzesstellen), ebenso nicht auf desertierte Stellver- 
treter der bosnisch-herzegowinischen Truppen (Abs. IV der Zirk.-V. des R.-K.-M. 
V. 16./10. 82, A. 4, Nr. 2310 (N.-V.-B. 39). 
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Übung oder von der militärischen Ausbildung desertierender 
Reservist oder Ersatzreservist erleidet keine Dienstptlichtver- 
längerung.^) Selbstverständlich trifft jenen keine Dienstpflicht- 
Verlängerung, der seine Gesamtdienstzeit vollstreckt hat.^) Das 
Lebensalter des Deserteurs ist für die strafweise Dienstzeit- 
Verlängerung unerheblich. ^) Ein über seine I^äsenzdienstpflicht 
hinaus den aktiven Dienst während seiner Reservezeit freiwillig 
fortsetzender Soldat erleidet ohne Rücksicht darauf, ob er mit 
materiellen Begünstigungen oder ohne solche fortdient, in 
Desertionsfällen gleich wie ein in aktiver Dienstleistung stehen- 
der Reservist die Reservedienstpflichtverlängerung um den 
Zeitraum seiner Abwesenheit bis zu höchstens zwei Jahren.^) 
Für die Berechnung des Desertionsinterkaiares besteht die Be- 
stimmung,^) daß es den Zeitraum vom Tage der Entweichung 
bis zum Tage der Selbstmeldung oder Einbringung umfaßt, 
wonach es bei einem Deserteur, der, ohne daß seine Militär- 
eigenschaft bekannt geworden ist, bei einer Behörde aus irgend- 
einem anderen Anlasse verhaftet wird, mit dem Tage endet, 
wo er sich selbst freiwillig als Deserteur angibt oder als solcher 
erkannt wird. 

Die gnadenweise Nachsicht der gesetzlichen Folgen der 
Desertion ist dem Gerichtsherrn untersagt (§ 258 M.-St.-P.-0.). 

hj Beim Verbrechen der Desertion schützt keine Ver- 
jährung vor Untersuchung und Strafe (§ 139 M.-St.-G.), eine 
Bestimmung, die nach dem Motivenberichte zum analogen § 151 
des Bergmayerschen Vorentwurfes im Dauerdeliktscharakter 
der Desertion ihren Grund hat. Trotzdem läßt das Gesetz (1. c.) 
die mit dem Tode bedrohten Desertionsfälle an der Rechts- 
wohltat der Verjährung der Todesstrafe aus strafpolitischen 
Gründen (vgl. Mot. 1. c.) teilnehmen, wonach nach Ablauf von 
zehn Jahren statt der Todesstrafe durch Erschießen und nach 
Ablauf von zwanzig Jahren statt der Todesstrafe durch den 
Strang auf die nach § 121 M.-St.-G. festgesetzten Freiheits- 



1) V. des R.-K.-M., A. 4, Nr. Ö44 v. 4./6. 70 und A. 2, Nr. 7363 ex 86 
V. 7./1. 87. 

2) Ebenso Kleemann a. a. O. 137 und Weisl, Bes. T. 51. 

3) V. des R..K.-M. v. 27./3. 76, A. 4, Nr. 704 (bei Koller a. a. O. 172 f.). 
*) Erl. des R.-K.-M. v. 3./1. 76, A. 2, Nr. 8316 ex 76 (bei Koller 

a. a. O. 173 f.). 

5) V. des A.-O.-It. V. 7./12. 57, A. 4, Kr. 2238 (bei Koller a. a. O. 171). 

14* 



— 212 — 

strafen zu erkennen ist (vgl. S. 207). Als Anfangspunkt dieser 
Frist kann nur der Zeitpunkt betrachtet werden, wo der Tat- 
bestand zur Existenz gekommen ist. 

i) Zuständig sind unbedingt die Militärgerichte. Gegen 
Offiziere ist unbedingt, also auch in contumaciam, zu verfahren. 
Gegen andere Deserteure kann das Ediktalverfahren ein- 
geleitet werden, wenn die Tat von größerer allgemeiner Be- 
deutung und zugleich der Flüchtige eine Person ist, für die 
die Urteilsfällung mit Rücksicht auf ihre persönlichen Verhält- 
nisse von empfindlicher Wirkung sein kann (§ 335 M.-St.-P.-O.). 

j) Die Beteiligung dritter an einer Desertion wird vom 
Gesetze in allen Fällen als ein delictum sui generis aufgefaßt; 
dies gilt insbesondere auch von der gleich zu besprechenden 
„Teilnahme an der Desertion** ^) und ist von noch zu erwähnen- 
den praktischen Konsequenzen. 

cc) Als „Teilnahme an der Desertion" bezeichnet der 
§ 206 M.-St.-G. den Fall, wo ein selbst zum Soldatenstande 
Gehöriger einen anderen Soldaten zur Desertion verleitet, 
einem solchen hierzu Beihilfe leistet oder wenigstens im voraus 
Unterstützung nach verübter Tat zusichert, also sich in der 
vom österreichischen Gesetze (§11 Mil.-, § 5 Ziv.-St-G.) sonst 
als Mitschuld und Teilnahme bezeichneten Art beteiligt. Wird 
die Tat speziell durch Verleitung begangen und richtet sich 
die Verleitung auf mindestens zwei Soldaten, die untereinander 
und mit dem Anstifter im Einverständnisse handeln sollen, dann 
liegt ein weiteres delictum sui generis vor, die „Desertions- 
komplottstiftung*, von der noch später zu sprechen sein wird. 
Werden jedoch mehrere Soldaten einzeln und ohne die Absicht 
auf ihr gegenseitiges Einverständnis zur Desertion beredet, 
dann liegen nur mehrere Verbrechen der Teilnahme an der 
Desertion, jedoch keine Desertionskömplottstiftung vor. 

Geschieht die Anstiftung durch Werbung zum Eintritte 
in den Waffendienst eines feindlichen Staates oder einer auf- 
rührerischen Partei, so liegt unbedingt, in anderen Fällen der 
Werbung je nach dem Verhältnisse des konkreten Strafsatzes der 
unbefugten Werbung zu dem der Teilnehmung an der Desertion 
das strenger verpönte Verbrechen wider die Kriegsmacht des 

i) DamianitBoh, Dangelmaier und Weisl sprechen sich darüber 
nicht aus und scheinen hier nur eine akzessorische Begehungsart ansunehmen. 
Kleeman a. a. O. 121 f. tut dies unbedingt. 
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Staates durch unbefugte Werbung (§ 306 M.-St.-6.) vor und es 
wird somit auch der Soldat in diesen Fällen nicht mehr eines 
Militärverbrechens, sondern nunmehr eines Verbrechens wider 
die Kriegsmacht des Staates schuldig, das kein Standes-(Militär-) 
delikt ist und daher von jedermann begangen werden kann. 

Ist die Anstiftung des «Teilnehmers'' erfolglos geblieben, 
so fällt ihm „Versuch der Teilnahme an der Desertion" zur 
Last, während Kleemann (a. a. O. 121), der die Teilnahme an 
der Desertion nicht als selbständiges Delikt auffaßt, im gleichen 
Falle „versuchte Verleitung zur Desertion** annimmt. 

Die von Kleemann (a. a. O.) weiters untersuchte Frage, 
was Rechtens ist, wenn die Beihilfe zur Desertion erfolglos 
geblieben ist, wird bei Anerkennung des selbständigen Delikts- 
charakters der „Teilnahme an der Desertion" gegenstandslos, 
denn es liegt dann „versuchte Teilnahme an der Desertion" 
vor, geradeso wie bei der erfolglos gebliebenen Anstiftung. 

Für den selbständigen Deliktscharakter der „Teilnahme 
an der Desertion** sprechen die besondere Ausführung im 
Gesetze als ein Delikt mit eigenem Namen und die Festsetzung 
des besonderen Strafsatzes fünf- bis zehnjährigen schweren 
Kerkers für die „Teilnahme** durch Anstiftung zu einer todes- 
würdigen Desertion, ferner die ausdrückliche Vorschrift des 
Gesetzes (§ 206, Abs. 2), daß die Strafe eines Teilnehmers, der 
auch selbst desertiert ist, nach den allgemeinen Vorschriften 
für das Zusammentreffen strafbarer Handlungen zu bemessen 
ist. Er ist also schuldig zu sprechen des Verbrechens der Deser- 
tion und des Verbrechens der Teilnahme an der Desertion, 
nicht aber etwa des Verbrechens der Desertion durch unmittel- 
bare Täterschaft und durch Mitschuld (Teilnahme). 

Die Strafsätze müssen im Zusammenhange mit denen des 
nun zu erörternden Verbrechens der Desertionskomplottstiftung 
besprochen werden. Beredet ein Soldat mindestens zwei andere 
Soldaten zur Desertion, so begeht er das Verbrechen der Deser- 
tionskomplottstiftung. Das Verbrechen ist vollbracht, so- 
bald sich die Beredeten und der Stifter des Komplottes über 
die Ausführung der Desertion, d. h. darüber einverstanden 
haben zu desertieren, die Desertion mag erfolgt oder das 
Komplott früher entdeckt worden sein (§ 216 M.-St.-G.). 

Da das Verbrechen der Desertionskomplottstiftung das 
Einverständnis unter mindestens drei Soldaten voraussetzt, so 
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liegt es, wie schon erwähnt, nicht vor, wenn ein Soldat mehrere 
andere einzeln, ohne daß diese sich auch untereinander ver- 
ständigen, anstiftet. Daß auch schon ein Einverständnis über 
die Details der Ausführung der Desertion erzielt worden, ist 
für den Tatbestand nicht erforderlich, wenn nur der Entschluß, 
überhaupt zu desertieren, schon gefaßt worden ist. Ist die Be- 
redung mindestens zweier Soldaten nicht gelungen, so liegt nur 
Versuch vor, folglich auch dann, wenn die Verleitung eines 
Soldaten gelungen wäre. 

Grundsatz für die Bestrafung der Komplottstiftung ist, 
daß sie, wenn auch der Stifter selbst nicht entwichen ist, der 
vollbrachten Desertion gleichgehalten und in der Regel noch 
strenger als diese bestraft wird (§ 217), hingegen soll die Teil- 
nahme an der Desertion in der Regel ebenso wie diese selbst, 
jedoch innerhalb desselben Strafsatzes etwas gelinder bestraft 
werden (§ 206). Hält man sich diesen Grundsatz vor Augen, 
so ist es klar, daß ceteris paribus die Komplottstiftung immer 
strenger zu bestrafen ist als die Teilnahme. Es kann auch nicht 
anders sein, denn die Verleitung eines Mannes zur Desertion 
ist eben weniger strafwürdig als die mehrerer Leute. In der 
Durchführung dieses einheitlichen Grundsatzes bei der Fest- 
setzung der konkreten Strafsätze ist jedoch der Gesetzgeber 
wenig glücklich gewesen. Maßgebend können hierfür nach all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen nur die objektiven Umstände der 
Tat und von den subjektiven Umständen nur die des Täters, 
d. i. bei diesem selbständigen Verbrechen des Verleiters, sein. 
Dies hat sich der Gesetzgeber bei der Desertionskomplott- 
stiftung auch tatsächlich zur Richtschnur genommen, indem er 
für diese folgende Strafsätze aufgestellt hat: 

§ 218. „Wenn das Komplott den Übertritt in feindliche 
Kriegsdienste zum Zwecke hatte, ist der Stifter nach Vorschrift 
des § 19P) zu bestrafen, jeder Mitverfangene aber, der noch 
vor Ausführung der Desertion verhaftet worden, zum fünf- 
bis zehnjährigen schweren Kerker zu verurteilen.'* 

§ 219. „Zum Tode durch Erschießen ist der zum streit- 
baren Stande gehörige Komplottstifter zu verurteilen: 

a) wenn er das Verbrechen in Friedenszeiten verübt hat, 
und früher schon zweimal, oder vor der in Kriegszeiten ver- 



1) D. i. mit dem Tode durch den Strang. 
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übten Komplottstiftung schon einmal wegen dieses Verbrechens 
oder wegen Desertion bestraft worden ist; 

b) wenn das Komplott eine zur Kriegszeit in der Nähe 
des Feindes, mit Verlassung des Wach- oder Dienstpostens 
auszuführende Desertion, woraus großer Nachteil für den Dienst 
hätte entstehen können,^) zum Zwecke hatte; 

c) wenn das Komplott in Kriegszeiten gestiftet worden, 
und zwei oder noch mehrere von den Komplottisten des streit- 
baren Standes wirklich entwichen sind; 

d) wenn das Komplott in Kriegszeiten von einem Ober- 
offizier gestiftet worden." 

§ 220.2) ^Damit der Stifter eines nicht zur Ausführung 
gekommenen Komplottes zu der in den §§218 und 219 ver- 
hängten Todesstrafe verurteilt werden könne, wird aber noch 
vorausgesetzt, daß die Anzeige des Komplottes durch eine auf 
die Kriegsartikel eidlich verpflichtete Person bewirkt worden; 
hätte eine andere Militär- oder Zivilperson das Komplott an- 
gezeigt, so wäre der Stifter desselben nach Vorschrift der §§195b 
und 196^) zu bestrafen." 

1) Im Zusammenhange mit dem § 194, Pkt. 1 kann die Bedingung der 
Gefahr eines großen Nachteiles nicht auch auf die Desertion von der Schild- 
wache ausgedehnt werden, vgl. Fußnote 4 auf S. 200 und Fußnote 1 auf S. 201. 

2) Der § 220 enthält die dem aufgehobenen § 195, lit. b (vgl. Fuß- 
note 3 auf S. 203) korrespondierende Bestimmung, daß der Komplottstifter 
nur dann zum Tode verurteilt werden kann, wenn das Komplott von einer 
Person des Soldatenstandes angezeigt worden ist. Die Literatur setzt durch- 
wegs als selbstverständlich voraus, daß der § 220 ebenso aufgehoben ist, wie 
der § 195, lit b. Hierfür kann jedoch die bloße Gleichheit der ratio nicht 
ausschlaggebend sein, sondern es muß auf den Wortlaut des aufhebenden 
Gesetzes gesehen werden. Dieses (Ah. E. v. 23./ 4. 61) lautet: ;,Seine k. k. Ap. 
Majestät haben mittels der Ah. E. v. 23. April 1861 zu genehmigen geruht, 
daß die Ah. E. v. 1. Juli 1859 (Zirk.-V. v. 7. Juli 1859, A. 4, Nr. 1429, N.-V.-B. 105, 
Nr. 123), (Anm. des Verf.: die zunächst nur für die Zeit des Krieges 1859 
Geltung hatte), soweit danach die Verfügung des Absatzes b im § 195 des 
M.-St.-G. außer Wirksamkeit gesetzt und dadurch die Bestrafung der 
Deserteure ohne Rücksicht auf die Art ihrer Einbringung bestimmt wurde, 
bis auf weitere Ah. Anordnung wieder in Anwendung gebracht werde . . . ." 
Diese aufhebende Bestimmung betrifft nach ihrem unzweideutigen Wort- 
laute ausschließlich den § 19F>, lit. b und eine analoge Ausdehnung der 
aufhebenden Kraft auf den § 220 halte ich für um so weniger möglich, als 
der Wegfall des § 220 eine ganz bedeutende Verschärfung des Gesetzes 
bedeutet und man doch nicht bei der Verhängung der Todesstrafe^ mit 
bloßen Analogien arbeiten darf. 

3) Vgl. S. 203. 
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§ 221. „Außer den nach den Bestimmungeü der §§ 218, 
219 und 220 zu bestrafenden Fällen, ist der Komplottstifter 
des streitbaren Standes, wenn das Komplott in Kriegszeiten 
statt hatte, ^) oder wenn er in Friedenszeiten wegen Desertion 
oder Komplottstiftung schon einmal bestraft worden, oder wenn 
von den durch ihn zur Desertion Verleiteten einer*) oder mehrere^) 
wirklich entwichen sind, zu schwerem Kerker von einem bis 
zu fünf Jahren zu verurteilen, und auf eben diese Strafe, jedoch 
mit Verschärfung wider jeden Oberoffizier zu erkennen, der 
in Friedenszeiten ein Desertionskomplott gestiftet hat/ 

§ 222. „Ist der Komplottstifter des streitbaren Standes in 
Friedenszeiten wegen dieses Verbrechens oder wegen Desertion 
noch nie bestraft worden, und keiner von den im Komplotte 
Verfangenen wirklich entwichen, so ist die Strafe schwerer 
Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre/ 

§ 226. „Ist der Stifter eines Desertionskomplottes auch 
selbst desertiert, so ist bei Ausmessung seiner Strafe nach Vor- 
schrift des § 96*) vorzugehen; wenn er sich aber in der Folge 
selbst freiwillig wieder stellt oder meldet, so befreit ihn dieses 
auch von der durch Komplottstiftung nach den §§218 und 219 
verwirkten Todesstrafe." 

Sind die Teilnehmer an einem Desertionskomplotte, die 
nicht selbst Stifter sind, auch wirklich entwichen, so trifft sie 
die auf ihren persönlichen Desertionsfall anwendbare Strafe. 
Wurden sie aber an der Ausführung der Desertion durch die 
rechtzeitige Entdeckung des Komplottes gehindert, so trifft sie, 
wenn der Übertritt in feindliche Kriegsdienste bezweckt war, 
fünf- bis zehnjähriger schwerer Kerker, sonst Kerker von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre und bei Rückfällen oder bei be- 
sonders gefährlichen Komplotten bis zu fünf Jahren. Ausnahms- 
weise ist hier — ebenso wie beim Verbrechen der Desertion — 
mit dem einfachen Kerker der qualifizierte Chargenverlust (d. h. 
mit der Unfähigkeit zur Wiederbeförderung) verbunden (§ 227). s) 



1) Und höchstens einer der Angestifteten entwichen ist. 

2) Im Kriege oder im Frieden. 

3) Jedoch nur im Frieden, sonst § 219, lit. c. 
*) Zusammentreffen mehrerer Verbrechen, 

. 5) Nach dem 1. Abs. § 224 M.-St.-G. war der Desertionskomplottstifter 
nach Abbüßung der Strafe zu einer Disziplinarkompagnie zu übersetzen und 
hatte dort acht Jahre zu dienen. Als im Jahre 1870 die letzte Disziplinarkompag- 
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Die besondere Gefährlichkeit der Desertionskomplotte ffir 
die bewaffnete Macht hat den Gesetzgeber veranlaßt, dem reu- 
igen Stifter und den reuigen Teilnehmern eines Desertions- 
komplottes die Straflosigkeit zuzusichern. Dieses Privileg tätiger 
Reue kommt jenem Stifter oder Teilnehmer zu statten, der das 
Komplott und die Schuldigen zu einer Zeit, da sie noch geheim 
waren und die Ausführung der Desertion noch verhindert werden 
konnte, anzeigt (§ 229). i) 

Wie aus den vorstehenden Straffestsetzungen für die De- 
sertionskomplottstiftung ersichtlich, hat der Gesetzgeber hierbei 
den Grundsatz festgehalten, die subjektiven Verhältnisse des 
Täters und die objektiven Umstände der Tat, nicht aber die 
subjektiven Verhältnisse der Verleiteten als Maßstab der Straf- 
bestimmungen anzuwenden. 

Statt nun den bei der Festsetzung der Strafen für die 
Desertionskomplottstiftung eingeschlagenen richtigen Weg auch 
bei der Strafennormierung für das qualitativ gleiche und nur 
quantitativ verschiedene Verbrechen der Teilnahme an der 
Desertion weiter zu verfolgen, verläßt ihn der Gesetzgeber gänz- 
lich und bestimmt die Strafen für den Teilnehmer, bei Außer- 
achtlassung der bei ihm selbst vorliegenden subjektiven Um- 
stände ausschließlich nach der Strafwürdigkeit des Deserteurs. 
Der § 206 M.-St.-G. bestimmt nämlich, daß das Verbrechen der 
Teilnahme an der Desertion in den Fällen, wo der Deserteur 
die Todesstrafe verwirkt hat, mit fünf- bis zehnjährigem schweren 
Kerker, in den anderen Fällen aber mit einer „i^^^ö^'^^^lb des 
festgesetzten Strafausmaßes in der Regel etwas gelinder zu be- 
messenden Strafe 2) wie der Deserteur selbst" bestraft wird. 



nie (Olmütz) aufgelöst wurde, ordnete das R.-K.-M. (A. 4, Nr. 470 v. 19.;3. 70) 
an, daß der Komplottstifter nach Abbüßung der Strafe die ganze ihm noch 
obliegende Linien dienstpflicht im Präsenzstande zu erfüllen habe, also nicht 
vorzeitig beurlaubt werden dürfe. Im Gegensatze zu Schmid (a. a. O. 663), 
zu Koller (a. a. O. 181 f.) und zu Klee mann (a. a. O. 138) halte ich diese 
Bestimmung für aufgehoben, da sie weder im Wehr-G. v. 89 noch in den 
geltenden Wehrvorschr. Aufnahme gefunden hat. 

1) Außer beim Desertionskomplott besteht im öst. M.-St.-G. keine An- 
zeigepflicht bei Desertion, deren Unterlassung unter gerichtliche Strafe ge- 
stellt wäre, wie im § 77 deutsches, § 91 dänisches (nur im Kriege), § 67 
schwedisches M.-St.-G. 

2) Wobei das Gesetz durch die Berufung des § 126 die Anwendung 
des außerordentlichen Strafmilderungsrechtes nahelegt. 



— 218 — 

Diese Regel hindert natürlich nicht, den Teilnehmer unter Um- 
ständen strenger zu bestrafen, z. B. wenn er ein alter Soldat 
und der Deserteur selbst ein Rekrut ist. 

Es ist das Verdienst Kleemanns, zuerst auf die Schwierig- 
keiten hingewiesen und ihre Lösung versucht zu haben, die 
sich in der Bemessung der Strafe für den Teilnehmer ergeben 
können. Er führt (a. a. O. 131 f.) aus: 

^»Bekanntlich gibt es bei der Desertion strafbestimmende 
Umstände, die sich im vorhinein nicht feststellen lassen, die 
sich erst mit der Präsentierung des Deserteurs bestimmen, wie 
z. B. die Selbstmeldung. 

Ä war dem B zur dritten Desertion im Frieden behilflich 
und kommt zur Aburteilung^ ehe noch B präsentiert wird. Nach 
der Bestimmung des § 206 verwirkt Ä die Strafe des schweren 
Kerkers von einem bis zu fünf Jahren, wenn er gewußt, daß die 
Desertion des B, zu der er geholfen, die dritte sei (§ lö7, Pkt. 4). 

Was geschieht aber, wenn sich B selbst meldet? Soll hin- 
sichtlich des bereits verurteilten Ä die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens eintreten (§ 347 M.-St.-P.-0.), weil es nun klar 
ist) daß B nur zum einfachen Kerker von sechs Monaten bis 
zu einem Jahre (§ 201) verurteilt werden kann. 

Die Frage muß nach den allgemeinen Grundsätzen über 
die Mitschuld beantwortet werden. Nach § 11 wirken subjektive 
Verhältnisse des Täters auf seine Mitschuldigen nicht zurück. 
Die Selbstmeldung ist ein rein subjektiver, vom Willen des 
Teilnehmers unabhängiger Umstand und kommt daher nur 
dem Deserteur zustatten, geradeso wie nur ihm die gewalt- 
tätige Widersetzung an seinem Anhalter zum Nachteile gereicht. 
A wird daher, ungeachtet B wegen Selbstmeldung nur ein- 
fachen Kerker von höchstens einem Jahre als Strafe verwirkt, 
wegen Teilnahme an der dritten Desertion des B mit schweren 
Kerker von einem bis zu fünf Jahren gestraft. 

Man könnte nun einwenden, daß der Rückfall ein sub- 
jektiver Umstand sei, daher auf die Teilnehmer keine Rück- 
wirkung übe, wie dies rücksichtlich des Diebstahles ausdrück- 
lich hervorgehoben ist (§ 467). 

Allerdings ist der Rückfall ein rein subjektiver Umstand, 
allein im gegebenen Falle liegt eine Ausnahme vor, die aus 
der Bestimmung des § 206 sich folgern läßt. Es wäre über- 
flüssig zu erwähnen, daß der Teilnehmer die Strafe zu ge* 
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wärtigen habe, welche der Deserteur verwirkt, weil dies nach 
§ 11 selbstverständlich wäre; eben durch die ausdrückliche 
Bestimmung, es sei der Teilnehmer mit derselben Strafe zu 
belegen, die für den Deserteur auszumessen sei, kann es kaum 
einem Zweifel unterliegen, daß jene selbst persönlichen Ver- 
hältnisse des Täters, welche bei der Desertion strafbestimmend 
wirken, auf seine Mitschuldigen auszudehnen seien, wenn sie 
den strafbestimmenden Umstand kannten. Nähme man diese 
Ausnahme nicht als zutreffend an, dann könnte man sich kaum 
die Bestimmung des § 206 erklären, es verwirke der Teilnehmer 
die Strafe des schweren Kerkers bis zu zehn Jahren für den Fall, 
als der Deserteur die Todesstrafe verwirkt hätte; würde man 
die strafbestimmenden Umstände auf den Teilnehmer nicht an- 
wenden, so käme der erwähnte Strafsatz beim Teilnehmer kaum 
zur Geltung. Bei der Desertion muß der Bückfall auch für den 
Teilnehmer strafbestimmend wirken, wenn letzterer diesen straf- 
erhöhenden Umstand kannte, geradeso wie jener, der einem 
anderen bei einer feindseligen Handlung gegen dessen Vater 
behilflich ist, den selbst leichten Verletzungserfolg als ver- 
brecherische Mitschuld (§ 432) zu verantworten hat, obzwar 
der subjektive Umstand, das Verhältnis des Täters zum Ange- 
griffenen, bei dem Gehilfen nicht zutrifft; hat letzterer diesen 
quÄlifizierenden Umstand gekannt, so ist er auf ihn auszudehnen.** 
Zuzustimmen ist den Ausführungen Kleemanns darin, daß 
die Selbstmeldung des Deserteurs auf die Bestrafung des Teil- 
nehmers ohne Einfluß ist, und zwar wie m. E. hinzuzufügen 
wäre, auch dann, wenn sich der Deserteur zur Zeit der Ab- 
urteilung des Teilnehmers bereits selbst gemeldet hat. Auch 
darin hat Kleemann m. E. Recht, wenn er lehrt, daß subjek- 
tive Verhältnisse des Täters auf den Teilnehmer nicht zurück- 
wirken. Wenn er aber trotzdem gerade die Rückfälligkeit des 
Deserteurs von diesem Grundsatze ausnimmt, obwohl er sich 
dabei die ausdrücklich entgegengesetzte Bestimmung des Ge- 
setzes für den Mitschuldigen am Diebstahle vor Augen hält, 
und wenn er also die Rückfälligkeit des Deserteurs, insofern 
sie dem Teilnehmer bekannt war, diesem anlasten will, kommt 
er nicht nur mit dem Grundsatze in Widerspruch, daß der 
Einfluß subjektiver Verhältnisse auf das Subjekt beschränkt 
bleiben soll, sondern die praktische Anwendung seiner Auf- 
fassung führt auch zu Konsequenzen, die sich als unhaltbar 
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darstellen. Ein Beispiel möge dies zeigen: Ein Soldat v^erleitet 
zwei Kameraden, die schon dreimal wegen Desertion bestraft 
sind, zur vierten Desertion. Die Strafe dieser Komplottstiftung 
ist nach § 221, wenn die Verleiteten wirklich entwichen sind, 
schwerer Kerker von einem bis zu fünf Jahren. Hätte der 
Soldat aber nur einen dreimal vorbestraften Kameraden zur 
vierten Desertion verleitet, also das geringer strafwürdige Ver- 
brechen der Teilnahme an der Desertion begangen, dann hatte 
er im Sinne Kleemanns nach § 206 schweren Kerker von fünf 
bis zu zehn Jahren verwirkt. Schon aus diesem Beispiele iivird 
klar, daß dem Teilnehmer die rein subjektiven Verhältnisse des 
Deserteurs bei der Strafzumessung nicht angerechnet werden 
dürfen. Das Anwendungsgebiet des fünf- bis zehnjährigen schweren 
Kerkers des § 206 umfaßt dann noch immer die Fälle der De- 
sertion zum Feinde, der Desertion nach Kundmachung des Stand- 
rechtes und der Desertion vom Wachposten; auch die Verwun- 
dung des Anhalters durch den Deserteur kann unter Umständen 
dem Teilnehmer zugerechnet werden, nämlich, wenn und inso- 
weit er den Deserteur hierzu, wenn auch nur eventualiter, an- 
gestiftet hat. 

Zuständig ist für die Militärverbrechen der Teilnahme 
an der Desertion und der Komplottstiftung unbedingt das 
Militärgericht. 

ß) Verleitet im Kriege oder im Frieden ein Nichtkom- 
battant oder eine unter der ordentlichen Militärstraf- 
gerichtsbarkeit stehende Zivilperson oder inKroatien- 
Slavonien und in Bosnien und der Herzegowina auch 
eine der ordentlichen Zivilstrafgerichtsbarkeit unter- 
stehende Person einen oder mehrere Soldaten zur Desertion, 
ohne daß die Tat den Tatbestand des früher erwähnten Ver- 
brechens der unbefugten Werbung erfüllt, so liegt das Ver- 
brechen wider die Kriegsmacht des Staates durch Ver- 
leitung zur Verletzung eidlicher Militärdienstver- 
pflichtung (§ 314 M.-St.-G.) vor, und zwar auch dann, wenn 
die Verleitung erfolglos geblieben ist. Die Strafe dieses Ver- 
brechens ist, wenn es beim Versuche geblieben ist, Kerker von 
sechs Monaten bis zu einem Jahre, der nach der Wichtigkeit 
und Strafbarkeit des bezweckten Militärverbrechens bis auf drei 
Jahre, wenn aber die Verführung gelungen ist, bis auf fünf 
Jahre zu erhöhen ist (§ 315). Hat die Verleitung eine mit dem 
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Tode zu bestrafende Desertion zum Gegenstande oder geschieht 
sie zur Kriegszeit oder ist in Anbetracht der Anzahl der Per- 
sonen, auf die die Verleitung abgesehen ist oder der sonst ob- 
waltenden Umstände eine erhebliche Gefahr zu besorgen oder 
ein bedeutender Nachteil wirklieh entstanden, so ist die Strafe 
fünf- bis zehnjähriger schwerer Kerker. Beim Überhandnehmen 
des Verbrechens kann das Standrecht verkündet werden; die 
Strafe ist dann Tod durch Erschießen (§ 317). Außer den vor- 
stehenden Strafen trifft den Schuldigen noch die Verpflichtung, 
für jeden Ausreißer 200 K an die Kriegskasse zu bezahlen. Im 
Falle der Zahlungsunfähigkeit ist die Strafzeit länger auszu- 
messen oder zu verschärfen; hieran ändert die etwaige Ein- 
bringung des Deserteurs nichts (§ 319). 

Die gleichen Strafsätze bestehen für die Beihilfe zur 
Desertion durch die im vorigen Absätze genannten Personen; 
das Delikt heißt „Verbrechen wider die Kriegsmacht des 
Staates durch Hilfeleistung zur Verletzung eidlicher 
Militärdienstverpflichtung" (§§ 316, 317). Bei diesem Ver- 
brechen erfüllt der Versuch noch nicht den Tatbestand. 

Die Verjährung der hier behandelten Anstiftungs- und 
Beihilfeverbrechen beginnt mit dem Zeitpunkte der letzten An- 
stiftungs- oder Beihilfehandlung. Ihre Dauer richtet sich nach den 
für die einzelnen Strafsätze geltenden allgemeinen Vorschriften. 

Wollte man insbesondere das Verbrechen der Teilnahme 
an der Desertion, wie dies z. B. Kleemann tut,0 nicht als ein 
delictum sui generis auffassen, sondern nur als eine akzessori- 
sche Begehungsform des Verbrechens der Desertion, so müßte 
man folgerichtig auch die Teilnahme an der Desertion von der 
Verjährung ausschließen, denn bei der Desertion schützt keine 
Verjährung vor der Untersuchung und vor der Strafe (§ 139) 
und nach § 11 sind Anstiftung und Beihilfe das Verbrechen 
selbst.2) Da jedoch der Ausschluß der Verjährung bei der Teil- 



1) Vgl. Fußnote 1 auf S. 212. 

2) Wenn auch die akzessorischen Begehungsformen in der Frage des 
Verjährungsbeginnes von der unmittelbaren Täterschaft unabhängig zu 
betrachten sind (vgl. Fußnote 3 auf S. 181), so muß doch anderseits die 
Grundfrage, ob eine Verjährung überhaupt anerkannt wird, für die akzessori- 
schen Formen ebenso beantwortet werden, wie für die unmittelbare Täter- 
schaft. Die Frage nach der Zulässigkeit der Verjährung überhaupt wurzelt 
in des DeUktes innerem Wesen, das auch in den akzessorischen Formen 
vorherrschend bleibt, der Verjährungs beginn aber richtet sich nach der 
Art der Deliktesbegehung, kann daher mit der Begehungsform wechseln. 
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nähme an der Desertion weder aus dem Dogma noch aus der 
Absicht des Gesetzes gefolgert werden kann, liegt in der An- 
erkennung der Zulässigkeit der Verjährung beim Verbrechen 
der Teilnahme an der Desertion ein weiterer Beweis für den 
selbständigen Charakter dieses Verbrechens. 

Zuständig für diese beiden Verbrechen ist das Militär- 
gericht und zwar in Kroatien-Slavonien (§ 222 Ziv.-St.-G.) und 
in Bosnien und in der Herzegowina (§139 Ziv.-St.-G.) auch für 
die der ordentlichen Zivilstrafgerichtsbarkeit unterstehenden 
Personen. 

y) In Österreich wird die Verleitung oder Beihilfe zur 
Desertion durch eine der ordentlichen Zivilstrafgerichtsbarkeit 
unterstehende Person ipi Kriege^) und im Frieden als das Ver- 
brechen der Verleitung eines Soldaten zur Verletzung 
militärischer Dienstpflicht oder der Hilfeleistung zu 
militärischen Verbrechen mit ein- bis fünf jährigem schweren 
Kerker bestraft. 2) Zuständig sind im Frieden die Zivil-, im 
Kriege die Militärgerichte. 2) 

d) In Ungarn wird die Verleitung zur Desertion durch 
eine der ordentlichen Zivilstrafgerichtsbarkeit unterliegende 
Person im Frieden als Vergehen mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren, im Kriege als Verbrechen gegen die bewaffnete 
Macht mit Kerker bis zu fünf Jahren und einer Geldstrafe bis 
zu 4000 K bestraft (§ 453 Ziv.-St.-G.). Zuständig sind im 
Kriege ä) und im Frieden die Zivilgerichtshöfe. 

kj a) Die Begünstigung eines bereits entwichenen De- 
serteurs ohne ein im vorhinein getroffenes Einverständnis ist 
de lege lata niemals ein Militärdelikt; also auch dann nicht, 
wenn der Vorschubleister selbst eine auf die Kriegsartikel ver- 
pflichtete Person ist. Auch hat für diese Vor Schub 1 eis tung nie- 
mals die außerordentliche Militärstrafgerichtsbarkeit bestanden, 
wie sie für die Verleitung oder Hilfeleistung zur Desertion teils 
bestanden hat und teils noch besteht (vgl. j, /3). 

Wer somit ohne ein im vorhinein getroffenes Einver- 
ständnis einer Person des Soldatenstandes durch Anweisung 
des Weges, durch Verkleidung, Verbergung, durch Gewährung 



^) Vgl. S. 184 und insbesondere die dort angeführte entgegengesetzte 
herrschende Lehre. 

2) § 222 Ziv.-St.-G. in Verbindung mit § 7 G. v. 20./5. 69, R. 78. 
3; Vgl. Jedoch § 16, ö, g, ß, letzter Abs. auf S. 182 f. 
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von Unterkunft oder auf welche Art immer hilfreiche Hand 
bietet und dadurch die Fortsetzung der Flucht begünstigt oder 
die Ausforschung oder Wiedereinbringung des Ausreißers er- 
schwert, begeht: 

wenn er der ordentlichen Militärstrafgerichtsbarkeit unter- 
steht, das Verbrechen wider die Kriegsmacht des Staates 
durch Vorschubleistung zugunsten der Ausreißer nach 
§ 318 M.-St-G., 

wenn er der ordentlichen Zivil straf gerichtsbarkeit unter- 
steht, in Osterreich und Kroatien-Slavonien das Ver- 
brechen der Vorsehubleistung durch Verhehlung oder 
sonstige Begünstigung eines Deserteurs nach § 220 
Z..St..G., 

in Ungarn im Frieden das Vergehen, im Kriege das 
Verbrechen gegen die bewaffnete Macht nach § 454 
Z.-St.-G., 

in Bosnien und in der Herzegowina das Verbrechen 
der Vorschubleistung zugunsten der Ausreißer nach 
§ 302 Z.-St.-G. 

, ß) Subjekte dieser Vorschubleistung können auch die 
allernächsten Angehörigen, also auch Eltern und Gattinnen 
sein, denn die zu ihren Gunsten bei anderen Fällen der Vor- 
schubleistung statuierte Ausnahme^) besteht bei der Vorsehub- 
leistung zur Desertion nicht (K.-H. 748 und 2768). Muß auch zu- 
gegeben werden, daß für die Aufrechterhaltung dieser strengen 
Bestimmung die Erwägung spricht, daß der Deserteur natur- 
gemäß zunächst bei seinen nächsten Angehörigen Unterschlupf 
und Unterstützung suchen wird, so wäre sie dennoch m. E. de 
lege ferenda aufzuheben, weil dasselbe Argument schließlich 
bei allen Verbrechen mehr oder weniger zuträfe und auch zahl- 
reiche andere Gesetzgebungen ohne sie ihr Auslangen finden.*) 

y) Die Tat besteht nach dem Wortlaute des Gesetzes in 
einer Verhehlung oder in einer Begünstigung, wobei das Ein- 
verständnis zwischen dem Vorschubleister und dem Deserteur 



*) Vgl. §§ 518, 522 M.-St.-G., §§ 212, 216 öat. und kroat. Z.-St.-G., 
§ 378 ung., §§ 294, 298 bosn. Z.-St.-G. 

2) Vgl. § 161 ital. St.-G. f. d. Landheer, § 186 Ital. St.-G. f. d. Marine, 
§ 94 dänisches M.-St.-G., jedoch tritt Strafbarkeit ein, wenn der Vorschub- 
leister ein öffentlicher Funktionär (ital.) oder ein Vorgesetzter des Deser- 
teurs (dän.) ist. 
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erst nach der Ausführung der Desertion getroffen worden sein 
darf. Anderenfalls läge je nach der Person des Beförderers das 
Militärverbrechen der Teilnahme an der Desertion oder das 
Verbrechen der Verleitung oder der Hilfeleistung zu Militär- 
verbrechen vor. Das Delikt kann folglich nicht früher begangen 
werden, als bis die Desertion gelungen ist. 

Verleitet jemand einen bereits Entwichenen während der 
Dauer des strafbaren Abwesenheitsverhältnisses zu dessen 
weiterer Fortsetzung, so kann darin keine Vorschubleistung 
erblickt werden, weil in der Verleitung weder eine Verhehlung 
noch eine Begünstigung anderer Art gesehen werden kann. 
Aber auch ein Verbrechen der Teilnahme an der Desertion 
oder ein Verbrechen der Verleitung zu einem Militärverbrechen 
kann darin nicht liegen, weil die betreffenden Paragraphe nur 
so verstanden werden können, daß sie bloß die Anstiftung vor 
der Ausführung der Desertion, also vor dem Fortgehen oder 
vor dem rechtzeitigen Einrücken vor Augen haben, nicht aber 
die Anstiftung zur Fortsetzung des bereits ausgeführten Dauer- 
deliktes. Dies ergibt sich teils aus ihrer Stilisierung, teils aus 
dem Umstand, daß sie in den von der Vorschubleistung han- 
delnden Paragraphen zitiert und dabei zu dem erst nach der 
Ausführung der Desertion getroffenen Einverständnisse in 
Gegensatz gestellt sind. Daß die Anstiftung zur Fortsetzung des 
bereits begonnenen Desertionsverhältnisses strafbar sein soll, 
ergibt sich m. E. aus dem Dauerdeliktscharakter der Desertion, 
wonach eine Anstiftung so lange möglich sein muß, solange das 
Delikt durch die Fortsetzung des rechtswidrigen Verhältnisses 
immer wieder von neuem begangen wird.^) Da aber die für 
die Verleitung zur Desertion und die für die sonstigen Be- 
teiligungsformen aufgestellten delicta sui generis, wie oben 
gezeigt, nicht in Betracht kommen können, ist auf die normale 
Beurteilung der Anstiftung als Akzessorium zurückzugehen und 
eine solche Verleitung als Mitschuld (durch Verleitung) an 
der Desertion anzusehen. Weil nun die akzessorische Mitschuld 
das Verbrechen selbst darstellt, ist das Verbrechen der Mit- 
schuld an der Desertion oder noch präziser gesagt: das Ver- 
brechen der Desertion durch Mitschuld ein Militärverbrechen, 
ebenso wie die Desertion durch unmittelbare Täterschaft und 



1) Ebenso Janka a. a. O. 321. 
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kann als solches nur von Personen des Soldatenstandes 
begangen werden, während alle anderen Personen im gleichen 
Falle straflos bleiben müssen, weil die einschlägigen delicta sui 
generis sich als nicht anwendbar erweisen und für das akzes- 
sorische Militärdelikt die subjektive Deliktsfähigkeit mangelt. 

Es liegt auf der Hand, daß die im vorigen Absätze er^ 
mittelten Ergebnisse vom Gesetzgeber nicht beabsichtigt worden 
sind, denn sie führen zu praktischen und theoretischen Wider- 
sprüchen zu der Behandlung aller anderen Beteiligungsformen. 
De lege ferenda wäre hier eine systematische Regelung geboten. 

Um zur Vorschubleistung zurückzukehren, setzt sie in 
subjektiver Beziehung nebst dem Bewußtsein, daß sie einem 
Deserteur zugewendet wird, nur Vorsätzlichkeit voraus 
(K.-H. 2768). Ob der Begünstigte wirklich ein Deserteur ist, 
beurteilt der Richter des der Vorschubleistung Angeklagten 
selbständig. Ist dieser Richter nicht ein an die formelle Be- 
weisführung der geltenden M.-St.-P.-O. gewiesener Militärrichter, 
so ist er an die praesumptiones juris des M.-St.-G. für die De- 
sertionsabsicht nicht gebunden (K.-H. 2236), wohl aber an die 
dort enthaltenen praesumptiones juris et de jure, weil diese 
Tatbestandsmerkmale sind. 

d) Strafe: für die der ordentlichen Militärstraf ge- 
richtsbarkeit unterstehenden Personen Kerker von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre, wenn jedoch die Verhehlung 
längere Zeit fortgesetzt worden ist oder durch Abkaufen der 
Montur, der Waffen, des Pferdes oder sonstiger Ausrüstungs- 
gegenstände oder aus Gewinnsucht oder unter anderen beson- 
ders erschwerenden Umständen verübt worden ist, schwerer 
Kerker von einem bis zu fünf Jahren (§318 M.-St.-6.). Wört- 
lich dasselbe gilt nach § 302 bosnisch-herzeg. Z.-St.-G. 

Dieselben Strafsätze und Straferhöhungsgründe enthalten 
auch die §§ 221 Ost. und kroat. Z.-St.-G. Darüber hinausgehend 
enthalten sie aber noch die Bestimmung, daß der Vorschub- 
leister 200 K (als Geldstrafe, nicht etwa als Schadenersatz? 
K.-H. 3234) an die Kriegskasse zu bezahlen hat, und zwar 
für jeden begünstigten Deserteur. Letzteres steht zwar nicht 
wörtlich im § 221 Z.-St.-G., läßt sich aber aus dem aus- 
drücklichen Wo'ftlaute des § 319 M.-St.-G. entnehmen, der die 
gleiche Nebenstrafe für die Verbrechen der Verleitung und der 
Hilfeleistung zu einem Militärverbrechen festsetzt und die 

L 1 e w e r, Wchrpflich t. \q 
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Zahlung von 200 K ^tur jeden Ausreißer" dem Schuldigen auf- 
erlegt (ebenso K.-H. 3234). Bei Zahlungsunfähigkeit ist die 
Strafe länger oder schärfer auszumessen. Wird die Geldstrafe 
ausgesprochen, so ist nach § 1 der Min.-V. v. 11./2. 65. R. 30 
und § 266 St-P.-O. auch die suppletorische Freiheitsstrafe für 
den üneinbringlichkeitsf all auszusprechen (K.-H.3234). Die etwa 
erfolgte Einbringung oder Selbstmeldung des Begünstigten 
ändert an dieser Zahlungsverpflichtung nichts. Sie geht auch 
auf die Erben über, wenn der Verurteilte erst nach dem Ein- 
tritte der Rechtskraft des ürteiles gestorben ist.^) 

Die Ansicht Dangelmaiers^) undHerbsts'), daß auch auf 
das im M.-St.-G. (§318) enthaltene Verbrechen wider die Kriegs- 
macht des Staates durch Vorschubleistung zugunsten der Aus- 
reißer nebst der Freiheitsstrafe die Zahlung von 200 ^ an- 
gedroht ist, ist unhaltbar. Der diese Geldzahlung festsetzende 
§ 319 M.-St.-G. nennt nur die Verleitung oder Hilfeleistung zur 
Desertion einem vorher getroffenen Einverständnisse zufolge, 
indem er nur die §§ 314 bis 317, nicht aber den § 318 zitiert. 
Auch der dem § 318 M.-St.-G. völlig gleiche § 302 des bosnisch- 
herzeg. Z.-St.-G. enthält nur die Androhung der Freiheitsstrafe, 
was für die Auslegung des § 318 M.-St.-G. von Bedeutung ist, 
da das bosnisch-herzeg. Z.-St.-G. in System und Inhalt eine Nach- 
bildung des M.-St.-G. ist.^) 

In Ungarn ist die Strafe im Frieden Gefängnis bis zu 
zwei Jahren, im Kriege Kerker bis zu fünf Jahren und Geld- 
strafe bis zu 4000 K (§ 454 Z.-St.-G.). 

s) Die Verjährung dauert für das ungarische Friedens- 
vergehen drei Jahre, sonst durchwegs fünf Jahre. 

Zuständig ist das Gericht des ordentlichen Gerichts- 
standes des Vorschubleisters. 

Anhang zu § 17- 
a) Das eigenmächtige Fortgehen oder das pflichtwidrige 
Nichteinrücken einer Person des Soldatenstandes ohne die 
für den Desertionsbegriff wesentliche Absicht, sich seiner Dienst- 
pflicht für immer zu entziehen, ist das Vergehen der eigen- 



1) Min.-V. V. 3./4. 69, R. 62. 

2) Militärverbrechen und -vergehen, 198. 

3) Handbuch ^ 1, 498 Fußnote •). 

^) Hiller in Liszts Straf gesetzgebung der Gegenwart 1, 152. 
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mächtigen Entfernung, vorausgesetzt, daß das Ausbleiben 
mindestens „über Nacht oder noch länger" dauert (§212 M.-St.-G.). 
Kürzeres Ausbleiben ist eine bloße Disziplinarübertretung, die 
jedoch im zweiten Rückfalle zum Vergehen wider die Zucht 
und Ordnung (§ 269 lit. h) wird. Das Vergehen der eigen- 
mächtigen Entfernung ist ein subsidiäres Delikt, das nur dann 
zur Existenz gelangt, wenn in der strafbaren Abwesenheit nicht 
ein Verbrechen gelegen ist, wie z. B. das Verbrechen der Pflicht- 
verletzung im Wachdienste durch Entfernung vom Posten oder 
das Verbrechen der Feigheit durch Entfernung vom Kampf- 
platze aus Besorgnis für die persönliche Sicherheit. 

Subjekt des Vergehens der eigenmächtigen Entfernung 
kann nur eine aktive Person des Soldatenstandes sein. Bei einem 
Nichtaktiven ist die Kommissivform des Fortgehens undenkbar, 
während die Omissivform des Nichterscheinens das Delikt der 
Nichtbefolgung eines Militäreinberufungsbefehles bildet.^) 

Strafe: In Kriegszeiten strenger Arrest von drei bis sechs 
Monaten, der nach Umständen, besonders bei daraus entstande- 
nem Nachteil für den Dienst mit dem Chargenverluste zu ver- 
schärfen ist; im Frieden Arrest von acht Tagen bis zu drei 
Monaten, der bei obwaltenden Erschwerungsumständen auf 
strengen Arrest von einem bis zu drei Monaten, bei längerer 
Dauer der Abwesenheit aber oder in Wiederholungsfällen oder 
bei Vernachlässigung eines wichtigen Dienstes auf die selbst- 
ständige Strafe des Chargenverlustes gesteigert werden kann 
(§ 213). Im Frieden ist in den nicht mit dem Chargen Verluste 
bedrohten Fällen die Bestrafung im Disziplinarwege zulässig 
(Dienstregl. I. T. Pkt. 648). 

Im übrigen bietet dieses Vergehen nichts Bemerkenswertes, 
abgesehen davon, daß die Beteiligung dritter nur dann straf- 
bar ist, wenn diese auch Personen des Soldatenstandes sind. 
Wie nämlich schon erwähnt, ist die Verleitung oder Hilfe- 
leistung zu einem Militärdelikte nur dann strafbar, wenn dieses 
ein „Verbrechen" i. e. S. ist und dann noch ausnahmsweise 
auch zum Vergehen der Nichtbefolgung eines Militäreinbe- 
rufungsbefehles. 

1) Ebenso Eleemann a. a. O. 124; Dangelmaier, Militärverbrechen 
und -vergehen, 74, vgl. auch die V. des A.-0.-K. v. 6./8. 69, A. 19, Nr. 608 
(Koller a. a. O. 175) und die E. des Militärappellationsgerichtes v. 15./2. 78, 
Nr. 323, V. 22./2. 78, Nr. 412 und 413 (bei Koller a. a. O. 176). 

15* 
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b) Die eigenmächtige Entfernung von Nichtkombattan- 
ten ohne die Absicht dauernder Dienstentziehung wird häufig 
als das Vergehen gegen die PfiicJiten eines öffentlichen Amtes 
oder Dienstes durch Entweichung nach § 595 M.-St.-G. (siehe 
dessen Wortlaut auf S. 177 f.) bezeichnet, so insbesondere von 
Weisl (Besonderer Teil, 59 f.). Diese Ansicht ist m. E. aus 
folgenden Gründen unzutreffend : Zunächst ergibt der Wortlaut 
des § 595, daß er sich vom Verbrechen der Desertion nur durch 
das Subjekt unterscheidet, folglich in allen übrigen Tatbestands- 
merkmalen, daher insbesondere in dem Erfordernisse der mein- 
eidigen Absicht, mit dem Desertionstatbestande übereinstimmt. 
Zweitens ist zu bedenken, daß das ganze Militärstrafrecht die 
Delikte der Nichtkombattanten ceteris paribus milder bestraft 
als die der Kombattanten. Nun wird aber das Militärvergehen 
der eigenmächtigen Entfernung in der Regel mit Arreststrafen 
und nur in den allerschwersten Fällen mit dem Chargenverluste 
bestraft. Seine Strafandrohung ist daher zweifellos milder als 
die des Vergehens nach § 595, das die einzige Strafe der Ent- 
lassung kennt, letztere kann daher systemgemäß nicht denselben 
Tatbestand betreffen, wie die milderen Strafen des Militärver- 
gehens der eigenmächtigen Entfernung, sondern muß sich auf 
einen schwerer verpönten beziehen. Dieser ist nach dem bereits 
betonten Wortlaute des § 595 der des Militärverbrechens der 
Desertion. Wir kommen daher mangels einer anwendbaren 
Strafbestimmung zu dem Schlüsse, daß die bloße Entweichung 
oder das bloße Nichterscheinen^) eines Nichtkombattanten an sich 
nicht gerichtlich, sondern nur disziplinar geahndet werden kann. 
Versäumt der Nichtkombattant dadurch die Erfüllung seiner 
Pflichten, so ist er gemäß § 593 nach vorausgegangener Er- 
mahnung und nach erfolgter Disziplinarbestrafung bei aber- 
maligem Rückfalle wegen des Vergehens der Fahrlässig- 
keit im öffentlichen Amte oder Dienste mit der Entlas- 
sung zu bestrafen. Ausnahmsweise kann schon das erstemal 
Entlassung nebst ein- bis dreimonatlichem Arreste eintreten, 
wenn durch die Verabsäumung der Dienstpflicht ein bedeutender 
Schaden für den Staat oder für jemand anderen entstanden ist, 
nach der Größe des Schadens kann die kumulative Freiheits- 
strafe bis zum sechsmonatlichen strengen Arrest erhöht werden 

1) Insofern es sich nicht als das delictum sui generis der Nicht- 
befoligung eines Einberufungsbefehles darstellt. 
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(§ 594). Diese Strafandrohung für das Vergehen des § 593 steht 
zu der des Militärvergehens der eigenmächtigen Entfernung in 
dem richtigen Verhältnisse. Die einfachen Fälle werden beim 
gemeinen Vergehen nach § 593 disziplinar, beim Militärvergehen 
der eigenmächtigen Entfernung gerichtlich bestraft. Die wieder- 
holten Rückfälle werden bei beiden Delikten, beim Vergehen 
der eigenmächtigen Entfernung auch eventuell schon der erste 
Rückfall mit dem Verluste der Charge bestraft. Den schweren 
Fällen des Vergehens der Fahrlässigkeit im öffentlichen Amte 
oder Dienste, die nach § 594 schon das erstemal mit Chargen- 
verlust und mit Arrest bestraft werden können, entsprechen end- 
lich jene durch Entweichung begangenen strafbaren Handlungen, 
die sich durch mitunterlaufende Verletzungen anderweitiger 
Militärdienstpflichten nicht mehr als das Vergehen der eigen- 
mächtigen Entfernung, sondern schon als irgendein Militär- 
verbrechen qualifizieren und daher mit Chargenverlust und 
Kerker oder als schwere Militärvergehen mit Chargenverlust 
und Arrest zu bestrafen sind (z. B. Pflichtverletzungen im 
Wachdienste). 

c) Endlich behandelt das Militärstrafgesetzbuch in diesem 
Zusammenhange ein Delikt, welches gewöhnlich irrtümlich auch 
als das militärische Vergehen der eigenmächtigen Entfernung 
bezeichnet wird, tatsächlich aber unbenannt ist. Unter dem 
Marginale ^Behandlung der vor abgelegtem Diensteide 
Entweichenden" ordnet der §214 an: „Die im vorhergehenden 
Paragraphe wider die eigenmächtige Entfernung in Friedens- 
zeiten verhängte Strafe findet auch statt, wenn ein zum Kriegs- 
dienste erst assentierter Mann vor abgelegtem Diensteide ent- 
weicht." Wenn nämlich auch nach den bestehenden Assentvor- 
schriften die Assentierten sofort nach der Assentierung auf die 
Kriegsartikel beeidet und früher nicht entlassen werden sollen, 
kann es trotzdem vorkommen, daß ein Assentierter aus Ver- 
sehen unbeeidet entlassen wird oder sich vor der Abnahme des 
Eides heimlich entfernt. Ein Militärverbrechen oder ein Militär- 
vergehen kann einem solchen Flüchtlinge nicht zugerechnet 
werden, weil er die Kriegsartikel nicht gehört und beschworen 
hat; das Gesetz bezeichnet die Tat überhaupt nicht als Ver- 
brechen oder Vergehen, sondern setzt nur eine Strafe fest. Der 
Motivenbericht zum entsprechenden § 775 des Bergmayer- 
schen Vorentwurfes sagt hierüber: „Man hat daher diesen Fall 
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im § 776 weder für ein Verbrechen noch schweres Vergehen ^) 
erklärt, sondern bloß im allgemeinen bestimmt, daß ein derlei 
Flüchtling mit Arrest von acht Tagen bis zu drei Monaten oder 
auch so langem strengen Arreste bestraft werden solle . . . ." 
Der Mangel einer Benennung eines Deliktes mutet uns aller- 
dings sonderbar an, kommt aber auch anderwärts vor. So haben 
in dem norwegischen Z.-St.-0. v. 22./5. 02 die einzelnen Delikte 
in der Regel keine Benennungen, sondern es wird einfach mit 
einem gewissen Tatbestande eine gewisse Strafe verbunden, 
gerade so wie in unserem § 214 M.-St-G. 

§ 18. Die Selbstbeschädigung. 

Nach dem Rechte Österreichs, Ungarns und Kroatiens ist zu 
unterscheiden zwischen der Selbstbeschädigung der bereits in 
den Verband des Heeres (der Kriegsmarine, der Landwehr) 
eingereihten Wehrpflichtigen und der Selbstbeschädigung aller 
anderen Wehrpflichtigen, sie mögen schon assentiert sein oder 
nicht. In die zweite Kategorie fallen sonach die Stellungs- 
pflichtigen und die schon assentierten, aber noch „uneinge- 
reihten** Dienstpflichtigen. 2) In Bosnien und in der Herzego- 
wina, wo die Kategorie der „Uneingereihten" nicht vorkommt, ist 
zu unterscheiden zwischen der Selbstbeschädigung der Assen- 
tierten und der „Selbstverstümmlung** der nichtassentierten 
Wehrpflichtigen. 

Der Ausdruck „Wehrpflichtiger" ist im vorstehenden Ab- 
sätze im weitesten Sinne zu nehmen und umfaßt auch alle jene 
männlichen Staatsbürger, die noch nicht in das Stellungs- 
pflichtige Alter getreten sind (vgl. S. 156). 

Ä, Die Selbstbeschädigung der noch nicht Einge- 
reihten ist für Österreich und Ungarn in den §§ 49 der 
Wehrgesetze und für Kroatien-Slavonien im § 4 des Gesetzes 
vom 2. Dezember 1889 (L.-G. u. V.-B. Nr. 71) normiert. Da der 
Inhalt dieser Gesetze teilweise voneinander abweicht, müssen 
sie getrennt betrachtet werden. 



1) Die ,, Vergehen'^ des Gesetzes und des revidierten Entw. heißen im 
Bergmayerschen Vorentw. noch „schwere Vergehen", ähnlich wie das 
Z.-St.-G. von 1803 die Vergehen und Übertretungen des Z.-St.-G. von 1852 
noch als „schwere Polizeiübertretungen" bezeichnete. 

2) Vgl. Fußnote 1 auf S. 86. 



a) § 49 des österreichischen Wehrgesetzes läutet: »Wer 
durch Selbstbeschädigung oder in andex*er Weise sich in einen 
Zustand versetzt, welcher ihn zur Erfüllung der gesetzlichen 
Wehrpflicht ganz oder teilweise untauglich machen soU^X ^^^^ 
sich durch einen anderen in einen solchen Zustand versetzen 
läßt, ferner wer einen anderen in einen solchen Zustand versetzt, 
macht sich eines Vergehens schuldig und wird mit strengem 
Arrest von sechs Monaten bis zu drei Jahren und an Geld von 
600 bis zu 4000 K bestraft. 

Auf denjenigen, welcher einem anderen eine schwere Be- 
schädigung zugefügt hat, finden die allenfalls strengeren Be- 
stimmungen des allgemeinen Strafgesetzes über das Verbrechen 
der schweren körperlichen Beschädigung 2) Anwendung. 

Außer dieser Strafe wird der Beschädigte in sämtlichen 
Stellungspflichtigen Altersklassen außer der Altersklasse und 
Losreihe gestellt und hat — insofern er zu irgendeiner, wenn 
auch untergeordneten Dienstleistung im Heere (Kriegsmarine) 
oder in der Landwehr noch geeignet ist — zwei Jahre über 
die gesetzliche Liniendienstpflicht, beziehungsweise über die 
Präsenzdienstzeit in der Landwehr präsent zu dienen, wodurch 
auch eine entsprechende Verlängerung der Gesamtdienstpflicht 
eintritt. 

Rekruten und Ersatzreservisten, welche sich einer solchen 
Selbstbeschädigung vor ihrer Einreihung schuldig machen, 
werden der Behandlung nach der Altersklasse und Losreihe 
verlustig und verfallen allen vorangeführten Strafbestim- 
mungen/ 

a) Bezüglich der Tat und des Versuches kann im allge- 
meinen auf die Ausführungen im § 11 verwiesen werden. 

Der Eintritt des Erfolges ist zur Herstellung des Tatbe- 
standes nicht nötig. 

Begeht ein anderer die Beschädigung an einem Wehr- 
pflichtigen, so fällt er unter die Bestimmung des § 49 Wehr-G. 
in folgenden Fällen: 

wenn er die Beschädigung an einem noch nicht Stellungs- 
pflichtigen oder an einem Stellungspflichtigen oder an einem 



1) Hoegel 2, 298 weist auf die verunglückte Fassung hin, daß ein 
Zustand jemanden untauglich machen soll. 

2) Jedenfalls auch die Bestimmungen des allgemeinen St.-G. über 
Todschlag. 
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schon Assentierten jedoch noch „Uneingereihten" mit oder 
ohne dessen Zustimmung oder 

wenn er sie an einem „Eingereihten" ohne dessen Zu- 
stimmung verübt. Verübt er sie an einem „ Eingereihten ** mit 
dessen Zustimmung, so fällt ihm je nach seiner Gerichts- 
zuständigkeit das Verbrechen der Hilfeleistung zu einem Militär- 
verbrechen (§ 222 Z.-St.-G.) oder das Verbrechen der Vorschub- 
leistung zur Selbstbeschädigung (§297 M.-St.-G.) zur Last. 

Der Andere muß sich des Umstandes bewußt sein, daß der 
Beschädigte ein jetzt oder künftig Wehrpflichtiger ist. Auch in 
dieser Beziehung genügt dolus eventualis, während bloße culpa 
den Tatbestand nicht erfüllen kann. Daß derjenige, der einen 
Wehrpflichtigen untauglich zu machen trachtet, im Einver- 
nehmen mit ihm handle, ist nicht nötig, er kann auch ohne 
dessen Wissen, ja selbst gegen dessen Willen handeln (z. B. 
ein Mädchen verstümmelt ihren Geliebten, damit er nicht zum 
Militär einrücken müsse und nicht diesen Vorwand habe, sie 
zu verlassen). Fällt die Tat des zweiten Beschädigers unter 
eine schwerere Strafsanktion des allg. St.-G. (Verbrechen der 
schweren körperlichen Beschädigung, Todschlag), so wird nur 
diese angewendet, ohne daß eine Konkurrenz mit dem Vergehen 
gegen § 49 Wehr-G. eintritt (K.-H. 2053). Der zweite Beschädiger 
wird daher in der Regel nach dem allg. St.-G. zu behandeln 
sein, weil die Absicht, jemanden militärdienstuntauglich zu 
machen, wohl gewöhnlich die Absicht einer schweren Ver- 
letzung in sich schließen wird. Das Verbrechen der schweren kör- 
perlichen Beschädigung ist selbst in seinen leichtesten, nur mit 
Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre bedrohten Fällen 
dem Vergehen nach § 49 Wehr-G. gegenüber als die schwerer 
verpönte Handlung anzusehen, weil ein Verbrechen einem Ver- 
gehen immer vorangeht und die Kerkerstrafe selbst bei kür- 
zerer Dauer als schwerere Strafe gilt, als Arrest in längerer 
Dauer und auch bei Kumulierung mit einer Geldstrafe (ebenso 
Hoegel 2, 298). Hoegel empfiehlt daher de lege ferenda, eine 
Konkurrenz zwischen den Körperverletzungsverbrechen und dem 
Vergehen gegen § 49 Wehr-G. zuzulassen. M.E. wäre aus dem auf 
Seite 143 angeführten Grunde hier ein besonderer höherer Straf- 
satz festzusetzen (Gesetzeskonkurrenz) oder wenigstens die gerade 
für dieses Delikt strafpolitisch sehr geeignete Geldstrafe neben 
der Strafe des Körperverletzungsverbrechens aufrechtzuerhalten. 
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ß) Täter, insofern es der Wehrpflichtige selbst ist, kann 
ein noch nicht Stellungspflichtiger, ein Stellungspflichtiger, end* 
lieh ein schon assentierter jedoch noch ^uneingereihter" Rekrut 
oder Ersatzreservist sein. Verübt der Wehrpflichtige die Beschädi- 
gung nicht selbst, sondern läßt er sie sich durch einen anderen 
zufügen, so gilt er nicht etwa als Anstifter, sondern als unmittel- 
barer Täter, ebenso wie der von ihm angestiftete Beschädiger. 

Der § 70, Abs. 2 Wehr-G. erwähnt noch, daß die Straf- 
bestimmungen des § 49 auf die unter der Militärstrafgerichts- 
barkeit stehenden Personen in dem Falle Anwendung finden, 
wenn sie die in diesen Paragraphen bezeichnete strafbare Hand- 
lung an einem noch nicht Assentierten oder an uneingereihten 
Rekruten oder Ersatzreservisten verüben oder dabei als Mit- 
schuldige mitwirken.^) Begehen sie die Tat an einem Einge- 
reihten, so treffen sie die später noch zu besprechenden Straf- 
bestimmungen des M.-St.-G. 

y) Die Absicht des Wehrpflichtigen oder der anderen 
Beschädiger muß darauf gerichtet sein, den Wehrpflichtigen 
„zur Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht ganz oder teilweise 
untauglich'' zu machen. Es ist folglich für den Tatbestand des 
wehrgesetzlichen Vergehens nicht nötig, daß eine dauernde 
und gänzliche Untauglichkeit eintrete oder beabsichtigt sei, 
sondern es genügt eine bloß vorübergehende (K.-H. 2435). Es 
erfüllt aber nicht jede ganz geringfügige und vorübergehende 
Gesundheitsstörung, die erkennen läßt, daß sie in kurzer Zeit 
ohne Hinterlassung eines bleibenden Nachteiles heilen wird, den 
Tatbestand, 2) sondern es muß eine wirkliche Untauglichkeit vor- 
liegen (R.-M.-G. 7, 251) und das „teilweise" ist daher zunächst 
als „zeitweise'* aufzufassen, wie auch aus der Textier ung des 
ungarischen und des kroatischen Gesetzes („zeitlich oder 
dauernd") hervorgeht. Die Ansichten über den nötigen Grad 
der Untauglichkeit sind ungemein verschieden. 



1) Also der Mitschuldige, der der Militärstrafgerichtsbärkeit untersteht, 
gilt als unmittelbarer Täter, während der der Zivilstraf gerichtsbarkeit unter- 
stehende Ifitschuldige einer Person, die einen Wehrpflichtigen beschädigt, 
das Vergehen der Mitschuld an der Selbstbesohädigung verantwortet. Diese 
nur dem österreichischen Gesetze eigentümliche Differenz zwischen den 
§§ 49 und 70, Abs. 2 ist wohl auf ein Redaktionsübersehen zurückzuführen, 
denn sie läßt sich anders nicht erklären. 

2) Im gleichen Sinne Koppmann-Weigel, § 81, 5. 
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Im deutschen Texte (§ 142 R.-St.-G.) fehlen bei der Selbst- 
beschädigung die Worte „ganz oder teilweise** und es heißt 
nur allgemein ^sich . . . untauglich macht**, es kann daher die 
deutsche literatnr über dieses Delikt nicht verwertet werden. 
Wohl aber kann die Literatur über das Delikt der listigen Um- 
triebe nach deutschem Rechte (§ 143 B.-St.-6.) zu Rate gezogen 
werden, da dieses die Absicht erfordert, sich der Erfüllung der 
Wehrpflicht »ganz oder teilweise** zu entziehen. Frank (§ 143 IL) 
hält die Absicht, sich einer einzelnen Übung zu entziehen, für 
genügend, auf demselben Standpunkte steht Liszt (a. a. O. 611). 
Olshausen (§ 143, 1) weist darauf hin, daß eine „teilweise' 
Entziehung sowohl in Hinsicht auf die Art des militärischen 
Dienstes als auch in zeitlicher Beziehung denkbar ist und sagt 
insbesondere über die Entziehung in Hinsicht auf die Art 
(§ 142, 1): »Wer sich in die Lage versetzt oder durch einen 
anderen versetzen läßt, nicht demjenigen militärischen Dienste 
genügen zu können, dem er an sich seiner Körperbeschaffen- 
heit nach gewachsen war, wird deshalb durch Minderung seiner 
Diensttauglichkeit zur Erfüllung der Wehrpflicht — wenigstens 
im vollen Umfange — untauglich, so namentlich der, welcher 
durch Verstümmlung dem Waffendienst im stehenden Heere 
sich entzieht, mag er auch als Ersatzreservist oder zum Dienste 
ohne Waffen verwendbar bleiben.** Diese Ansicht Olshausens 
ist m. E. die richtige, so daß man sagen kann, eine teilweise 
Untauglichkeit zur Erfüllung der Wehrpflicht liegt im Sinne des 
§ 49 Wehr-G. vor, wenn den Ergänzungsbehörden die ohne die 
strafbare Handlung vorhanden gewesene Möglichkeit einer kon- 
kreten Entscheidung benommen wird, und zwar für immer oder 
für den gesetzmäßigen Termin ohne die Aussicht einer resti- 
tutio in integrum in kurzer Zeit. Solche Fälle sind, wenn ein 
früher unbedingt tauglicher Mann sich „ mindertauglich ^ oder 
„derzeit untauglich** macht oder seine vordem gesunden Füße 
verdirbt, um sich zum Infanteriedienste untauglich zu machen. 
Daß insbesondere auch der letztgenannte Fall dem Tatbestande 
des § 49 Wehr-G. eingeordnet werden soll und, da der Gesetzes- 
text nicht entgegensteht, eingeordnet werden muß, ist ein unab- 
weisbares militärisches Bedürfnis. Die Heeresverwaltung könnte 
sich sonst eines Tages wehrlos vor die Tatsache gestellt sehen, 
daß für eine wichtige aber besonders gefährliche oder schwierige 
Spezialtruppe die genügende Ergänzung nicht aufzubringen ist. 
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6) Bezüglich der Strafe und der nach § 65 Wehr-G. als 
unmittelbare Folge der Aburteilung für den schuldigen Be- 
schädigten eintretenden Rechtsfolgen genügt der Hinweis auf 
den vorstehenden Gesetzestext. Außerdem verliert der schuldige 
Beschädigte das Einjährigfreiwilligenrecht und den Anspruch 
auf die Einteilung in die Ersatzreserve als Lehrer. Für die 
Umwandlung der uneinbringlichen Geldstrafe gilt das im § 15, 
Bj b Gesagte. 

s) Die Verjährung beginnt mit dem Ende des Jahres, wo 
der Wehrpflichtige das 36. Lebensjahr vollstreckt hat oder mit 
dem Erscheinen des Wehrpflichtigen vor der Stellungs-(Über- 
prüfungs-)kommission, für die übrigen schuldigen Personen 
auch mit dem früheren Tode des Wehrpflichtigen und dauert 
ein Jahr (§ 67). 

S^ Zuständig sind die Gerichte des ordentlichen Gerichts- 
standes des Beschuldigten (§ 68), insbesondere unter den Zivil- 
strafgerichten die GerichtshSle (vgl. auch § 15, (7, h, y), 

b) § 49 ungarisches Wehr-G, lautet: „Wer sich vorsätz- 
lich beschädigt oder in einen solchen Zustand versetzt, in 
welchem er zur Erfüllung der Wehrpflicht zeitlich oder dauernd 
untauglich wird, desgleichen derjenige, welcher die Beschädigung 
des Wehrpflichtigen oder dessen Dienstuntaüglichkeit bewirkt, 
oder hierbei als Mitschuldiger mitwirkt^ begeht ein Vergehen 
und wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren und an Geld bis 
zu 4000 K bestraft. 

Außer dieser Strafe — und unabhängig von der Anwendung 
derselben — wird der Beschädigte in sämtlichen stellungs-' 
Pflichtigen Altersklassen außer der Altersklasse und Losreihe 
gestellt und hat — insofern er zu welch immer, wenn auch unter- 
geordneten Dienstleistung im gemeinsamen Heere (Kriegsmarine) 
oder in der Landwehr noch geeignet ist — zwei Jahre über 
die gesetzliche Liniendienstpflicht, beziehungsweise über die 
Aktivdienstzeit in der Landwehr präsent zu dienen, wodurch 
auch eine entsprechende Verlängerung der Gesamtdienstpflicht 
eintritt. 

Rekruten und Ersatzreservisten, welche sich einer solchen 
Selbstbeschädigung vor ihrer Einreihung schuldig machen, 
werden der Behandlung nach der Altersklasse und Losreihe 
verlustig und verfallen allen vorangeführten Straf bestim- 
mungen. 
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Die oberwähnte Gefängnis- und Geldstrafe trifft auch den- 
jenigen, welcher die in diesem Paragraphen bezeichnete Hand- 
lung an einer im Militärdienste stehenden Person verübt oder 
dabei als Mitschuldiger mitwirkt.* 

Die Unterschiede gegen das österreichische Gesetz sind 
folgende: 

a) Die Erreichung des Erfolges ist zum Tatbestande 
notwendig. Bei Angeschuldigten, die der ordentlichen Zivilstraf- 
gerichtsbarkeit unterliegen und auf die somit die allgemeinen 
Bestimmungen des ung. Z.-St.-G. zur Anwendung kommen, ist 
nach dessen § 65, Abs. 2 der Versuch straflos. Darin liegt 
ein bedeutender Abstand von dem österreichischen Gesetze. 
Während dieses schon denjenigen bestraft, der sich in einen 
Zustand zu versetzen versucht, der ihn untauglich machen 
soll, wird nach dem ungarischen Gesetze erst derjenige straf- 
bar, der sich tatsächlich in einen Zustand versetzt hat, in 
dem er auch wirklich untauglich geworden ist. 

Zufolge der Bestimmung des Schlußabs. des § 49 ung. 
Wehr-G. begeht dieses Vergehen auch jene unter der ordent- 
lichen Zivilstrafgerichtsbarkeit stehende Person, die die Be- 
schädigung an einem bereits „Eingereihten" mit dessen Zu- 
stimmung verübt oder hierbei als Mitschuldiger mitwirkt. Auch 
hierin differieren das österreichische und das ungarische Recht. 

ß) Bezüglich des Täters und 

y) bezüglich der Absicht ist kein Unterschied gegen das 
österreichische Recht. 

d) Bezüglich der Strafe und des, unabhängig von ihrer 
Anwendung eintretenden, Verlustes des Anspruches auf wehr- 
gesetzliche Begünstigungen ist dem Gesetzestexte nichts hinzu- 
zufügen. Uneinbringliche Geldstrafen sind in Gefängnis umzu- 
wandeln, wobei für einen Betrag bis zu 20 K je ein Tag zu 
berechnen ist, die Dauer der suppletorischen Gefängnisstrafe 
jedoch drei Monate nicht überschreiten darf (§53 ung. Z.-St.-G., 
§ 66, Abs. 3 Wehr-G.). 

s) Die Verjährung beginnt mit dem Tage, wo das Ver- 
gehen begangen worden ist und tritt nach drei Jahren ein 
(§ 67). Rationeller ist die österreichische Bestimmung über den 
Verjährungsbeginn (vgl. oben a, f), weil nach dem ungarischen 
Rechte die Verjährung eingetreten sein kann, bevor der Wehr- 
pflichtige in das Stellungspflichtige Alter getreten und hierdurch 
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der Behörde Gelegenheit geboten ist, die Selbstbeschädigung 
wahrzunehmen. 

t) Über die Zuständigkeit vgl. § 15 C, h, a auf S. 158. 

c) Das kroatiseh-slavonische Landes-G. v. 2./12. 89 
(L.-G. u. V.-B. 71, XV. St.) enthält über das Vergehen der Selbst- 
beschädigung folgende, im wesentlichen dem ung, Wehr-G, nach- 
gebildeten Bestimmungen : 

§ 4. „Wer sich vorsätzlich beschädigt oder in einen solchen 
Zustand versetzt, in welchem er zur Erfüllung der Wehrpflicht 
zeitlich oder dauernd untauglich wird, desgleichen derjenige, 
welcher die Beschädigung des Wehrpflichtigen oder dessen 
Dienstuntauglichkeit bewirkt, oder hierbei als Mitschuldiger mit- 
hilft, begeht ein Vergehen, und wird mit strengem Arreste bis 
zu drei Jahren und mit einer Geldstrafe bis zu 4000 K bestraft. 

Rekruten und Ersatzreservisten, welche sich einer solchen 
Selbstbeschädigung vor ihrer Instandnahme schuldig machen, 
verfallen den vorangeführten Strafbestimmungen. 

Der obangeführten Strafe des strengen Arrestes und der 
Geldstrafe verfällt auch derjenige, der die in diesem Paragraphe 
bezeichnete Handlung an einer im Militärdienste befindlichen 
Person verübt oder dabei als Mitschuldiger mitwirkt.** 

§ 5. „Die Strafbestimmungen dieses Gesetzes sind nur 
dann anzuwenden, wenn nicht das Strafgesetz strengere Ver- 
fügungen enthält.** 

§ 6. „Die im Wehrgesetze bezüglich der Verlängerung der 
Dienstzeit und des Verlustes der Begünstigungen enthaltenen 
besonderen Bestimmungen werden durch dieses Gesetz nicht 
berührt." 

Die Abweichungen vom ungarischen Rechte sind somit 
folgende : 

ad a) Der Versuch ist strafbar (§§ 239 und 8 kroat. 
Z.-St.-G.). 

2iAd) Die Hauptstrafe ist strenger Arrest. Uneinbringliche 
Geldstrafen sind in strengen Arrest umzuwandeln, wobei für 2 bis 
20 K je ein Tag zu berechnen ist, die suppletorische Freiheits- 
strafe jedoch drei Monate nicht übersteigen darf (§ 8 kroat. G.). 

d) In Bosnien und in der Herzegowina gelten für die 
Selbstbeschädigung noch nicht Assentierter dieselben Bestim- 
mungen, wie sie in Österreich bis zum Wehr-G. v. 89 in Kraft 
waren. Gleichlautend mit den durch dieses Wehr-G. aufgehobe- 
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nen §§ 409 und 410 öst.Z.-St.-G. bestimmt das bosnische Z.-St.-G. 
§ 403: „Die Selbstverstümmlung, wie auch sonst jede absicht- 
liche Selbstverletzung, um sich dem Militärstande zu entziehen, 
ist nach Beschaffenheit der Tat und der Umstände als Vergehen 
mit strengem Arreste von vierzehn Tagen bis zu drei Monaten 
zu bestrafen/ § 404: „Überdies soll der Täter nach voUstreckter 
Strafe dennoch zu demjenigen Militärdienste abgegeben werden, 
zu welchem er noch tauglich befunden wird/ Ergänzend hierzu 
bestimmt § 20 prov. Wehr-G. für Bosnien und die Herze- 
gowina, daß der der vorsätzlichen Selbstbeschädigung über- 
wiesene Wehrpflichtige, insofern er zu irgendeiner militärischen 
Dienstleistung noch tauglich ist, bei Verlust der Begünstigung 
der Losreihe und aller anderen Begünstigungen in der Wehr- 
pflichterfüllung, welche durch Verhältnisse begründet werden, 
die schon vor der Assentierung bestanden haben, zu assentiecen 
und zur Verlängerung seiner dreijährigen Liniendienstdauer um 
zwei Jahre zu verhalten ist. 

a) Die Tat ist vollendet, auch wenn der Erfolg nicht einge- 
treten ist; es genügt, daß in der Absicht, sich dem Militärstande 
zu entziehen, eine Selbstverletzung zugefügt worden ist, mag sie 
auch dem. angestrebten Zwecke nicht entsprechen. Der Versuch 
ist strafbar (§§ 14 und 13 bosn. Z>St.-G.) und ein Versuch liegt 
vor, wenn die Zufügung der Selbst Verletzung infolge eines vom 
Willen des Täters unabhängigen Hindernisses unterblieben ist. 

/3) Täter ist ein noch nicht Assentierter (K.-H. 1065), eine 
der Assentierung und der nach § 23 der bosnischen Wehr- 
instruktion gleichzeitig vorzunehmenden Beeidigung auf die 
Kriegsartikel nachfolgende Selbstverletzung ist das Verbrechen 
der Selbstbeschädigung nach den §§293 ff. M.-St.-6. (K.-H.1065). 
Anstifter und Gehilfen sind als Mitschuldige nach § 9 bosn, 
Z.-St.-G. mit der im § 403 normierten Freiheitsstrafe zu belegen, 
hingegen ist derjenige Mitwirkende, der bei der Zufügung der 
Verletzung selbst mithilft oder allein die Verletzung zufügt, 
ausschließlich je nach der Schwere der Verletzung, wegen des Ver- 
brechens der schweren körperlichen Beschädigung^) oder wegen 



1) Herbst ?, §§ 409, 410 schließt das Verbrechen der schweren 
körperlichen Beschädigung aus, wenn der andere Beschädiger mit Zustim- 
mung oder über Aufforderung des Militärpflichtigen gehandelt hat, weil die 
feindselige Absicht mangelt. Die herrsch. M., insbesondere neuestens Hoegel 
a. a. O. 2, 297, wie Herbst. 
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des Vergehens der vorsätzlichen leichten körperlichen Beschädi- 
gung zu bestrafen, und zwar ohne Annahme einer Konkurrenz 
mit dem Vergehen der Selbstverstümmlung (K.-H. 1117).^) In 
dieser Behandlung des anderen, der den Wehrpflichtigen ver- 
letzt, liegt ein wesentlicher Unterschied gegen das jetzige öster- 
reichisch-ungarische-kroatische Recht, das den zweiten Be- 
schädiger, wenn er nicht der Straf bestimmung des Verbrechens 
der schweren Körperverletzung verfällt, nicht wegen leichter 
Körperverletzung, sondern wegen des wehrgesetzlichen Ver- 
gehens der Selbstbeschädigung bestraft. Während ferner der 
Mitschuldige dieses verletzenden Anderen nach österreichischem 
Rechte, wenn er der Zivilstraf gerichtsbarkeit untersteht, wegen des 
Vergehens der Mitschuld an der Selbstbeschädigung, sonst (§ 70, 
Abs. 2 Wehr-G.) aber und nach ungarischem und nach kroati- 
schem Rechte wegen des Vergehens der Selbstbeschädigung 
selbst straffällig wird, macht er sich nach bosnischem Rechte 
des Verbrechens oder des Vergehens der Mitschuld an der 
schweren körperlichen Beschädigung oder an der vorsätzlichen 
leichten körperlichen Beschädigung schuldig (K.-H. 1117). Dem 
Wehrpflichtigen, der den dritten anstiftet, ihn zu beschädigen, 
kann m. E. nur das Vergehen der Selbstbeschädigung zur Last 
fallen, da die Anstiftung zu seiner eigenen Beschädigung straf- 
rechtlich nur insoweit in Betracht kommen kann, als die Selbst- 
verletzung selbst strafbar ist, also nicht unter dem Gesichts- 
punkte einer Verletzung der Körperintegrität, sondern nur 
unter dem einer Verletzung der Wehrpflicht (K.-H. 1455). 

y) Das Vergehen kann nur mit Vorsatz verübt werden 
und außerdem nur mit der über den Vorsatz hinausreichenden 
Absicht „sich dem Militärstande zu entziehen." Damianitsch 
(Kommentar) deutet die Worte „sich dem Militärstande zu 
entziehen,^ dahin, daß auch schon die Absicht genüge, sich 
einer bestimmten Art des Militärdienstes zu entziehen. M. E. 
ist diese Auslegung, so wünschenswert sie im militärischen 
Interesse sein mag, mit dem Wortlaute des Gesetzes durchaus 
unvereinbar, denn das Wort „Militär st and" ist so umfassend 
und zugleich eindeutig, daß nur eine Auslegung möglich ist, 
ohne dem Sinne des Wortes Gewalt anzutun, nämlich die, daß 



1) Hingegen nimmt Damianitsch §§ 677, 678 die Konkurrenz an; 
wohl mit Unrecht. 
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der Täter im Zivilstande bleiben, sich also jedem Militärdienste 
gänzlich entziehen will. 

6} Unter der „Beschaffenheit der Tat und der Umstände", 
die für die Bemessung der Strafe innerhalb des Rahmens des 
strengen Arrestes von vierzehn Tagen bis zu drei Monaten 
maßgebend sind, dürfte hauptsächlich der Grad der erzielten 
Untauglichkeit, der Grad der vorher bestandenen Taug- 
lichkeit, die ursprünglichen Beweggründe der Tat (Familien- 
verhältnisse u. dgl.) zu verstehen sein, also allgemeine Er- 
schwerungs- und Milderungsumstände, so daß sich der in Rede 
"Stehende Passus eigentlich als überflüssig erweist. 

Die im prov. Wehr-G. festgesetzten Begünstigungsverluste 
sind Rechtsfolgen der Aburteilung, weshalb sie z. B. auch dann 
nicht eintreten, wenn das gerichtliche Strafverfahren wegen 
Verjährung zu keinem verurteilenden Erkenntnisse geführt hat, 
denn die „Überweisung" der vorsätzlichen Selbstbeschädigung 
erfordert ein gerichtliches Urteil. So war es auch in Österreich, 
nach den §§ 61 und 106 der früheren Wehrgesetzinstruktion, 
wonach analoge Rechtsverhältnisse bestanden, wie noch jetzt im 
Okkupationsgebiete. 

s) Die Verjährung beginnt mit dem Tage der Begehung 
des Vergehens und dauert ein Jahr (§§ 105 und 103, lit. c 
bosn. Z.-St.-G.). 

t) Zuständig sind für das Strafverfahren nach dem Straf- 
gesetze die ordentlichen Gerichte, für das Verfahren und für 
das Erkenntnis über den Verlust der wehrgesetzlichen Be- 
günstigungen die politischen Bezirksbehörden (§ 25, Pkt. 5, 
Abs. 1 der Ausführungsinstruktion zum prov. bosnisch-herzeg. 
Wehr-G.). 

B. Die Selbstbeschädigung der „Eingereihten* (was 
in Bosnien und der Herzegowina mit „Assentierten** gleich- 
bedeutend ist) ist das Militärverbrechen der Selbstbeschädigung, 
worüber der § 293 M.-St.-G. sagt: „Wer nach dem auf die Kriegs- 
artikel abgelegten Militärdiensteide durch Verstümmlung seines 
Körpers oder durch geflissentliche Hervorbringung einer Krank- 
heit zum Militärdienste sich untauglich zu machen, und dadurch 
seine Entlassung zu bewirken trachtet, begeht das Verbrechen 
der Selbstbeschädigung.** 

Subjekt kann nur eine Person des Soldatenstandes sein, 
jedoch in Österreich, Ungarn und Kroatien seit der Wehrgesetz- 
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gebung von 89 (siehe Ä, a, i, c) nur eine „eingereihte**, während 
die „üneingereihten" seither das wehrgesetzliche Vergehen der 
Selbstbeschädigung begehen. Ob der Soldat im aktiven Dienste 
steht oder nicht, ist gleichgültig, nur kann er für eine während 
der Nichtaktivität begangene Selbstbeschädigung erst nach der 
Unterstellung unter die ordentliche Militärstrafgerichtsbarkeit 
zur Verantwortung gezogen werden (§ 3, Abs. 2 öst. Ges. v. 
20./5. 69, § 4, Abs. 3 öst. (Landwehrjurisdiktions-)G. v. 2./4. 85, 
Zirk.-V. des R.-K.-M. v. 16./10. 82, A. 4, Nr. 2310, Abs. IX, Pkt. 4 
(btr. die Militärjurisdiktion in Bosnien und der Herzegowina). 

Bezüglich der Tat sei im allgemeinen auf die Ausführungen 
im § 12 dieses Buches verwiesen. Der Eintritt der Untauglich- 
keit ist zur Vollendung der Tat nicht erforderlich. Trotzdem 
ist ein strafbarer Versuch möglich, wenn nämlich schon die 
Zufügung der Verstümmlung oder die Hervorbringung der 
Krankheit aus einer vom Willen des Täters unabhängigen Hin- 
derungsursache nicht gelungen ist, ^) z. B. wenn der Soldat, der 
sich einen Finger abschießen will, am Losdrücken des Revolvers 
durch eine andere Person gehindert wird oder wenn der Schuß 
versagt 

Zu dem Verbrechen der Selbstbeschädigung gehört nebst 
dem Vorsatze noch die Absicht, „sich zum Militärdienste 
untauglich zu machen und dadurch seine Entlassung zu be- 
wirken.'* Im Gegensatze zur herrschenden Meinung 2) kann 
ich diesem Wortlaute nur die Auslegung geben, daß der Täter 
seine, gänzliche Untauglichkeit zu jedem Militärdienste beab- 
sichtigen muß, denn die Worte „seine Entlassung zu be- 
wirken'', lassen an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. Sie 
sind ein Tatbestandsmerkmal und können nach den allgemein 
gültigen Auslegungsregeln nur als ein solches und nicht, wie 
z. B. Damianitsch meint, als eine gleichsam beispielsweise 



1) Ebenso Kleemann a. a. O. 142; Damianitsch § 293; Weisl 
Bes. T. 62; Dangelmaier Militärverbrechen und -vergehen, 101; Koller 
a. a. O. 220. 

2) Damianitsch § 293; Kleemann a. a. O. 141 (schließt aus § 49 
Wehr-G.; dort heißt es aber „ganz oder teilweise" „zeitlich oder 
dauernd"); Weisl Bes. T. 62 (es genüge auch die Absicht eines Schneiders, 
sich der Schneider arbeit zu entziehen und seine Entlassung aus diesem 
Dienste zu bewirken; eine solche Auslegung des Begriffes der EnÜassung 
aus dem Militärdienste scheint mir doch zu gewaltsam); K.-H. 2435. 

Lele wer, Wehrpflicht. 16 
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AnführuDg des häufigsten Falles betrachtet werden. Überdies 
spricht für meine Auffassung auch der verweisende § 679 
M.-St.-G.: „Militärpersonen, welche nach dem auf die Kriegs- 
artikel .... abgelegten Diensteide durch Selbstverstümmlung 
sich dem Militärdienste zu entziehen suchen, sind nach 
den darüber im zweiten Teile dieses Gesetzes vorkommenden 
Bestimmungen zu bestrafen (§§ 293 bis 298)/ Zur selben Aus- 
legung führt der bereits unter Ä, d, y besprochene Wortlaut 
„sich dem Militärstande zu entziehen" des § 677 M.-St.-G. 
(gleichlautend mit § 403 bosn. Z.-St.-G.), der sich vom § 293 
M.-St.-G. nur durch die noch nicht erfolgte Beeidigung des 
Täters auf die Kriegsartikel unterscheidet und im übrigen die- 
selbe Tatbeschreibung enthält. Auch der später noch eingehend 
zu besprechende, vom Verbrechen der „Vorschubleistung zur 
Selbstbeschädigung" handeJnde^ § 297 M.-St.-G. bezeichnet den 
„verbrecherischen Zweck'' als „nicht ganz erreicht", wenn nicht 
die „gänzliche Dienstuntauglichkeit" des Selbstbeschädigers er- 
zielt worden ist. Auch daraus geht hervor, daß die Absicht auf 
die absolute Dienstuntauglichkeit gerichtet sein muß. 

Fragt man nun, wie ein Soldat bestraft werden soll, der 
sich durch Selbstverletzung nur einer gewissen Art des Militär- 
dienstes zu entziehen trachtet, so darf man im Strafrechte nie- 
mals den Wunsch und auch nicht einmal die communis opinio 
necessitatis zur Quelle der Qualifikation werden lassen und 
kann, so bedauerlich es vom militärischen Standpunkte ist, nur 
antworten, daß für eine gerichtliche Bestrafung im geltenden 
Gesetze jede Grundlage fehlt und daß diese Lücke in einem 
künftigen Gesetze zu schließen wäre. 

In einer in jeder Beziehung aus dem System fallenden 
Art hat das M.-St.-G. die Anstiftung, die Beihilfe und die 
Teilnahme am Militärverbrechen der Selbstbeschädigung ge- 
regelt, indem es diese Begehungsformen zum selbständigen 
Verbrechen erhebt, mit dem von der sonstigen Terminologie 
diametral abweichenden Namen „Vorschubleistung zur Selbst- 
beschädigung" belegt, dieses Verbrechen im II. Teile behandelt, 
der sonst nur die Militärdelikte enthält und trotzdem als Sub- 
jekte dieses Verbrechens alle der Militärgerichtsbarkeit unter- 
stehenden Personen auffaßt, sie mögen dem Soldatenstande an- 
gehören oder nicht oder selbst Zivilpersonen sein. Dieses Delikt 
ist ganx einzig in seiner Art, es ist ein Militärverbrechen für die 
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Personen des Soldatenstandes und gleichzeitig ein gemeines Ver- 
brechen für die Nichtkombattanten und für die Zivilpersonen. 

Zum leichteren Verständnisse folgt zunächst der Text des 
in Rede stehenden § 297: 

„Wer dem Selbstbeschädiger mit Rat und Tat dazu be- 
hilflich ist, sich zum Militärdienste untauglich zu machen, soll, 
wenn der verbrecherische Zweck nicht ganz erreicht worden, mit 
schwerem Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre; bei 
erzielter gänzlicher Dienstuntauglichkeit des Selbstbeschädigers 
dagegen mit schwerem Kerker von einem bis zu fünf Jahren 
bestraft (und überdies verhalten werden, entweder in eigener 
Person, oder wenn er schon in militärischer Dienstleistung steht, 
oder dazu nicht geeignet ist, durch Stellung eines auf seine 
Kosten anzuwerbenden Supplenten für den dem Dienste ent- 
zogenen Mann Ersatz zu leisten, wenn der Selbstbeschädiger 
selbst diese Verbindlichkeit zu erfüllen nicht imstande ist).** 

Der eingeklammerte Teil des Paragraphen ist durch die 
geänderte Wehrgesetzgebung jetzt gegenstandslos, für die Aus- 
legung aber von ausschlaggebender Bedeutung, denn daß das 
Subjekt des Verbrechens auch eine nicht zum Soldatenstande 
gehörende Militärperson und selbst eine Zivilperson — ihre 
Unterstellung unter die Militärstrafgerichtsbarkeit vorausgesetzt 
— sein kann, ergibt sich eben daraus, daß der Täter verhalten 
werden soll „entweder in eigener Person oder, wenn er schon 
in militärischer Dienstleistung steht oder dazu nicht geeignet 
ist, durch Stellung eines Ersatznaannes für den Selbstbeschädiger 
Ersatz zu leisten. Das Gesetz hat also auch die Fälle vor Augen, 
daß der Täter überhaupt keine Militärperson oder irgendeine 
Militärperson, also eventuell auch ein Nichtkombattant sein 
kann. Wenn darüber angesichts des ganz klaren Gesetzestextes 
überhaupt noch ein Zweifel bestehen könnte, müßte er endgültig 
weichen, wenn man sich den Motivenbericht zum analogen § 858 
des Bergmay ersehen Vorentwurfes vor Augen führt: „Wegen 
Bestrafung derjenigen, die wie z. B. Heil-, Wund- oder After- 
ärzte einem streitbaren Manne mit Rat und Tat dazu behilflich 
sind, sich zum Militärdienste untauglich zu machen, .... war 
bisher nichts Besonderes verordnet, dieselben wurden daher 
nach den, in den Strafgesetzen überhaupt vorkommenden all- 
gemeinen Vorschriften über Mitschuld und Vorschub- 
leistung zu einem Verbrechen behandelt, was jedoch 

16* 
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suches Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre, des 
vollbrachten Verbrechens bis zu fünf Jahren, bei großer Anzahl 
der Verleiteten, im Kriege oder sonst unter besonders gefähr- 
lichen Umständen oder bei wirklich entstandenem großen 
Nachteile schwerer Kerker von fünf bis zu zehn Jahren. Beim 
Überhandnehmen ist die Verhängung des Standrechtes zulässig 
(§§ 136 bis 138 bosn. Z.-St.-G.). Zuständig sind im Kriege und 
im Frieden die Militärgerichte (§ 139). Eigentlich enthält das 
bosn. St.-G. überhaupt keine auf das vollbrachte unqualifi- 
zierte Verbrechen ausdrücklich passende Strafbestimmung, wie 
der folgende Wortlaut der §§ 137 und 138 zeige: 

§ 137. „Die Strafe der Verleitung oder Hilfeleistung ist, 
wenn es nur bei dem Versuche geblieben ist, Kerker von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre, der nach der Wichtigkeit und 
Strafbarkeit des bezweckten Militärverbrechens bis auf fünf 
Jahre zu erhöhen ist." 

§ 138. „Wenn aber die in dem § 136 erwähnte Verleitung 
oder Hilfeleistung ein in dem gegebenen Falle mit dem Tode 
zu bestrafendes Militärverbrechen zum Gegenstande hat, oder 
wenn dieselbe zur Kriegszeit geschieht, oder wenn in Anbetracht 
der Anzahl der Individuen, auf welche die Verleitung abgesehen 
ist, oder der sonst obwaltenden Umstände erhebliche Gefahr 
zu besorgen, oder bedeutender Nachteil wirklich entstanden ist, 
so soll der Schuldige zu fünf- bis zehnjährigem schweren Kerker 
verurteilt werden. 

Wird jedoch dem Überhandnehmen solcher Verbrechen 
durch das Standrecht Einhalt zu tun für notwendig befunden, 
so ist nach vorausgegangener Kundmachung des Standrechtes 
jeder Schuldige mit dem Tode zu bestrafen." 

Die Strafe des vollendeten unqualifizierten Verbrechens 
kann also aus dem bosnischen Gesetze selbst nicht entnommen 
und es muß hierzu dessen Vorbild, das österreichische M.-St-G. 
herangezogen werden (vgl. S. 226). Der die Strafe bei erschweren- 
den Umständen festsetzende § 317 M.-St.-G. ist dem bosnischen 
§ 138 wörtlich gleich. Hingegen ist die im bosnischen § 137 
gleichzeitig für die Verleitung und für die Hilfeleistung fest- 
gesetzte Strafe der unqualifizierten Fälle geteilt in die Strafe 
der Verleitung im § 315 und die der Hilfeleistung im § 316 
M.-St.G. Der § 315 M.-St.-G. unterscheidet sich nun vom § 137 
bosn. St.-G. dadurch, daß in der Einleitung die Worte ^oder 
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Hilfeleistung-* fehlen, während im Schlüsse vor „fünf Jahre" 
einzuschalten ist: „Drei Jahre, wenn aber die Verführung 
gelungen ist, bis/ Ebenso sagt der von der Strafe der Hilf e- 
leistung handelnde § 316 M.-St.-G.: „Die Strafe ist ebenfalls, 
je nachdem die Tat nur versucht oder vollbracht wurde,. 
Kerker von sechs Monaten bis zu fünf Jahren." Dieser Strafsatz 
muß auch für das bosnische Zivilstrafgesetz angenommen werden. 

Die Strafe sowohl des Selbstbeschädigers wie auch des 
Vorschubleisters richtet sich nach dem Erfolge, mit dem die 
Selbstverletzung vorgenommen worden ist. Beim Vorschub - 
leister (§ 297) tritt der höhere Straf satz dann ein, wenn das 
Verbrechen gelungen, d. h. gänzliche Dienstuntauglichkeit zu 
allen Militärdiensten erzielt worden ist (ebenso Damianitsch 
a. a. O.). Beim Selbstbeschädiger jedoch tritt der höhere Straf - 
satz schon früher ein, nämlich dann, wenn der Selbstbeschädiger 
zur Dienstleistung bei seinem Truppenkörper untauglich 
geworden ist (§§ 294 und 295 M.-St-G.). 

Der Grad der Beschädigung wird durch eine Superarbitrie- 
rungskommission festgestellt, die bei der Klassifikation eine 
von der gewöhnlichen abweichende Beurteilung vorzunehmen 
hat. Um sich nämlich dem Straf erhöhungsumstande der §§294 
und 295 M.-St.-G. anzupassen, hat der Superarbitrierungsbefuud 
überSelbstbeschädiger zu lauten : auf ^dienstuntauglich", wenn 
der Untersuchte zu keiner, auch untergeordneten, Dienstleistung 
bei seinem Standeskörper geeignet ist, und auf „minder- 
tauglich" auch dann, wenn er infolge des durch die Selbst- 
beschädigung erlittenen Gebrechens zwar nach den allgemeinen 
Grundsätzen als „waffenunfähig" zu bezeichnen wäre, jedoch 
noch zu bestimmten, wenn auch untergeordneten Dienstleistun- 
gen im eigenen Standeskörper (z. B, Schreiber, Koch, Kranken- 
pfleger, Offiziersdiener u. dgl.) geeignet ist (§ 37 Sanitätsregl. 
I. T. f. d. Heer). An diesen Superarbitrierungsbefuud ist der 
Richter auch nicht mehr gebunden, als an einen anderen Sach- 
verständigenausspruch, d. h. er kann seinen Inhalt für rechtlich 
bewiesen erachten (§ 202 M.-St.-P.-O.). Der Richter wird sonach 
durch einen auf „dienstuntauglich" lautenden Superarbitrierungs- 
befuud nicht gehindert, nach seiner Überzeugung das mildere, 
nämlich „mindertauglich" anzunehmen. Diese Freiheit muß dem 
Richter um so mehr gewahrt sein, als der Befund und das 
Gutachten in seiner -Abwesenheit :5Ustandekommen und ihm 
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jede Möglichkeit einer Einwirkung benommen ist. De lege 
ferenda dürfte die Beiziehung des Untersuchungsrichters zum 
Superarbitrierungsakte der Selbstbeschädiger in Erwägung zu 
ziehen sein. Sie wäre nur die Durchführung eines allgemein 
gültigen Prozeßgrundsatzes. 

Bemerkenswert ist, daß die Selbstbeschädigung eines noch 
nicht Stellungspflichtigen, eines Stelltingspf lichtigen und eines 
schon Assentierten jedoch noch „Uneingereihten" als Vergehen 
die schwere Straffolge der Dienstzeitverlängerung nach sich 
zieht, während das vom militärischen Standpunkte schwerer zu 
beurteilende Verbrechen der Selbstbeschädigung eines „Einge- 
reihten" keine solche Folge hat. Dieser Gegensatz ist un- 
systematisch, weshalb de lege ferenda seine Beseitigung ins 
Auge gefaßt werden könnte. So sehr angemessen die Strafe der 
Dienstzeitverlängerung für Wehrpflichtdelikte auch scheinen mag, 
dürfte man sich schließlich doch zu ihrer gänzlichen Beseitigung 
entschließen müssen. 

Die Verjährung beginnt mit der Vollendung des Ver- 
brechens und zwar beim Vorschubleister (Mitschuldigen) mit 
seiner letzten Anstiftungs-, Beihilfe- oder Teilnahmehandlung 
unabhängig vom Beginne der Verjährung beim Selbstbeschädiger 
selbst. Die Selbstbeschädigung selbst ist, wenn sie durch die 
Zufügung einer Verletzung oder durch das Herbeiführen oder 
Vergrößern einer Krankheit verübt worden ist, mit der letzten 
darauf abzielenden Handlung, wenn sie aber durch Unterlassung 
der Heilversuche verübt wurde, mit dem Zeitpunkte vollendet, 
wo der Wehrpflichtige die Heilversuche vornehmen läßt oder 
wo sie aussichtslos werden. Hiernach bestimmt sich der Anfangs- 
punkt der Verjährung, die in allen Fällen fünf Jahre dauert 
(§ 134, lit. c M.-St.-G.). Die Verjährung der Vorschubleistung 
(Mitschuld) dauert nach dem M.-St.-G., dann nach dem öst. 
(§ 228, lit. b) und nach dem bosnischen Z.-St.-G. (§ 102, lit. c) 
fünf Jahre, nach ung. (§ 67, Abs. 1 Wehr-G.) und nach kroati- 
schem Rechte (§ 7, Abs. 1 G. v. 2./12. 89) drei Jahre. 

Zuständig sind für das Verbrechen der Selbstbeschädi- 
gung die Militärstrafgerichte und zwar auch dann, wenn die 
Tat im nichtaktiven Verhältnisse begangen worden ist. Doch 
kann im letzteren Falle das Verfahren erst nach der Unter- 
stellung unter die ordentliche Militärstrafgerichtsbarkeit infolge 
einer gesetzmäßigen Einberufung eingeleitet werden (vgl, S. 241).^ 
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Für den Vorschubleister (Mitschuldigen) sind zuständig: 

wenn er der ordentlichen Militärstrafgerichtsbarkeit unter- 
liegt, die Militärstrafgerichte, wenn er aber der ordentlichen 
Zivilstrafgerichtsbarkeit unterworfen ist, 

in Österreich im Frieden die Zivil-, im Kriege die Militär- 
strafgerichte (§ 7 G. V. 20./5. 69.), 

in Ungarn und Kroatien jederzeit die Zivilstrafgerichte (§ 68, 
Abs. 6 ung. Wehr-G. und § 9, Abs. 1 kroat G. v. 2./12. 89.) und 

in Bosnien-Herzegowina jederzeit die Militärstrafgerichte 
(§ 139 Z.-St.-G.). 

§ 19. Die Verletzung der Wehrpflicht durch listige 

Umtriebe. 

Das Delikt der Verletzung der Wehrpflicht durch listige 
Umtriebe war der österreichisch-ungarisch-kroatischen Gesetz- 
gebung bis zum Wehr-G. v. 89 ganz unbekannt und ist es der 
bosnischen Gesetzgebung noch heute. Unter dem Zwange der 
militärischen Interessenforderungen suchte man das Delikt 
unter verschiedene Tatbestände, vorzugsweise unter den des 
Betruges einzureihen (vgl. S. 61 f.). 

Die im Jahre 1889 erflossenen Bestimmungen haben folgen- 
den Wortlaut: öst. Wehr-G. 

§ 47. „Wer sich listiger Umtriebe bedient, um sich oder 
einen anderen der gesetzliehen Wehrpflicht zu entziehen, macht 
sich eines Vergehens schuldig und wird — insofern nicht die 
strengeren Bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes zur 
Anwendung kommen — mit strengem Arrest von einem Monate 
bis zu einem Jahre und an Geld von 300 bis zu 4000 K bestraft. 

Außer dieser Strafe wird der Schuldige, zu dessen Gunsten . 
die strafbare Handlung begangen wurde, für die betreffende 
Stellung außer der Altersklasse und Losreihe und bezüglich der 
Ableistung und Verlängerung der Dienstpflicht nach § 44^) be- 
handelt." 

§ 48. „Wer sich listiger Umtriebe bedient, um für sich 
oder für einen anderen eine in den §§ 25 bis einschließlich 34^) 



Vgl. § 16 dieses Buches, B, b auf S. 164. 

2) Anspruch auf den Dienst als Einjährig- Freiwilliger oder auf die 
Einteilung in die Ersatzreserve als Geistlicher, Lehrer, Besitzer einer ererbten 
Landwirtschaft mittlerer Qröße oder als FamiUenerhalter. 
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dieses Gesetzes bestiininte, ihm nicht zukommende Begünstigung 
zu erlangen, macht sich eines Vergehens schuldig und wird — 
insofern nicht die strengeren Bestimmungen des allgemeinen 
Strafgesetzes zur Anwendung kommen — mit strengem Arrest 
von einem Monate bis zu sechs Monaten und an Geld von 200 
bis zu 2000 K bestraft. 

Außer dieser Strafe wird der Schuldige, zu dessen Gunsten 
die strafbare Handlung begangen wurde, für die betreffende 
Stellung außar der Altersklasse und Losreihe behandelt/ 

Ung. Wehr-G. § 47. „Wer sich listiger Umtriebe bedient, 
um sich oder einen anderen der gesetzlichen Wehrpflicht zu 
entziehen, macht sich eines Vergehens schuldig und wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre und an Geld bis zu 4000 üT 
bestraft. 

Außer dieser Strafe — und unabhängig von der Anwen- 
dung derselben — wird der Schuldige, in dessen Interesse die 
strafbare Handlung begangen wurde, für die betreffende Stel- 
lung außer der Altersklasse und Losreihe und bezüglich der 
Ableistung und Verlängerung der Dienstpflicht nach § 44 1) 
behandelt." 

§ 48. „Wer sich listiger Umtriebe bedient, um für sich 
oder für einen anderen eine in den §§ 25 bis einschließlich 34 2) 
dieses Gesetzes bestimmte, ihm nicht zukommende Begünstigung 
zu erlangen, macht sich eines Vergehens schuldig und wird mit 
Gefängnis bis zu sechs Monaten und an Geld bis zu 2000 A" 
bestraft 

Außer dieser Strafe ~— und unabhängig von der Anwendung 
derselben — wird der Schuldige, in dessen Interesse die straf- 
bare Handlung begangen wurde, für die betreffende Stellung 
außer der Altersklasse und Losreihe behandelt 

Kroat.slav. G. v. 2./12. 89, § 2 ist gleichlautend mit § 47 
Abs, 1 ung. Wehr-G., doch ist die Strafart strenger Arrest. 
Mit derselben Modifikation gleicht der § 3 kroat. G. dem 
1. Abs. § 48 ung. Wehr-G. Der § 5 kroat. G. enthält dann noch 
die Subsidiaritätsbestimmung gegenüber strengeren Bestim- 
mungen des Strafgesetzes und der § 6 die Aufrechterhaltung 



1) Vgl. Fußnote 1 auf S. 249. 

2) Vgl. Fußnote 2 auf S. 24^. 
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der im (mit Ungarn in dieser Beziehung gemeinsamen) Wehr-G. 
enthaltenen Bestimmungen über die Verlängerung der Dienst- 
zeit und über den Verlust wehrgesetzlicher Begünstigungen. 

Im allgemeinen kann auf die Ausführungen im § 1 3 dieses 
Buches verwiesen werden. Ergänzend wäre hierzu Folgendes zu 
bemerken : 

Die herrschende, wenn auch nicht ungeteilte Meinung in der 
öst.-ung. Militärgerichtspraxis nimmt an, daß auch aktive Militär- 
personen Subjekte der vorbezeichneten Delikte sein können 
und stützt dies auf die §§ 70, Abs. 1 öst. und ung. Wehr-G., 
die folgenden Wortlaut haben: „Die Strafbestimmungen der 
§§ 44, letzter Absatz, 45, 47 und 48 finden auch auf die unter 
der Militärgerichtsbarkeit stehenden Personen Anwendung." Mit 
Rücksicht darauf, daß auch der 2. Abs. der §§ 70 für die Aus- 
legung von Bedeutung ist, folgt hier sein Wortlaut: „Die Straf - 
bestimmungen des § 49 finden auf die unter der Militärstraf- 
gerichtsbarkeit stehenden Personen in dem Falle Anwendung, 
wenn sie die in diesen Paragraphen bezeichnete Handlung an 
einem noch nicht Assentierten oder an einem uneingereihten 
Rekruten oder Ersatzreservisten verüben oder dabei als Mit- 
schuldige mitwirken." 

§ 44, letzter Abs. ist Mitschuld an dem Stellungsver- 
säumnis und an der einfachen Stellungsflucht (in Österreich 
politische Übertretung), § 46 qualifizierte Stellungsflucht 
(Vergehen), §§47 und 48 listige Umtriebe (Vergehen), § 49 
Selbstbeschädigung der noch nicht Stellungspflichtigen, der 
Stellungspflichtigen und der „Uneingereihten". Indem der 
§ 70, Abs. 1 den § 45 (qualifizierte Stellungsflucht) zitiert, steht 
außer Frage, daß er auf Militärpersonen nur unter dem Ge- 
sichtspunkte der Mitschuld Anwendung finden kann. Dasselbe 
ist ausdrücklich vom § 44 und vom § 49 gesagt und es war 
bei diesen beiden Paragraphen nötig, dies besonders zu be- 
merken und zwar zum § 44, weil die Mitschuld in seinem letzten 
Absatz besonders normiert ist und es sich ferner dabei um eine 
politische Übertretung handelt, bei der die Strafbarkeit der 
Mitschuld nicht selbstverständlich ist, und zum § 49, weil die 
Mitschuld einer unter der Militärgerichtsbarkeit stehenden Per- 
son an der Selbstbeschädigung eines eingereihten Soldaten das 
schwerer verpönte Verbrechen der Vorschubleistung zur Selbst- 
besohädigung nach § 297 M.-St.-G. ist, welcher Paragraph des 
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M.-St.-G. aufrechterhalten werden wollte. Wenn nun die §§ 44 
und 49 ausdrücklich und der § 45 begrifflich auf die der Militär- 
strafgerichtsbarkeit unterstehenden Personen nur unter dem 
Gesichtspunkte der Mitschuld anwendbar erklärt werden, müßte 
man dem Gesetzgeber einen groben technischen Verstoß zumuten, 
wenn man annehme, daß er die im Zuge derselben Aufzählung 
ohne jedwede nähere Erläuterung angeführten §§ 47 und 48 
nicht nur unter dem Gesichtspunkte der Mitschuld, sondern 
auch unter dem der unmittelbaren Täterschaft betrachtet wissen 
wolle. Einen so tiefgreifenden Unterschied zwischen den in einem 
Zuge zitierten Gesetzesstellen hätte der Gesetzgeber wohl kaum 
ohne ausdrückliche Betonung übergehen können. 

Die §§ 47 und 48 Wehr-G. normieren die Strafen für Ent- 
ziehungen von der gesetzlichen Wehrpflicht, sind daher 
jedenfalls unanwendbar auf solche Militärpersonen, die nicht 
auf Grund einer gesetzlichen Wehrverpflichtung, sondern auf 
Grund einer freiwillig übernommenen Dienstpflicht dienen. 
Ein Tatbestand, dessen Subjekte auch aktive Militärpersonen 
sind, kann daher niemals die gesetzliche Wehrpflicht als Ver- 
letzungsobjekt erklären, wie es die §§ 47 und 48 Wehr-G. tun. 
Er muß als solches die gesetzliche und die freiwillig über- 
nommene Dienstpflicht hinstellen, erstens um beide Rechts- 
gründe der Dienstpflicht zu treffen und zweitens um korrekter 
Weise nur von der Dienstpflicht zu sprechen, da die bereits 
eingereihte Militärperson nur noch diesen Teil der Wehrpflicht 
zu erfüllen hat, vorausgesetzt, daß sie überhaupt auf Grund der 
Wehrpflicht dient und wobei unter „Dienstpflicht" auch die 
Pflicht zum Landsturmdienste zu verstehen ist. Dies hat dem 
deutschen Gesetzgeber vor Augen geschwebt, indem er beim 
Delikte der Anwendung eines auf Täuschung berechneten Mittels 
im allgemeinen Strafgesetzbuche (§ 143) von der „Absicht, sich 
der Erfüllung der Wehrpflicht zu entziehen", hingegen im 
M.-St-G. (§83) von der „Absicht, sich der Erfüllung seiner ge- 
setzlichen oder von ihm übernommenen Verpflichtung 
zum Dienste zu entziehen" spricht. 

Endlich kommt noch in Betracht, daß die in den §§47 
und 48 dem delinquierenden Wehrpflichtigen angedrohten wehr- 
gesetzlichen Rechtsfolgen, wie z. B. die Stellung außer der 
Altersklasse und Losreihe, auf eine Militärperson begrifflich 
nicht mehr anwendbar sind. 
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Weisl (Bes. T. 65) und Kleemann (a. a. O. 144 f.) sind 
auch der hier vertretenen Ansieht. Auch der K.-H. scheint auf 
demselben Standpunkte zu stehen (Slg. 1442 und 1485), jedoch 
ist die Fassung der Gründe der Entscheidung Slg. 1485 inso- 
fern irreführend, als sie sagen, der § 47 Wehr-G. sei auch „auf 
bereits assentierte, dem Heeresverbande angehörende" Personen 
anwendbar. Der K.-H. ist nämlich dort der irrigen Meinung, 
daß ein bereits assentierter „aber noch nicht eingereihter Rekrut 
dem Heeresverbande angehört." Dies ist jedoch nicht richtig, 
da nach § 140, Pkt. 1 Wehrvorsch. I. T. die Aufnahme der 
Assentierten in den Verband des Heeres (der Kriegsmarine, der 
Landwehr) erst durch <iie Einreihung erfolgt. Nach Berichtigung 
dieses Irrtums ist aber dem K.-H. allerdings darin zuzustimmen, 
daß auch schon Assentierte Subjekte des § 47 (und demgemäß 
auch des § 48) Wehr-G. sein können, allerdings nur solange, 
als sie nicht „eingereiht" sind. 

Die Absicht muß beim § 47 auf eine gänzliche Entziehung 
von der Wehrpflicht gerichtet sein, was sich aus einem Ver- 
gleiche mit § 48 ergibt. Da letzterer die Erschleichung der Ein- 
jährig-Freiwilligen- und der Ersatzreservebegünstigung milder 
straft, als der § 47 die „Entziehung von der gesetzlichen Wehr- 
pflicht", muß die im § 47 gemeinte „Entziehung von der Wehr- 
pflicht" einen größeren Umfang haben. Bedeutet nun schon die 
Erschleichung der Einjährig-Freiwilligen- oder der Ersatzreserve- 
begünstigung, daß der Wehrpflichtige statt der zwei- bis vier- 
jährigen Präsenzdienstpflicht nur ein Jahr oder nur acht Wochen 
dienen will, so kann das Mehr des § 47 nur in der Absicht 
bestehen, überhaupt nicht dienen zu wollen und nicht etwa in 
der Absicht, sich einer vierzehntägigen Waffenübung oder gar 
nur einer Ausrückung zu entziehen und seine gesamte Dienst- 
zeit zwar zu erfüllen jedoch z. B. nicht bei der Kavallerie, 
sondern bei einer Fußtruppe. 

Sowohl § 47 als § 48 gelten nur subsidiär für den Fall, 
als nicht eine andere strengere Strafbestimmung zutrifft. Eine 
Konkurrenz mit dieser tritt nicht ein (vgl. § 17, Äy a, a in fine). 
Als eine solche strengere Strafbestimmung kommt zumeist 
Betrug durch Fälschung öffentlicher Urkunden in Betracht 
(K.-H. 2423). 

Unmittelbarer Täter ist sowohl der Wehrpflichtige selbst, 
als auch derjenige, der ihn mit oder ohne sein Einverständnis 
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der gesetzlichen Wehrpflicht entziehen oder ihm die ungebühr- 
lichen Begünstigungen erschleichen will. Besteht die Tätigkeit 
des Wehrpflichtigen nur darin, daß er einen anderen anstiftet, 
in seinem (des Anstifters) Interesse listige Umtriebe zu begehen, 
so ist er dennoch nicht der Anstiftung, sondern der unmittel- 
baren Täterschaft schuldig, weil dann eben in dieser Anstiftung 
schon das „Sich listiger Umtriebe bedienen", also die Tat 
selbst liegt. 

Bezüglich der Rechtsfolge der Verlängerung der Dienst- 
pflicht ist auf den § 44 Wehr-G. verwiesen, wonach bei dem 
Stellungsversäumnis im Falle freiwilligen Erscheinens die Dienst- 
pflicht um ein Jahr, im Gegenfalle um zwei Jahre verlängert 
wird. Da sich diese Frage bei dem Vergehen der listigen Um- 
triebe zur gänzlichen Entziehung von der Wehrpflicht (§ 47) 
nicht wie beim Stellungsversäumnis von selbst aus den Tat- 
sachen beantwortet, hat in Österreich das Gericht im Urteile 
ausdrücklich auszusprechen, ob der Verurteilte zur Erfüllung 
seiner Stellungspflicht freiwillig erschienen ist oder nicht (§81, 
Pkt. 2 Wehrvorsch. I. T. und Erl. des Justizmin. v. 27./9. 89, 
Z. 15.749, J.-M.-V.-B. 49). Beim Vergehen der listigen Um- 
triebe zur Erschleichung des Einjährig Freiwilligenrechtes oder 
des Anspruches auf die Einteilung in die Ersatzreserve (§§ 48 
Ost. und ung. Wehr-G., § 3 kroat. G. v. 2./ 12. 89) findet keine 
Dienstpflichtverlängerung statt. Im Übrigen gilt für die Um- 
Avandlung der uneinbringlichen Geldstrafen und für die 
wehrgesetzlichen Rechtsfolgen das beim Vergehen der Selbst- 
beschädigung im § 18 dieses Buches unter -4, a, ö (S. 235), 
A, b, d (S. 236) und A, c, ad ö (S. 237) Gesagte. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, wo das Vergehen 
verübt wurde und dauert in Österreich ein Jahr (§ 67 Wehr-G.), 
in Ungarn (§ 67 Wehr-G.) und in Kroatien-Slavonien (§ 7 
G. V. 2./12. 89) drei Jahre. Da die Vergehen der listigen Um- 
triebe durch das „Siehbedienen" verübt werden und das „Sich 
der Wehrpflicht zu entziehen'* nur die mit der Handlung ver- 
bundene Absicht nicht aber die Handlung selbst ist, sind diese 
Vergehen niemals Dauerdelikte. Zu einem solchen genügt nicht 
die Fortdauer des herbeigeführten rechtswidrigen Zustandes, 
sondern ist die dolose Reproduzierung des strafbaren Tatbe- 
standes auch in späterer Zeit erforderlich. Auch läßt sich in 
den Vergehen der listigen Umtriebe kein Omissivdelikt, sondern 
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stets nur ein Kommissivdelikt erblicken. In Erwägung dieser 
Umstände beginnt somit ihre Verjährung mit dem Zeitpunkte, 
wo von den Umtrieben Gebrauch gemacht wird, um den wehr- 
pflichtwidrigen Zweck zu erreichen und dies kann natürlich 
nur maßgebenden Ortes, also vor der berufenen Behörde, ge- 
schehen (K.-H. 1750). 

Für die Zuständigkeit gilt das bei § 15 dieses Buches 
unter C, h Gesagte (vgl. S. 168 f.). 



Nachtrag 



zum § 10, drittletzter Absatz (S. 106), zum § 15, C, /, zu a) 
(S. 157), zum § 18, A, a, 6} {S. 235) und zum § 19, drittletzter 

Absatz (S. 254). 

Die neue österreichische Reichsratswahlordung (G. v, 26./1. 
07, R. 17) enthält im § 8, Pkt. 5 die Bestimmung, daß Personen, 
die wegen eines Vergehens nach den §§ 45 (Stellungsflucht ins 
Ausland), 47 (listige Umtriebe, um sich der Wehrpflicht zu ent- 
ziehen), 48 (listige Umtriebe zur Erschleichung einer Begünsti- 
gung in der Erfüllung der Wehrpflicht) und 49 (Selbstbeschä- 
digung der „Uneingereihten*' oder noch nicht Assentierten) 
Ost Wehr-G. zu einer Strafe verurteilt worden sind, das aktive 
und das passive Wahlrecht für die Dauer von drei Jahren nach 
dem Ende der Strafe verlieren. 

Diese Bestimmung ist aus mehreren Gründen nicht ein- 
wandfrei: sie wird vielfach, vielleicht in der größeren Anzahl 
der Fälle nicht zur Wirkung kommen, weil die Subjekte der 
bezeichneten Vergehen meist ohnedies wegen ihrer Minderjährig- 
keit (§ 7 G. V. 21./12. 67, R. 141 in der Neufassung durch Art. II 
G. V. 26./1. 07, R. 15) oder wegen ihrer auf das Strafende folgen- 
den mehrjährigen Liniendienstleistung (§ 7 Reichsrwahlordg.) 
von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind; sie ist unsystematisch, 
weil sie bei den schwereren Wehrpflichtsverbrechen der De- 
sertion und der Selbstbeschädigung (Militärverbrechen nach 
§§ 293 ff. M.-St.-G.) nicht eintritt; sie ist endlich für das leichte 
Vergehen des § 48 Wehr-G. zu streng. 
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Der Verfasser hat sein Werk, dessen zwei erste Bände die Ent- 
wicklung der parlamentarischen Verhältnisse bis zum Jahre 1879 
darstellen, auf Grund der Protokolle der beiden Häuser des Ab- 
geordnetenhauses ausgeführt. Als langjähriger Parlamentsjoumalist 
(der „Neuen Freien Presse**)» der Einbhck in das Getriebe der 
Parteien und des politischen Lebens bekam, kann Dr. Kolmer den 
Anspruch erheben, auch als Praktiker das Wort zu führen. 



BAND III: 
1879-1885 

Gr.-Oktav. XII, 515 Seiten 
Preis : Kr. 10.80 = M. 9- 



BAND IV: 
1885-1891 

Gr.-Oktav. VHI, 474 Seiten 
Preis:Kr.9.60 = M.8.- 



Diese Fortsetzungen des für den politischen Praktiker fast unent- 
behrlich gewordenen Hilfswerkes haben um so größere Bedeutung, 
als es für die Zeit von 1 879 ab keine zusammenfassende Darstellung 
der innerpolitischen Geschichte Österreichs gibt. Die bekannte 
kompilatorische Geschichte von Walter Rogge reicht nur bis 
zum Sturze des Ministeriums Auersperg II. Von diesem einschnei- 
denden Wendepunkte der Verfassungsgeschichte ab ist also die 
Arbeit Dr. Kolmers das einzige Werk, das rasch und umfassend 
über die politische Geschichte jener Zeit unterrichtet, wo eine 
staatsrechtliche Umwälzung von grundstürzender Bedeutung für 
Parlament und Verfassung in Österreich anhub. 
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